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in 2992 3126 3221 3282 3454 3563 

BeſchweEntſcheidungen gegen Entſch. der 
AufwStellen: 2507 2509 2644 3125 
3220 3281 3605 

REntſcheide in Miet- u. Pacht Sch Sachen: 
2511 2647 3285 3458 3675 

Zivilſachen: 2513 2578 2650 2744 2844 
2911 2998 3131 3225 3286 3386 3460 
3565 3607 3675 

Strafſachen: 2523 2590 2651 2844 2872 
2999 3148 3231 3392 3467 3578 3608 
3676 

Landgerichte: 

Zivilſachen: 2526 2592 2653 2757 2911 
3001 3149 3231 3291 3396 3471 3583 
3608 

Strafſachen: 2594 3595 3678 

Amtsgerichte: 
Zivilſachen: 2526 2594 3585 3609 


* 6 


2. Arbeitsgerichte. 
Reichsarbeitsgericht: 2527 2595 2654 2757 
3003 3152 3291 3397 3475 3585 3609 
3679 
Landesarbeitsgerichte: 2528 2598 2655 3155 


3. Verwaltungsgerichte und Ber- 
waltungsbehörden. 
a) Reichsbehörden. 
Reichsfinanzhof: 
Gutachten: 2758 3476 
Entſcheidungen: 2529 2600 2656 2759 
2864 3005 3156 3233 3292 3477 3587 
3679 
Reichsverſicherungsamt: 2530 2602 2657 
2760 2866 3021 3228 3398 3489 3589 
3610 3679 
Reichsverſorgungsgericht: 2531 2760 3247 
3589 


Reichsſchuldenverwaltung: 2530 
Reichswirtſchaftsgericht: 2531 


b) Landesbehörden. 


a) Oberverwaltungsgerichte. 

Preuß.: 2531 2603 2657 2760 3023 3161 

3293 3398 3490 3590 3680 
Bayr.: 3680 
Sächſ.: 2661 
Bad.: 2604 
Heſſ.: 2605 3492 3591 3612 3680 
Hamburg.: 3294 0 


Sachregiſter 


B) Sonſtige Landesbehörden. 
Preuß. Landesamt für Familiengüter: 
2662 3493 
Preuß. Gerichtshof z. Entſch. der Kom⸗ 
petenzkonflikte: 3295 3592 
Oberlandeskulturamt: 2532 3493 
09 Landesverſorgungsgericht: 2532 3247 
2 
Thür. Dienſtſtrafhof für Richter: 2866 
Hamburg. Diſziplinarhof: 2867 
Finanzgericht Darmſtadt: 2759 


4. Ausländiſche Gerichte. 
Oberlandesgericht Wien: 2532 
Oberſter Gerichtshof Wien: 3024 
Oberſter Gerichtshof Brünn: 2662 
Oberlandesgericht Graz: 2605 
Ungar. Kgl. Kurie: 3024 
Obertribunal Kaunas: 2868 
England: Court of Appeal: 3163 


D. Behörden. 


Rundverfügungen des Präſidenten des AG. 
. Berlin-Mitte. Grundſätzliche Entſcheidun⸗ 
gen. 1. Koſtenſachen. 2. Berechnung des 
Streitwerts bei Klagen der Abzahlungs⸗ 
geſchäfte 2450 


E. Vereine, Geſellſchaften und Tagungen. 

Vorſtand des Advokatenvereins Celle: 
Richtlinien für den Vortrag in der 
mündl. Verhandlung 3536 


II. 
Sachregiſter 


Geſellſchaft für Handelsrecht des Überſee⸗ 
verkehrs. Vortrag v. Dir. K. Sturm, 
Hamburg: Die Sorge für die Seetüch⸗ 
tigkeit des Handelsſchiffes 3183 

Internat. Sachverſtändigenausſchuß f. Luft⸗ 
privatrecht. Mitget. v. ORegR. Dr. Otto 
Rieſe, Berlin 3305 

Preuß. Richterverein. Vertreterverſammlung 
am 21. u. 22. Nov. 1931 in Halle a. S. 
3305 


F. Vermiſchtes. 


überjicht der abgedruckten Rechtſprechung: 
Heft 36: 2533 

37: 2606 

38: 2662 

39, 40: 2883 

41: 2912 

42, 43/44: 3163 

45: 3247 

46: 3295 

” 27 == 

„ 48: 3494 

49, 50, 51: 3613 

Berichtigungen: 2532 2662 2868 3403 3493 
3592 3680 

Die Zeilerſchen Umwertungszahlen: 2605 
2912 3295 3612 

Vorbemerkung der Schriftleitung: 2609 

Notiz betr. das Internat. Inſtitut zu 
Rom für die Vereinheitlichung des Pri- 
vatrechts 3184 


Diefes Regiſter umfaßt nur den III. Band (Heft 39 bis 52) (5. 2433 — 3689) 
Für die Benutzung des Sachregiſters wird auf Regiſter IV, das alphabetiſche Verzeichnis der im Geſetzesregiſter (III) angezogenen Geſetze und 


Vorbemerkung: Die Abkürzungen ſind die des 
è 


Verordnungen, verwieſen. 


(Berlin 1929. Walter de Gruyter & Co.). 


Abkürzungsverzeichniſſes der Rechtſprechung von JR. Dr. Dr. Magnus und Prof. Dr. Maaß 


Bei Zitaten, die nicht ohne weiteres erkennen laſſen, ob es ſich um Zivil- oder Strafrecht handelt, ift in Klammern „ZR.“ bzw. StR.” angefügt. 


Aachener Steinkohlenbergbau 
vgl. unter Bergbau 
Abdeckerei 
87 Nr. 1 u. 2 RGewdO.; § 4 Nr. 2 Pr- 
Gew. Preuß. Geſetze betr. A.gerechtig⸗ 
keit v. 31. Mai 1885, v. 17. März 1868, 
v. 17. Dez. 1872. Alle dieſe Geſetzes⸗ 
beſtimmungen treffen nur jederzeit frei 
widerrufliche Rechte. Ein ſolches liegt 
nicht vor, wenn ein A. privileg mit dem 
Verſprechen „alles getreulich u. ohne 
Gefährde“ verliehen war 25645 
Abgeltung 
Die A. ErweitVO. v. 24. Okt. 1923 iſt 
durch die AufwGeſetzgebung nicht auf- 
gehoben. Die nach $ 5 Ausf Beſt. vom 
6. Nov. 1923 zu bildende Kommiſſion 
hat auch über Anſprüche gegen die 
für Rechnung des Reichs handelnde 
Stelle zu entſcheiden 273737 
Aufnahme des auf Grund $ 1 Abgelt⸗ 
ErweitVO. v. 24. Okt. 1923 ausge- 
ſetzteu Verfahrens nach erfolgter Ent⸗ 
ſcheidung des RF M. 35444 
Ablehnung von Beiſitzern des KlGart⸗ 
Schiedgerichts 
ſ. unter K. 
Ablehnung des Richters 5 
$ 42 BRO. Die A. eines R. in dem Au⸗ 
fechtungsprozeß einer wegen Geiſtes⸗ 
ſchwäche Entmündigten iſt nicht be⸗ 
gründet, wenn er der im Verhand⸗ 
fungstermin perſönlich anweſenden Kl. 


auf erneute Beweisanträge (Herbei⸗ 
ziehung neuer Akten) ſeinem Zweifel 
darüber Ausdruck gegeben hat, ob 
ſolche Akten nicht nur auf ihrer Ein 
bildung beruhen 25198 


Ablehnung und Ausſchluß von Finanz⸗ 
beamten 
vgl. unter F. 

Abtretung 


vgl. auch Sicherungs A., ferner A. des 
Herausgabeanſpruchs unt. Eigentums⸗ 
erwerb 

Die konkursmäßige Anfechtung eines Ver⸗ 
trags, durch den die künftigen Ein⸗ 
nahmen des Gemeinſchulduers abge- 
treten worden ſind, hat ſich nicht auf 
die einzelnen Zahlungen zu beziehen, 
ſondern ergreift den Vertrag mit allen 
Folgen. Alſo Rückgewähr aller nach 
Konkurseröffnung entgegengenommen. 
Zahlungen zur Konkursmaſſe 2564 

In der Beſtimmung eines Grundſtückkauf⸗ 
vertrags, daß die Nutzungen des Kauf⸗ 
grundjtüces von beſtimmtem Tage ab 
auf den Käufer übergehen oder ihm 
„zuſtehen“ oder „gehören“, iſt A. der 
Mieten nicht zu erblicken 2746 

Durch nur mündliche Übertragung eines 
(tägl. fälligen u. vollkommen ſicheren) 
Anſpruchs gegenüber einer Sparkaſſe 
auf die GmbH. kann eine „Einzah⸗ 
lung“ nicht geleiſtet werden 9991 25 

Vertrag, durch den ſich Dritter der 


GmbH. gegenüber verpflichtet, einen 
Geſchäftsanteil, der ihm von einem 
ihrer Geſellſchafter auf deren Berau- 
laſſung abgetreten werden foll, zu er- 
werben, bedarf der gerichtlichen und 
notariellen Form 2967 11 

Auch wenn jemand Geſellſchafter einer 
GmbH. im Auftrag eines anderen ge- 
worden u. dieſem gegenüber verpflich⸗ 
tet iſt, ſeinen Anteil an ihn abzutreten, 
bedarf dieſe A. der im Geſellſchafts⸗ 
vertrag vorgeſehenen Genehmigung der 
Geſellſchaft 296712 

Die A. od. Pfändung von Stammein⸗ 
lagerückſtänden einer Gmb. nur zu⸗ 
läſſig, wenn der Geſellſch. f. die A. 
ein vollwertiges Entgelt zufließt od. 
wenn Anſpruch des Pfändungspfand⸗ 
gläubigers im Zeitpunkt des Wirkſam⸗ 
werdens des Pfändungsbeſchl. gegen⸗ 
über dem gepfändeten Einzahlungs⸗ 
anſpruch vollwertig iſt 296813 

Die A. einer Forderung durch GmbH. 
an den alleinigen Eigentümer ihrer 
Anteile zum Zweck der Erlangung des 
Armenrechts iſt nichtig 31419 

Streitigkeiten über Rechtsfolgen aus der 
A. eines vor den Verſicherungsbehör⸗ 
den der RVO. zu verfolgenden Mn- 
ſpruchs find in dem durch die RVO. 
geordneten Verfahren zu entjcheiben. 
Feſtſtellungsklage über das Beſtehen 
des von der Krankenkaſſe an den 


Neichsfistus abgetretenen Anſpruchs 
auf Rückzahlung überhobenen Ver⸗ 
ſorgungskrankengelds iſt unzuläſſig 
32381 36101 

§ 10 Tar&t. 15 PrlStempSt®. Entſtehung 
des A.ſtempels bei der mit der Hyp- 
Beſtellung verbundenen A. des Brand⸗ 
verſicherungsanſpruchs an den Hyp⸗ 
Gläub. 2739 38 


Hypotheken A. 

Wird Tilgung der Forderung, zu deren 
Sicherung die Erteilung einer Grund⸗ 
ſchuld erfolgt iſt, zur auflöſenden Be⸗ 
dingung der A. geſetzt, dann geht die 
Grundſchuld nur auflöſend bedingt in 
das Vermögen des Erwerbers über u. 
fällt mit dem Eintritt der Bedingung, 
ohne neues rechtsgeſchäftl. Handeln der 
Beteiligten an den Schuldner zurück. 
Wenn aber die Erledigung des Siche⸗ 
rungszwecks einen ſchuldrechtl. Anſpr. 
u. Verpflichtung zur Rückübertragung 
begründet, dann genügt es nicht, daß 
Gläub. u. Schuldner über den Rück⸗ 
übergang der Grundſchuld nur form- 
los willenseinig werden; es bedarf 
dann der Übergabe des Briefs u. der 
Erteilung der A erklärung in ſchriftl. 
Form. — Die A. einer Grundſchuld 
durch Nichtberechtigten wird infolge 
Einwilligung oder Genehmigung des 
Berechtigten, die nicht der für das 
Hauptgeſchäft beſtimmten Form bedarf, 
wirkſam 2695 5 

Wird die Eintragung einer Höchſtbetrags⸗ 
hyp. in das Grundbuch durch deſſen 
Beſeitigung ſeitens der feindl. Regie⸗ 
rungen unmöglich, fo kann die yp. 
nicht zur Entſtehung gelangen. Keine 
Umdeutung in A. der perſönl. Forde⸗ 
rung unter Ausſchluß der Hyp. 3105 

§ 1144 BGB. Zur Frage der Abtretbar⸗ 
keit des Berichtigungsanſpruchs 32889 

Rechtslage, wenn bei im Kaufvertrag 
vereinbarter Erfüllungsübernahme auf 
Erſuchen des zur Erfüllung verpflich⸗ 
teten Käufers der Verkäufer die Schuld 
auf Verlangen des mit der Schuldüber⸗ 
nahme nicht einverſtandenen Gläub. zahlt 
u. die für die Forderung eingetragene 
Hyp. abgetreten erhält. Es bleibt bei 
dem für den Verkäufer gegen den Käu⸗ 
fer beſtehenden Befreiungsanſpruchs, 
daraus ergibt ſich der Erſtattungsan⸗ 
ſpruch des Verkäufers gegen den Käu⸗ 
fer; weiterhin tritt die in 8 1164 BGB. 
behandelte Erſatzforderung an Stelle 
der bisher. Forderung gegen den Käu⸗ 
fer; ſie iſt jetzt die durch Hyp. ge⸗ 
ſicherte Forderung 3440 

Hyp Briefe find auch dann keine „Wert⸗ 
papiere“ i. S. von $ 11 Dep., wenn 
ſie unter Hinzufügung von Blanko⸗ 
zeſſionserklärungen übergeben worden 
find. Die HypBriefe können durch Cini- 
gung und Übergabe der Briefe nebſt 
den unausgefüllten Zeſſionsurkunden 
übereignet werden unter der Bedin⸗ 
gung, daß der übergang der Forde⸗ 
rung demnächſt zuſtande kommt, ohne 
daß der Erwerber zunächſt ſchon Gläub. 
der Hyp Forderungen wird 3119 27 

Ausgleichsanſpruch bei A. einer Buchhyp. 
gegen eine in der Rückwirkungszeit er⸗ 
folgte Zahlung, wenn die A. erſt nach 
dem 13. Febr. 1924 im Grundbuch 
eingetragen iſt, auch dann, wenn es 
ſich um ſog. unechte A. handelt 26243 

Aufw. einer Forderung, die durch 1921 
erfolgte A. einer Hyp. an Erfüllungs 
Statt getilgt ift, wenn infolge der A. 
die Hyp. mit einem geringeren Betrag 
aufgewertet iſt 2702 12 

Abzahlung 

Das RGeſ. betr. die A geſchäfte. Shrift- 

tum 2687 


Sachregiſter 


88 1, 4 Aba. Vorausſetzungen f. An- 
wendbarkeit des AbzG. 275314 

Anordnung der Überlaſſung der Pfand⸗ 
fachen gem. § 825 ZPO. an den Pfän⸗ 
dungagläub., der die Sache an den 
Schuldner unter Eigentumsvorbehalt 
auf A. verkauft hat, bedeutet Um⸗ 
gehung der §§ 1 u. 5 AbzG. 35833 

Vereinborung, daß die Wegnahme der 
unter Eigentumsvorbehalt verkauften 
Sache nicht die Wirkung des Rücktritts 
vom Vertrage habe, entgegen § 5 
Ab., iſt unzuläſſig 275517 

Bei Verkauf od. Verpfändung v. Gegen⸗ 
ſtänden, die handelsüblicherweiſe auf 
A. verkauft werden, muß ſich der Er⸗ 
werber od. Pfandnehmer Gewißheit 
darüber verſchaffen, ob der zu ver⸗ 
kauſende od. verpfändende Gegenſtand 
Eigentum des Verkäufers od. Verpfän⸗ 
ders iſt. Eidesſtattl. Verſicherung über 
das Eigentum iſt regelmäßig nicht 
ausreichend 25131 

Berechnung des Streitwerts bei Klagen 
der A.geſchäfte 2451 

Agent 

vgl. auch unter Reiſender 

Das Lohnbeihl®. u. damit das Aufrech⸗ 
nungsverbot des § 394 BGB. finden 
auf Handlungs A. keine Anwendung. 
Abgrenzung zwiſchen Handlungs A. u. 
Handlungsgehilfen 31522 

88 2, 5 ArbGG. Proviſionsvertreter wer⸗ 
den im Weinhandel regelmäßig als 
ſelbſtändige Kaufleute angeſehen 31551 

Verſetzt der A. einer Lebensverſicherungs⸗ 
geſellſch. den Verſicherungsnehmer bei 
Abſchluß des Verſich Vertr. in den Glau- 
ben, daß es ſich um bloßen Spar⸗ 
vertrag handle, ſo kann ſich der Ver⸗ 
ſicherungsnehmer unter den Geſichts⸗ 
punkten ſowohl der Vetrugsanfechtung 
als auch der culpa in contrahendo vom 
Vertrag losſagen 32274 

Verſchulden des Verſicherungs A. bei Ver- 
tragsſchluß. Eigenes Verſchulden des 
Verſicherungsnehmers 32297 

Der geheime Wille, die zum Inkaſſo 
empfangenen Gelder für ſich zu ver⸗ 
wenden, ſchließt den Eigentumsüber⸗ 
gang auf den Geſchäftsherrn u. damit 
die Unterſchlagung nicht aus. Die Auf⸗ 
rechnung mit Proviſionsanſprüchen ge- 
gen Anſprüche auf Auszahlung ein⸗ 
kaſſierter Prämien iſt unzuläſſig, auch 
8118 der A. Inkaſſoproviſion hat 
1182 


Akten 

Falls im Arreſtverf. der Antragſteller 
ſich zur Glaubhaftmachung auf A. 
anderer Gerichte bezieht, deren Bei⸗ 
ziehung im Beſchlußverf. nicht an⸗ 
gängig iſt, ſoll das Gericht durch An⸗ 
ordnung der mündl. Verhandlung die 
Möglichkeit der Beiziehung ſchaffen 
25165 

Die Ablehnung eines Richters in dem 
Anfechtungsprozeß einer wegen Gei⸗ 
ſtesſchwäche Entmündigten iſt nicht be⸗ 
gründet, wenn er der im Verhand⸗ 
kungstermin perſönlich anweſenden Kl. 
auf erneute Beweisanträge (Herbei- 
ziehung neuer A.) ſeinem Zweifel dar⸗ 
über Ausdruck gegeben hat, ob ſolche 
A. nicht auf ihrer Einbildung be⸗ 
ruhen 25198 

Bei Ermittlung des Sinnes des Beweis⸗ 
antrags kann das Rev. den A inhalt 
mitberückſichtigen (StR.) 2821 42 

Bis zur Weinfendung an das NevG. hat 
das Gericht, deſſen Urteil angefochten 
wird, die Zuſtellungen vorzunehmen 
wen 35631 

Beſchwerde gegen Ablehnung eines Ge⸗ 
ſuchs des Kult APräſ. um Abgabe der 
A. an das Kulturamt 27511 


Aktiengeſellſchaft 


vgl. auch Muttergeſellſchaft, Goldbilanz 

Das Aktienrecht der Gegenwart. Schrift⸗ 
tum 2942 

Das poln. MG. Poln. Schriftt. 2944 

Die in Ungarn eingetragene Vertretung 
einer ausländ. AktG. beſitzt eine von 
der Rechtsperſönlichkeit der ausländ. 
Geſellſchaft verſchiedene Rechtsperſön⸗ 
lichkeit nicht. Ladung u. Prozeßein⸗ 
laſſung der Zweigniederlaſſung wirkt 
für u. gegen das Stammgeſchäft 3024 

Schweizer Aktienrecht. Schriftt. 3072 

88 40, 260 ff., 271 f., 314 HGB. Für 
Nachprüfung der Entſch. über die auf 
Nichtigkeit eines Gen VerſBeſchl. gerih- 
tete Klage iſt das Vorliegen der Rev⸗ 
Summe erforderlich, auch wenn gleich⸗ 
zeitig AnfKlage erhoben ift. AnfKlage 
kann auch auf Nichtigkeit des Beſchl. 
gegründet werden. Anf Gründe aus Ab- 
ſchreibungen u. Rücklagen können nur 
vom 20. Teil des Grundkapitals u. 
nur, nach Maßgabe der Satzung gel- 
tend gemacht werden. Gewinn⸗ u. Ver⸗ 
luſtrechnung kann durch Mitteilungen 
im Geſchäftsbericht vervollſtändigt wer⸗ 
den. Anfechtung der Bilanz wegen 
Verſchleierung des Vermögensſtandes 
iſt nicht von Kapitalsbeteiligung ab⸗ 
hängig, kann auch nicht durch die 
Satzung ausgeſchloſſen werden 29483 

88 185, 207, 222, 252 uſw. HGB. Die 
in der Satzung vorgeſchriebene, vom 
freien Ermeſſen abhängige Genehmi- 
gung des Aufſichtsrats zur Übertra- 
gung von Namensaktien kann weder 
allgemein durch Antrag auf Zulaſſung 
der Aktien zur Börſe erteilt werden, 
noch iſt dieſe angeſichts des auf das 
Erfordernis der Genehmigung hinwei⸗ 
ſenden Vermerks auf den Aktien anzu⸗ 
nehmen. Übertragung ohne Genehmi- 
gung unwirkſam. Erteilung von Voll⸗ 
machten durch die Aktienverkäufer an 
die Käufer iſt nichtig. Nichtigkeit eines 
Gen VerſBeſchl. auf Kapitalerhöhung, 
wenn dieſer, ohne einem Kapitalbedarf 
der A. zu dienen, lediglich zum Schutz 
vor Überfremdung gefaßt iſt u. dabei 
durch die Art der Aktenbildung, ⸗aus⸗ 
ſtattung u. ⸗begebung in die kapitaliſti⸗ 
ſchen Rechte der Minderheit eingreift 
2951 4 

88 186, 207 HGB. Fehlerhafte Sachgrün⸗ 
dung u. ihre Heilung 3026 

8 205 HGB. Vertrag einer A., der vor 
Ablauf von 5 Jahren nach der Ein⸗ 
tragung der A. ins Handelsregiſter 
mit den Gründern dahin geſchloſſen 
wird, daß keine Anſprüche aus der 
Gründung erhoben werden ſollten, iſt 
unwirkſam u. wird auch nicht dadurch 
wirkſam, daß er von der GenVerſ. nach 
Ablauf der 5jährigen Friſt genehmigt 
wird. Auch Angebot des Gründers auf 
Abſchluß eines ſolchen Vertrags mit 
Bindung bis nach Ablauf der 5 Jahre 
und Annahme der A. zu dieſem Zeit⸗ 
punkt ift nicht denkbar 2956 5 

8 228 HGB. Kann derjenige, zu deffen 
Gunſten eine Aktienurkunde für kraft⸗ 
los erklärt worden iſt, neben der neuen 
Aktie auch neue Gewinnanteilſcheine 
(Kupons) u. Erneuerungsſcheine (Ta⸗ 
lons) verlangen? 3058 

88 243, 317 HGB. Verträge zwiſchen 
Aktionären über die Abſtimmung in 
GenVerſ. find nicht unzuläſſig, wenn 
ſie nicht gegen die guten Sitten oder 
beſondere Vorſchriften des Aktienrechts 
verſtoßen. Vertrag zwiſchen den beiden 
nahezu gleichberechtigten Großaktona⸗ 
ren über die Verpflichtung, die Hälfte 
des Aufſichtsrats nach den Vorſchlägen 
des anderen Teils zu wählen, verſtößt 


8 


nicht gegen § 243 HGB. Bei Ver- 
letzung der Vertragspflicht kann nicht 
Erfüllung, ſondern nur Schadenserſatz 
verlangt werden. Streitigkeiten zwi⸗ 
ſchen den Vertragſchließenden berechtig⸗ 
ten nicht zur Kündigung der ſtreitigen 
Vereinbarung, insbeſ. nicht, wenn jie 
durch objektiv vertragswidriges Ver⸗ 
halten des Kündigenden veranlaßt ſind. 
Stellung des Aufſichtsrats 2958 6 

8 260 HGB. Über den Einfluß des Wi- 
derſtreits zwiſchen Konzernintereſſe u. 
Einzelintereſſe auf die Rechtswirkſam⸗ 
keit von GenVerſBeſchl. 3030 

88 265, 299 HGB. Die Liquidatoren jind 
nur verpflichtet, eine Bilanz aufzu⸗ 
ſtellen, ſie können aber nicht angehal- 
ten werden, eine ſolche dem Reger. 
einzureichen. Das 1. Liquidationsjahr 
beginnt mit der Beſchlußfaſſung über 
die Auflöſung der Geſellſch. u. der da⸗ 
mit einſetzenden Liquidation 29932 

Der nach § 268 II HGB. gewählte Pro⸗ 
zeßvertreter ift Vertreter der A. und 
nicht der Aktionärminderheit. Das Reg- 
Ger. kann an Stelle des von der 
GenvVerſ. gewählten Vertreters, aber 
nicht neben ihn, einen Sondervertreter 
beſtellen; ob es dies tun will, hängt 
von ſeinem pflichtgemäßen Ermeſſen 
ab 2998 8 

$ 271 HGB. Ein in dem ungerechtfertig⸗ 
ten Ausſchluß eines Aktionärs aus der 
Gen Verſ. liegender Rechtsverſtoß ift 
unerheblich, wenn die Beſchlußfaſſung 
unter keinen Umſtänden auf dem Ver⸗ 
ſtoß beruhen kann 29617 

$ 317 HGB. Unwirkſamkeit einer Ab- 
ſtimmungsverpflichtung liegt auch dann 
vor, wenn ſie nicht in beſonderem Ver⸗ 
trag, ſondern im Rahmen eines Ge- 
ſamtvertrags übernommen worden iſt. 
Dem Rückforderungsrecht des auf 
Grund eines ſolchen Vertrags Gelei- 
ſteten ſteht 8 817 BGB. nur entgegen, 
wenn der Fordernde das Verbot der 
Abſtimmungsverpflichtung gekannt hat, 
was von vornherein nicht anzunehmen 
ift 2963 8 

88 320 ff. HGB. Die Auseinanderſetzung 
von Geſellſchaftern kann dann nicht 
auf Grund der urſprüngl. Beteiligungs- 
verhältniſſe erfolgen, falls ſpäter — 
wenn auch von der falſchen Auffaſſung 
der Inflationszeit beeinflußt — eine 
Neuordnung der Beteiligungsrechte er⸗ 
folgt ift 2965 

8 892 BGB. Ein dem Schutz des öffentl. 
Glaubens des Grundbuchs würdiges 
Verkehrsgeſchäft iſt nicht anzuerkennen, 
wenn die Gründer der das Grundſtück 
erwerbenden A. in verſteckter Stellver⸗ 
tretung für den bisherigen Eigen- 
tümer, der wirtſchaftlich nach wie vor 
über das Grundſtück verfügt, ſich an 
der A. beteiligt haben 2731 31 

Entſprechende Anwendung des §3 I 
Ziff. 8 AufwG. iſt zuläſſig, wenn, ohne 
daß die Vorausſetzungen der 88 303 ff. 
HGB. gegeben jind, eine A. wirtſchaft⸗ 
lich betrachtet in einer anderen A. 
aufgegangen ift 26441 

$ 14 AufwGNov. Im Vereich des Aufw⸗ 
Rechts iſt vor allem das wirtſchaftl. 
Ergebnis zu berückſichtigen, die formal⸗ 
rechtl. Seite muß zurücktreten. Daher 
keine Aufw. von Eigentümergrund⸗ 
ſchulden, von Hyp. des Verkäufers, 
auch dann nicht, wenn die Veräußerung 
des Grundſtücks einer A. od. GmbH. 
rechtlich nicht in Geſtalt einer Über- 
tragung des Eigentums am Grund⸗ 
ſtück, ſondern der übereignung aller 
Aktien, Geſchäftsanteile auf den Er⸗ 
werber ſich vollzieht; auch dann nicht, 
wenn in ſolchem Falle der Veräußerer 


Sachregiſter 


jiġ zur übertragung der hp. bejon- 
ders verpflichtet hat u. für die Mb- 
tretung beſonderes Entgelt ausbedun⸗ 
gen ijt 2698 8 

Amtl. Entw. eines Gef. über A. u. Komm⸗ 
Geſ. auf Aktien ſowie Entw. eines 
Einf. Schrifttum 2942 

Die Reform des AktR. Kritik des Reg⸗ 
Entw. Schrifttum 2942 


Recht der Not VO. 

BD. über Aktienrecht v. 19. Sept. 1931. 
Schrifttum 3072 3651 

Aktiennov. u. Bankaufſicht. Textausg. der 
VO. v. 19. Sept. 1931 2942 

Zur NotVO. über Aktienrecht, Bant- 
aufſicht u. Steueramneſtie v. 19. Sept. 
1931 2930 

NotVoO. über Aktienrecht v. 19. Sept. 
1931 und Überſicht über Gründungs- 
ſteuern. Schrifttum 3066 

NotVO. v. 19. Sept. 1931 und Reform 
2913 

Die Vorſchriften der Aktienrechtsnovelle 
über Publizität, eigene Aktien und 
Einziehung von Aktien 2914 

Pflichtprüfung u. Verwaltungsreform in 
der Aktienrechtsnovelle 2925 

Organe, Publizität und Fflichtprüfung 
nach bisherigem Recht. NotVO. und 
Entwurf 2935 

Der Erwerb eigener Aktien nach der 
Not VO. v. 19. Sept. 1931 3040 

Aktienſtrafrecht und NotVO. v. 19. Sept. 
1931 3051 

AktG. (88 178—319 HGB.) i. d. Faſſ. 
der NotVoO. v. 19. Sept. u. 6. Okt. 
1931. Schrifttum 3261 

Kapitalherabſetzung in erleichterter Form 
nach der NotVO. v. 6. Okt. 1931 
3037. Schrifttum 3651 

Notariat- u. Gerichtsgebühren bei Ka⸗ 
pitalherabſetzung in erleichterter Form 
in Preußen 3600 

Steuerrecht 

88 13, 19 KörpSt. Die Verpflichtung 
einer Akt., ihr Vermögen bei der 
Liquidation an Nicht⸗Aktionär auszu⸗ 
ſchütten, kann nicht in einem mit der 
Vermehrung des Vermögens wachſen⸗ 
den Paſſivpoſten zum Ausdruck ge- 
bracht werden 3010 ° 

Iſt der zur Abdeckung einer Unterbilanz 
zur Verfügung ſtehende Jahresgewinn 
größer als die Unterbilanz, ſo ſind 
die nach 8 17 Nr. 3 KörpStG. nicht 
abzugsfähigen Perſonalſteuern ſowie 
die nach 817 Nr. 4 nicht abzugs⸗ 
fähigen Aufſichtsratsvergütungen hin⸗ 
zuzurechnen. Dies gilt auch dann, wenn 
nur ſteuerrechtlich Unterbilanz beſteht 
u. der nach der Handelsbilanz ſich 
ergebende Gewinn nicht zur Deckung 
der Unterbilanz verwendet, ſondern 
ausgeſchüttet wird. Reicht der Jahres- 
gewinn zur Auffüllung des Grund⸗ 
od. Stammkapitals nicht aus, und iſt 
der nach § 17 Nr. 3 u. 4 nichtabzugs⸗ 
fähige Betrag kleiner als die Unter⸗ 
bilanz, die nach Anrechnung des Jah⸗ 
resgewinns verbleiben würde, ſo ſind 
dennoch neben den Aufſichtsratsver⸗ 
gütungen auch die Perſonalſteuern zum 
ſteuerpflichtigen Einkommen zu rechnen, 
wenn der nach der Handelsbilanz er⸗ 
zielte Gewinn ausgeſchüttet wird. 
Schachteldividende find nach § 11 Nr. 3 
nur inſoweit ſteuerfrei, als ſie auf 
Aktien entfallen, die während des gan⸗ 
zen Steuerabſchnitts im Beſitz der G. 
geweſen ſind 30127 

S 6a KapVerkStcG. Nimmt A. im Wege 
der Fuſion eine andere A., deren Ak⸗ 
tien ſie zum Teil bereits beſitzt, ge⸗ 
gen Gewährung junger eigener Aktien 
an die Aktionäre der eingeſchmolzenen 


A. in ſich auf, ſo iſt hinſichtlich der 
auf ſie ſelbſt entfallenden jungen At⸗ 
tien nicht ſie ſelbſt, ſondern erſt der⸗ 
jenige Dritte erſter Erwerber, an den 
ſie die Aktien zur Verwertung entgelt 
lich weiterveräußert 3013? 
$ 6a KapVerkStcg. Verſchmelzen ſich zwei 
ausländiſche A., von denen die einge⸗ 
ſchmolzene X. eine inländiſche Nieder- 
laſſung beſaß, u. wird dieſe Niederlaj- 
jung als ſolche von der aufnehmen 
den A. fortgeführt, ſo gilt das in ihr 
angelegte Kapital als der Niederlaſ— 
jung neu zugewendet 30151? 
12 KapVerkStcö. Fuſion v. Kapital⸗ 
geſellſchaften liegt nur vor, wenn die 
übertragung des Vermögens der auf⸗ 
zunehmenden Geſellſchaft ernſtlich zu 
dem Zwecke geſchieht, die Geſellſchafter 
der letzteren zu Geſellſchaftern der auf 
nehmend. Geſellſchaft zu machen 30141 
§ 9 AusfBeſt. zum KapVerkStch. Ent 
ſtehung der Steuerſchuld bei Kapital 
erhöhung in der Inflationszeit u. auf- 
gewerteter Zahlung i. J. 1928 3016 1 
Haben zwei Perſonen alle Anteile einer 
Grundſtücksgeſellſchaft erworben, und 
überträgt ſodann die eine einen Teil 
ihrer Anteile auf die andere, ſo läßt 
ſich dieſe Übertragung nicht lediglich 
um deswillen als ſteuerpflichtig an 
ſehen, weil die beiden Perſonen durch 
den vorausgegangenen Erwerb aller 
Anteile aus 8 1 GrErwStch. i. Verb. 
m. § 5 RAbgO. ſteuerpflichtig gewor 
ben find 301816 
§ 3 GrErwStG. Iſt die A. A. au der 
GmbH. B. u. der GmbH. C. zu je 
beteiligt u. wird das reſtliche Drittel 
der Geſellſch. B. an die Geſellſch. C. 
u. das der Geſellſch. C. an die Ge 
ſellſch. B. abgetreten, ſo kann auf 
Grund von § 5 NAbgD. angenommen 
werden, daß alle Geſchäftsanteile der 
Gmb. B. u. C. in der Hand der A. 
A. vereinigt find 302117 
23 IV Hefi®gumSstd. Eine Sto. er 
werbsunfähiger StPfl. ift nur bei na 
türlichen, nicht bei juriſt. Perſonen, 
z. B. einer in Konkurs geratenen A., 
zuläſſig 2605 
Die Vorſchrift einer GemWZuwSt O, daß 
bei Veräußerung unbebauter Grund; 
ſtücke zwecks Bebauung mit Wohn 
häuſern Steuerermäßigung einzutreten 
hat, wenn innerhalb beſtimmter Friſt 
die Gebäude errichtet ſind, kann keine 
Anwendung finden bei der Übertra 
gung von Einzelanteilen einer Grund 
ſtücks A. 34913 


Allgem. Preuß. Landrecht 

bez. $ 10 II 17 vgl. auch unter Polizei 

Beeinfluſſung einer unter der Herrſchaft 
des ALR. übernommenen und als 
Grunddienſtbarkeit eingetragenen Ver 
pflichtung zur Gewährung u. Unter 
haltung eines Weges durch die Vor 
ſchriften des BGB. Der Inhalt der 
nach ALR. übernommenen Verpflich⸗ 
tung iſt nicht nach der Eintragung, 
ſondern nach dem Vertrage zu be⸗ 
urteilen 34347 

Altenteil f 

Verzichtet Mtenteiler auf das A. gegen 
eine vom Hofbeſitzer gewährte Kapital 
abfindung, ſo iſt dieſe in voller Höhe 
nach 8 44 EinkStG. ſteuerpflichtig; un 
zuläſſig iſt, an dem Kapitalwert den 
Wert des A. unter dem Geſichtspunkt 
der Werbungskoſten abzuſetzen. Für 
das Einkommenſteuerrecht beſteht das 
A. lediglich aus einzelnen Einnahmen 
ohne Rückſicht auf das Rentenſtamm 
recht und auf feine dingliche Gite- 
rung 3485 


or 


e 


§§ 28, 34 RBenmG. A.wohnung iſt re- 
gelmäßig Beſtandteil des landwirt⸗ 
ſchaftl. Betriebs; ſie iſt auch dann kein 
Grundvermögen, wenn der Altenteiler 
ſie zu gewerblichen Zwecken benutzt; ſie 
begründet auch keinen Zuſchlag zum 
Einreihungswert des landwirtſchaftl. 
Betriebs 3488 15 


Amerika 


Lebensverſicherung bei amerikaniſcher Ge⸗ 
ſellſchaft mit Gewinnanteil. Keine Auf⸗ 
wertung des Gewinnanteils nach all⸗ 
gemeinen AufwGrundſätzen, weil auch 
dieſer Anſpruch dem Aufw®. u. der 
Durchf Vo. unterliegt 3198 


Amtsdelikte 


Da der GerVollz. kraft des durch den 
Vollſtr Auftrag begründeten Treuver⸗ 
hältn. u. der in ihm beruhenden tat⸗ 
ſächl. Vertretungsmacht verpflichtet iſt, 
wirtſchaftlich berechtigte u. übliche Vor⸗ 
teile im Intereſſe der Auftrags partei 
auszunutzen, ſo enthält die bloße An⸗ 
nahme von Rabatten durch den Ger⸗ 
Vollz. weder Verletzung feiner Dienſt⸗ 
pflicht i. S. des $ 332 Stch B. noch er- 
füllt ſie für ſich allein den Tatbeſtand 
des 8 331. Es kommen dagegen unter 
Umſtänden Betrug bzw. Untreue in 
Frage 3559 22 

88 348, 349, 351 StGB. Schwere Urkun⸗ 
denfälſchung im Amte kann mit ſchwe⸗ 
rer Amtsunterſchlagung rechtlich zu⸗ 
ſammentreffen. Beſeitigt der Täter Ur⸗ 
kunden, um die Entdeckung von ihm 
begangener Unterſchlagungen zu ver⸗ 
hüten, ſo iſt die Abſicht, ſich einen Ver⸗ 
mögensvorteil zu verſchaffen, nur dann 
erfüllt, wenn er ſich dadurch den Weg 
zur Fortſetzung der Unterſchlagungen 
offenhalten od. ſich den Beſitz der un⸗ 
terſchlagenen Beträge ſichern wollte 
2502 27 

8 348 II StGB. u. $ 1497 RVO. ſtehen 
zueinander nicht im Verhältnis der 
Geſetzeskonkurrenz. Einer Zuwiderhand⸗ 
lung gegen 8 1497 RVO. macht ſich 
ſchuldig, wer von der Invalidenkarte 
eines verſicherungspflichtig Beſchäftig⸗ 
ten Marten ablöſt, ſie dann in andere 
Quittungskarten einklebt u. von neuem 
entwertet, wenn auch der Inhaber der 
Karte ohne Hinterlaſſung Angehöriger 
geſtorben iſt und deshalb aus ihr keine 
Anſprüche mehr erhoben werden kön⸗ 
nen. Auch ſolche Invalidenkarte iſt 
Urkunde in dem weiten Sinne des 
8 348 II StGB. 3219 21 

§ 350 StB. Dem Gewahrſamsinhaber 
kann das Bewußtſein der Rechtswidrig⸗ 
keit der Verwendung amtl. Gelder für 
ſich dann gefehlt haben, wenn er mit 
der Einwilligung derjenigen Perſönlich⸗ 
keit rechnen durfte, die zur Verfügung 
über die Gelder befugt geweſen wäre. 
Er darf dies aber nur dann, wenn die 
Einwilligung innerhalb der Dienſt⸗ u. 
Amtsgewalt der betr. Perſönlichkeit 
liegt 3668 

S 350 StGB. Beamter empfängt amtl. 
Gelder auch dann, wenn die Gelder 
auf Grund privatrechtl. Verträge für 
eine Privatperſon von der öffentl. Ver⸗ 
waltung erhoben werden 28373 

$$ 350, 351 StGB. Die Gebühren der 
GerVollz. gehen mit der Erhebung 
durch den GerVollz. in das Eigentum 
des Juſtizfiskus über 3559 22 

88 350, 354 StGB. Der Inhaber einer 
Poſthilfsſtelle iſt nach der „Allgem. 
Dienſtanweiſung für Poft und Tele⸗ 
graphie“ Beamter. Werden dem In⸗ 
haber der Poſthilfsſtelle ſeitens des 
Publikums Geldbeträge zum Zweck der 
Erledigung von Zahlungen übergeben, 
ſo ſind dieſe Beträge ihm jedenfalls 


Sachregiſter 


dann amtlich anvertraut, wenu fie ihm 
von dem Einzahler in dem Glauben, 
er ſei der für die Annahme zuſtändige 
Beamte, gezahlt u. von ihm auch in 
dieſem Sinne angenommen wurden 
2814 33 

8 359 StGB.; Art. 78 Baybemd. Nach 
bayr. Recht ſind ehrenamtl. Mitglieder 
des Gemeinderats nicht Beamte im 
ſtrafrechtlichem Sinne 28362 

8359 StGB. Bei Perſonen, die nicht Beamte 
im ſtaatsrechtl. Sinne find, ſondern durch 
ausdrückl. od. ſtillſchweigenden öffentl.⸗ 
rechtl. Akt zu Dienſtverrichtungen be⸗ 
rufen werden, die aus der Staats⸗ 
gewalt abzuleiten ſind und ſtaatlichen 
Zwecken dienen, iſt nicht erforderlich, 
daß ſie Obliegenheiten haben, die nur 
von öffentl. Beamten mit Rechtswirk⸗ 
ſamkeit vorgenommen werden können 
od. daß ihnen Rechte übertragen ſind, 
die ihrer Natur nach Staatshoheits⸗ 
rechte ſind. Auch ſolche Perſonen ſind 
Beamte im ſtrafrechtl. Sinne 28373 

8 359 StGB. Die Beamteneigenſchaft im 
ſtrafrechtl. Sinne iſt als erfüllt anzu⸗ 
ſehen, ſowohl beim Vorliegen eines 
öffentl. rechtl. Dienſtverhältniſſes, mor- 
über in erſter Linie die Art der Be⸗ 
ſchäftigung, nicht aber die Rechtsauf⸗ 
faſſung der anſtellenden Behörde ent⸗ 
ſcheidet, als auch dann, wenn eine 
Perſon ohne Begründung eines der- 
artigen Verhältniſſes von einer nach 
den reichs⸗ od. landesrechtl. Vorſchrif⸗ 
ten zuſtändigen Stelle in allg. Weiſe 
durch öffentl.⸗rechtl. Akt zu Dienſten 
berufen wird, die aus der Staats⸗ 


gewalt abzuleiten find u. ſtaatlichen 


Zwecken dienen. Daraus ergibt ſich die 
ſtrafrechtl. Beamteneigenſchaft des vom 
zuſtänd. Kreisausſchuß zum beauftrag⸗ 
ten Amtsvormund Berufenen 367010 

8 359 StB. Poſtaushelfer, der im Be⸗ 
ſtelldienſt beſchäftigt iſt u. Briefe aus⸗ 
zutragen hat, iſt als Beamter im 
ſtrafrechtl. Sinne berufen u. augeſtellt, 
ohne daß ſeine Einſtellung unmittel⸗ 
bar durch die zuſtändige Poſtbehörde 
ſelbſt erfolgen muß. Vielmehr genügt 
in dieſer Hinſicht, daß die Behörde 
der Poſtſtelle die nötigen Geldmittel 
für die Annahme des Poſtaushelfers 
zur Verfügung geſtellt u. damit dieſe 
ſelbſt genehmigt, wenn ſie auch die 
Auswahl der geeigneten Perſon der 
Poſtſtelle überlaſſen hatte 3671 

8 359 StGB. Die Beamteneigenſchaft 
eines ſtädt. Armenpflegers, der ſein 
Amt durch die Wahl erhalten hat, 
erliſcht durch Ablauf der Wahlzeit 
dann nicht, wenn er zwar nicht wieder⸗ 
gewählt, aber mit dem Willen der für 
die Wiederwahl zuſtändigen Stelle in 
ſeinem Amt belaſſen wird 36721? 


Amtsgericht 


Hat das A. eine EinſtwVerf., aus 8 942 
BBO. erlaſſen, ſodaun auf den bei ihm 
eingereichten Widerſpruch die Einſtw⸗ 
Verf. mittels Urteil aufgehoben, ſo 
iſt im Fall der Berufung die Zuſtän⸗ 
digkeit des A. zur Entſch. über den 
Widerſpruch von Amts wegen zu prü 
fen 25921 


Für Gebührenklage des am LADO. für 


den Bekl. tätig geweſenen RA. iſt nicht 
das LArbG., ſondern — bei ent- 
ſprechendem Streitwert — das A. gu- 
ſtändig, ſelbſt wenn das A. den Rechts⸗ 
ſtreit an das LArbG. verwieſen hatte 
25281 

Zur Frage der Beiordnung eines Armen⸗ 
anwalts bei den A. 3532 

Das amtsgerichtl. Verfahren im ZPO 
Entwurf 2537, insbeſ. die A anwalt⸗ 
ſchaft 3501 


os 


Amtspflichtverletzung (8 839 BGB., Art. 


131 RVerf.) 

Die Rechtsgrundſätze betr. Verſchulden 
von Beamten, wenn ihr Verhalten von 
einem Gericht als objektiv berechtigt 
anerkannt worden iſt, paſſen nicht auf 
den Fall, daß die Erfüllung eines ge- 
genfeit. Vertr. in Frage ſteht 34251 

Art. 131 RVerf. kommt auch dann zur 
Anwendung, wenn das Verſchulden des 
Beamten, an deſſen Stelle der Staat 
haften ſoll, auf der geſetzl. Vermutung 
des 8 18 Kraftf®. beruht 33178 

Beſtellung eines Verkehrsanwalts für 
eine arme Partei iſt unzuläſſig. Die 
trotzdem vorgenommene Beſtellung 
ſtellt nach Lage der bisherigen Rſpr. 
und Rechtslehre kein zum Schadeus⸗ 
erſatz verpflichtendes Verſchulden des 
Richters dar, da der Sinn der §§ 34, 
36 NAD. nicht völlig eindeutig ijt 
2907 7 

8 839 BGB. Zum Umfang der Beleh⸗ 
rungs⸗ u. Aufklärungspflicht des No⸗ 
tars, insbeſ. bei geſchäftsunkundigen 
Perſonen, wenn der Vertrag abends 
ſpät, wo eine Einſicht des Grundbuchs 
nicht mehr möglich iſt, nach dem Wil⸗ 
len der Parteien beurtundet werden 
ſoll, wenn aber feſtſteht, daß die 
grundbuchl. Verhältniſſe nicht klar ſind. 
Beweislaſt des Schadenserſatz verlan⸗ 
genden Kl. nicht nur dafür, daß er 
augenblicklich anderweitig keinen Er- 
ſatz verlangen kann, ſondern auch eine 
etwa früher beſtandene Möglichkeit 
nicht ſchuldhaft verſäumt hat 24651 

Art. 131 RVerf.; 88 284, 285 StGB. Iſt 
Ekarté ein verbotenes Glücksſpiel ? Ver- 
neinung eines Verſchuldens des Pol⸗ 
Präſ. u. Miniſters bei Schließung eines 
Spielklubs trotz jpäter vom OVG. er- 
folgter Außerkraftſetzung dieſer Mağ- 
nahme 27833 

Durch den Poſtſcheckvertrag wird ein rein 
privatrett! Verhältnis zwiſchen dem 
Reich u. dem Poſtſcheckkunden gegrün⸗ 
det, es entſtehen keine dienſtl. Hoheits⸗ 
rechte, daher keine Haftung des Reichs 
auf Grund des NHaftpfl®. u. der 
RVerf. für amtl. Verſehen der Poft 
ſcheckbeamten 3116 24 

8 839 BGB. Die preuß. Landkreiſe haf 
ten für die Richtigkeit ihrer Grund 
erwerbſteuerbeſcheinigungen 3290 8 

Auskunft über Ordnungsmäßigkeit eines 
Sparbuchs durch Dir, einer ſtädtiſchen 
Sparkaſſe. Offentl. Körperſchaft haftet 
zwar bei unerlaubten Handlungen 
ihrer Beamten im Gebiet des priv. 
Rechts wie eine Körperſchaft des nicht. 
öffentl. Rechts, aljo ohne Anſpruch 
auf die im § 839 BGB. beſtimmten 
Milderungen der Haftung, aber m- 
dererſeits begründet das Vorliegen 
eines Falls des $ 839 ihre Haftung 
nicht auch dort, wo nichtöffentl. Kör⸗ 
verſchaft nicht haften würde. Die Ver⸗ 
wirklichung des Tatbeſtands einer A. 
kann nicht als widerrechtl. Schadens 
zufügung i. S. des § 831 VOV. be⸗ 
trachtet u. es kann $ 839 nicht als 
Schutz. i. S. von § 823 II VGD. 
anerkannt werden 309012 

Erteilung einer Auskunft durch den 
Sparkaſſ Dir. kann Gegenſtand eines 
Vertrags ſein, der bei Unrichtigkeit 
die Sparkaſſe zum Schadenserſatz ver- 
pflichtet. Mitverſchulden, wenn nach 
Lage der Sache die Richtigkeit der 
Auskunft bedenklich erſcheinen muß 
3097 13 


Amtsrichter 


8 354 II StPO. Zuläſſigkeit einer Bu: 
rückverweiſung an den A. durch das 
Rev. 2857 27 


2 


+110 


Amtsvormund 

Der vom zuſtänd. Kreisausſchuß zum 
beauftragten A. Berufene beſitzt ſtraf⸗ 
rechtl. Beamteneigenſchaft, mag auch 
feine Betrauung mit vormundſchaftl. 
Obliegenheiten gegen § 32 Satz 2 
RJug Wohlf. verſtoßen, weil hier un- 
ter Beamten nur ſolche im ſtaatsrechtl. 
Sinn zu verſtehen find 3670 10 


Anerkenntnis 
vgl. auch Schuldanerkenntnis 
§ 93 BPO. Koſtenlaſt in Widerſpruchs⸗ 
prozeſſen 3575 24 
A. nach durchgeführter Beweisaufnahme 
im Widerſpruchsverfahren iſt nicht „ſo⸗ 
fortiges“. 8 93 ZVO. ift in Wider- 
ſpruchsprozeſſen nicht mehr anwendbar, 
nachdem der Bekl. es zu einer Be⸗ 
welsaufnahme über das die Veräuße⸗ 
rung hindernde Recht des Kl. an dem 
Gegenſtand der Zwangsvollſtr. hat 
kommen laſſen 3578 50 
Aufechtung 
vgl. Irrtum, Argliſt, ferner vgl. auch 
Ehe A. 
Anfechtungsgeſetz 
Die Ausnutzung des durch 8 7 AufwG. 
vorbehaltenen Ranges iſt nicht da⸗ 
durch bedingt, daß der Eigentümer die 
Grundſchuld zur Kreditbeſchaffung be⸗ 
nutzt. Die Ausnutzung des Ranges 
durch den nur dinglich haftenden Ei⸗ 
geutümer verſtößt nicht gegen 8 826 
BGB. und ſchafft nicht die Voraus⸗ 
ſetzungen des 8 1 AnfG. 2689 
88 3, Ob Gläubigerbenachteiligung 
vorliegt, ift nach dem Wert der anfechk⸗ 
bar veräußerten Sache zur Beit der lep- 
ten mündl. Verhandlung im AnfProzeß, 
nicht nach dem Tage der Vornahme 
der anfechtbaren Rechtshandlung zu 
entſcheiden. Iſt der Wert infolge von 
Verwendungen des Aufcegners geſtie⸗ 
gen, ſo hat dieſer doch nur Anſpruch 
auf Vorwegbefriedigung aus dem Ver⸗ 
ſteigerungserlös wegen ſeiner Verwen⸗ 
dungen, nicht aber auf die ganze Wert- 
ſteigerung 2571.10 
§ 7. Anſprüche einer geſchiedenen Frau, 
wenn der Mann die Vollſtreckung der 


Unterhaltsrente, insbeſ. bei Neuber- 
heiratung, vereitelt 25781 
Angeklagter 
vgl. unter Erſcheinen des A. in der 


Hauptverh. u. Entfernung des A. aus 
dem Sitzungsſaal 
Angriffs⸗ und Verteidigungsmittel, neue 

Für das ArbGVerf. vgl. unter 8 67 
ArbGG. 

8 529 BPO. Mag Erklärung in der Ber- 
Schrift, daß das Vorbringen erſter 
Inſtanz wiederholt werde, im allg. 
nicht die nach der Schlußverhandlung 
eingegangenen Schriftſätze mitumfaſſen, 
ſo muß doch anderes gelten, wenn 
Schriftſatz nur aus der Zeit nach dieſer 
Verhandlung vorliegt. Iſt zur Ent: 
ſchuldigung der Verſpätung des Vor⸗ 
bringens geltend gemacht, daß der 
artei, der das Armenrecht wegen 
Ausſichtsloſigkeit verſagt war, die Be⸗ 
ſchaffung des Vorſchuſſes Schwierigkeit 
gemacht habe, ſo ſetzt die Anwendung 
des § 529 III die Prüfung voraus, 
ob dabei grobe Fahrläſſigkeit anzu⸗ 
nehmen ſei. Der Grundſatz des 8 232 
II 3 PO. ift auch auf § 529 anwend⸗ 
bar 2475 10 

88 523, 529 ZPO. Zurückweiſung der 
Verjährungseinrede wegen verſpäteten 
Vorbringens. Unter welchen Umſtän⸗ 
den iſt die Zurückweiſung einer Ein⸗ 
wendung rechtl. Natur wegen Ber- 
zögerung des Rechtsſtreits zuläſſig? 
3545 5 


Sachregiſter 


Anleihe 
vgl. Reichsbahnanleihe; vgl. auch Aab- 
löſung im AufmwgRegiſter 
A. technik. Schrifttum 3065 
Aulieger 
Aufwertung von Zahlungen, die in der 
Inflationszeit zur Tilgung von A. 
verpflichtungen erfolgt find 26615 
Anſtiftung 
Mit der Benennung eines Zeugen da 
für, daß er einen anderen zur Anzeige 
des Angekl. angeſtiftet habe, kann nur 
gemeint ſein, daß er den anderen be⸗ 
ſtimmt habe, den Angekl. durch An⸗ 
zeige bei einer Behörde wider beſſeres 
Wiſſen einer ſtrafbaren Handlung zu 
beſchuldigen 3560 285 
Anwalt 
vgl. auch Verteidiger 
Ufragen im Entw. einer ZPO. 2439 
90555 — Rechtspflege — Anwaltſchaft! 
3 
Die Einkommeuslage der deutſchen Rechts- 
anwälte 3497 
Die Amtsgerichtsanwaltſchaft im Entw. 
einer RRO. 3501 
Verletzung des Rechts des A. auf Mitw. 
im Beweisverfahren durch Verweiſung 
ſeiner Frageberechtigung an den Schluß 
der richterl. Vernehmung 2451 
Die Vollſtreckbarkeitserkl. eines Schieds⸗ 
ſpruchs kann unter Umſtänden abge⸗ 
lehnt werden, weil ein RA. als Partei- 
vertreter nicht zugelaſſen war u. daher 
das rechtl. Gehör der Partei verſagt 
worden ſei 35831 
Bei der Zuſtellung von A. zu A. iſt die 
Zuſtellung erſt bewirkt, wenn der RA. 
vom erlangten Gewahrſam an dem 
Urteil Kenntnis erhält 3542 
Nach Zuſtellung des Urteils von A. 
zu A. können dieſe nicht rechtswirkſam 
vereinbaren, daß die Zuſtellung als 
nicht geſchehen betrachtet werden foll. 
Die ſo getroffene Vereinbarung hin⸗ 
dert nicht den Eintritt der Rechts⸗ 
kraft u. die Berechtigung, dieſe geltend 
zu machen 3544 
Schuldhaft Handelt der RA., der auf einer 
Urkunde, die auf der einen Seite ein 
Urt. in abgekürzter Form u. auf der 
anderen Seite einen das Urt. berich⸗ 
tigenden Beſchl. mit darunter ſtehen⸗ 
dem Bekenntnis der erfolgten Zuſtel⸗ 
lung des Urt. enthält, ſeinen Namen 
unter dieſes Empfangsbekenntnis ſetzt, 
ohne dabei u. bei einer alsbaldigen 
Weitergabe an die Partei den Inhalt 
der Urkunde näher zu prüfen 24662 
Wenn dem RA., der das Offnen der 
Poſt einem Angeſtellten überlaſſen hat, 
eine Urt Ausfertigung vargelegt wird, 
muß er ſich darum kümmern, ob ſie 
ihm auf Beſtellung hin vom Gericht 
überſandt od, ob fie etwa im Wege 
der Zuſtellung an ihn gelangt iſt 35433 
Bei Kündigung des die Vertretung in 
einem bürgerl. Rechtsſtreit betr. A.⸗ 
vertrags ſeitens der Partei gegenüber 
ihrem wegen Untreue ſtrafgerichtlich 
verurteilten Prozeßbevollmächtigten u. 
Beauftragung eines anderen RA. an 
des erſteren Stelle liegt notwend. A. 
wechſel vor, der die Erſtattungspflicht 
hinſichtlich der Koſten beider Anwälte 
durch die unterliegende Gegenpartei 
begründet, auch wenn das Strafurteil 
ſpäter aufgehoben u. der erſte RA. 
rechtskräftig dadurch freigeſprochen 
wurde 3576 25 
8 36 VeirRG. Die BetrVertretung kann 
Erſtattung der WEoften eines von ihr 
geführten EinſprVerfahrens im Rah- 
men des nach verſtändigem und ſach⸗ 
lichem Ermeſſen Notwendigen verlan⸗ 
gen. Ein ungeſchicktes Verhalten in 


erſter Inſtanz, das die Beſchreitung 
der Ber Inſt. nötig macht, bejeitigt den 
Erſtattungsanſpruch noch nicht 2527 

Die Tätigkeit des RA. iſt keine „gewerb⸗ 
liche“ Leiſtung i. S. des § 193 StGB. 
35857 


Anwaltsbüro 


Wird Wiedereinſetzungsgeſuch damit be⸗ 
gründet, daß nicht ein Verſchulden des 
RA., ſondern nur ein ſolches ſeines 
Perſonals vorliege, ſo muß ſchon das 
Geſuch die Tatſachen u. die Mittel für 
deren Glaubhaftmachung angeben, aus 
denen jich das Fehlen eines Verſchul⸗ 
dens des RA. in feiner Büroführung 
ergeben ſoll 24662 

Anwaltsgebühren 

vgl. auch Arm Anwceb., Reiſekoſten 

Tabelle der RAGeb. u. Gerichtskoſten. 
Schrifttum 3540 

Geb O. f. Notare, LGeb O. f. RA., Stemp 
StG. mit Tarif. Schrifttum 3540 

88 9, 13, 14 RAGebO. Reicht ein als 
Arm Anw. beigeordneter RA. die Klage- 
ſchrift dem Gericht ein, teilt dann aber 
nach Terminsbeſtimmung u. vor Zu 
ſtellung der Klage mit, daß die Par 
teien ſich ausgeſöhnt haben, dann ſteht 
ihm ein Anſpruch auf Erſtattung der 
Prozeßgebühr zu 10/10 zu. Die Anwen: 
dung des § 14 1 RAGebD. wird da 
durch ausgeſchloſſen, daß die Klage ein- 
gereicht worden iſt. Der Anſpruch auf 
die volle Gebühr iſt nicht von der 
Klagezuſtellung abhängig 3578 51 

§ 17 RAD. Schlußverhandlungsgebühr 
in Eheſachen, wenn die erſte Verhand⸗ 
lung vor, die Schlußverhandlung nach 
dem 3. Dez. 1930 ſtattfand 25831? 

88 23 Ziff. 18, 63, 69, 73, 89 RAGebD. 
A. für die Mitwirkung bei Veröffent 
lichung des Urteils 3564? 

$ 38 NAGEbD. Zur Frage der Erjtat 
tungsfähigkeit der Gebühr für den An 
trag auf Erlaß des Vollſtreckungs 
befehls 252212 

8 89 RAcheb O. Die Aufnahme von eides 
ſtattlichen Verſicherungen von dritten 
Perſonen wird nicht durch die Prozeß 
gebühr abgegolten 25944 

Für Gebührenklage des am LArbG. für 
den Bekl. tätig geweſenen RA. ift nicht 
das LArbG., ſondern — bei ent 
ſprechendem Streitwert — das ArbG. 
zuſtändig, ſelbſt wenn das ArbG. den 
Rechtsſtreit an das LALBG. verwieſen 
hatte 2528 1 

Anwaltszwang ; 

Die Übertragung von Rechtsgeſchäften, 
z. B. nach § 926 I BPO, an den 
Rechtspfleger zur ſelbſtänd. Erledigung 
bewirkt, daß für vom Rechtspfleger 
zu erled. Antr. der A. entfällt 3568? 

Anzahlung i 

Führt die Veruntreuung der A. auf die 
beabſichtigte Beſtellung einer Maſchine 
im Endergebnis dazu, daß der Anzah⸗ 
lende die Maſchine im Wege d. Zwangs 
verſt. zu einem Schleuderpreis erwirbt, 
ſo iſt der Wert, den der Erwerb einer 
ſolchen Maſchine im ZwVerſt Verf. für 
ihn bietet, bei der Bemeſſ. des durch 
die Veruntreuung verurſachten SHa- 
dens nach den Grundſätzen der Bor- 
teilsausgleichung zu berückſicht. 2720 20 

Arbeitsgericht 2 

88 2,5 ArbGG. Proviſionsvertreter iwer- 
dem im Weinhandel regelmäßig als 
ſelbſtänd. Kaufleute angeſehen 31551 

864 ArbGG. Maßgebend für die Be⸗ 
rufungsfähigkeit ift allein der vom A. 
feſtgeſetzte Streitwert. An dieſer Maß⸗ 
geblichkeit wird nichts dadurch ge- 
ändert, daß zur Erſchleichung der Be⸗ 
rufung eine 300 RM überſteigende For 
derung eingeklagt iſt 35862 


8 67 ArbGG. Ein verſpätetes Vorbrin⸗ 
gen kann berückſichtigt werden, wenn 
neue Behauptung aufgeſtellt u. ſofort 
von der Gegenpartei anerkannt wird 
25282 


Das Vorbringen neuer Tatſachen u. Be⸗ 


weismittel in der Beräuft. ift, auch 
wenn es nach 8 67 ArbGG. verſpätet 
iſt, jedenfalls dann zuzulaſſen, wenn 
durch die Zulaſſung die Erledig des 
Rechtsſtreits nicht verzög. wird 2529? 
880 ArbGG. EinſtwVerf. im arbeits- 
gerichtl. Verfahren ſind nicht mit der 
Rechtsbeſchwerde, ſondern nur mit dem 
Widerſpruch anfechtbar 35863 
Die in 8 1171 ArbGG. enthaltene Über- 
nahmepflicht bezieht ſich nicht auf 
nebenamtl. Beamte der ehemal. rhein. 
GewGer. 24748 
Bei der negativ. Feſtſtellungsklage kommt 
es für die Frage, ob die Zuſtändigkeit 
des A. begründet iſt, auf die Rechts⸗ 
natur des vom Bekl. behaupteten An⸗ 
ſpruchs an. Die Umwandlung einer 
Lohn- oder Gehaltsforderung in Dar- 
lehnsforderung hebt die Zuſtändigkeit 
des A. im Falle des 8 607 II BGB. 
nicht auf, wohl aber bei einer Nova⸗ 
tion. Bei Arbeitsverhältniſſen mit 
DHG. als Arbeitgeber ift auch der ein- 
zelne Geſellſchafter als Arbeitgeber an⸗ 
zuſehen. Anſprüche gegen ihn gemäß 
8128 HGB. gehören daher vor das 
A. 3585 6 
Für Gebührenklage des am LA. für den 
Bekl. tätig geweſenen RA. iſt nicht das 
LA., ſondern — bei entſprech. Streit⸗ 
wert — das AG. zuſtändig, ſelbſt 
wenn das AG. den Rechtsſtreit an das 
LA. verwieſen hatte 25281 
Arbeitsloſenunterſtützung nach NSiedl®. 
vgl. unter S 
Arbeitsordnung 
Ein im Vertrag eines Fabriklehrlings 
vereinbarter beſonderer Grund zur 
friſtloſen Löſung des Lehrvertrags iſt 
nichtig, wenn der Grund nicht zugleich 
in der A. enthalten iſt 25951 
Arbeitsrecht 
8 1617 BGB. Entlohnung von Söhnen, 
die jahrelang in dem väterl. Land- 
wirtſchaftsbetr. gearbeitet haben 26551 
Die arbeitsrechtl. Vorſchr. im 6. Teil 
der NotVO. v. 8. Dez. 1931 3643 
Arbeitsvermittlung u. Arbeitsloſenverſich., 
Geſ. über 
Iſt der Geſchäftsführer ein. GmbH. durch 
Dienſtvertr. beſtellt, fo unterliegt feine 
Beſchäftigung der Arbeitsloſenverſich., 
ſofern ſie nicht angeſtelltenverſicherungs⸗ 
frei iſt. Dadurch, daß der Geſchäfts⸗ 
führer zugleich Geſellſchafter der Gm⸗ 
69. ift, wird die Verſicherungspflicht 
jedenfalls dann nicht ausgeſchloſſen, 
wenn er als Geſellſchafter keinen maß⸗ 
gebenden Einfluß auf die Entſchließ. 
der GmbH. hat 30222 
88 71, 74 a. Ein auf landwirtſchaftl. Gut 
angeſtellter, ausſchließl. f. den Guts⸗ 
betrieb tätiger Gutsſtellmacher, der in 
der Hauptſache die landwirtſchaftl. Ge⸗ 
räte u. Ackerwagen herſtellt u. aus⸗ 
beſſert, übt keine landwirtſchaftl. Be⸗ 
ſchäftigung aus u. iſt daher verſiche⸗ 
rungspflichtig 26572 


88 71, 74 a. Verſicherungspflicht der Be⸗ 


ſchäftigung eines Sekretärs einer Do⸗ 
mänenkammer, der ſtändig im Büro 
als Hilfsarbeiter des landwirtſchaftl. 
Sachbearbeiters u. des Perſonalrefe⸗ 
renten Anweiſungen an die Domänen⸗ 
guter zu vollziehen u. Perſonal⸗ u. 
Gehaltsliſten zu führen hat; das gleiche 
gilt für Kanzleigehilfen einer Rent⸗ 
kammer 26573 


Sachregiſter 


88 71, 74a. Verſicherungsfreiheit von 
Milchkontrollaſſiſtenten 34891 

8 90 II. Ablehnung landwirtſchaftl. Ar- 
beit. Auch ungelerntem nichtlandwirt⸗ 
ſchaftl. Arbeiter, dem nach Lage des 
Falls u. ſeinen Lebensverhältniſſen 
landwirtſchaftl. Arbeit nicht fernliegt, 
kann im Rahmen des § 90 Il innerhalb 
der erſten neun Wochen ſeit Beginn 
der Arbeitsloſigkeit eine Arbeit in der 
Landwirtſchaft zugemutet werden. Er 
kann ſie nicht ohne weiteres ablehnen, 
weil der Abſchluß eines Jahresarbeits⸗ 
vertrags verlangt wird 26574 

Hat Arbeitsloſer nicht innerhalb der ein⸗ 
wöchigen Friſt des 8 123 II Arb VermG. 
von ſeinem Recht zur Fortſetzung oder 
Aufrechterhaltung einer Verſicherung 
gegen Krankheit bei einer Krankenkaſſe 
nach der RVO. oder dem RKnappſchG. 
Gebrauch gemacht, fo iſt die freiwill. 
Weiterverſicherung bei der früheren 
Krankenkaſſe innerhalb der dreiwöchig. 
Friſt d. § 313 II RVO. ausgeſchl. 3239+ 

8 270. Das Nichtabführen von Kranten- 
verfiherungs- u. Erwerbsloſenbeiträg. 
ſtellt zwei jelbftänd. Handl. dar 323110 


Arbeitszeit 


Die Afürzung nach der NotVO. v. 
5. Juni 1931. Schrifttum 3261 


Argliſt 


Wenn Reiſender den Beſtellſchein abſichtl. 
unrichtig ausfüllt u. ſein gutgläubiger 
Prinzipal den Vertrag dieſes Inhalts 
beftätigt, jo hat der Empfänger nach 
widerſpruchsloſer Hinnahme dieſes den 
wahren Vertragsinhalt unrichtig wie⸗ 
dergebend. Beſtätigungsſchreibens keine 
A. anfechtung 3082 6 8602? 

Verſetzt der Agent einer Lebensverſiche⸗ 
rungsgeſellſchaft den Verſicherungsneh⸗ 
mer bei Abſchluß des Verſicherungs⸗ 
vertrags in den Glauben, daß es ſich 
um einen bloßen Sparvertrag handle, 
ſo kann ſich der Verſicherungsnehmer 
unter den Geſichtspunkten ſowohl der 
Betrugsanfechtung als auch der culpa 
in contrahendo vom Vertrag losſagen 
3287 

A.einrede gegenüber der Berufung des 
Grundeigentümers auf die Nichtfällig⸗ 
keit der Eigentümergrundſchuld 27497 

Kein Haftungsausſchluß für die Verbind⸗ 
lichkeiten einer mit Firma übernomm. 
u. fortgeführt. Zweigniederl., wenn es 
im Handelsregiſter der Hauptniederl. 
vermerkt iſt, auch dann, wenn die 
Zweigniederl. nicht im Handelsregiſter 
eingetragen war. Perſönl. Mitteilung 
an den Gläub. ift unwirkſam, wenn fie 
zwar für die zu gründende Gmbh. 
als Üübernehmerin gemacht, diefe aber 
noch nicht gegründet war; der Schuld⸗ 
nerin iſt auch der Einwand der A. 
verſchloſſen 3076 2 

Kündigung des Kartellverhältu. durch 
einzelne Geſellſchafter der ſog. Neben⸗ 
leiſtungsmbeh. Gegeneinwand der A. 
gegenüber der Berufung auf ein rechts⸗ 
kraftiges Urteil 3112 21 


Armenanwalt 


Gegenſeit. Ergänzung der Belt. d. RAD. 
u. BPO. über A.beſtellung. Beſtellung 
eines Verkehrsanwalts für eine arme 
Partei iſt unzuläſſig. Die trotzdem vor⸗ 
genommene Beſtellung ſtellt nach Lage 
der bisher. Rſpr. u. Rechtslehre kein 
zum Schadenserſatz verpflichtend. Ver⸗ 
ſchulden des Richters dar, da der Sinn 
der 88 34, 36 NAD. nicht völlig ein- 
deutig ift 29077 

Zur Frage der Beiordnung eines A. bei 
den AG. 3532 


Armenanwaltsgebühren 


Beim Bruchteilsarmenrecht werden die A. 
zunächſt aus dem vollen Streitwert 


= 


nach der RAGebD. berechnet u. dann 
auf den vollen Betrag nach 8 1 II 
A.geſetz reduziert. Dieſen Betrag hat 
der Staat zu erſtatten 2522 13 

8 1 III A. geſetz v. 20. Dez. 1928. Zur 
Reiſekoſtenfrage des Simultanauwalts 
29111 

Reicht ein als Armenanw. beigeordneter 
RA. die Klageſchrift dem Gericht ein, 
teilt dann aber nach Terminsbeſt. u. 
vor Zuſtellung der Klage mit, daß die 
Parteien ſich ausgeſöhnt haben, dann 
ſteht ihm ein Anſpruch auf Erſtattung 
der Prozeßgeb. zu 10/10 zu. Die An⸗ 
wendung des § 141 RAGeb O. wird da 
durch ausgeſchloſſen, daß die Klage 
eingereicht worden iſt. Der Anſpruch 
auf die volle Gebühr iſt nicht von der 
Klagzuſtellung abhängig 357831 


Armenpfleger 


8359 StGB. Die Beamteneigenſchaft 
eines ſtädt. A., der ſein Amt durch 
Wahl erhalten hat, erliſcht durch Ab: 
lauf der Wahlzeit dann nicht, wenn er 
zwar nicht wiedergewählt, aber mit 
dem Willen der für die Wiederwahl 
zuſtänd. Stelle in ſeinem Amt belaſſen 
wird 3672 12 


Armenrecht 


8 115 3PO. Teilarmenrecht 2896 

88 115, 117, 125, 126 ZPO. Die Ger- 
Kaffe kann vom obſieg. Kl. die Ge- 
richtskoſten verlangen, die dem unter⸗ 
legenen im A. ſtreitenden Verkl. durch 
Urt. auferlegt find 252111 

8 1231, II BPO. ſetzt rechtskräftige Ver 
urteilung in die Koſten voraus 258710 

88 519 VI, 519b ZPO. Bis zur Entſch. 
der Frage, ob die Berufung zuläſſig 
iſt, beſteht in der Regel kein Rechts 
ſchutzbedürfnis zur Bewilligung des A. 
an den Berufungsbeklagten 252214 

Die in 8 519 VI BPO. vorgeſehene Friſt 
hemmung währt ſo lange, bis ſie durch 
einen ordnungsmäßig ergangenen u. 
zugeſtellten Beſchl. beſeitigt wird. Er⸗ 
gibt ſich hieraus, daß eine Berufung 
zu Unrecht verworfen worden iſt, ſo 
kann andrerſeits eine auf Berufung 
des Prozeßgegners ergangene fachl. 
Entſch. nicht aufrechterhalten werden, 
wenn beide Berufungen Beſtandteile 
eines einheitl. Klaganſpruchs bilden u. 
erfaſſen 2490 46 

Die Zahlung des Gerichtskoſtenvorſchuſ⸗ 
ſes mit dem Vorbehalt der Rückforde⸗ 
rung, falls dem BerͤKläger das A. be- 
willigt wird, iſt wirkſame Zahlung, 
wenn dem Berflläger das A. nicht 
bewilligt wird 3557 20 

8 529 BPO. Iſt zur Entſchuldigung der 
Verſpätung des Vorbringens geltend 
gemacht, daß der Partei, der das A. 
wegen Ausſichtsloſigkeit verſagt war, 
die Beſchaffung des Vorſchuſſes Schwie⸗ 
rigkeit gemacht habe, ſo ſetzt die An 
wendung des 8 529 III die Prüfung 
voraus, ob dabei grobe Fahrläſſigkeit 
anzunehmen fei 2475 10 

Zu 88 707, 771 3 PO. A.geſuch u. Wie: 
dereinſetzung in der BerInſt. 3533 

Die Abtretung einer Forderung durch 
GmbH. an den alleinigen Eigentümer 
ihrer Anteile zum Zweck der Erlangung 
des A. iſt nichtig 31419 

Unwahre Angaben in Ageſuch reichen 
nicht aus, um den Tatbeſtand des Be- 
trugs zu erfüllen 355721 > 

Hat auch die Einlegung der nach Teil 9 
85 der Not VO. v. 2. Dez. 1930 un 
ſtatthaften Beſchw. die hemmende Wir 
kung des § 519 VI 389.7 3532 

Die Beſchw. gegen einen Beſchl. des LG. 
als BG. wegen Verſagung des A. zur 
Erhebung der Reſtitutiousklage ift auch 
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nach der NotVO. v. 2. Dez. 1930 
Teil 9 8 5 zuläſſig 36763 

Die Vorſchr. der Not VO. v. 6. Okt. 1931 
über das A. 3519 ff. 

Die Grundvorausſetzungen der A.beroilli- 
gung früher u. jetzt 3525 

Teil 6 § 13 II Not VO. v. 6. Okt. 1931 
bezieht jiġ nur auf die Beſt. des 8 13 1 
über die Gerichtsgebühren 36762 

Arreſt 

§ 922 BPO. Falls im A verfahren der 
Antragſteller ſich z. Glaubhaftmachung 
auf Akten anderer Gerichte bezieht, 
deren Beiziehung im Beſchlußverf. nicht 
angängig iſt, ſoll das Gericht durch 
Anordnung der mündl. Verhandl. die 
Möglichkeit der Beiziehung ſchaffen 
25165 

Die übertragung von Rechtsgeſchäften, 
z. B. nach $ 926 I BPO., an den Rechts⸗ 
pfleger zur ſelbſtänd. Erledig. bewirkt, 
daß für vom Rechtspfleger zu erledig. 
Antr. d. Anwaltszwang entfällt 35682 

Die Friſt des § 929 ZPO. kann nicht 
durch einen leeren Antrag ohne Bei⸗ 
fügung der geſetzl. geforderten urkundl. 
Nachweiſe gewahrt werden 3566 ® 

8 932 BPO. Für eine den Betrag von 
500 RA nicht überſteig. Forderung kann 
A. hyp. nicht eingetragen werden 3285 

Die Aufhebung des A. durch richterl. 
Entſch. ift nicht Vorausſetzung für einen 
von den Antragsgegnern nach 8 945 
BBO. zu erhebenden Schadenserſatz⸗ 
anſpruch 3568 8 

Bei A. iſt das Koſtenpauſchquantum nicht 
dem Streitwert der Hauptſache Hingu- 
zurechnen 2581 

In Beſchl., der die Anordnung eines A. 
oder einer EinſtwVerf. enthält, ift ſtets 
auch über die Koſten des Verfahrens 
zu entſcheiden 258414 

Arzt 

vol. auch unter Operation 

Für die Ehefrau eines A. kann ſich aus 
81356 BGB. die Verpflichtung zur 
Leiſtung von Sprechſtundenhilfe er⸗ 
geben. Wer die Verletzung des Kör⸗ 
pers oder der Geſundheit einer Ehe⸗ 
ſrau ſchuldhaft verurſacht, kann ſich 
ſelbſt dann nicht mit Erfolg gegen die 
ihm deshalb an ſich oblieg. Erſtattung 
der Heilungskoſten wenden, wenn der 
Ehemann der Verletzten dieſe in ſeiner 
Eigenſchaft als A. ſelbſt behand. 3338 19 

Aufbringungsgeſetz 

Das A. nach dem Erlöſchen der Indu⸗ 

ſtriebelaſtung. Schrifttum 3260 
Aufforderung zur Begehung eines Ver⸗ 
brechens ($ 49a StGB.) 

Haben zwei Perſonen in den gegen ſie 
anhäng. Zivilprozeſſen auf Grund vor⸗ 
heriger Verabredung wechſelſeitig Mein⸗ 
eide zugunſten des andern geleiſtet, ſo 
wird in der Verabredung dazu regel⸗ 
mäßig der Tatbeſtand des § 49a St⸗ 
GB. u. für den Meineid ſelbſt der 
Strafermäßigungsgrund des 8 157 
Ziff.! StB. gegeben ſein 257111 

Hat fih Kraftfahrzeugführer eines Be- 
truges oder eines Meineidsverleitungs⸗ 
unternehm. ſchuldig gemacht, jo ijt be- 
ſondere Veranlaſſung gegeben, zu prü⸗ 
fen, ob er die moraliſche Eignung für 
ein. Kraftfahrzeugführer beſitzt 3340 20 

Auflaſſung 

An der in RG. 99, 65 ausgeſprochenen 
Anſicht, daß die Aufnahme eines Pro⸗ 
tokolls durch d. GBA. zur Wirkſamkeit 
der A erklärung nicht erforderl. fei, 
wird feſtgehalten. Vorausſetzungen für 
die Ermächtigung eines in Grundbuch⸗ 
ſachen beſchäftigten Juſt Sekr. zur Ent⸗ 
gegennahme der A. in Preußen 32731 

$ 40 GBO. Bei Willensübereinſtimmung 

aller Beteiligten über die aufgelaſſ. 


Sachregiſter 


Grundſtücksflächen macht deren übliche 
falſche Bezeichnung in den Aerklärun⸗ 
gen dieſe nicht unwirkſam. Sind auf 
Grund der falſchen Bezeichnungen un⸗ 
richtige Grundbucheintragungen erfolgt, 
ſo kann der Erwerber das Eigentum 
nur durch neue Eintragung im Grund⸗ 
buch erlangen. Dazu iſt zunächſt Be⸗ 
richtigung des Grundbuchs durch Wie⸗ 
dereintragung des Veräußerers erfor⸗ 
derlich; erſt dann kann das Eigentum 
an dem richtiggeſtellten Blatt auf den 
Erwerber umgeſchrieben werden 3654? 

Die antragsgemäße Verurteilung zur 
„Rückauflaſſung“ kann nur eine, wenn⸗ 
gleich inkorrekt ausgedrückte Zuerken⸗ 
nung des Kondiktionsanſpruchs be- 
deuten 32872 


Auflöſung von Familiengütern uſw. 


Die geſetzl. Neuordnung der Fideikom⸗ 
miß A. in Preuß. Schrifttum 2619 
Die A. der Gutsbezirke u. die Patronats- 

laſten 3418 
FamGiüterG. v. 22. April 1930. Schrift⸗ 
tum 3419 
Iſt zur Belaſtung eines Waldgutes die 
Genehmigung der A.behörde erforder- 
lich? 2614 
Wenn Bruder oder Schweſter des bei 
Beginn der Zwangs A. vorhandenen 
Beſitzers, denen auf Grund von 819 
VIII ZwAuflöſvO. ein Anſpruch auf 
Erhöhung eines Verſorgungsauſpruchs 
i. S. v. § 191 zuſteht, nach Beginn der 
Zwangs A. ſterben, jo geht ihr Verſor⸗ 
gungsanſpruch für die Dauer des Be⸗ 
ſitzes des bei Beginn der Zwaugs A. 
vorhandenen Beſitzers auf ihre ehelich. 
Abkömmlinge über, auch wenn dieſen 
ein Verſorgungsanſpruch i. S. v. 8 191 
ZwAuflöſVoO. nicht zuſteht 26621 
Der Zeitpunkt, in dem Grundlehn, die 
unter das haunov. Gef. über die Mb- 
lösbarkeit des Lehnsverbands vom 
13. April 1836 nebſt ErgänzG. fallen, 
in der Zwangs A. freies Vermögen 
werden, richtet ſich nicht nach den für 
Familienfideikommiſſe geltenden Vor⸗ 
ſchriften, ſondern nach 88 248, 250 
ZwAuflöſs o. Hiernach werden diefe 
Lehen nunmehr wie alle andern Lehen 
ſpäteſtens am 1. April 1935 freies 
Eigentum, ſofern ſie nicht nach dem 
erwähnten LehusAuflöſchß. oder aus 
ſonſt. Gründen in einem früher. Zeit⸗ 
punkte freies Vermög. werden 34932 
1 GrErwStG. Hausgüter find jurift. 
Perſonen. Wird Hausgut in der Weiſe 
aufgelöſt, daß ein Teil des Vermögens 
Familienmitgliedern, ein anderer Teil 
einer Stiftung überwieſen wird, ſo 
liegt ſteuerpflicht. Eigentumsübergang 
auf die Stiftung vor, wenigſtens dann, 
wenn zu den Stiftungszwecken auch 
ſolche gehören, für die durch die M- 
geſetzgebung die Errichtung einer Stif⸗ 
tung nicht beſond. vorgeſehen iſt 34772 
Bei der durch die A.behörde ausgeſpro⸗ 
henen Umwandlung von Samtfidei⸗ 
kommißvermögen in Stiftungsvermög. 
wird GrErwSt. nicht ausgelöſt 34825 
Aufrechnung 
Die A. mit Proviſiousauſprüchen gegen 
Anſprüche auf Auszahlung einkaſſierter 
Prämien iſt unzuläſſig, auch wenn der 
Agent Inkaſſoproviſion hat 311826 
Das Lohnbeſchlch. u. damit das A verbot 
des § 394 BGB. finden auf Hand- 
lungsagent. keine Anwendung 3152? 
Forderungen auf Stammeinlagen einer 
GmbH. beruhen auf einem fog. lebeng- 
wichtigen Geſchäft der Geſellſchaft u. 
ſind auch aufzuwerten, wenn ſie 1920 
getilgt ſind. Unzulänglichkeit der A. 
mit einer 1920 entſtandenen Gegen⸗ 
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forderung. Grundſätzl. Zuläſſigkeit der 
A. mit Gewinnanſpruch des Geſellſchaf⸗ 
ters 2973 15 

übernehmen die Geſellſchaft. ein. Gmb. 
nach Maßgabe ihrer Beteiligung die 
Deckung eines Verluſtes u. wird dabei 
die A. des den Geſchäftsführer treffen⸗ 
den Anteils mit rückſtänd. Gehalts⸗ 
teilen vereinbart, jo gelten dieſe An 
ſprüche als nicht zugefloſſen i. S. v. 
811 EinkStG. 31562 

819 GmbHG. bezieht fih auf die A. 
gegen Verpflichtungen der Geſellſchaf 
ter zu Einzahlungen auf die Stamm 
einlage, nicht auf Nachſchußverbindlich 
keiten i. S. 88 26 ff. GmbHG. 3653! 

Wird vereinbart, daß DOG. bei einer 
Bank ein Guthaben unterhalten ſolle, 
das dem Debetſaldo ihrer Teilhaber 
als perſönl. Schuldner gleichkomme, ſo 
liegt darin nicht die Befugnis der 
Teilhaber, mit dem Aktivſaldo der 
DHG. zugunſten ihrer perſönl. Paſſiv 
ſaldi aufzurechnen 3101 +5 

Bei der A. mit Gegenforderung darf 
nicht ſowohl die Zuläſſigkeit der A. wie 
auch evtl. der Beſtand der Gegenforde 
rung verneint werden. Solche Even 
tualentſch. find wegen der Ungewißheit 
über den Umfang der Rechtskraft un 
zuläſſig 3086 10 

8 148 BPO. Ausſetzung wegen Präjudi 
zialität. Die Ausſetzung des Verfahrens 
bis zur Erledigung des anderweit an 
hängigen Rechtsſtreits über die auf 
rechnungsweiſe geltend gemachte Ge- 
genforderung iſt zuläſſig 3607! 

Die A. mit Gegenforderungen ſteht einer 
Entſch. über die Bewilligung einer 
Zahlungsfriſt nach dem Aufpwsgällch. 
nicht entgegen 32201 

Art. 19 DurchfVO. zum Aufwch. bezieht 
jiġ nicht nur auf einſeitige Aerklärun 
gen des Eigentümers oder perſönl. 
Schuldners, ſondern auch auf A. ver 
träge. Alſo auch bei dieſen findet Aus 
gleich der Nennbeträge ſtatt; auf die 
Frage, ob der HypGläub. Vorbehalt 
gemacht hat, kommt es nicht an 36531 

Auftrag 

vgl. auch Geſchäftsführung ohne A. 

8 670 BGB. A. zur Hilfeleiſtung unter 
Annahme einer ſtillſchweig. Vollmacht 
d. ortsabweſenden Geſchäftsherrn. Die 
Vertragsauslegung, daß damit der Ge 
ſchäftsherr den Erſatz für den dem Be⸗ 
auftragten durch die Ausführung des 
A. zuſtoßenden Schaden wiederum ſtill 
ſchweigend übernommen habe, tft recht 
lich möglich 3441 10 

Rechtsverhältnis zwiſchen deutſchen Ban 
ken u. ihren Londoner Zweignjederl, 
insbeſ. deren Rechtsſtellung während 


des Krieges auf Grund der engl. 
Kriegsgeſetze. Wann hat die Zweig 
niederl. i. S. v. § 667 BGB. etwas 


aus der Geſchäftsbeſorgung „erlangt“ 
3099 14 

übermweifung von ſtaatl. Geldmitteln au 
Kommunalverband zur Verteilung an 
Bedürftige iſt nur Verwaltungsmaß 
nahme, nicht bürgerl.⸗rechtl. A. 32951 


Augenſchein 
Das Gericht kann Protokoll Über die Ein- 
nahme des richterl. A. auch dann als 
beweiskräftig anſehen u. in der Haupt⸗ 
verhandlung verleſen, wenn es nicht 
der Vorſchrift des § 188 III StPO. 
entſprechend von den anweſenden Pro- 
zeßbeteiligten genehmigt u. unterzeich 
net war 250431 j 
Auktionshandel 
Die Freizeichnung im A. 3034 
Ausgleichs verfahren, öſterr. 
vgl. unter O. 


Auskunft 


Haftung einer Bank aus vorſätzl. fal⸗ 
ſcher A. 311725 

Rechtsgültigkeit des Haftungsausſchluſſes 
der Auskunfteien, auch ſoweit es ſich um 
die Verſehen leitender Angeftellter han- 
delt, ſoweit nicht die Unrichtigkeit der 
A. auf Einrichtungsmängeln beruht 
30859 


A bei Sparkaſſe 


Die Erteilung einer A. über einen Kun⸗ 
den auf deſſen Wunſch u. zu deſſen 
Nutzen iſt nicht nur bei Banken, ſon⸗ 
dern auch bei Sparkaſſen etwas All⸗ 
tägliches. Hiermit muß eine Stadt⸗ 
gemeinde, die einen Sparkaſſenbetrieb 
führt, rechnen. Das iſt bei Prüfung 
der Frage, ob die Sparkaſſe für die 
A. verantwortl. gemacht werden kann, 
zu beachten 2469 5 

Aus Anfrage betr. die Ordnungsmäßig— 
keit eines Sparbuchs bei Sparkaſſe u. 
der von ihr erteilt. A. i. Verb. m. der 
Würdigung der Verkehrsübung u. des 
Verkehrsbedürfniſſes kann Folgerung 
auf den Abſchluß eines A vertrags ge- 
zogen werden. — Bei Exteilung einer 
unrichtigen A. über die Ordnungs⸗ 
mäßigkeit eines Sparbuches kann ſchon 
Eventualdolus d. Tatbeſtand d. 8 826 
BGB. erfüllen 3090 12 

Erteilung einer A. durch den Spar- 
kaſſen dir kann Gegenſtand eines Ver- 
trags ſein, der bei Unrichtigkeit die 
Sparkaſſe zum Schadenserſatz verpflich⸗ 
tet. Mitverſchulden, wenn nach Lage 
der Sache die Richtigkeit der A. be⸗ 
denklich erſcheinen muß 309713 


Auslegung 


Beeinfluſſung einer unter der Herrſchaft 
des ALR. übernommen. u. als Grund⸗ 
gerechtigkeit eingetragenen Verpflich⸗ 
tung zur Gewährung u. Unterhaltung 
eines Weges durch die Vorſchriften 
des BOB. Der Inhalt der nach ALR. 
übernomm. Verpflicht. ift nicht nach 
der Eintragung, ſondern nach dem 
Vertrage zu beurteilen. A.grundſätze 
finden keine Anwendung 3434 

Die dem Vertragsgegner abgegebene u. 
zur Vorlegung bei einem Dritten be⸗ 
ſtimmte Erklärung, daß an dieſen eine 
Leiſtung erfolgen ſolle, ſchafft in der 
Regel kein Vertragsverhältnis zwi⸗ 
ſchen dem Erklärenden u. dem Dritten. 
Als A. ſolcher Erklärung kann der 
Dritte auch nur fordern, daß die 
allg. Alregel, wonach der Wille des 
Erklärenden in Betracht kommt, an- 
gewendet werde 29022 

Mißbilligung einer Vertrags A. wegen 
Nichtberückſichtigung der Lebenserfah⸗ 
rung. Rückverweiſung an das B. 
zum Zwecke erneuter A. 3261 

Bei Ausfüll. einer Vertragslücke durch 
A. ſind die Belange beider Parteien 
in Betracht zu ziehen u. gegeneinander 
abzuwägen. (Wer trägt die GrErw⸗ 
St. 7) 3602+ 

Auftrag zur Hilfeleiſtung unter Annahme 
einer ſtillſchweig. Vollmacht des orts⸗ 
abweſ. Geſchäftsherrn. Die Vertrags A., 
daß damit der Geſchäftsherr den Er⸗ 
ſatz für den dem Beauftragten durch 
die Ausführung des Auftrags zu⸗ 
ſtoßenden Schaden wiederum ſtillſchwei⸗ 
gend übernommen habe, iſt rechtl. 
möglich 344110 

Die U. der in einer Klagbegründung ent⸗ 
halt. prozeßrechtl. Erklärungen (hier 
der Erkl. zur Geltendmachung von 
Schadensanſpr. eines Dritten in eignem 
Namen ermächtigt zu ſein) unterſteht 
nicht den materiellrechtl. A.xegeln. Sie 
ift f. d. Rev. frei nachprüfbar 35456 


Sachregiſter 


Auslieferung 


8 1 Ausliefd. Ausländereigenſchaft des 
Verfolgten als Vorausſetzung der A. 
2872 5 28736. — Dasſ. i. Verb. mit 
deutſch⸗poln. Abk. über Staatsange⸗ 
hörigkeits⸗ u. Optionsfragen 28737 

821 DAusliefGG. Strafbarkeit u. Ver- 
folgbarkeit der Tat nach deutſchem 
Recht als Vorausſetz. der A. 28738 
2874910 2875 1112 

88 3, 4 Nr. 1, 6, 25, 26, 28 DAusliefG. 
Polit. Aſyl. Unzuläſſigkeit der Prüfung 
der Schuldfrage im Verhältnis zu Li⸗ 
tauen. Sicherung der Gegenſeitigkeit 
u. der Spezialität als Vorausſetz. der 
A. 2875 13 

88 4 Nr. 2, 27 Auslief®. Zuläſſigkeit der 
A. wegen einer im Auslande rechts⸗ 
kräftig abgeurteilt. Tat, wegen deren 
im Ausland das Verf. wieder aufge- 
nommen iſt. Die Zuläſſigkeit einer 
Wiederaufnahme nach deutſchem Ver⸗ 
fahrensrecht ift nicht Vorausſetz. der 
A. 28691 

8 4 Nr. 1 Ausliefch. Verbürgung d. Ge⸗ 
genſeitigkeit als Vorausſ. d. A. 2876 14 

88 4 Nr. 3, 27 DAusliefG. Unzuläſſigkeit 
der A. wegen ſtrafbarer Handlungen, 
die mit anderen im Deutſchen Reich 
begangenen u. rechtskräftig abgeurteilt. 
ſtrafbaren Handlung. im Fortſetzungs⸗ 
zuſammenhang ſtehen. Zuſtändigkeit d. 
RG. zur Entſch. auslieferungsrechtl. 
Fragen 2882 26 

$9 DAusliefcG. Ortl. Zuſtändigkeit des 
OLG. 2876 16 16 

88 9, 10 DAusliefch. Wirkſamkeit der A. 
haft, die von dem zunächſt zuſtänd. 
Ger. angeordnet worden iſt, auch für 
das Verf. nach Ermittlung des Ver 
folgten 287717 N 

§ 10 DAusliefcG. Vorausſetz. der vorläuf. 
A.-haft 287718 

$ 10 DAustief®. i. Verb. m. Art. 1, 6, 7 
des deutſch⸗ſchweiz. A vertrags. Vor 
ausſetz. der A. haft. Tatverdacht ift im 
Verhältnis zur Schweiz keine Vor⸗ 
ausſetz. f. d. Zuläſſigkeit d. A. 2878 19 

8 18 1 Dausliefch. Dauer der vorläuf. 
A.haft 287820 

§ 20 DAusliefch. Beginn der Haftprü⸗ 
fungsfriſt 2879 21 
8 27, 41 Auslief h. Begriff der Rechts- 
hilfe in Strafſachen 2871? 

88 34, 39 DAuslief®. Zuläſſigkeit der 
Beſchlagnahme von Gegenſtänden, um 
deren Herausgabe erſucht ift 2880 22 

88 41, 42 DAusliefb. Rechtshilfe durch 
Vornahme einer Beſchlagnahme. Ve- 
ſchwerderecht des Betroffenen 2880 25 

§ 41 DAustiefb. i. Verb. m. Art. 4 u. 17 
des deutſch⸗tſchech. A. vertrags. Ungu- 
läſſigkeit der Rechtshilfe mangels Ver⸗ 
bürgung der Gegenſeitigkeit im deutſch⸗ 
tichechoflow. Verkehr 2880 25 

88 34, 35 DAuslief®. i. Verb. m. Art. 10, 
13, 15 Deutſch⸗belg. A vertrag 2881 25 

8 54 Ausliefch. i. Verb. m. Art. 6 deutſch⸗ 
niederländ. A.vertrags. Beachtung der 
Spezialität. Revurt. 28713. — Ebenſo 
bez. Art. 2 u. 9 bayr.⸗franzöſ. A ver⸗ 
trag 28724 


Ausſetzung des Verfahrens 


§ 148 BPO. A. wegen Präjudizialität. 
Die A. d. V. bis zur Erledigung des 
anderweit anhängig. Rechtsſtreits über 
die aufrechnungsweiſe geltend gemachte 
Gegenforderung ift zuläſſig 36071 

$ 249 BBO. Beginn der Revğrift nach 
A. d. V. 25655 

8 250 ZPO. Aufnahme des auf Grund 
§ 1 AbgeltErweit VO. v. 24. Okt. 1923 
ausgeſetzten V. nach erfolgter Entſch. 
des RF M. 35444 


Im Falle des 8 249 III ZPO. ſteht es 


nicht im Ermeſſen des Prozeßgerichts, 


*13 


ob es die zu erlaſſ. Entſch. verkünden 
will, vielmehr muß die Verkündung 
erfolgen. Lehnt das Gericht dieſe auf 
unbeſtimmte Zeit ab, ſo kann hierin 
die A. d. V. zu erblicken ſein. Dann ift 
die ſofort. Beſchw. nach § 252 3 PO. 
gegeben 357118 
§ 252 ZPO. Gegen die A. im Schieds 
urteilsverf. ift d. Beſchw. zuläſſig 2581 
Die A. d. V. bis zur Entſch. der Ver⸗ 
ſicherungsbehörde darüber, ob Betriebs 
unfall vorliege, darf unterbleib, wenn 
es ganz ausgeſchloſſen iſt, daß ein 
entſcheidungspflicht. Unfall vorliegen u. 
8898 RVO. anwendbar fein könnte 
2562 2 
Ausweiſung 
Recht u. Unrecht der A. Schriftt. 2780 


Baden 
Badiſche Gemarkungsgemeinde wird mit 
der Verpachtung von Jagd u. Fiſcherei 
ſowie mit der Abgabe von Waſſer an 
Dritte in der Regel umſatzſteuerpflich⸗ 
tig 348712 
§ 8a! Ziff. 1 Badchebäude SondStch. Eine 
Sicherungshyp. für öffentl.⸗rechtl. Gelb- 
forderung ift als eine dingl. privat- 
rechtl. Belaſtung anzuſehen 26043 
Bagatellſachen 
Auch in B. darf der Richter nicht will 
kürl., ſondern er muß nach § 155 II 
StPO. verfahren 35637 
Bagatellverfahren, Erfurter 
2452 


Bank 

vgl. auch unter Spekulation, Depot, 
Reichs B., Beamten B., Renten B. 

Am Biſchalter. Schrifttum 3071 

Das ſich durch die Art des Pfandgegen— 
ſtands u. die nicht bankmäßige Ge- 
ſchäftsführung vom bankmäß. Lom- 
bardgeſchäft unterſcheidende gewöhnl. 
e c ift erlaubnispflichtig 


Die Erteilung einer Auskunft über einen 
Kunden auf deſſen Wunſch u. zu deſſen 
Nutzen iſt nicht nur bei Banken, fon 
dern auch bei Sparkaſſen etwas All 
tägliches 24695 

Haftung einer B. aus vorſätzl. falſcher 
Auskunft 311725 

Wird vereinbart, daß Och bei einer B. 
ein Guthaben unterhalten ſolle, das 
dem Debetſaldo ihrer Teilhaber als 
perſönl. Schuldner gleichkomme, ſo 
liegt darin nicht die Befugnis der 
Teilhaber, mit dem Aktivſaldo der 
OHG. zugunſten ihrer perſönl. Paſſiv⸗ 
ſaldi aufzurechnen 3101 15 

Rechtsverhältnis zwiſchen deutſchen Ban- 
ken u. ihren Londoner Biveignieder- 
laſſungen u. insbeſ. deren Rechtsſtel 
lung während des Kriegs auf Grund 
der engl. Kriegsgeſetze. Wann hat die 
Zweigniederl. i. S. v. 8 667 BGB. 
etwas aus der Geſchäftsbeſorgung „er⸗ 
langt“? 3099 4 

88 16, 24 KrSchädchlcß. Die Erſtattung 
eines Betrags, den B. zur Abführung 
an d. Geſchädigten von d. Réutſch A. 
erhalten hat, kann nicht durch Rück⸗ 
gabebeſcheid angeordnet werden 25311 


Bankrott 

§ 239 I Ziff. 1 KO. Die zur Strafbar⸗ 
keit des betrügl. B. erforderl. perſönl. 
Beziehung zwiſchen der B. handlung 
u. der Konkurseröffnung dergeſtalt, 
daß dieſelben Gläubiger, die durch die 
B. handlung benachteiligt werden ton- 
nen, wenigſtens zum Teil auch durch 
die Konkurseröffng. benachteiligt wer⸗ 
den, iſt dann ausgeſchloſſen, wenn die 
zur Zeit der B. handlung vorhandenen 
Gläub. bei der Konkurseröffnung ſchon 
befriedigt waren 257314 


ll 


g 240 Ziff. 3 KO. Beim B. braucht Die 
Konkurseröffnung vom Vorſatz nicht 
mitumfaßt zu werden. Auf ſeiten des 
Gehilfen genügt es daher zum Vor⸗ 
ſatz, daß er dem Haupttäter wiſſent⸗ 
lich dabei hilft, die Bücher ſo unklar 
zu führen, daß ſie den Anforderungen, 
denen ſie dienen ſollen, nicht genügen 
2990 24 


Bauhandwerk 


vgl. auch unter Chauſſebau 

Wer auf fremdem Grunde für eigene 
Rechnung Bauten zu Ende führt, um 
ſie vor dem Verfall zu retten, hat 
gegen den Grundeigentümer einen Be⸗ 
reicherungsanſpruch. Dieſer beſteht in 
anteiligem Werterſatz u. richtet ſich 
nach dem Zeitpunkt der Errichtung 
der Gebäude 272425 

Wegearbeiten, die zum Betriebe der Land- 
u. Forſtwirtſchaft gehören, fallen nicht 
unter den Reichstarif für das Bau⸗ 
gewerbe. Die Anwendung des Tarifs 
wird aber noch nicht dadurch ausge- 
ſchloſſen, daß der Weg landwirtſchaftl. 
Zwecken zu dienen beſtimmt iſt 34751 


Baumſchule 


Bei Zwangsverſteigerung eines B.grund⸗ 
ſtücks werden die Beſtände der B. von 
der Beſchlagnahme betroffen 26543 


Baupolizei 


Iſt die Errichtung von Schweineſtällen 
in einem ſtädt. Bezirk nach den Vor⸗ 
ſchriften der B. VO. geſtattet, jo kann 
einer Perſon, die die baupolizeil. Er⸗ 
laubnis f. den Neubau eines Schweine⸗ 
ſtalls daſelbſt erhalten hat, nach Boll- 
endung des Baus das Halten von 
Schweinen nicht mit der Begründung 
unterſagt werden, daß gegen die 
Schweinehaltung innerhalb engbebau- 
ter Stadtteile geſundheitspolizeil. Be⸗ 
denken grundſätzl. Art beſtünden 2660 
222 StGB. B. VO. Unfallverhütungs⸗ 
vorſchriften der Baugewerks-Berufsge⸗ 
noſſenſchaften. Bauunternehmer. Hoch⸗ 
ſpannungsleitung b. Neubauten. Fahrl. 
Tötung. Kauſalzuſammenhang 285219 


. 


Bauſparkaſſe 


vgl. auch unter Verſicherungsrecht, priv. 

Materielles Bauſparrecht 3416 3172 

Wenn B., die geſellſchaftsmäßiges Spa⸗ 
ren betreibt, die Spargelder verwen- 
det, um den Sparern nach und nach 
Tilgungsbaudarlehn zu gewähren, ſo 
find ihre Verträge mit den Sparern 
Kapitalanſammlungsverträge, die den 
Sparverſicherungen i. S. des 85 I 
Nr. 6 VerſStG. gleichſtehen. Steuer- 
pflichtig ſind jedenfalls die Sparbei- 
träge 32342 


Bayern 


Bay Ausf Beſt. z. Aufwzälligkeits⸗ und 
GBBereinG. 2681 

Art. 69 BanForftG. Die jog. zivilrechtl. 
Schadenserſatzpflicht des Dienſtherrn f. 
Forſtfrevel landwirtſchaftl. Arbeiter iſt 
mit Rückſicht auf das durch die neu⸗ 
zeitliche Entwicklung geänderte Dienſt⸗ 
verhältnis zu beurteilen 34591 

Der Anhänger eines Kraftfahrzeugs iſt 
kein Kraftfahrzeug. Deshalb können 
auf das Aufſtellen u. Beleuchten eines 
Anhängewagens allein die das Auf⸗ 
ſtellen u. Beleuchten eines Kraftfahr⸗ 
zeugs regelnden Beſtimmungen nicht 
angewendet werden. Um zur Anwen⸗ 
dung des § 17 III Straß VerkO. im 
gegebenen Falle zu gelangen, bedarf 
es nicht des Umweges über § 2 I 
KraftfVerkVO. 3378 + 

§ 359 StGB.; Art. 78 BayGeme. Nach 
bayr. Recht ſind ehrenamtliche Mit⸗ 
glieder des Gemeinderats nicht Be⸗ 
amte im ſtaatsrechtl., wohl aber im 
ſtrafrechtl. Sinne 28362 


Sachregiſter 


Die Strafvollſtreckung in B. 
tum 2777 

§ 54 Auslief®. i. Verb. m. Art. 2 u. 9 
bay.⸗franz. Auslief Vertr. Beachtung der 
Spezialität. RevUrt. 28724 

Das Geje über die Haltung u. Körung 
der Bullen, Eber, Ziegenböcke u. Schaf⸗ 
böcke. Schrifttum 2621 

BaySchlacht StG. Schrifttum 2621 

BaycGrund⸗ u. Haus StG. Nachtr. Schrift- 
tum 3421 

Art. 1, 16, 20 BayHaus StG. Reine Re- 
klame⸗ u. Werbetätigkeit iſt nicht Auf⸗ 
ſuchen von Beſtellungen 28437 

Die Erhebung des Stempels nach Tar⸗ 
St. 3 BayStempSt®. ift durch 8 33 
GrErwStG. ausgeſchloſſen 36071 

Beamter 

Art. 129 RVerf. Für vermögensrechtl. 
Anſprüche der B. iſt der Rechtsweg 
gegeben. Klage auf Feſtſtellung, daß 
Kl. lebenslänglich angeſtellter B. ſei, 
kann ein von ſtreitigen vermögens⸗ 
rechtl. Anſprüchen losgelöſtes, vom or⸗ 
dentl. Rechtsweg ausgeſchloſſenes Feſt⸗ 
ſtellungsbegehren enthalten, kann aber 
auch die Feſtſtellung, daß Kl. als B. 
zu beſolden ſei, zum Ziele haben und 
dann im ordentl. Rechtswege verfolgt 
werden 35921 

Beſoldung ift keine notwendige Vorausſ. 
für den Charakter als B., Wegfall der 
Beſoldung hebt daher die B.eigenfchaft 
nicht auf, desgl. nicht das Aufhören 
der Amtstätigkeit. Rechtsverhältniſſe 
der rhein. GewGer.; der Vorſitzende 
war unmittelbarer Staats B., er hatte 
ſein Amt im Nebenamt 24748 

Verzicht des B. auf den Gehalts- oder 
Penſionsanſpruch kann rechtswirkſam 
jedenfalls dann ausgeſprochen werden, 
wenn er im Rahmen des Verzichts auf 
die B.ſtellung überhaupt erfolgt 321517 

ss 1, 2, 8 Prͤomm BeamtG. Nach An- 
ſicht des OVG. ſtellt die Ausſtellung 
der Anſtellungsurkunde einen konſtitu⸗ 
tiven Akt dar, der bei hauptamtlich 
anzuſtellenden, beſoldeten Kommunal B. 
für die Begründung des B.verhältt. 
von eſſentieller Bedeutung iſt. Über 
formelle Mängel dieſes Rechtsvorgan⸗ 
ges kann jedenfalls dann nicht hin⸗ 
weggeſehen werden, wenn aus den 
Erklärungen der Anſtellungsbehörde 
hervorgeht, daß ſie zwar an ſich den 
Anſtellungswillen gehabt haben mag, 
aber die Aushändigung der Anſtel⸗ 
lungsurkunde von noch nicht erfüllten 
Bedingungen abhängig macht 36801 

Außerung, durch die einem B. die Pe- 
fähigung für ſein Amt abgeſprochen 
wird, ſtellt ſich als Beleidigung dar, 
die den Schutz des § 193 nur dann 
genießt, wenn der Täter ein eigenes 
oder ihn perſönlich nahe augehendes 
Intereſſe hat wahrnehmen wollen. Iſt 
einem UnterſuchungsB. der Vorwurf 
gemacht worden, daß er den Beſchul⸗ 
digten abſichtlich Vorſchub geleiſtet 
habe, fo genügt für den Wahrheits⸗ 
beweis nicht der Nachweis eines be⸗ 
wußten Vorſchubleiſtens 279518 


Beamtenbank 
Aufwertung von Darlehn einer B. zum 
Zwecke der Kredithilfe. Einrede der 
Verwirkung im Falle rechtzeit. brief- 
licher Aufforderung u. erheblich ſpä⸗ 
terer Klagerhebung 32861 
Bedingung 
8 158 II BGB. Wird die Tilgung einer 
Forderung, zu deren Sicherung die Er⸗ 
teilung einer Grundſchuld erfolgt iſt, 
zur auflöſenden B. der Abtretung ge⸗ 
ſetzt, dann geht die Grundſchuld nur 
auflöſend bedingt in das Vermögen 


Schrift⸗ 


des Erwerbers über u. fällt mit dem 
Eintritt der B. ohne neues rechts⸗ 
geſchäftl. Handeln der Beteiligten an 
den Schuldner zurück. Wenn aber die 
Erledigung des Sicherungszwecks einen 
ſchuldrechtl. Anſpruch u. Verpflichtung. 
zur Rückübertragung begründet, dann 
genügt es nicht, daß Glaub. u. Schuld⸗ 
ner üb. den Rückübergang der Grund⸗ 
ſchuld nur formlos willenseinig wer⸗ 
den; es bedarf dann der Übergabe des 
Briefs u. der Erteilung der Abtre⸗ 
tungserklärung in ſchriftl. Form 2695 5 


Beihilfe 


Beim Bankrott braucht die Konkurs⸗ 
eröffnung vom Vorſatz nicht mitum- 
faßt zu werden. Auf feiten des Ge- 
hilfen genügt es daher zum Vorſatz, 
daß er dem Haupttäter wiſſentlich da- 
bei hilft, die Bücher ſo unklar zu 
führen, daß ſie den Anforderungen, 
denen ſie dienen ſollen, nicht ge— 
nügen 2990 24 


Beleidigung 


Zur Auslegung des $ 185 StGB. Öffent- 
liche B. 2523 16 

Auch bei Formal B. nach 8 185 StGB. 
iſt die Führung des Wahrheitsbeweiſes 
nicht grundſätzlich ausgeſchloſſen, ſchon 
weil ſie für die Strafzumeſſung in 
Betracht kommen kann. Grundſätzlich 
zehrt, von Ausnahmefällen rechtlichen 
Zuſammentreffens abgeſehen, eine üble 
Nachrede nach § 186, wenn in ihr zu⸗ 
gleich Formal B. nach $ 185 liegt, eine 
jorhe B. auf 2792 13 

$§ 185, 186 StGB. Bedingter Vorſatz 
genügt zur Feſtſtellung des inneren 
Tatbeſtands d. üblen Nachrede. Stehen 
an ſich formal beleidigende Außerun⸗ 
gen mit einem eine üble Nachrede 
enthaltenden Vorwurf in ſo engem 
Zuſammenhang, daß ſie nur eine Ver⸗ 
ſtärkung dieſes Vorwurfs bedeuten, ſo 
werden ſie von der Verurteilung we⸗ 
gen übler Nachrede mitumfaßt 2803 20 

$8 185, 193 StB. Gewährung des 
Strafſchutzes gegenüber der Außerung, 
„ein anderer habe des Außernden Stel- 
lung in hundsgemeiner Weiſe unter 
miniert“ 252315 


88 185, 186, 193 StGB. Außerung, durch 


die einem Beamten die Befähigung 
für ſein Amt abgeſprochen wird, ſtellt 
ſich als Beleidigung dar, die den Schutz 
des § 193 nur dann genießt, wenn 
der Täter ein eigenes oder ihn per- 
ſönlich nahe angehendes Intereſſe hat 
wahrnehmen wollen. Bedeutung des 
Erforderniſſes der Identität der den 
Gegenſtand der üblen Nachrede bifden- 
den Tatſache u. der Tatſache, für die 
der Wahrheitsbeweis geführt wird. Iſt 
einem Unterſuchungsbeamten der Vor⸗ 
wurf gemacht worden, daß er den 
Beſchuldigten abſichtlich Vorſchub ge⸗ 
leiſtet habe, ſo genügt für den Wahr⸗ 
heitsbeweis nicht der Nachweis eines 
bewußten Vorſchubleiſtens. Sind ein⸗ 
zelne beleidigende Tatſachen behauptet 
worden, jo können fie als unfelbftän- 
dige Belege einer allg. Geſamtbehaup⸗ 
tung nicht ſchon dann angeſehen wer⸗ 
den, wenn ſie ſich in der Geſamtbe⸗ 
hauptung zuſammenfaſſen laſſen, ſon⸗ 
dern nur, wenn die Geſamtbehauptung 
in der Außerung erkennbar enthalten 
iſt. Nachprüfung der Bedeutung ein⸗ 
zelner Behauptungen ſowie des Wahr⸗ 
heitsbeweiſes durch das Rev. — Der 
Antrag des beleidigten Nebenkl., einen 
Vorgeſetzten darüber zu vernehmen, 
daß die ihm vorgeworfene Handlungs⸗ 
weiſe nach den perſönl. Beobachtungen 
des Zeugen ausgeſchloſſen erſcheinen 


müſſe, hat kein reines Urteil, ſondern 
dem Zeugenbeweis zugängliche Tat⸗ 
ſachen zum Gegenſtand 279518 

$8 185, 186, 192 StGB. B. durch Wie- 
dergabe der — an ſich wahren — 
Außerung eines anderen, man müſſe 
bei einem dem Namen nach bezeich⸗ 
neten Dritten einmal einbrechen 28479 

§§ 185, 186, 192 StB. Bei Gelingen 
des Wahrheitsbeweiſes rechtfertigt die 
Feſtſtellung der alleinigen Abſicht der 
Rachſucht nicht die Beſtrafung 286337 

88 185 ff., 193, 194 Stoch B. Zuläſſig iſt 
die Beſchränkung des Strafantrags auf 
eine von mehreren in gleichartiger 
Idealkonkurrenz zuſammentreffenden 
Beleidigungen. § 186 ift lediglich an- 
wendbar auf die Behauptung einer 
ehrenrührigen Tatſache, wie beiſpiels⸗ 
weiſe den Vorwurf der bewußten Un⸗ 
wahrheit, nicht auch auf allgemeines 
ehrenrühriges Werturteil. $ 185 bda- 
gegen umfaßt an ſich beide Formen 
der B. u. iſt nicht auf reine Formal⸗ 
B. beſchränkt. Deshalb iſt, wenn die 
Behauptung einer ehrenrührigen Tat⸗ 
jahe gegenüber Dritten „In Bezie- 
hung“ auf den Beleidigten u. zugleich 
„gegenüber“ dem Beleidigten ſelbſt 
aufgeſtellt wird, Tateinheit zwiſchen 
übler Nachrede nach § 186 u. Formal⸗ 
B. nach 8 185 möglich, während in 
den Fällen der Behauptung einer 
ehrenrührigen Tatſache mit Beziehung 
auf einen anderen lediglich gegenüber 
Dritten nur $ 186 Anwendung findet, 
weil inſoweit Geſetzeskonkurrenz anzu⸗ 
nehmen iſt. Das Wort „Lügner“ iſt 
nicht unter allen Umſtänden als der 
Form nach beleidigend anzuſehen 2800 19 

98 185, 193 StGB. Zuruf an Polizei- 
beamten: „Das grenzt bald an Vater⸗ 
landsverrat, man könnte Sie faſt als 
Vaterlandsverräter bezeichnen!“ 2846 8 

88 185, 193 StGB. Auch der Ausdruck 
„Lump“ kann unter beſonderen Um- 
ſtänden ſtrafloſe B. ſein 284710 

88 185, 193 StGB. B. durch die Auße⸗ 
rung „Großer Lügner“ 2848 11 

98 185, 193 StGB. Strafloſigkeit des 
Vorwurfs „erhebl. Dreiſtigkeit“ 2849 12 

$8 185, 193 StGB. Der Vorwurf orbi- 
nären Verhaltens“ ſtellt nicht immer 
formale B. dar 2849 18 

88 186, 193. Bericht, der objektive Wie⸗ 
dergabe einer Prozeßverhandlung ent⸗ 
hält, u. der Abdruck eines in öffentl. 
Gerichtsverhandlung verleſenen Zei⸗ 
tungsaufſatzes kann den Tatbeſtand 
einer B. erfüllen, wenn der Täter im 
Bewußtſein des beleidigenden Charak⸗ 
ters der von ihm verbreiteten Vor⸗ 
würfe ſich dieſe zu eigen gemacht hat. 
Wahrnehmung berechtigter Intereſſen 
ſcheidet dann von vornherein aus, 
wenn der alleinige Zweck des Täters 
die Ehrenkränkung war 249723 

98 186, 193 StGB. Darin, daß jemand 
eine auf einem Gerücht fußende üble 
Nachrede als Tatſache wiedergibt, liegt 
keine formale B. Auch der Ausdruck 
„Manöver“ ſtellt keine ſolche dar 285014 

§ 193 Stöß B. Inwieweit hängt der Straf- 
ſchutz des § 193 davon ab, daß dem 
Kundgebenden für die Wahrnehmung 
ſeiner Intereſſen andere Mittel zur 
Verfügung ſtanden, daß er ſich in einer 
gewiſſen Zwangslage befand u. daß 
er die beanſtandete Nachrede leichtfer⸗ 

tig erhob? 285015 

Die Tätigkeit des RA. iſt keine „ge⸗ 
werbliche“ Leiſtung i. S. des § 193 
StGB. 3585 7 

$ 199 StGB. Dieſelbe Tat kann nicht 
Gegenſtand der Verurteilung u. zu⸗ 
gleich d. Straffreierklärung fein 285216 


Sachregiſter 


Belgien 
88 34, 35 DAusliefGG. i. Verb. m. Art. 
10, 13, 15 Deutſch⸗belg. Auslief Vertr. 
2881 25 
Benzintank 
vgl. unter T. 


Bereicherung, ungerechtfertigte 

§ 812 BGB. Der Veräußerer eines Grund- 
ſtücks kann bei Nichtigkeit der Eigen⸗ 
tumsübertragung u. des ihr zugrunde 
liegenden Rechtsgeſchäfts die Juſtim⸗ 
mung zu ſeiner Wiedereintragung vom 
Erwerber nach B.grundjäßen fordern, 
auch wenn er ſelbſt nicht Eigentümer 
des Grundſtücks ift 2723 24 

s$ 812, 817 BGB. Zahlung eines Geld⸗ 
betrags zur Abwendung des von Sied⸗ 
lungsgeſellſchaft geltend gemachten Vor⸗ 
kaufsrechts, iſt auf ſeiten des Zahlen⸗ 
den nicht ſittenwidrig. Rechtslage, die 
bei Rückforderung des Gezahlten ent⸗ 
ſteht 3442 11 

8 817 BGB. Dem Konkursverwalter, der 
Rückgabe einer Leiſtung des Gemein⸗ 
ſchuldners als ſittenwidrig verlangt, 
kann der Einwand nicht entgegen⸗ 
geſetzt werden, daß auch dem Gemein⸗ 
ſchuldner ein Verſtoß wider die guten 
Sitten zur Laſt falle 25633 

§ 317 HGB. Unwirkſamkeit einer Mb- 
ſtimmungsverpflichtung liegt auch dann 
vor, wenn ſie nicht in beſonderem Ver⸗ 
trag, ſondern im Rahmen eines Ge- 
ſamtvertrags übernommen worden iſt. 
Dem Rückforderungsrecht des auf 
Grund eines foten Vertrags Ge- 
leiſteten ſteht 8 817 BGB. nur ent- 
gegen, wenn der Fordernde das Ver⸗ 

bot der Abſtimmungsverpflichtung ge⸗ 
kannt hat, was von vornherein nicht 
anzunehmen ift 29638 i 

§ 818 II BGB. Banſpruch des Käufers 
bei Rückgewähr des für ihn aus einem 
nichtigen Kaufvertrag ſchon eingetra- 
gen geweſenen Grundſtücks. Berechnung 
des Kaufpreiſes u. daraus gezogener 
Nutzungen, wozu rechtsgeſchäftlich ge— 
zogener Gewinn nicht gehört; ferner 
Verteilung von Pachtzinſen auf die 
beiderſeitige Benutzungszeit, wobei dem 
Käufer als Bucheigentümer die Stel⸗ 
lung eines Beſitzers zugebilligt wird 
3447 15 

§ 818 II BGB. Wer auf fremdem Grunde 
für eigene Rechnung Bauten zu Ende 
führt, um ſie vor dem Verfall zu 
retten, hat gegen den Grundeigen— 
tümer einen Baanſpruch. Dieſer be- 
ſteht in anteiligem Werterſatz u. rich- 
tet ſich nach dem Zeitpunkt der Er⸗ 
richtung der Gebäude 272425 

$ 818 II BGB. Beklage. Iſt die Rück⸗ 
gewähr eines ohne wirkſamen Vertrag 
übergebenen Grundſtücks wegen durch 
Bebauung eingetretener Veränderung 
unmöglich, fo kann nur Verterſatz ge- 
fordert werden. Der Bereicherte hat 
dafür den Anſpruch auf Eigentums⸗ 
übertragung 327111 

Die antragsgemäße Verurteilung zur 
„Rückauflaſſung“ kann nur eine, wenn⸗ 
gleich inkorrekt ausgedrückte Zuerken⸗ 
nung des Kondiktionsanſpruchs be⸗ 
deuten 32872 

Der Rücktrittsberechtigte, der auf Grund 
der clausula rebus sic stantibus vom 
Vertrag zurückgetreten iſt, haftet für 
die empfangenen Leiſtungen lediglich 
nach B.⸗, nicht nach Rücktrittsgrund⸗ 
ſätzen 2468 

Der Rückforderung zu Unrecht gezahlter 
Kaſſenleiſtungen kann der Empfänger 
nicht den Einwand entgegenſetzen, daß 
er nicht mehr bereichert ſei. Die Vor⸗ 
ſchrift, daß ein Verſich Träger zu Un- 
recht gezahlte Leiſtungen nicht zurück⸗ 
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zufordern braucht (88 620, 1320 RVO.), 
findet auch auf die Träger der Kran⸗ 
kenverſicherung entſprechende Anwen⸗ 
dung 82418 


Bergbau 


Die Fördermaſchiniſten d. Aachener Stein- 
kohlenbezirks werden nach Ablauf eines 
Dienſtjahres als Angeſtellte angeſehen 
27601 

Die Ausſchlußfriſten des TarVertr. für 
den Aachener Steinkohlen B. gelten 
nicht für die Urlaubsvergütg. 31533 


Bergrecht 


Ss 94 ff. PrAllg BergG. Die Vertretungs- 
macht des Repräſentanten einer Ge- 
werkſchaft iſt in den Fällen, wo der 
Repräſentant nach § 120 eines beſon⸗ 
deren Auftrags der Gewerkenverſamm⸗ 
lung bedarf, nur inſoweit eingeſchränkt, 
als zur Wirkſamkeit der von ihm vor⸗ 
genommenen Vertretungshandlung die 
Zuſtimmung d. Gewerkenverſammlung 
erforderlich iſt. Wird zum Nachweis 
der Zuſtimmung der Gewerkenver— 
ſammlung dem GBA. ein von dem 
„alleinigen Gewerken“ gefaßter Be⸗ 
ſchluß in notarieller Form vorgelegt, 
ſo braucht die Übertragung aller Kuxe 
auf den beſchließenden Gewerken dann 
nicht in der Form des § 29 GVO. 
nachgewieſen zu werden, wenn nach 
dem Inhalt des über die Verſamm⸗ 
lung aufgenommenen Protokolles der 
Gewerke die Verſammlung als der 
im Gewerkenbuche als alleiniger Eigen 
tümer aller Kuxe Eingetragene abge 
halten hat 31272 


Berlin 


Zum Jubiläum der Handelshochſchule B. 
3025 


Chronik der Handelshochſchule B. 1926 
bis 1930. Schrifttum 3063 

Bei Pfändung von Arbeits- od. Dienſt⸗ 
lohn eines unehel. Vaters iſt dem 
Schuldner für Berliner Verhältniſſe 
jetzt ein Betrag von 27 AM wöchentlich 
zur Beſtreitung feines eigenen notdürf⸗ 
tigen Unterhalts u. je 9 RA wöchent- 
lich für die Ehefrau u. die Ver 
wandten pfandfrei von Amts wegen 
zu belaſſen 36081 

Die Befugnis der Bezirksämter, auf 
Grund des nach $ 25 III Satz 3 Gef. 
über die Bildung einer neuen Stadt- 
gem. B. v. 27. April 1920 erlaſſenen 
Orts. v. 15. Dez. 1920, v. 10. Febr. 
1921 u. v. 2. März 1921 innerhalb 
des ihnen übertragenen Geſchäftsbe— 
reiches die Stadtgem. B. nach außen 
zu vertreten, wird durch das Gej. 
v. 30. März 1931 nicht berührt. Preuß. 
Geſ. über die vorläuf. Regelung ver⸗ 
ſchiedener Punkte des Gemeindeverfaſ— 
ſungsrechts für die Hauptſtadt B. vom 
30. März 1931 32821 

Die BerlVergnügStO. v. 12. Okt. 1927 
bietet keine rechtl. Unterlage dazu, den 
Erwerber eines Lichtſpielunternehmens 
für Steuerrückſtände ſeines Vorgängers 
haftpflichtig zu machen 26032 


Berufsgenoſſenſchaften 


vgl. auch unter Unfallverhütungsvorſchr. 
Die Frage, ob die eingekl. Schadens⸗ 
erſatzanſprüche auf eine B. übergegan⸗ 
gen u. bei ihr verblieben oder an den 
Kl. wieder abgetreten ſind, iſt im 
Grundurteil zu berückſichtigen 3345 2 


Berufung 

vgl. auch reformatio in pejus 
Zivilſachen 

8 99 I BPO. Räumt der durch vorlie⸗ 


gendes vollſtreckbares Urteil zur Räu⸗ 
mung verurteilte Bekl. vor Einlegung 
der B. nicht in Anerkennung des Ur⸗ 
teils, ſondern um die Zwangsvollſtr. 
zu vermeiden, ſo iſt ſeine B. mit dem 
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Antrag, die Hauptſache für erledigt 
zu erklären und dem Kl. die Koſten 
des Rechtsſtreits zur Laſt zu legen, 
eine B. zur Hauptſache u. ſonach zu⸗ 
läſſig 24749 
§ 99 ZPO. Sit Streit um die Fallig⸗ 
keit eines Anſpruchs der Kl. nach Ab⸗ 
weiſung der Klage befriedigt worden, 
ſo kann er mit dem Ziele der Er⸗ 
ledigungserklärung B. einlegen 25187 
Ein nach $ 304 I BPO. erlaſſenes Urteil 
bindet das Gericht im Nachverfahren 
nur nach $ 318 bzw. 88 512, 518, nie 
mals aber nach § 322. Grundſätzlich 
kann die Bindung nach 88 318, 512 
nicht weitergehen als dem Willen des 
das Zwiſchenurteil erlaſſenden Gerichts 
entſpricht, nicht allein maßgeblich iſt 
die Urteilsformel, ſondern auch hier 
nur in Verbindung mit den zur Er 
läuterung heranzuziehenden Entſchei⸗ 
dungsgründen 2488 15 
319 ZPO. Wird im Wege der Berich 
tigung der Urteilsformel der Satz Hin- 
zugefügt, daß die B. zugelaſſen werde, 
ſo iſt die B. trotzdem nur zuläſſig, 
wenn fie binnen zwei Wochen nach 
Zuſtellung des — noch nicht berich⸗ 
ligten — Urteils erſter Inſtanz einge- 
legt ift 3291 1 
512 BPO. Ein unzuläſſigerweiſe über 
ein ſelbſtändiges Angriffs⸗ u. Ver 
teidigungsmittel erlaſſenes Zwiſchen 
urteil bindet das erkennende Gericht 
nicht. Ein ſolches Urteil kann nur 
mit dem Rechtsmittel gegen das End- 
urteil bekämpft werden 3548 
512 a BPO. Der Bekl. kann nicht B. 
einlegen, um geltend zu machen, es ſei 
überhaupt kein deutſches, ſondern ein 
ausländiſches Gericht zuſtändig 25154 
514 BPO. Hat der Bell, nachdem ein 
für vorläufig vollſtreckbar erklärtes 
Urteil gegen ihn vollſtreckt war, B. 
eingelegt, in der B.verhandlung aber 
unter Beſtreitung der Richtigkeit des 
Urt. erklärt, auf Rückgängigmachung 
des durch die Vollſtreckung geſchaf⸗ 
fenen Zuſtands zu verzichten, ſo bleibt 
die B. zwar zuläſſig, aber ſie iſt als 
ſachlich unbegr. zurückzuweiſen 2568 6 
519 BPO. Beſchlüſſe der OLG., die die 
B. für zuläſſig erklären od. einem Ge⸗ 
ſuch um Wiedereinſetzung gegen den 
Ablauf der B.frift ſtattgeben, find mit 
der Beſchw. nicht anfechtbar 25697 
$ 519 II 2 ZPO. Die Verfügung über 
die Verlängerung der Friſt für die Be⸗ 
gründung der B. braucht dem B.beil. 
nicht zugeſtellt zu werden 357217 
Die in § 519 VI ZPO. vorgeſehene Friſt⸗ 
hemmung währt ſo lange, bis ſie 
durch einen ordnungsmäßig ergangenen 
u. zugeſtellten Beſchluß beſeitigt wird. 
Ergibt ſich hieraus, daß eine B. zu 
Unrecht verworfen worden iſt, ſo kann 
andererſeits eine auf B. des Prozeß⸗ 
gegners ergangene ſachl. Entſch. nicht 
aufrechterhalten werden, wenn beide 
B. Beſtandteile eines einheitl. Klage⸗ 
anſpruchs bilden u. erfaſſen 2490 16 
519 VI BPO. Die Nachweisfriſt muß 
angemeſſen ſein 3551 10 
519 VI BPO. Hat das BG. außer der 
Prozeßgebühr Poſtgebühren vom B.⸗ 
tHäger erfordert, jo wird die B. durch 
Unterlaſſung der Zahlung der Poſt⸗ 
gebühren nicht unzuläſſig 3575 21 
88 519 VI, 519 b 3 PO. Bis zur Entſch. der 
Frage, ob die B. zuläſſig iſt, beſteht 
in der Regel kein Rechtsſchutzbedürfnis 
zur Bewilligung des Armenrechts an 
den B.beflagten 252214 
Der in Ziff. IV der Rund V. des Pr- 
Juſt Min. v. 18. Juni 1923 geregelte 
Koſtenabrechnungsverkehr eignet fith f. 
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Sachregiſter 


den Zahlungsnachweis gem. 8 519 VI 
BPO. nicht, weil die Zahlung erft 
dadurch erfolgt, daß die Gerichtskaſſe 
den Betrag von dem Abrechnungs⸗ 
konto abbucht. Der Nachweis der Zah⸗ 
lung muß dem Gericht, nicht nur dem 
Urkundsbeamten geführt werden. Zum 
Nachweis der Zahlung genügt es, 
ebenſo wie bei der Zahlung durch 
Poſtſcheck, wenn innerhalb der Friſt 
die Stellung des Abbuchungsantrags 
nachgewieſen wird, ſofern die Ab⸗ 
buchung auch noch innerhalb der Friſt 
geſchieht, mag auch die Nachricht von 
der Abbuchung erſt ſpäter eingehen 
3551 1¹ 

8 519b ZPO. Mit Wiedereinſetzung in 
den vor. Stand gegen Verſäumung 
der Bebegründungsfriſt wird der die 
B. verwerfende Beſchluß gegenſtands⸗ 
los, einer beſonderen Aufhebung dieſes 
Beſchl. bedarf es nicht 3554 14 

Hat auch die Einlegung der nach Teil 9 
85 Not O. v. 2. Dez. 1930 unſtatt⸗ 
haften Beſchwerde die hemmende Wir⸗ 
kung des § 519 VI 3PO.7 3532 

85 Teil I NotVO. v. 2. Dez. 1930. Die 
Beſchwerde gegen einen Beſchluß des 
LG. als BG. wegen Verſagung des 
Armenrechts zur Erhebung der Re⸗ 
ſtitutionsklage iſt auch nach der Not⸗ 
VO, zuläſſig 36763 

8 522 BPD. Wenn die Anſchluß B. durch 
Zurücknahme der B. wirkungslos wird, 
muß der Anſchließende die Koſten der 
Anſchluß B. tragen 2586 18 

Wird die Frage der Koſten, die in zwei⸗ 
ter Inſtanz Gegenſtand einer Auſchluß⸗ 
B. war, infolge der prozeſſualen Lage 
in der RevInſt. wieder Nebenforbe- 
rung, ſo iſt ſie bei Bemeſſung des 
Streitwerts auszuſcheiden 355719 

8 528 Satz 2 BPO. Hat das AG. eine Einftiv- 
Verf. erlaſſen, ſodaun auf den bei ihm 
eingereichten Widerſpruch die Einſtw⸗ 
Verf. mittels Urteil aufgehoben, ſo 
ift im Falle der B. die Zuſtändigkeit 
des AG. zur Entſch. über den Wider- 
ſpruch von Amts wegen zu prüfen 
2592 1 

898 523, 529 BPO. Zurückweiſung der 
Verjährungseinrede wegen verſpäteten 
Vorbringens. Unter welchen Umjtänden 
ift die Zurückveiſung einer Einwen⸗ 
dung rechtl. Natur wegen Verzögerung 
des Rechtsſtreits zuläſſig? 35455 

$ 529 ZPO. Mag Erklärung in der B.⸗ 
ſchrift, daß das Vorbringen erſter Ji- 
ſtanz wiederholt werde, im allg. nicht 
die nach der Schlußverhandlung ein⸗ 
gegangenen Schriftſätze mitumfaſſen, jo 
muß doch anderes gelten, wenn Schrift⸗ 
jap nur aus der Zeit nach dieſer 
Verhandlung vorliegt. Iſt zur Ent⸗ 
ſchuldigung der Verſpätung des Vor 
bringens geltend gemacht, daß der 
Partei, der das Armenrecht wegen 
Ausſichtsloſigkeit verſagt war, die Be⸗ 
ſchaffung des Vorſchuſſes Schwierigkeit 
gemacht habe, ſo ſetzt die Anwendung 
des § 529 III die Prüfung voraus, 
ob dabei grobe Fahrläſſigkeit anzu⸗ 
nehmen jei. Der Grundſatz des § 232 
II ZPO. iſt auch auf 8 529 anwend⸗ 
bar 247510 

Iſt die über das KraftfGö. hinausgehende 
Haftung ſchon in der Klage auf 8 831 
BGB. geſtützt worden, jo iſt die An⸗ 
wendung des 8 529 II BPO. nicht zu 
beanſtanden, wenn der Entlaſtungs⸗ 
beweis erft in der Ber Inſt. angetreten 
wird 33103 

8 538 BPO. ift zwingendes Recht. Die 
Zurückverweiſung in die erſte Inſtanz 
kann weder durch Vereinbarung der 
Parteien ausgeſchloſſen werden noch 


unterliegt ſie der Vorſchr. des § 2951 
BPO. Verpflichtung des VG., die 
ſämtlichen prozeßhindernden Einreden 
zu erledigen 2569 

8538 I Nr. 3 ZPO. Eine eigene Sach⸗ 
entſcheidung des BG. über den Betrag 
des Anſpruchs hat nur zur Voraus⸗ 
ſetzung, daß der Streit über den Be⸗ 
trag zur Eutſch. reif ift, nicht auch, 
daß der Rechtsſtreit auch bez. des Be⸗ 
trags, etwa durch Anſchluß B., an das 
BG. gelangt ift 2490 17 

§ 542 BPO. Verſäumnisverfahren in der 
Ber Inſt. Verhältnis der in dieſer Jn- 
ſtanz aufgeſtellten „Behauptungen“ (in 
vorherigen Schriftſätzen dem B.beil. 
mitgeteiltes tatſächliches Vorbringen 
zu den Feſtſtellungen des erſten Nich- 
ters 2492 18 

Dem Bekl., der im Vorprozeß auf Grund 
eines vom Kl. geleiſteten Eides ver- 
urteilt worden iſt, kann in ſpäterem 
Reſtitutionsprozeß nicht entgegengehal 
ten werden, daß er den Reſtitutions⸗ 
grund bereits in dem Vorprozeß durch 
B. hätte geltend machen können, wenn 
er nicht in der Lage geweſen iſt, die 
B. in dieſer Richtung hinreichend fah- 
lich zu begründen 25922 

Zu 88 707, 717 BPD. Armenrechtsgeſuch 
u. Wiedereinſetzg. in der Ber Inſt. 3533 

§ 717 BPO. Hat der Bekl. nachdem ein 
für vorläufig vollſtreckbar erklärtes 
Urteil gegen ihn vollſtreckt war, B. 
eingelegt, in der B.verhandlung aber 
unter Beſtreitung der Richtigkeit des 
Urt. erklärt, auf Rückgängigmachung 
des durch die Vollſtreckung geſchaf⸗ 
fenen Zuſtands zu verzichten, ſo bleibt 
die B. zuläſſig 2568 6 3555 16 

88 935, 940 ZPO. Auch der Antrag auf 
Erlaß einer EinſtwVerf. ſetzt Rechts 
ſchutzbedürfnis des Antragſtellers vor 
aus, das gegenüber der Klage noch die 
Beſonderheit aufweiſt, daß der An 
tragſteller ein Intereſſe an ſofortiger 
Regelung der Beziehungen auf einen 
Gegeuftand od. Zuſtand haben muß. 
Dieſes Intereſſe muß auch bei Ein 
legung vom Rechtsmittel zur Erlan 
gung einer vom zunächſt angerufenen 
Gericht verſagten od. wiederaufgeho 
benen EinſtwVerf. vorhanden fein. 
Sind feit Verſagung der Einſtw Verf, 
zwei Jahre vergangen, ohne daß der 
Antragſteller u. B.Häger das Verfah 
ren weiter betrieben hat, dann iſt 
Rechtsſchutzbedürfn. zu verneinen 2582 

Gilt die durch die Not VO. v. 6. Okt. 1931 
(Teil VI Kap. 1 810) erhöhte B. 
ſumme für alle bei Inkrafttreten der 
VO. bereits eingeleiteten Verfahren? 
3183 3530 36092 

Das B.verfahr. im Entw. einer ZPO. 3504 

Strafſachen 

Die B. gegen die Verurteilung wegen 
fortgeſetzter Straftat ergreift die ein⸗ 
heitliche Tat in allen ihren Ginger- 
handlungen 3668? 

8 140 StPO. Durch den an das Gericht 
erſter Inſtanz gerichteten Antrag auf 
Beftellg. eines Pflichtverteidigers wird 
ein Recht des Angekl. auf einen Pflicht⸗ 
verteidiger auch für das B.verfahren 
begründet 281838 

8 314 StPO. Bei ſchriftl. B.einlegung 
iſt es nicht notwendig, daß das Schrift⸗ 
ſtück durch den Beſchw§. ſelbſt eigen⸗ 
händig ausgefertigt u. unterzeichnet 
wird. Der BeſchwF. kann ſich eines 
Dritt. als Schreibkraft bedienen 3580 36 

8 318 StPO. Die Beſchränkung der B. 
auf beſtimmte Beſchwerdepunkte, ins⸗ 
bef. auf das Strafmaß, kann auch 
durch ſchlüſſige Handl. erfolgen 2830 51 


§ 318 SPD. Unzuläſſig iſt Beſchrän⸗ 
kung der B. auf das Strafmaß mit 
dem Vorbehalt, daß nur die tatſächl. 
Feſtſtellungen des erſten Gerichts, nicht 
aber auch. jeine rechtliche Würdigung 
rechtskräftig fein ſollen 2831 53 

§ 318 StPO. Wirkung zuläſſiger Be- 
ſchränkung eines Rechtsmittels auf den 
Ausſpruch über eine Nebenſtrafe 2830 52 

$ 327 StPO. Nimmt der Angekl. jeine 
B. zurück, ſo kann er in dem Verfah⸗ 
ren über die B. der StA. nicht mehr 
rügen, daß die Vorausſetzungen des 
8 212 StPO. nicht vorgelegen hätten 
2859 31 

88 329, 354 StPO. überſpannung des 
Begriffs der genügenden Entſchuldi⸗ 
gung in beiden Vorinſtanzen. Zurück⸗ 


verweiſung der Sache an die erſte 
Inſtanz 2525 18 
8 329 StPO. Eingaben des Angekl. 


zwecks Urteilsaufhebung unter dem ver⸗ 
fahrensrechtlichen Geſichtspunkt des Ge- 
ſuchs um Wiedereinſetzung in den vori⸗ 
gen Stand gegen die Verſäumung der 
B.verhandlung und der bedingten Re- 
viſionseinlegung 2591 26 

8 329 StPO. Aufhebung eines die B. 
wegen ungenügend entſchuldigten Aus⸗ 
bleibens des Angell. verwerfenden Ur- 
teils, weil der für die Unzulänglichkeit 
der Entſchuldigung angeführte Haupt⸗ 
grund auf einem offenſichtlichen Denk 
fehler beruht 2834 54 

§ 329 StPO. Die B. des Angekl. it 
auch dann zu verwerfen, wenn der 
Angekl. in dem erſten Hauptverhand⸗ 
lungstermin vor dem BG. erſchienen 
ift, aber in ſpäterem Hauptverhand⸗ 
lungstermin der BerInſt. unentſchul⸗ 
digt ausbleibt 2862 36 

8 329 SIND. Die Vorſchriften des § 267 
StPO. über den Inhalt der Urteils⸗ 
gründe ſetzen ſachliche Prüfung der 
gegen den Angekl. erhobenen Bejchul- 
digung durch das Gericht voraus u. 
greifen deshalb nicht Platz, wenn die 
B. des Angekl. wegen ſeines nicht ge— 
nügend entſchuldigten Ausbleibeus jo- 
fort verworfen wird. Wohl aber muß 
das Urteil in dieſem Fall das Vor- 
liegen des bezeichneten Grundes nat- 
weiſen u. die von dem Angekl. etwa 
vorgebrachten Entſchuldigungsgründe 
ſamt den Erwägungen angeben, aus 
denen das Gericht fie nicht für ge- 
nügend erachtet hat 356126 

88 264, 331 StPO. In der rechtl. Be- 
urteilung der Tat iſt das BG. frei, 
es muß eine einheitliche Tat nach allen 
an ſich möglichen rechtl. Geſichtspunk⸗ 
ten würdigen u. darf wegen derſelben 
Tat auch aus einem vom SchöffG. 
nicht beachteten od. verneinten rechtl. 
Geſichtspunkt verurteilen, im Falle einer 
B. des StA. — fei es auch unter Be- 
ſchränkung auf das Strafmaß — ohne 
Bindung an die vom Schöffcz. er- 
kannte Strafe 2827 49 

88 233, 332 StPO. Beantragt ein von 
der Verpflichtung zum Erſcheinen in 
der Bverhandlung entbundener Angekl. 
ſeine nochmalige Vernehmung vor der 
B.verhandlung, fo muß dem entſprochen 
werden 2859 29 

Beginn der Friſt des § 345 StPO. für 
denjenigen, der feinen Auſchluß als 
Nebenkl. erſt 

z Bu. erklärt 3580 37 

§ 358 I StPO. Die reviſionsgerichtl. Wuj- 
hebung des Bu. im Schuldſpruch be⸗ 
trifft dieſen nicht nur etwa hinſicht⸗ 
lich eines rechtl. Geſichtspunktes, um⸗ 
faßt ihn vielmehr einheitlich mit den 
uhm zugrunde liegenden Feſtſtellungen 
u. nötigt ſomit das BG. zu neuen Feſt 


nach Verkündung des. 


Gegen Beſcheide der Veueult 


Sachregiſter 


ſtellungen u. zu neuer Prüfung aller 
in Betracht kommenden rechtl. Geſichts⸗ 
punkte 2505 33 

§ 388 II StPO. Jt Widerklage durch 
unanfechtbaren Beſchl. abgewieſen wor⸗ 
den, jo kann das BG. nicht darüber 
befinden, ob die Widerklage zu Unrecht 
zurückgewieſen wurde 358138 

Aus § 83 III GRG. kann hinſichtlich des 
von dem Privͤl. veranlaßten B.ver- 
fahrens die Zuläſſigkeit einer Friſt⸗ 
ſetzung nach § 391 StPO. nicht abge- 
leitet werden 25121 


Arbeitsgericht 


§ 64 ArbGG. Maßgebend für die B. 
fähigkeit ift allein der vom Arb. 
feſtgeſetzte Streitwert. An dieſer Maf 
geblichkeit wird nichts dadurch ge- 
ändert, daß zur Erſchleichung der B. 
eine 300 AM überſteigende Forderung 
eingeklagt iſt 35862 

Das Vorbringen neuer Tatſachen u. Be 
weismittel in der Bernſt. iſt, auch 
wenn es nach 8 67 ArbGG. verſpätet 
iſt, jedenfalls dann zuzulaſſen, wenn 
durch die Zulaſſung die Erledigung 
des Rechtsſtreits nicht verzögert wird 
2529 2 

867 ArbGG. Ein verſpätetes Vorbrin⸗ 
gen kann berückſichtigt werden, wenn 
eine neue Behauptung aufgeſtellt u. 
ſofort von der Gegenſeite anerkannt 
wird 25282 

§ 36 Betr. Die Betr Vertretung kann 
Erſtattung der Anwaltskoſten eines v. 
ihr geführten Einſpruchsverfahrens im 
Rahmen des nach verſtändigem und 
ſachlichem Ermeſſen Notwendigen ver- 
langen. Ein ungeſchicktes Verhalten in 
erſter Inſtanz, das die Beſchreitung 
der BerInſt. nötig macht, beſeitigt den 
Erſtattungsanſpruch noch nicht 25271 


Pachtrecht 
88 39, 46 Prpachtſchd. Hat das QG. 


auf die RBeſchw. die Sache zur ander 
weit. Verhandlung u. Entſch. an das 
PEN. zurückverwieſen, jo ift es an 
die rechtl. Beurteilung, die der Auf 
hebung der Entſch. zugrunde liegt, 
ſelbſt gebunden, und zwar auch dann, 
wenn es ſpäterhin über die B. zu ent⸗ 
ſcheiden hat 2648 2 


88 36, 45 Prpachtſchd. Wird die B. in 


Pachtſchutzſachen von einem Vertreter 
eingelegt, ſo muß er ſeine Vollmacht 
bis zum Ablaufe der Bfrift zu den 
Akten nachweiſen 3459 4 


Steuerrecht 
Durch eine rechtskräft. Rechtsmittelent⸗ 


ſcheidung wird auf dem Gebiete der 
Beſitz⸗ u. Verkehrsſteuern eine Neu- 
veranlagung nach § 212 II RAbgd. 
nicht ausgeſchloſſen; nur dürfen die 
neuen Tatſachen dem Fin A. nicht vor 
der Rechtskraft der Rechtsmittelent⸗ 
ſcheidung u. ſo frühzeitig bekannt ge⸗ 
worden ſein, daß ſie von ihm noch im 
Verfahr. über die B. gegen den erſten 
Steuerbeſcheid geltend gemacht werden 
können 35872 


§ 286 RAbgO. Betrifft BU. zwei Steuer- 


forderungen, von denen nur die eine 
200 RM überſteigt, u. wird mit der 
RBeſchw. Freiſtellung von beiden be- 
gehrt, ſo iſt als Wert des Streitgegen⸗ 
ſtands der RBeſchw. der zuſammen⸗ 
gerechnete Betrag beider Steuerforde⸗ 
rungen anzuſehen u. die RBeſchw. in 
vollem Umfang zuläſſig 35883 


den, die gem. 8 62/ RVerſor 
F. der VO. v. 5. Jun beg 
ſolcher Verſorgungsgehührniſſe⸗ 
nen, auf die bis zu Inka 
dieſer VO. die Vorſchrift 
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RVerſorgG. in der früheren Faſſung 
nicht angewendet worden iſt, u. die 
deshalb ungekürzt gezahlt worden ſind, 
iſt die B. zuläſſig 35892 


Beſchlagnahme 


vgl. auch unter Zwangsvollſtreckung 

Des Widerſtands gegen die Staatsgewalt 
macht ſich derjenige ſchuldig, der einem 
zur ſofortigen B. aus eigener Ent- 
ſchließung berechtigten Hilfsbeamten 


der StA. bei Durchführung dieſer Maß⸗ 


regeln durch Bedrohung mit Gewalt 
Widerſtand leiſtet 2643 14 

88 34, 39 DAusliefG. Zuläſſigkeit der 
B. von Gegenſtänden, um deren Her- 
ausgabe erſucht iſt 2880 22 

98 41, 42 Dausliefc g. Rechtshilfe durch 
Vornahme einer B. Beſchwerderecht 
des Betroffenen 2880 24 


Beſchluß 


Hat das Gericht bei der Bifaſſung ein 
eingelegtes Rechtsmittel in offenbar 
unrichtiger Würdigung der Zuläſſig⸗ 
keitsvorausſetzungen als unzuläſſig ver⸗ 
worfen, dann kann es ſeine Entſch. 
bei nachträglicher Erkenntnis ſeines 
Irrtums abändern. § 318 BPO. gilt 
nicht für Beſchlüſſe 3566 6 


Beſchwerde 
Zivilſachen 


Im Falle des § 249 III ZPO. fteht es 
nicht im Ermeſſen des Prozeßgerichts, 
ob es die zu erlaſſende Entſch. ver- 
künden will, vielmehr muß die Ver 
kündung erfolgen. Lehnt das Gericht 
dieſe auf unbeſtimmte Zeit ab, ſo kann 
hierin die Ausſetzung des Verfahrens 
zu erblicken fein. Dann ift die ſofort. 
B. nach § 252 BPD. gegeben 3571 16 

§ 252 ZPO.; 5 18 EntlVO. Gegen die 
Ausſetzung im Schiedsurteilsverfahren 
iſt die B. zuläſſig 25815 

Hat auch die Einlegung der nach Teil 9 
85 der NotVO. v. 2. Dez. 1930 un 
ſtatthaften B. die hemmende Wirkung 
des 8 519 VI 380.7 3532 

§ 5 Teil 9 NotVO. v. 2. Dez. 1930. Die 
B. gegen einen Beſchluß des LG. als 
Berufungsc. wegen Verſagung des 
Armenrechts zur Erhebung der Nefti 
tutionsklage ift auch nach der Not VO. 
zuläſſig 36763 

§ 567 BPO. Beſchlüſſe der DLG., die die 
Berufung für zuläſſig erklären oder 
einem Geſuch um Wiedereinſetzung ge: 
gen den Ablauf der Berufungsfriſt 
ſtattgeben, ſind mit der B. nicht an⸗ 
fechtbar 2569 7 

§ 567 BPO. B. gegen Ablehnung eines 
Geſuchs des LKultAPräſ. um Abgabe 
der Akten an das Kulturamt 275110 

§ 567 BPO. Die Wiederholung der ein- 
fachen B. mit derſelben Begründung 
iſt unzuläſſig 28442 

Ein neuer ſelbſtändiger B.grund (8 568 
II BPO.) ift gegeben, wenn das LG. 
als B.gericht Zeugen vernimmt und 
deren Ausſagen zugrunde legt, ohne 
vorher das Ergebnis der Beweisauf 
nahme dem B.führer mitzuteilen 3565 

$ 577 BPO. Mit Wiedereinſetzung in den 

vor. Stand gegen Verſäumung der 

Berufungsbegründungsfriſt wird der 

die Berufung verperfende! Beſchluß 

gegenſtandslos, ei S 

hebung dieſes 

nicht 3554 14 
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Strafſachen 

8 183 StPO. Gegen die Ablehnung des 
Antrags des Angeſchuldigten auf Er⸗ 
gänzung der Vorunterſuchung ſteht 
dem Angeſchuldigten die B. nicht zu 
2858 28 

8 305 StPO. Rechtsmittel bei formwid⸗ 
rigen Wiederaufnahmeverfahren 28681 

Hat im Haftprüfungstermin ein AG. 
einen von einem anderen AG. er⸗ 
laſſenen Haftbefehl beſtätigt, ſo iſt 
Haft B. an das dem erſten AG. über- 
geordnete G. ausgeſchloſſen 2859 30 

88 304, 310 StPO. Weitere Haft B. auch 
über die Art und Weiſe der Durch⸗ 
führung der Unterſuchungshaft 2860 382 

88 309, 310 StPO. Das Recht zur wei⸗ 
teren Haft B. u. das Recht zur B. 
gegen den die Anberaumung eines 
Haftprüfungstermins verſagenden Be⸗ 
ſchluß ſtehen dem Angeſchuldigten nur 
alternativ, nicht kumulativ zu 25945 

Iſt bei Einſtellung des Privatklagever⸗ 
fahrens nach Teil 6 Kap. I 8 7 NotVO. 
v. 6. Okt. 1931 B. lediglich gegen die 
Koſtenentſcheidung des Einſtellungs⸗ 
beſchluſſes zuläſſig? 3582 4 3608 

Rechtshilfe durch Vornahme einer Be⸗ 
ſchlagnahme im Auslieferungsverfah⸗ 
ren. Brecht des Betroffenen 2880 24 


88 20, 59 FG. Ein wegen Geiſtes⸗ 
ſchwäche Entmündigter hat kein B.⸗ 
recht gegen einen Beſchluß, durch den 
die Beſtellung eines Pflegers für einen 
gegen den Vormund anzuſtrengenden 
Rechtsſtreit abgelehnt worden iſt 25112 

820 FGG. Das Recht zur B. gegen 
Beſchluß des Regiſterrichters, durch den 
die Anderung der Fa. eines Dritten 
abgelehnt worden ift, ſteht nur dem⸗ 
jenigen zu, deſſen Firmenrecht durch 
die Verfügung beeinträchtigt iſt. An⸗ 
ſprüche, die auf Grund unlauteren 
Wettbewerbs erhoben werden könnten, 
geben ohne die obige Vorausſetzung 
das Brecht nicht 30773 

über die Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand gegen die Verſäumung der B.⸗ 
friſt entſcheidet das MEA. Die B.ftelle 
ift an dieſe Entſch. nicht gebunden, 
wenn die Sache an fie gelangt 32851 

88 39, 46 PrPachtſchO. Hat das LG. auf 
die Rechts B. die Sache zur ander- 
weit. Verhandlung u. Entſch. an das 
PEA. zurückverwieſen, fo ijt es an die 
rechtl. Beurteilung, die der Aufhebung 
der Entſch. zugrunde liegt, ſelbſt ge- 
bunden, und zwar auch dann, wenn 
es ſpäterhin über die Berufung zu 

. entfcheiden hat 26482 

EinſtwVerf. im arbeitsgerichtl. Verfahren 
find nicht mit der Rechts B., ſondern 
nur mit dem Widerſpruch anfecht⸗ 
bar 3586 3 

Die Rechtsmittelbeſchränkung des § 265a 
RAbgO. gilt auch für Rechts B. in Cin- 
heitswertſachen 26023 

B 286 RADJO. Betrifft Berufungsurteil 
zwei Steuerforderungen, von denen nur 
die eine 200 RM überſteigt, u. wird mit 
der Rechts B. Freiſtellung von beiden be⸗ 
gehrt, ſo iſt als Wert des Streitgegen⸗ 
ſtands der Rechts B. der zuſammenge⸗ 
rechnete Betrag beider Steuerforderun⸗ 
gen anzuſehen u. die Rechts B. in vol- 
lem Umfang zuläſſig 35883 

Beichtes Gebiet 

Geltung des GrVerkG. v. 10. Febr. 1923 
u. 20. Juli 1925 im b. G. Verhältnis 
der Beſt. des Art. 1 S. 2 Halbſ. 2 des 
letzt. Geſ. zum erſteren; in jenem liegt 
nicht eine mit rückwirk. Kraft getroff. 
neue ſelbſtänd. Anordnung der Geneh⸗ 
migungsbedürftigkeit 2900 1 


Sachregiſter 


Beſetzung des Gerichts 
Bei Urt. nach Lage der Akten nach 
§ 33la 3PO. ift nicht unter Anwen- 
dung von 8 309 zu fordern, daß die 
frühere Verhandlung die gleiche B. 
von Richtern aufweiſt wie die zum 
Urt. führende. Aber der Inhalt der 
früheren Verh. muß entweder in den 
Schriftſätzen der Parteien geſpiegelt 
fein oder die Verhandlungsniederſchrift 
muß ein Bild des damal. Streitſtandes 
geben 247510 
Beſitz 
$ 859 BGB. Wer in Ausübung an ſich 
erlaubter Selbſthilfe einen Menſchen, 
der ſich in einer die Gefahr des Stür⸗ 
zens nahelegend. Stellung befindet, 
zurückſtößt, wo Wegdrängen oder gar 
ſchon ausdrückl. Aufforderung genügen 
würde, handelt ſchuldhaft 27822 
88 868, 869 BGB. Störung des mittel⸗ 
baren B. iſt nicht denkbar. Der B. 
kann auch durch Verhinderung der 
B.übertragung geſtört werden. Ver- 
hinderung der B.erlangung kann keine 
B.ſtörung fein 29045 
88 987, 993, 989, 990 BGB. Bereiche⸗ 
rungsanſpruch des Käufers bei Rück- 
gewähr des für ihn aus einem nichtig. 
Kaufvertr. ſchon eingetragen geweſenen 
Grundſtücks. Berechnung des Rauf- 
preiſes u. daraus gezogener Nutzungen, 
wozu rechtsgeſchäftl. gezogener Gewinn 
nicht gehört; ferner Verteilung von 
Pachtzinſen auf die beiderſeitige Be⸗ 
nutzungszeit, wobei dem Käufer als 
Bucheigentümer die Stellung eines Be⸗ 
ſizers zugebilligt wird 344715 
Rolle d. Vermutungen des § 1006 BGB. 
bei der Sicherungsübereignung 25792 
Beſoldungsrecht 
RBeſoldG. v. Schrift⸗ 
tum 2688 
Beſtandteil 
88 95, 930 BGB. Die Zapfeinrichtung 
einer Benzintankanlage iſt nicht ohne 
weiteres weſentl. B. der Tankanlage. 
Iſt Tankanlage mit Zapfeinrichtung 
zur Sicherung übereignet u. wird dann 
die Zapfeinrichtung durch eine neue 
erſetzt, ſo erwirbt der Sicherungseigen⸗ 
tümer an der neuen Zapfeinrichtung 
nicht ohne weiteres Eigentum 33917 
Beſtätigung eines nichtigen Vertrags 
vgl. unter N. 
Beſtätigungsſchreiben 


16. Dez. 1927. 


Widerſpruchsloſe Hinnahme eines B. 
ſchließt unter Kaufleuten Irrtums⸗ 
anfechtung der zuvorigen Vertrags- 


erklärungen aus. Wenn ein Reiſender 
den Beſtellſchein abſichtl. unrichtig aus⸗ 
füllt u. ſein gutgläubiger Prinzipal 
den Vertrag dieſes Inhalts beſtätigt, 
ſo hat der Empfänger nach wider⸗ 
ſpruchsloſer Hinnahme dieſes den wah⸗ 
ren Vertragsinhalt unrichtig wieder⸗ 
gebenden B. keine Argliſtanfechtung 
3082 6 3602 2 
Beſtechung 

Da der GerVollz. kraft des durch den 
Vollſtreckungsauftrag begründ. Treu⸗ 
verhältu. u. der in ihm beruhenden 
tatſächl. Vertretungsmacht verpflichtet 
iſt, wirtſchaftl. berechtigte u. übliche 
Vorteile im Intereſſe der Auftrags- 
partei auszunutzen, ſo enthält die bloße 
Annahme von Rabatten durch den Ger⸗ 
Vollz. weder Verletzung feiner Dienft- 
pflicht i. S. des 8332 StGB. noch 
erfüllt ſie für ſich allein den Tat⸗ 
beſtand des § 331 3559 22 

Beſtellſchein 

Orderkopie u. B. Schrifttum 3065 

Wenn ein Reiſender den B. abſichtlich 
unrichtig ausfüllt u. ſein gutgläubig. 
Prinzipal den Vertrag dieſes Inhalts 


beſtätigt, ſo hat der Empfänger nach 
widerſpruchsloſer Hinnahme dieſes den 
wahren Vertragsinhalt unrichtig wie⸗ 
dergebenden Beſtätigungsſchreib, keine 
Argliſtanfechtung 30826 36022 
Betriebsrat 

88 15, 40 BetrRG., 58 20, 33 Wahl. z. 
BetrRc c. Für die Mitgliederzahl des 
B. iſt der Stand der Belegſchaft zur 
Zeit ſeiner Errichtung maßgebend; für 
dauernd ausſcheidende oder vorüber⸗ 
gehend verhinderte Mitglieder treten 
die Erſatzmitglieder ein. Als vorüber⸗ 
gehend verhindertes B.mitglied iſt auch 
gekündigtes B.mitglied anzuſehen, wenn 
über die Rechtsmäßigkeit der Kündi⸗ 
gung noch Rechtsſtreit ſchwebt. Unter⸗ 
laſſene Zuziehung eines Erſatzmitglieds 
zur Betriebsausſchußwahl ift Verlet- 
zung einer weſentl. Vorſchr. über das 
Wahlverf. i. S. v. § 20 Wahl O. 2758 2 

8 29 Betr., 8 33 Wahld. z. Betr. 
Die in der erſten Sitzung des neuge⸗ 
wählten B. vorzunehmende Wahl des 
1. u. 2. Vorſitzenden iſt nicht vom 
Wahlvorſtand, ſondern vom älteſten 
Mitglied des B. zu leiten 30031 

8 36 Betrach. Die Betriebsvertretung 
kann Erſtattung der Anwaltskoſten 
eines von ihr geführten Einjpruchs- 
verfahrens im Rahmen des nach ver⸗ 
ſtändigem u. ſachl. Ermeſſen Notwen⸗ 
digen verlangen. Ein ungeſchicktes Ver⸗ 
halten in 1. Inſt., das die Beſchreitung 
der BerInſt. nötig macht, beſeitigt den 
Erſtattungsanſpr. noch nicht 25271 

Betriebsſtillegung 

Für den Begriff der Betriebsanlage i. S. 
v. 1I Nr. 2 BetrStill VD. ift erfor⸗ 
derlich, daß der Gegenſtand durch ſeine 
beſondere Beſchaffenheit u. Eigenart 
als für die betriebl. Anforderungen 
beſtimmt gekennzeichnet wird 33971 

Ein im Vertrag eines Fabriklehrlings 
vereinbarter beſond. Grund zur friſt⸗ 
loſen Löſung des Lehrvertrags iſt 
nichtig, weun der Grund nicht zugleich 
in der Arbeitsordnung enthalten iſt. 
Bei Stillegung des Betr. u. daraus 
folgender Unmöglichkeit der Weiter- 
beſchäftigung des Lehrlings iſt die 
Frage, ob der Lehrvertrag weiter er⸗ 
füllt werden muß, danach zu eutſchei⸗ 
den, wer die Gefahr der St. nach Treu 
u. Glauben zu tragen hat 2595 1 


Betrug 

Kredit B. durch Beſtellung von Waren 
314817 

Im Abruf beſtellter Waren nach Über- 
tragung der Geſchäftsaktiven liegt die 
Vorſpiegelung, daß der Beſteller zur 
Bezahl. gewillt u. imſtande ift 281028 

Da das Weſen des Wettvertrags in der 
Ungewißheit der Vertragſchließenden 
über den Eintritt oder Nichteintritt 
derjenigen Tatſache beſteht, die zur 
Entſch. über Gewinn oder Verluſt 
dient, ſo iſt jede Vertragspartei zur 
Offenbarung ihrer etwaigen Kenntnis 
hiervon verpflichtet 2810 25 

Annahme von Rabatten durch den Ger⸗ 
Bolla. keine Dienſtpflichtverletzung i. S. 
der 88 332, 331 StchB. Dagegen kann 
der GerVollz., der die Rabatte nicht 
für ſich in Anſpruch nehmen darf, ſie 
vielmehr an die Partei auszukehren 
hat, ſchon durch ihr Verſchweigen 
gegenüber der Partei, um ſich gegen 
deren berechtigtes Herausgabeverlan⸗ 
gen zu ſchützen, ſich des B. ſchuldig 
machen. Für den Fall einer Vereite⸗ 
lung des Individualanſpruchs der Par⸗ 
tei auf Herausgabe des Rabatts durch 
eigenmächt. Vfg. des GerVollz. über 
die erſparten Beträge, kommt auch 
Untreue in Betracht 3559 22 


Unwahre Angaben im Armenrechtsgeſuch 
reichen nicht aus, um den Tatbeſtand 
des B. zu erfüllen 3557 21 
Die Verſicherungsgeſellſchaft haftet für 
Verzug bei Auszahlung des Schadens⸗ 
betrages. Der Verzug iſt nicht ſchon 
dann unverſchuldet, wenn der Schätzer 
des Verſicherers die Vermutung eines 
Verſicherungs B. ausſpricht 31954 
Begriffl. ausgeſchloſſen iſt Fortſetzungs⸗ 
zuſammenhang zwiſchen Meineid u. 
vorſätzl. falſcher eidesſtattl. Verſiche⸗ 
rung oder B. 2821 
Hat ſich Kraftfahrzeugführer eines B. 
oder eines Meineidsverleitungsunter⸗ 
nehmens ſchuldig gemacht, ſo iſt beſond. 
Veranlaſſung gegeben, zu prüfen, ob 
er die moraliſche Eignung für einen 
Kraftfahrzeugführer beſitzt 334020 
Beweisantrag 
8286 BPO. Es bedeutet unzuläſſ. Bor- 
wegnahme des Beweisergebniſſes, wenn 
die Vernehmung eines Sohnes als 
Zeugen nur mit der Begründung ab- 
gelehnt wird, daß bei dem nahen ver- 
wandtſchaftl. Verhältnis die Frage 
durch die Vernehmung nicht würde ge⸗ 
klärt werden können 3333 18 
Die Ablehnung eines Richters in dem 
Anfechtungsprozeß einer wegen Geiſtes⸗ 
ſchwäche Entmündigten ift nicht be- 
gründet, wenn er der im Verhand- 
lungstermin perſönl. anweſend. Kl. auf 
erneute B. (Herbeiziehung neuer Ak- 
ten) ſeinem Zweifel darüber Ausdruck 
gegeben hat, ob ſolche Akten nicht auf 
ihrer Einbildung beruhen 25198 
Der Vorſ. kann B. gem. 8 219 StPO. 
nur ablehnen, wenn er die Beweis⸗ 
tatſache als für die Entſch. völlig un- 
erhebl. oder das Beweismittel als 
ungeeignet anſieht. „Wahrunterſtel⸗ 
lung“ kommt bei unerhebl. Tatſachen 
überhaupt nicht in Betracht. Der Vor- 
ſitzende kann Ablehnung gem. 8 219 
mit „Wahrunterſtellung“ nicht begrün⸗ 
den 3579 54 
§ 244 StPO. Als unerheblich darf B. 
nur dann abgelehnt werden, wenn 
kein Zuſammenhang zwiſchen den Be⸗ 
weisbehauptungen u. dem Gegenſtand 
der Urteilsfindung erkennbar iſt. Er⸗ 
achtet jedoch das Gericht eine in dieſem 
Sinn unerhebl. Tatſache für erwieſen 
oder unterſtellt es ſie als wahr, ſo 
liegt darin keine Beſchwerung des 
Angekl. 3560 25 
8 244 StPO. Beweisermittlungsanträge 
dürfen nur abgelehnt werden, wenn 
das Gericht nicht ſchon kraft der ihm 
oblieg. Aufklärungspflicht Veranlaſſung 
zur Anftellung der beantragten Ermitt- 
lungen hat. Will das Gericht eine an⸗ 
gebotene Beweisführung (Blutgruppen⸗ 
unterſuchung) deshalb ablehnen, weil 
es dieſer Beweisführung generell die 
Bedeutung abſpricht, ſo muß es dar⸗ 
legen, auf welchem Wege es zu dieſer 
Überzeugung gekommen ift 2495 22 
Überreichung eines Schriftſatzes in der 
Verhandl. genügt namentl. dann, wenn 
erklärt wird, der Schriftſatz enthalte 
nur Erklärungen zu einem bereits er⸗ 
ledigten B., nicht zur orduungsmäß. 
Steklung eines B. (StR.) 2575 15 
§ 244 StPO. Mit der Benennung eines 
Zeugen dafür, daß er einen andern 
zur Anzeige des Angekl. angeſtiftet 
habe, kann nur gemeint ſein, daß er 
den andern beſtimmt habe, den Angekl. 
durch Anzeige bei einer Behörde wider 
deſſeres Wiſſen einer ſtrafbaren Hand- 
lung zu beſchuldigen. Zeugen B. kann 
nicht deshalb wegen Ungeeignetheit 
des benannten Zeugen abgelehnt wer⸗ 
den, weil dieſer Zeuge nach 8 55 


Sachregiſter 


StPO., um fih nicht der Gefahr einer 
ſtrafrechtl. Verfolgung auszuſetzen, die 
Ausſage verweigern dürfe 3560 23 

8 244 StPO. Der Antrag des beleidigt. 
Nebenkl., einen Vorgeſetzten darüber 
zu vernehmen, daß die ihm vorgewor⸗ 
fene Handlungsweiſe nach den perſönl. 
Beobachtungen d. Zeugen ausgeſchloſſen 
erſcheinen müſſe, hat kein reines Urt., 
ſondern dem Zeugenbeweis zugängl. 
Tatſachen zum Gegenſtand 2795 18 

§ 244 StPO. Die Entſch. über den An- 
trag, der Zeugin, an der der Angekl. 
eine unzüchtige Handlung begangen 
haben ſoll, aufzugeben, den Vorgang 
vor dem Gericht körperl. darzuſtellen, 
um dadurch die Unwahrheit ihrer An⸗ 
gaben u. ihre Unglaubwürdigkeit zu 
erweiſen, ſteht im Ermeſſen des Ger., 
das im Rahmen der ihm allgemein 
oblieg. Aufklärungspflicht zu prüfen 
hat, ob die beantragte Beweiserhebung 
eine beächtl. Klärung des Sachver⸗ 
halts erwarten läßt 282041 

8 244 StPO. Stehen einander zwei 
Gruppen von Zeugen gegenüber, von 
denen jede an ſich glaubwürdig iſt u. 
deren Ausſagen einander widerſprechen, 
fo muß das Gericht jedes Beweis⸗ 
mittel ausnützen, das zur Klärung 
beitragen kann. Bei Ermittlung des 
Sinnes des B. kann das RevGer. 
den Akteninhalt mitberückſichtig. 282142 

8 244 SPD. Wird B. wegen Unerheb⸗ 
lichkeit abgelehnt, ſo muß die Begrün⸗ 
dung erkennen laſſen, ob Unerheblich⸗ 
keit aus rechtl. oder tatſächl. Erwägun⸗ 
gen angenommen wird, u. im letzteren 
Falle müſſen die Tatſachen, die die 
Unerheblichkeit ergeben follen, ange- 
führt werden 2823 44 

8 244 StPO. Die Frage, ob B. nur zur 
Verſchleppung geſtellt worden iſt, darf 
ledigl. aus der Perſon des Antrag⸗ 
ſtellers entſchieden werden. Der Ber- 
teidiger hat neben dem Angekl. völlig 
ſelbſtändiges Antragsrecht 281837 

88 244, 274 StPO. Ausſchließl. Beweis⸗ 
kraft für den Beweisſatz eines in der 
Hauptverhandlung geſtellten B. hat 
das Sitzungsprotokoll nur, wenn es 
nicht lückenhaft ift 2824 45 
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Verletzung des Rechts des Anwalts auf 
Mitwirkung im B.verfahren durch Ber- 
weiſung ſeiner Frageberechtigung an 
den Schluß der richterl. Vernehmung 
(8R.) 2451 

Anerkenntnis nach durchgeführter B. im 
Widerſpruchsprozeß iſt nicht „ſoforti⸗ 
ges“. § 93 BPO. ift in Widerſpruchs⸗ 
prozeſſen nicht mehr anwendbar, nach⸗ 
dem der Bekl. es zu einer B. über das 
die Veräußerung hindernde Recht des 
Kl. an dem Gegenſtand der Zwangs⸗ 
vollſtr. hat kommen laſſen 3578 30 

8 245 II StPO. Unter Umſtänden ift eine 
Ablehnung von Beweiserhebungen als 
unerhebl. zuläſſig 259127 

8 245 SED. Die Vernehmung eines 
geladenen u. erſchienenen Zeugen darf 
nicht mit der Begründung abgelehnt 
werden, daß die in das Wiſſen des 
Zeugen geſtellten Tatſachen als wahr 
unterſtellt würden. Durch Ablehnung 
mit dieſer Begründung wird die Ver⸗ 
teidigung im weſentl. Punkte unzu⸗ 
läſſig beſchränkt 2825 46 

8 261 StPO. Zur Bildung der richterl. 
überzeugung reicht nur an Gewißheit 
greng. Wahrſcheinlichkeit aus 257616 

Hat der Sachbearbeiter des Fin A. die 
Einſpruchsentſch. nicht unterzeichnet, 
aber abgefaßt, ſo braucht ſeine Mit⸗ 
wirkung bei einer vom Finder. berane 
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tapten B. kein weſentl. Verfahrens- 
mangel zu ſein 35871 
Beweislaſt 
Hat Pächter die Unterhaltung eines 
Flußufers mit der Maßgabe über⸗ 
nommen, daß der das normale Maß 
überſchreitende Koſtenteil vom Ver⸗ 
pächter zu tragen ſei, wenn die Knapp⸗ 
laſten durch elementare Ereigniſſe un⸗ 
gewöhnl. Art über das normale Maß 
hinausgehen würden, ſo iſt der Pächter 
beweispflichtig, weun er ein Übermaß 
aus ſolcher Urſache behauptet 264012 
8 839 BGB. B. des Schadenserſatz ver⸗ 
langenden Kl. nicht nur dafür, daß 
er augenblicklich anderweitig keinen Er⸗ 
ſatz verlangen kann, ſondern auch eine 
etwa früher beſtandene Möglichkeit 
nicht ſchuldhaft verſäumt hat 24651 
Im Falle des S SIT Depot. trifft die 
B. für die Gutgläubigkeit nicht den 
Dritten, dem die Papiere übergeben 
worden find 311422 
Prima-facie- Beweis 
Fahrläſſigkeit des Käufers in bezug auf 
die Erkennbarkeit des Mangels. Prima- 
facie⸗Beweis, wenn die Erkennbarkeit 
beſonders groß (3R.) 247811 
Nachprüfbarkeit d. Kauſalzuſammenhangs 
in der RevInſt. Prima-facie-Bemeis 
311725 
Der Prima-facie⸗Beweis wirkt nur bis zur 
Führung des Entlaſtungsbeweiſes, nicht 
mehr darüber hinaus 321014 
Steht einmal feſt, daß eine Partei eine 
erhebliche Schreckwirkung erlitten hat, 
dann iſt in Anſehung der Frage, ob 
diefe Wirkung ſchon am zweiten Tage 
nach dem Unfall verſchwunden war, 
die andere Partei beweispflichtig. Be⸗ 
ſtehen nach einem Unfall Beſchwerden, 
die vorher nicht beſtanden hatten, ſo 
muß der urſächl. Zuſammenhang mit 
dem Unfall nach den Regeln des Prima- 
facie⸗Beweiſes fo lange angenommen 
werden, als nicht andere Urſache da- 
für gefunden ift 3334 18 
B. bei Kraftfahrzeugunfall 
Kraftwagenunfall an ungeſichert. Bahn⸗ 
übergang. Der Umſtand, daß eine 
Partei den Zuſtand der Ortlichkeit, der 
zur Zeit des Unfalls beſtand, nachher 
weſentl. verändert hat, ohne daß ſichere 
Feſtſtellung des Zuſtandes vorausge- 
gangen ift, kann die Frage der Be- 
weispflicht beeinfluſſen 3321 12 
Für die Haftung nach 8§8 823 ff. BGB. 
iſt der Kl., für die Haftung nach der 
Vorſchrift des Kraftf®. ift der Bekl. 
für den urſächl. Zuſammenhang be⸗ 
weispflichtig 3327 18 
Der Nachweis des Kauſalzuſammenhangs 
ift, wie bei Anwend. des 87 KraftfG. 
überhaupt, ſo auch bei Anwendung des 
817 von dem zu fordern, der aus der 
Vorſchrift Rechte gegen einen andern 
ableitet 33103 
Beweiswürdigung 
vgl. auch bez. § 287 BPO. unter Sha- 
densſtreit 
8286 ZPO. Wenn es ſich um die Frage 
handelt, ob Eigentümer durch Behin⸗ 
derung in der Veräußerung in be⸗ 
ſtimmtem Zeitpunkt Schaden erlitten 
hat, ſo iſt der Preis, zu dem er da⸗ 
mals hätte veräußern können, nicht 
mit ſeinem Erwerbspreis, ſondern mit 
dem Preis zu vergleichen, den er ſpäter 
erzielen konnte 3546 6 2 
§ 261 StPO. Daß der Fahrlehrer eine 
beſtimmte unſachgemäße Anweiſung er⸗ 
teilt hat, kann zugunſten des angell. 
Fahrſchülers als nicht widerlegbar u. 
gleichwohl zugunſten des angell. Fahr⸗ 
lehrers als nicht nachweisbar auge- 
ſehen werden 3368 36 
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Bewertung 
Die Feſtſetzung der Einheitswerte auf den 
1. Jan. 1931 u. ihre Bedeutung 2682 
88 1, 4, 8, 52, 86 RBewG. Im Verfah⸗ 
ren nach dem RBewG. hat das Reich 
dafür, daß preuß. Staatsoberförſter 
ein Gutachten über den Wert einer 
Privatwaldung erſtattet hat, d. Lande 
Preußen keine Gebühren oder Aus⸗ 
lagen zu erſtatten. Auf Grund der 
Vorſchr. der RSteuerG., insbeſ. des 
§ 191 RAbgO., ift preuß. Staatsober⸗ 
förſter verpflichtet, für Zwecke der Cin- 
heits B. auf Erſuchen des Fin A., des 
Grundwertsausſchuſſes oder des Ober⸗ 
B.ausſch. ein Gutachten über den Wert 
einer Privatwaldung zu erſtatten, wenn 
dieſe im Bezirk des Oberförſters liegt 
34761 
§ 8 11 RBewG. Die Rechtsmittelbeſchrän⸗ 
kung des § 265a RAbgD. gilt auch 
für Rechtsbeſchwerden in Einheitswert⸗ 
ſachen 26023 
Im Nachveranlagungsverf. nach 8 145 III 
RAbgO. 1919 = 8 18 III RBewG. 1931 
kann der mit einer Nutzung Belaſtete 
der Erhöhung der Erbſchaftsſteuer, die 
ſich bei Zugrundelegung der wirklichen 
Dauer der Nutzung ergibt, mit einem 
Antrag aus 8 24 ErbſchStG. 1925 eni- 
gegentreten 3489 16 
88 28, 34 RBewG. Altenteilswohnung 
iſt regelmäßig Beſtandteil des landwirt⸗ 
ſchaftl. Betriebs; ſie iſt auch dann kein 
Grundvermögen, wenn der Altenteiler 
ſie zu gewerbl. Zwecken benutzt; ſie be 
gründet auch keinen Zuſchlag zum Ein⸗ 
reihungswert des landwirtſchaftl. Be 
triebs 3488 15 
89 28, 30, 38, 47 RBewG. § 30 1 RBew⸗ 
G. nicht anwendbar, wenn ein offner 
Handelsgeſellſchafter in der Zeit zwi⸗ 
ſchen dem Geſchäftsabſchluß der DHG. 
u. d. Hauptfeſtſtellungszeitpunkte Gel 
der aus der Geſellſchaftskaſſe entnimmt 
u. feinem Privatvermögen zuführt oder 
Zahlungen aus feinem Privatvermögen 
für die OHG. leiſtet. Die von einem 
Geſellſchafter aus der Geſellſchafts⸗ 
kaſſe rechtmäßig entnommenen Gelder 
begründen keine echte Schuld des Ge 
ſellſchafters; eine zur Verminderung 
der Entnahmen geleiſtetete Zahlung 
des Geſellſchafters für die OHG. aus⸗ 
ſeinen Privatmitteln begründet grund 
ſätzl. keine Darlehnsforderung des Ge- 
ſellſchafters gegen die OHG. 301611 
Bierſteuer 
Richtet ſich die Rechtsvermutung des 
818 Nr. 4 Bierfteuerd. 1931 gegen 
juriſt. Perſon, ſo entfällt ſie, wenn 
feſtgeſtellt wird, daß die geſetzl. Ver 
treter der juriſt. Perſon ohne den Vor 
ſatz der Hinterziehung gehandelt haben 
3488 14 
Bilanz 
B.fragen der Steueramneſtie 3256 
Blutgruppenunterſuchung 
Will das Gericht eine angebotene Be 
weisführung (B.) deshalb ablehnen, 
weil es dieſer Beweisführung generell 
die Bedeutung abſpricht, ſo muß es 
darlegen, auf welchem Wege es zu 
dieſ. überzeugung gekommen iſt 2495 22 
Börſe 
Die rechtl. Natur der Zulaſſung zum 
B.ebeſuche. Schrifttum 3066 
Auch Kaufmann, der nicht Mitglied eines 
Bvereins ift, kann gegen den Verein 
Klage auf Feſtſtellung der Rechtsun⸗ 
wirkſamkeit eines gegen ihn ergangenen 
Ausſchließungsbeſchl. erheben 3145 
Brandenburg 
Der „Sparfonds für die Beamten u. 
Dienſtverpflichteteu des Provinzialver⸗ 
bandes von B.“ von 1911 iſt keine 
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öffentl. Sparkaſſe i. S. der 88 5öff. 
AufwG. ? Aufwpflicht der Provinz für 
Sparguthaben aus § 62 AufwG. nicht 
über 15% 35651 


Brandſtiftung 

Beſteht einheitl. zuſammenhäng. Gebäude 
aus zwei Teilen, von denen nur der 
eine zu Wohnzwecken dient, ſo iſt es 
doch im ganzen ein zur Wohnung von 
Menſchen dienendes Gebäude i. S. v. 
§ 306 Nr. 2 StGB. Zeitpunkt der Boll- 
endung der B. 328117 


Branntweinmonopol 
Das RGeſ. v. 28. Dez. 1929 ift auf 
Rechtsſtreitigkeiten anzuwenden, die bei 
ſeinem Erl. bereits in der Rev Inſt. 
ſchwebten. Ob ein Geſ. mit den An⸗ 
forderungen der guten Sitte in Ein⸗ 
klang ſteht, kann der Richter nicht nach⸗ 
prüfen; er muß das verfaſſungsmäßig 
zuſtande gekommene Gef. anwenden. 
Die Ausſchließung der freien Aufw. u. 
die Einführung feſter, die Aufw. ein⸗ 
engender Sätze widerſpricht nicht der 
RVerf. 2469 6 
BranntwMonEntſchädG. Bewilligung der 
Aufw. für eine Entſchäd. aus dem Gef. 
v. 26. Juli 1918 in Anſehung von 
Zahlungen aus Nov. 1920 u. Anfang 
1921 iſt nicht rechtsirrig. Durch Ent⸗ 
ſchäd VO. find bereits erwachſene Ent 
ſchädigungsanſprüche nicht beſeitigt wor⸗ 
den. § 17 der BD. trifft nicht den 
Fall, daß das Brennrecht zufolge der 
Aufhebung des 8213 BranntwMonc. 
wieder zugeteilt worden ift. Das Gej. 
v. 28. Dez. 1929 trifft alle nicht rechts 
kräftig erled. Entſchädigungsanſprüche, 
aljo auch die in der RevInſt. an- 
hängigen 2700 11 
Brauerei 
Kundenfinanzierungsgeſchäfte, bei denen 
der Kunde Eigentum überträgt, ins⸗ 
beſ. Sicherungsübereignungsverträge 
zwiſchen der B. u. den von ihr be⸗ 
lieferten u. finanzierten Gaſtwirten, 
wenn letztere faſt ihr ganzes Inventar 
u. Mobiliar durch Beſitzkonſtitut über⸗ 
eignen, ſind nicht ſchlechthin ſitten 
widrig 31491 
Briefgeheimnisverletzung (8 354 StGB.) 
88 350, 354 StGB. Der Inhaber einer 
Poſthilfsſtelle iſt nach der „Allg. Dienſt⸗ 
anw. f. Poſt u. Telegraphie“ Beamter. 
Werden dem Inhaber der Poſthilfs⸗ 
ſtelle ſeitens des Publikums Geldbeträge 
zum Zweck der Erledigung von gah 
lungen übergeben, ſo ſind dieſe Be— 
träge ihm jedenfalls dann amtl. an- 
vertraut, wenn ſie ihm von dem Ein⸗ 
zahler im Glauben, er ſei für die An⸗ 
nahme zuſtändig, gezahlt u. von ihm 
auch in dieſem Sinne angenommen 
wurden 281433 
Buchführung 
§ 208 RAbgO. Auch einzelue beſondere 
Umſtände können das Vertrauen in 
die Ordnungsmäßigkeit u. Zuverläſſig⸗ 
keit der geſamten B. derart erſchüttern, 
daß Schätzung des Gewinns unter Ver⸗ 
werfung der ganzen B. gerechtfertigt 
iſt 31561 
Buchmacher 
B. kann auch Kaufmann fein 28351 
Buchprüfung nach RAbgO. 
dgl. unter R. 
BGB. 
Schaeffers Grundriß. Allg. Teil. Schrift⸗ 
tum 3652 
Bürgerſteuer 
Schrifttum 3651 
Bürgſchaft 
§ 91 BPO. Zum materiellrechtl. Koſten⸗ 
erſtattungsanſpruch. RG. 130, 217 wird 
für nicht zutreffend gehalten. Zur 


Frage der Erſtattung der B.koſten bei 
der Sicherheitsleiſtung 2520 10 
Chauſſeebau 
Die kurze Verjährung greift nicht Platz, 
wenn ein Ch.unternehmer fih als 
Kaufmann bezeichnet, ohne es zu ſein 
2699 ° 
Clausula rebus sie stantibus 
Der Rücktrittsberechtigte, der auf Grund 
der cl. r. s. st. v. Vertrag zurückgetreten 
iſt, haftet für die empfangenen Lei 
ſtungen ledigl. nach Bereicherungs⸗, 
nicht nach Rücktrittsgrundſätzen 2468 + 
Inwieweit die vom RG. über die cl. für 
bürgerl.⸗rechtl. Verhältniſſe aufgeſtell 
ten Grundſätze auf öffentl.⸗rechtl. Ver- 
hältniſſe übertragen werden können, 
kann dahingeſtellt bleiben. Jedenfalls 
kann der Grundſatz nicht verallgemei 
nert werden 27601 
Culpa in contrahendo 
Verſetzt der Agent einer Lebensverfiche- + 
rungsgeſellſchaft den Berficherungs- 
nehmer bei Abſchluß des Verſiche— 
rungsvertrags in den Glauben, daß es 
ſich um einen bloßen Sparvertrag 
handle, ſo kann ſich der Verſicherungs 
nehmer unter den Geſichtspunkten ſo 
wohl der Betrugsanfechtung als auch 
der c. in e. vom Vertr. losſagen 3227 + 
Danzig 
§ 242 BGB. Auch der Anſpruch auf 
Aufw. einer Hyp. kraft Vorbehalts 
kann durch Nichtgeltendmachung ver 
wirkt werden (Danziger Entſch.) 26491 
Darlehn 
Der Kommiſſionär iſt berechtigt, an dem 
Kommiſſionsgut Eigentum nicht nur 
an den Käufer, ſondern auch an Drit 
ten zu übertragen, der zur Finanzie⸗ 
rung des Kaufgeſchäfts ein D. gewährt 
3104 17 
Aufw. von D. einer Beamtenbank zum 
Zwecke der Kredithilfe. Einrede der 
Verwirkung im Falle rechtzeit. briefl. 
Aufforderung u. erhebl. ſpäterer Klag 
erhebung 32861 
Werden Obligationen einer öffentl. Kaſſe 
als D. gegeben, ſo liegt in der Regel 
kein Geld D. vor. Ihre A. folgt den 
Grundſätzen des § 242 BGB. 2483 1° 
Iſt während der Inflationszeit die Rück 
zahlung eines D. in Friedensmark 
vereinbart, ſo kann damit wertbeſtän 
dige Zahlung gemeint ſein. Nicht im 
Grundbuch eintragbare Vereinbarungen 
behalten Beſtand für die perſönl. For 
derung 32611 
Die Novation einer gegen eine Gemeinde 
begründ. Kaufpreisforderung in Schuld⸗ 
ſcheind. gem. §8 30, 40 AnlAblsG. fegt 
eine den Erforderniſſen dieſer Geſetzes 
ſtellen entſpr. urkundl. Erklärung vor 
aus 32677 
Die Umwandlung einer Lohn- oder Ge 
haltsforderung in D.forderung hebt 
die Zuſtändigkeit des ArbG. im Falle 
des § 607 II BGB. nicht auf, wohl 
aber bei Novation -3585 6 
Depot 
Die Straftatbeſtände des Depot. u. die 
neuere Rſpr. des RG. 3049 
Eigentumserwerb beim Effektenſammel D. 
Schrifttum 3065 
Im Falle des § 8IL Depot. trifft die 
Beweislaſt für die Gutgläubigkeit nicht 
den Dritten, dem die Papiere über- 
geben worden ſind 311422 
Das Vergehen des § 91 Depot®. kann 
auch an ſolchen Wertpapieren began 
gen werden, die im Eigentum des 
Täters ſtehen. Es ſchadet auch nichts, 
daß der Täter, der als Bankier von 
ſeinem Kunden mit der Anſchaffung u. 
Aufbewahrung eines beſtimmten Wert 
papieres beauftragt war, das Kom 


miſſionsgeſchäft durch Selbſteintritt aus⸗ 
geführt hatte. — Zum Tatbeſtand des 
$ 11 DepotG. 3122 30 
Hyp Briefe find auch dann keine „Wert⸗ 
papiere“ i. S. v. § 11 Depot., wenn 
ſie unter Hinzufügung von Blanko⸗ 
zeſſionserklärungen übergeben worden 
lind 3119 27 
Deviſenbewirtſchaftung 
BO. des RPräſ. zur Abänderung der 
BD. über die D. u. über die beſchleu⸗ 
nigte Aburteilung von Zuwiderhand⸗ 
lungen durch Schnellgerichte v. 17. Nov. 
1931; 3.—8. DurchfVO. zur VO. über 
die D.; 1. Ergänzung der Richtlinien 
RWirtſchMin. v. 2. Okt. 1931 3593 
Zur Auslegung der Devifen®D.en 3598 
Welchen Einfluß haben die VO. über 
die D. im Verfahren nach 8 118, 128 
ZwVerſtG.? 3599 
In der zwangsweiſen Einziehung einer 
durch Hyp. geſicherten Forderung ſei⸗ 
tens eines ausländiſchen Gläub. iſt 
Vfg. i. S. v. § 6 Ziff. 3 VO. v. 1. Aug. 
1931 über die D. zu erblicken 36091 
Diebſtahl 
§ 243 Nr. 2 StGB. Ein außerhalb der 
Läden befindl. Schaukaſten kann nicht 
als Gebäudeteil gelten 2818 38 
$ 243 J Ziff. 3. Zur Abgrenzung von Vor- 
bereitungshandl. u. Verſuch. Wer einen 
falſchen Schlüſſel in diebiſcher Abſicht 
in das Schloß einführt u. damit ver⸗ 
gebl. verſucht, das Schloß zu öffnen, 
iſt wegen verſuchten ſchweren D. ſtraf⸗ 
bar 27876 
Die Bereicherungsabſicht beim D. nach 
deutſchem, öſterr. u. künftigem Recht. 
Schrifttum 2460 
Dienſtvertrag 
Die Umwandlung einer Lohn⸗ oder Ge⸗ 
haltsforderung in Darlehnsforderung 
hebt die Zuſtändigkeit des ArbG. im 
Falle des 8 607 II BGB. nicht auf, 
wohl aber bei Novation 35856 
§ 626 BGB. Kann Arbeitnehmer nach 
ſeinem ſchriftl. D. davon ausgehen, 
daß er für normale Leiſtungen ein⸗ 
geſtellt ſei, ſo darf der Arbeitgeber an 
ſeine Sachkenntnis u. Leiſtungsfähig⸗ 
keit nicht außergewöhnliche Anforde⸗ 
rungen ſtellen. Tut er dies aber, ſo 
bildet das Verſagen des Arbeitnehmers 
bei Anforderungen, die das übliche 
Maß weit überſteigen, keinen wichtigen 
Grund zur friſtloſen Entlaſſung 27571 
5 65 Aufwch. Dem Anſpruch einer kraft 
D. angeſtellten Perſon, die Gehalts⸗ 
teile gegen Verzinſung im Geſchäft 
des Arbeitgebers ſtehen ließ, ſteht das 
Aufw Verbot des 8 65 nicht entgegen. 
Durch eine dahingehende Vereinbarung 
verliert das Guthaben nicht ſeine Na⸗ 
tur als Arbeitnehmereinlage. Für die 
Frage der Verjährung gelten indeſſen 
die Grundſätze der Aufnahme der Ein⸗ 
zelpoſten in eine lauf. Rechnung 26976 
Diſziplinarverfahren 
570 ThirStG8. Der D.richter ift an 
die Feſtſtellung des Strafrichters ge⸗ 
bunden. Die Frage, ob Beamter durch 
eine Verfehlung das Vertrauen u. bie 
Achtung, die die amtl. Wirkſamkeit er⸗ 
lordert, völlig verloren hat u. deshalb 
des Dienſtes zu entſetzen iſt, iſt nicht 
vom Standpunkt einer einzelnen Be⸗ 
amtenklaſſe aus zu beurteilen, ſondern 
nach den Anforderungen, die im all⸗ 
„gem. an Beamte geſtellt werden 28661 
Art. 16, 17 HeſſchemBeamtG. Bei D. 
gegen ſtädt. Beamten iſt die Strafe 
ausſchließl. nach der Schwere der Tat 
u. dem Umfang des Verſchuldens zu 
bemeſſen. Andere Erwägungen, wie die 
Belange der Anſtellungskörperſchaft, 
haben grundſätzl. auszuſcheiden. Bei 


Sachregiſter 


Verſetzung in „geringer beſold. Dienſt⸗ 
ſtelle“ hat das Ger. die Beſoldungs⸗ 
gruppe, nicht aber das neue Amt ſelbſt 
zu bezeichnen 36803 

§ 14 Hambddiſzch. Grundſätzl. ift der 
Hamburger Dirichter nicht an die Feſt⸗ 
ſtellungen des Strafrichters gebunden. 
Dieſe ſind nur außerordentl. wichtiges 
Erkenntnismittel 28672 

Domänen 

Bei Veräußerung von D. u. Forſtgrund⸗ 
ſtücken genügt für das Grundbuchamt 
die Erklärung der zuſtändigen Regie⸗ 
rung. Die Einholung der Genehmigung 
höherer Inſtanzen ift als Angelegen⸗ 
heit des innern Dienſtbetr. anzuſehen 
u. braucht deshalb nicht nachgewieſen 
zu werden 34541 

§8 71, 74a Arb VermG. Verſicherungs⸗ 
pflicht der Beſchäftigung eines Sekre⸗ 
tärs einer D.fammer, der ſtändig im 
Büro als Hilfsarbeiter des landwirt⸗ 
ſchaftlichen Sachbearbeiters u. des Per⸗ 
ſonalreferenten Anweiſungen an die 
D.güter zu vollziehen u. Perſonal⸗ u. 
Gehaltsliſten zu führen hat; das gleiche 
gilt für Kanzleigehilfen einer Nent- 
kammer 26579 

Dreſchmaſchine 

85 823, 828 II BGB. Eine D. fo einzu- 
richten oder ſo aufzuſtellen, daß kein 
Unbefugter an ſie herankommen und 
auch nicht abſichtlich in einen Teil des 
Getriebes hineingreifen kann, iſt wirt⸗ 
ſchaftlich nicht möglich u. kann von den 
Landwirten nicht verlangt werden 25622 

Droſchke vgl. auch unter Kraftd. 

Die Ortspolizei iſt befugt, in einer Pol⸗ 
VO. über das D.gewerbe die Erlaubnis 
des D.unternehmers auf Friſt zu er- 
teilen u. vorzuſchreiben, daß ſie mit 
dem Tode ihres Inhabers erliſcht. 
Dagegen hat ſie nicht das Recht, eine 
ſolche Erlaubnis auf Widerruf zu er⸗ 
teilen oder ihr Erlöſchen beim Eintritt 
beſtimmter Vorausſetzungen anzuord⸗ 
nen. Verluſt einer unbefriſteten Erlaub⸗ 
nis kann nur im Verfahren nach 88 20, 
21 GewO. erfolgen. Der Ortspol. ſteht 
es frei, die Vorausſetzungen des Ver⸗ 
luſtes in der PolVO. zu regeln 3399 

Effekten 

vgl. auch unter Depot 

8$ 13, 37 EinfSt®. E. geſchäfte eines 
Kaufmanns (nicht Bankiers). Betriebs⸗ 
u. Privatvermögen 31573 

Eheanfechtung 

8616 BPO. Nach rechtskräftiger Abwei⸗ 
fung der E klage kann neue Anfech⸗ 
tungsklage wegen derſelben Eigenſchaft 
erhoben werden, wenn nunmehr eine 
beſonders ſtarke Entwicklung der Eigen⸗ 
ſchaft als bei Eheſchließung vorhanden, 
nachgewieſ. werden kann 2493 19 3555 15 

Einrede der Rechtskraft u. Ausſchlußwir⸗ 
kung des 8 616 im E.prozeß 3527 

Eheliches Güterrecht 

Auch ohne allgem. Anderung des Güter⸗ 
ſtandes, wie fie § 1432 BGB. vorſieht, 
können Eheleute hinſichtlich einzelner 
Vermögensſtücke eine von ihrem ſon⸗ 
ſtigen Güterſtande abweichende Rege⸗ 
lung vereinbaren, insbeſ. kann der 
Mann die ihm an ſolchen als Gegen⸗ 
ſtänden des eingebrachten Gutes zu⸗ 
ſtehende Nutzung der Frau überlaſſen. 
Der Dritte, der ſolchen Sachverhalt ge⸗ 
kannt hat, muß ihn gegen ſich gelten 
laſſen 3661 

Eherecht 

Für die Ehefrau eines Arztes kann ſich 
aus 8 1356 BGB. die Verpflichtung 
zur Leiſtung von Sprechſtundenhilfe er⸗ 
geben 333819 

Wenn die unterhaltspflichtige Mutter im 
Erwerbsgeſchäft des Ehemanns tätig 
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ift u. der ſelbſt nicht unterhaltspflich⸗ 
tige Ehemann auf Grund ſeines Er⸗ 
werbs das unterhaltsberechtigte Kind 
feiner Ehefrau mit im gemeinſchaftl. 
Haushalt ernährt, ſo kann hierin 
Unterhaltsgewährung ſeitens der Mut⸗ 
ter gefunden werden 3353 22 
Art. 111 EGBGB. ſtellt eine ganz ſelb⸗ 
ſtändige, für alle Rechtsgeſchäfte gel⸗ 
tende Regel auf, in deren Bereich 
Art. 13 1 u. folgerecht auch das Aus- 
landsrecht nicht eingreift, das der deut⸗ 
ſche Richter ſonſt nach der Vorſchriſt 
des Art. 13 anzuwenden hat 27845 
Eheſachen 
vgl. auch Eheanfechtung, Scheidung 
8 627 ZPO. Auch beim Getrenntleben der 
Ehegatten kann unter Umſtänden eine 
EinſtwVerf. erlaſſen werden, durch die 
das Getrenntleben geſtattet wird 25829 
Schlußverhandlungsgebühr in E., wenn 
die erſte Verhandlung vor, die ann 
verhandlung nach dem 3. Dez. 1% 
ſtattfand 2583 12 
Eichung 
8267 StB. Die bei der E. von den 
Eichbeamten an Meßwerkzeugen für 
Flüſſigkeiten (Benzinpumpen) ange⸗ 
brachte Plombierung iſt als Teil der 
öffentlichen Geſamturkunde anzuſehen, 
die die Geſamtheit der an den vorge⸗ 
ſchriebenen Stellen angebrachten Stem⸗ 
pelungen darſtellt. Die Erſetzung des 
einzelnen Stempels — Plombierung 
— durch nichtamtliche Stempel, ſei es 
den alten, urſprüngl. vom Eichbeamten 
angebrachten, durch Abnahme aber 
ſeiner amtlichen Eigenſchaft beraubten 
oder neuen, vom Täter ſelbſt unbefugt 
angefertigten Stempel, ſtellt danach 
die Verfälſchung der ganzen öffentl. 
Urkunde dar 2499 26 
Eidesrecht 
Der Gerichtseid. Schrifttum 3539 
Eidesdelikte 
vgl. unter Meineid, eidesſtattliche Ver- 
ſicherung, Eidesnotſtand 


Eidesnotſtand 

Haben zwei Perſonen in den gegen ſie 
anhängigen Zivilprozeſſen auf Grund 
vorheriger Verabredung wechſelſeitig 
Meineide zugunſten des andern gelei⸗ 
ſtet, ſo wird in der Verabredung dazu 
regelmäßig der Tatbeſtand des 8 49a 
StGB. u. für den Meineid ſelbſt der 
Strafermäßigungsgrund des 8 157 
Ziff. 1 StGB. gegeben fein 257111 

Der Strafermäßigungsgrund des 8 1571 
Ziff. 1 StGB. verſagt, wenn die ſtraf⸗ 
bare Handlung, deren ſich der Täter 
durch wahrheitsgemäße Ausſage be⸗ 
zichtigt hätte, wegen Ablaufs der 
Strafantragsfriſt nicht mehr verfolgt 
werden konnte 3453 22 

Die Verurteilung wegen verſuchten Mein⸗ 
eids ſchließt die Strafminderung des 
$ 157 1 Ziff. 2 Abſ. II StGB. nicht aus 
2494 20 


Eidesſtattliche Verſicherung 

Bei Verkauf od. Verpfändung v. Gegen⸗ 
ſtänden, die handelsüblicherweiſe auf 
Abzahlung verkauft werden, muß ſich 
der Erwerber oder Pfandnehmer Ge⸗ 
wißheit darüber verſchaffen, ob der zu 
verkaufende oder verpfändende Gegen⸗ 
ſtand Eigentum des Verkäufers oder 
Verpfänders iſt. E. V. über das Eigen⸗ 
tum iſt regelmäßig nicht ausreichend 
25131 


§ 89 RAGEbD. Die Aufnahme von e. B. 
von dritten Perſonen wird nicht durch 
die Prozeßgebühr abgegolten 2594 + 

Begrifflich ausgeſchloſſen iſt Fortſetzungs⸗ 
zuſammenhang zwiſchen Meineid u. Vor- 
fühl. falſcher e. V. oder Betrug 2821 *0 
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Eigentum, Beeinträchtigung des 
„Ortsüblichkeit“ in 8 906 BGB. 3414 
88 906, 1004 BGB. Genehmigung auf 
Grund der Gewd. hindert nicht den 
Anſpruch auf Unterlaſſung von unzu⸗ 
läſſigen Störungen. Welche Stadtteile 
bei Großſtadt u. Vorort kommen für 
die Frage der Ortsüblichkeit, insbeſ. 
bei Befahren mit einer Omnibuslinie, 
in Betracht? Die Linienführung u. das 
durch ſie benutzte Gelände im ganzen 
ſind zu berückſichtigen. Entſcheidend ſind 
die Bedürfniſſe des Verkehrs? 3354 23 

88 906, 1004 BGB. Abhilfemaßnahmen, 
die der Störer im Laufe des Rechts⸗ 
ſtreits trifft, ſchließen Verurteilung zur 
Unterlaſſung nur dann aus, wenn 
durch die neuen Einrichtungen menſch⸗ 
licher Vorausſicht nach die Einwirkun⸗ 
gen endgültig auf zu ertragendes Maß 
zurückgeführt werden u. zugleich Be⸗ 
ſeitigung od. Nichtbenutzung der neuen 
Einrichtung als unmögl. erſcheint 314412 

88 908, 909 BGB. Schädigung durch 
Tieferbauen auf dem Nachbargrund⸗ 
ſtück. Kein Schuldverhältnis zwiſchen 
den benachbarten Eigentümern, auf 
Grund deſſen der Eigentümer des tiefer 
bebauten für Verſchulden von Ber- 
tretern aufzukommen hätte, ſondern 
Verpflichtung zum Schadenserſatz auf 
Grund unerlaubter Handlung. Pflicht 
des Grundeigentümers zur Aufſicht 
über die Baufirma 2628 5 

Bauarbeiten am Nachbargrundſtück. 
Schrifttum 3421 


Eigentümergrundſchuld 

Argliſteinrede gegenüber der Berufung 
des Grundeigentümers auf die Nicht⸗ 
fälligkeit der E. 27497 

Zur Frage der E. für nicht entſtandene 
Strafzinſen bzw. Fälligkeitsentſchädi⸗ 
gung 3418 

Rechtslage, wenn bei im Kaufvertrag 
vereinbarter Erfüllungsübernahme auf 
Erſuchen des zur Erfüllung verpflich⸗ 
teten Käufers der Verkäufer die Schuld 
auf Verlangen des mit der Schuldüber⸗ 
nahme nicht einverſtandenen Gläubi⸗ 
gers zahlt u. die für die Forderung 
eingetragene Hypothek abgetreten er- 
hält. Es bleibt bei dem für den Ver⸗ 
käuſer gegen den Käufer beſtehenden 
Befreiungsanſpruch, daraus ergibt ſich 
der Erſtattungsanſpruch des Verkäufers 
gegen den Käufer; weiterhin tritt die 
in 8 1164 BGB. behandelte Erſatz⸗ 
forderung an Stelle der bisherigen 
Forderung gegen den Käufer; ſie iſt 
jetzt die durch Hypothek geſicherte For⸗ 
derung. Soweit die Bezahlung durch 
den Verkäufer vor dem Eigentums- 
übergang an den Käufer erfolgte, ent⸗ 
ſtand E., die ſich nach Eigentumsüber⸗ 
gang in Gläubigergrundſchuld verwan⸗ 
delte. Grundſätze für deren Aufwer⸗ 
tung 34409 

814 AufwNov. Im Bereich des Aufwer⸗ 
tungsrechts iſt vor allem das wirt⸗ 
ſchaftliche Ergebnis zu berückſichtigen, 
die formalrechtliche Seite muß zurück⸗ 
treten. Daher keine Aufwertung von 
96888 Hypotheken des Verkäufers 


88 10, 16 AufwFällch. Antrag auf Bewil⸗ 
ligung einer Zahlungsfriſt iſt in der 
Regel zurückzuweiſen, wenn der Eigen⸗ 
tümer des mit der Hypothek belaſteten 
Grundſtücks, der während des Schwe⸗ 
bens des Aufwertungsverfahrens E. 
für ſich hat eintragen laſſen, es ab⸗ 
lehnt, für den nicht geſicherten Teil 
der perſönlichen Forderung eine Hypo⸗ 
thek mit dem Rang vor den E. oder 
an anderer ſicherer Stelle eintragen zu 
laſſen 32201 


Sachregiſter 


Zur „vollſtändigen“ Angabe des Vermö⸗ 
gens i. S. von 8 807 BPO. gehört 
grundſätzlich die ausdrückliche Bezeich⸗ 
nung aller einen ſelbſtändigen Vermö⸗ 
genswert bildenden Gegenſtände. Unter 
diefe fällt auch eine E. 2573 14 

Eigentumserwerb 

§ 929 BGB. Der geheime Wille, die zum 
Inkaſſo empfangenen Gelder für ſich 
zu verwenden, ſchließt den Eigentums⸗ 
übergang auf den Geſchäftsherrn und 
damit die Unterſchlagung nicht aus 
3118 28 

8 929 BGB. Die Hypothekeubriefe können 
durch Einigung u. Übergabe der Briefe 
nebſt den unausgefüllten Zeſſions⸗ 
urkunden übereignet werden unter der 
Bedingung, daß der Übergang der For- 
derung demnächſt zuſtande kommt, ohne 
daß der Erwerber zunächſt ſchon Gläu⸗ 
biger der Hypothekenforderungen wird 
3119 27 


§ 930 GB. Zapfeinrichtung einer Benzin- 
tanfanlage ift nicht ohne weiteres tve- 
ſentlicher Beſtandteil der Tankanlage. 
Iſt Tankanlage mit Zapfeinrichtung 
zur Sicherung übereignet u. wird dann 
die Zapfeinrichtung durch eine neue 
erſetzt, ſo erwirbt der Sicherungseigen⸗ 
tümer an der neuen Zapfeinrichtung 
nicht ohne weiteres Eigentum 33917 

Ob im Einzelfall in der Übergabe eines 
Lieferſcheines eine Abtretung des Her⸗ 
ausgabeanſpruchs zu finden iſt, iſt Tat⸗ 
frage. Der gute Glaube des Erwerbers 
an die Verfügungsbefugnis des Ver⸗ 
äußerers beſteht nicht, wenn dem Er⸗ 
werber bekannt iſt, daß derjenige, von 
dem der Veräußerer ſeine Rechte her⸗ 
leitet, zur Verfügung nicht berechtigt 
war 3079 4 

§ 932 BGB. Grobfahrläſſiges Verhalten 
beim Erwerb eines Kraftfahrzeugs vom 
Nichteigentümer 3390 s 

§ 932 BGB. Bei Verkauf oder Verpfän⸗ 
dung von Gegenſtänden, die Handels- 
üblicherweiſe auf Abzahlung verkauft 
werden, muß ſich der Erwerber oder 
Pfandnehmer Gewißheit darüber ver⸗ 
ſchaffen, ob der zu verkaufende oder 
verpfändende Gegenſtand Eigentum des 
Verkäufers oder Verpfänders iſt. Eides⸗ 
ſtattl. Verſicherung über das Eigentum 
iſt regelmäßig nicht ausreichend 25131 

8 932 BGB. Den gewerbsmäßigen Pfand- 
leiher trifft das gleiche Maß von Sorg- 
faltspflicht wie den gewöhnlichen Pfand⸗ 
nehmer 3389 5 

E. an der Jagdbeute des Wilderers 3414 

E. beim Effektenſammeldepot. Schrift- 
tum 3065 


Eigentumsvorbehalt 


Bei Verkauf od. Verpfändung v. Gegen⸗ 
ſtänden, die handelsüblicherweiſe auf 
Abzahlung verkauft werden, muß ſich 
der Erwerber oder Pfandnehmer Ger 
wißheit darüber verſchaffen, ob der zu 
verkaufende oder verpfändende Gegen⸗ 
ſtand Eigentum des Verkäufers oder 
Verpfänders iſt oder unter E. verkauft 
worden iſt 25131 

Vereinbarung, daß die Wegnahme der 
unter E. verkauften Sache nicht die 
Wirkung des Rücktritts vom Vertrage 
habe, entgegen 8 5 Abzahlck., ift ungu- 
läſſig 2755 17 

Bei E. ſeitens des Pfandgläubigers an 
beweglichen Sachen kann der Gläubiger 
die Anordnung des freihändigen Ver⸗ 
kaufs der Pfandſtücke an ihn gemäß 
8825 BPO. nicht verlangen, wenn der 
E. zur Zeit der Pfändung oder der 
begehrten Anordnung noch beſteht. In 
dem Pfändungsantrag u. dem Autrag 
auf Anordnung des freihänd. Verkaufs 
liegt nicht ohne weiteres ein Verzicht 


des Gläubigers auf ſein Eigentum. 
Eine Anordnung würde Umgehung der 
88 1 u. 5 Abzahl®. bedeuten 3583 3 

Pfändung der unter E. gelieferten Sachen 
durch den Verkäufer 27452 

Wirkung des Lieferanten®. an landwirt⸗ 
ſchaftl. Gutsinventar, das der Pächter 
bei Pachtende vertragsgemäß dem Ver⸗ 
pächter als Erſatz für verbrauchtes zu 
überlaſſen hat 34612 

Zur Frage der Übertragung der Auwart⸗ 
ſchaftsrechte, die dem Käufer einer unter 
E. gekauften Sache zuſtehen 3061 

Rechtswirkſamkeit des E. auf der Rech⸗ 
nung 25803 

Wirkt ſich der im E. enthaltene Siche⸗ 
rungszweck auch zugunſten eines Drit- 
ten als Wechſelinhaber aus? 3059 3184 

88 16, 18, 64 VVG. Keine unrichtige Be⸗ 
antwortung, wenn der Verſicherungs⸗ 
nehmer im Fragebogen ſein Eigentum 
am Kraftwagen bejaht, den er unter 
E. veräußert hat. Wann liegt in 
ſolcher Weiterveräußerung ein die Ge⸗ 
fahr erhöhender Umjtand? 32252 

Unterſchlagung liegt nicht vor, wenn der 
Erwerber weiß, daß die ihm veräußerte 
Sache unter E. gekauft ift 323111 


Einkommenſteuer 

886, 17, 26 ff., 37, 65 EinkStch. Sit 
zweifelhaft, ob wegen der Beteiligung 
eines Pflichtigen an Geſellſchaft oder 
Gemeinſchaft als Mitunternehmer ein- 
heitliche Gewinn- bzw. Verluſtfeſtſtel⸗ 
lung zu treffen iſt, oder verzögert ſich 
die einheitliche Feſtſtellung, ſo kann die 
Veranlagung des Pflichtigen bezüglich 
der übrigen Einkünfte in eutſprechen⸗ 
der Anwendung des 8821 NAbgd. 
vorläufig vorgenommen werden 30051 

886, 7, 12, 13, 16, 38 EinfSt®. Bei 
Einkünften aus Vermietung und Ber- 
pachtung kommen auch regelmäßig Aus- 
gaben auf die Sache ſelbſt, insbeſ. auch 
Prozeßtoſten über das Eigentum, als 
Werbungskoſten in Betracht. Sie ſind 
regelmäßig auf die Gebrauchsdauer es 
Gegenſtands verteilt, bei kleineren Be- 
trägen auch ſofort voll abzuſetzen 3588 4 

8 11 EinkStG. Übernehmen die Gefeli- 
ſchafter einer GmbH. nach Maßgabe 
ihrer Beteiligung die Deckung eines 
Verluſtes und wird dabei die Verrech⸗ 
nung des den Geſchäftsführer treffen⸗ 
den Anteils mit rückſtändigen Gehalts⸗ 
auſprüchen vereinbart, jo gelten dieſe 
Anſprüche nicht als zugefloſſen 31562 

88 12, 15 EinkStG. Zur Frage, ob und 
inwieweit Tilgungsraten, die an Stelle 
einer Erbſchaftsſteuer getreten ſind, ab⸗ 
zugsfähig ſind 28641 

98 12, 13, 16, 19 EintSt®. Behandlung 
der ſchuldrechtlichen Beziehungen gmi- 
ſchen einem Unternehmer u. einer von 
ihm beherrſchten GmbH. Entnahmen, 
Kapitalzuführungen, A tivie rungen, Ye- 
wertung auf lange geſtundeter Forde⸗ 
rungen 30073 fa 

88 13, 37 Ein StG. Effektengeſchäfte eines 
Kaufmanns (nicht Bankiers). Betriebs⸗ 
u. Privatvermögen 31573 

88 18, 30 EinfSt®. Übertragung von Gc- 
winnbeteiligungen bei einer OHG. 3008 4 

818 EinfSt6. 8 5 PrGewStd. Auf⸗ 
wendungen einer GmbH., die fie an- 
läßlich ihrer Gründung für Geſellſchaft⸗ 
ſteuer machen muß, gehören zu den 
Werbungskoſten u. können daher vom 
Ertrage der GmbH. abgezogen werden 
3023 1 

§ 36 II Nr. 1 EinfStG. Beiſtandspflicht 
nach § 191 RADD. Provinziale Lebens⸗ 
verſAnſtalt als „Behörde“ 32364 

836 EinkStGG. Berechnet Siedlungsge⸗ 
noſſenſchaft, deren Mitglieder in ge⸗ 
meinſamer Arbeit fih gegenſeitig die 


Häuſer bauen, jedem Genoſſen für feine 
tatſächlich geleiſtete Mitarbeit eine 
Stundenvergütung u. bucht dieſe Ver⸗ 
gütung den Genoſſen ſatzungsgemäß 
als Guthaben zur Anrechnung beim 
Erwerb ihres eigenen Hauſes, dann 
ſind dieſe Beträge nicht lohnſteuer⸗ 
pflichtig 3484 8 
Verzichtet Altenteiler auf das Altenteil 
gegen eine vom Hofbeſitzer gewährte 
Kapitalabfindung, ſo iſt dieſe in voller 
Höhe nach 8 44 EinkStG. ſteuerpflich⸗ 
tig; unzuläſſig iſt, an dem Kapital⸗ 
wert den Wert des Altenteils unter 
dem Geſichtspunkt der Werbungskoſten 
abzuſetzen. Für das E.recht beſleht das 
Altenteil lediglich aus einzelnen Ein⸗ 
nahmen ohne Rückſicht auf das Renten⸗ 
ſtammrecht und auf ſeine dingliche 
Sicherung 34859 
85 PrGewStVO. Die gemäß 8 52 Eink⸗ 
StG. bei der Feſtſetzung der E. vorzu⸗ 
nehmenden Abzüge kommen bei der 
GewSt. nach dem Ertrage nicht in 
Betracht 3024 2 
8591 u. II EinkStcg. „Kalamitätsnut⸗ 
zungen“ ſind ohne weiteres als außer⸗ 
ordentliche Waldnutzungen anzuſehen, 
ohne Rückſicht darauf, ob ſie ſich zu⸗ 
fammen mit den ordentlichen Nutzun⸗ 
gen bei einem Nachhaltsbetrieb inner- 
halb des nach dem Wirtſchaftsplan 
vorgeſehenen regelmäßigen Hiebſatzes 
halten od. darüber hinausgehen 3486 19 
88 65 ff. EinfSt®. Entſchuldbarer Rechts⸗ 
irrtum darüber, daß Werbungskoſten 
eines Geſellſchafters einer OHG. bei 
der einheitlichen Gewinnfeſtſtellung gel- 
tend zu machen ſind, kann zur Zeit als 
Irrtum auch über die Art und den 
Friſtablauf der Rechtsmittel zur Nach⸗ 
ſicht führen, wenn die Rechtsmittelfriſt 
gegenüber der einheitlichen Gewinn⸗ 
feſtſtellung verſäumt iſt 30062 
Einſchreibebrief 
8270 BGB. Verſchulden des Schuldners 
bei Geldſendungen mittels E. 2753 12 
Einſtellung des Strafverfahrens 
Bzgl. der Privatklage vgl. unter P. 
Nichtverbrauch der Strafllage durch E. 
beſchluß nach $ 153 StPO. 2818 92 
Einſtmeilige Verfügung 
Streitfragen aus dem Gebiet der e. V. 
Schrifttum 2456 
88 935, 940 ZPO. Auch der Antrag auf 
Erlaß einer e. V. ſetzt Rechtsſchutz⸗ 
bedürfnis des Antragſtellers voraus, 
das gegenüber der Klage noch die Be⸗ 
ſonderheit aufweiſt, daß der Antrag⸗ 
ſteller ein Intereſſe an ſofortiger Re⸗ 
gelung der Beziehungen auf einen 
Gegenſtand oder Zuſtand haben muß. 
Dieſes Intereſſe muß auch bei Ein⸗ 
legung von Rechtsmittel zur Erlangung 
einer vom zunächſt angerufenen Ge- 
richt verſagten oder wieder aufge⸗ 
hobenen e. V. vorhanden ſein. Sind ſeit 
Verſagung der e. V. zwei Jahre ver⸗ 
gangen, ohne daß der Antragſteller 
u. Peri. das Verfahren weiter be⸗ 
trieben hat, dann iſt Rechtsſchutzbedürf⸗ 
nis zu verneinen 25828 
8940 BVO. E. V. auf Verſorgung mit 
Elektrizität ſetzt rechtlichen Anſpruch 
darauf voraus 314615 31502 
Hat das AG. eine e. V. aus § 942 BPO. 
erlaſſen, ſodann auf den bei ihm einge- 
reichten Widerſpruch die e. V. mittels 
Urteil aufgehoben, ſo iſt im Fall der 
Berufung die Zuſtändigkeit des AG. 
zur Entſcheidung über den Widerſpruch 
von Amts wegen zu prüfen 25921 
8627 ZPO. Auch beim Getrenntleben 
der Ehegatten kann unter Umſtänden 
eine e. V. erlaſſen werden, durch die 
das Getrenntleben geſtattet wird 2582 


Sachregiſter 


E. V., mit denen die Sicherung einer For⸗ 
derung durch Herausgabe eines Gegen⸗ 
ſtands an den Gerichtsvollzieher er⸗ 
ſtrebt wird, find nicht nach 86 BRD. 

ſondern nach 83 zu bewerten 3565 

In Beſchluß, der die Anordnung eines 
Arreſtes oder einer e. V. enthält, iſt 
ſtets auch über die Koſten des Ver⸗ 
fahrens zu entſcheiden 2584 14 

Zur Vollſtreckung von auf wiederkehrende 
Leiſtungen gerichteten e. V. 2558 

E. V. im arbeitsgerichtlichen Verfahren 
ſind nicht mit der Rechtsbeſchwerde, 
ſondern nur mit dem Widerſpruch an⸗ 
fechtbar 3586 3 

Einziehung 

Wird im Falle von Tateinheit zwiſchen 
gewerbsmäßigem Glücksſpiel und un⸗ 
befugter öſſentl. Veranſtaltung eines 
Glücksſpiels die Strafe zutreffend unter 
Zugrundelegung des § 285 StGB. feft- 
geſetzt, ſo iſt trotzdem die E. auf Grund 
des § 284 b StGB. gerechtfertigt 2813 32 

Eiſenbahn 

vgl. auch Unfall auf Bahnſteig durch 
Poſtkarren unter Poſt 

81 NHaftpil®. Regelmäßig kann ange- 
nommen werden, daß gegen die Ge⸗ 
fahren eines nicht durch Schranken 
geſicherten Bahnübergangs von der 
Bahnverwaltung in anderer Weiſe ge- 
nügend Sorge getragen wird, ohne 
daß der vorſichtig fahrende Kraftfahrer 
ſein Rad zum Stehen zu bringen 
brauchte. Das Fehlen einer Schranke 
kann weſentl. Erhöhung der Betriebs- 
gefahr bilden, wenn der Art des neu⸗ 
zeitlichen Verkehrs nicht Rechnung ge⸗ 
tragen iſt. Mitverſchulden des Ver⸗ 
letzten 33211? 


Elektrizität 

EinſtwVerf. auf Verſorgung mit E. fegt 
rechtlichen Anſpruch darauf voraus. E.⸗ 
verſorgungsverträge ſind einheitl. Ver⸗ 
träge i. S. von § 17 KO. Der Konkurs- 
verwalter, der den E.verſorgungsver⸗ 
trag nicht fortſetzt, hat keinen Anſpruch 
auf Abſchluß eines neuen Vertrags 
31502 314615 

Inhaber eines Monopolbetriebs darf ſich 
nicht durch Sperre eine bevorrechtigte 
Stellung in der Zwangsverwaltung des 
geſperrten Grundſtücks oder gegenüber 
dem die Zwangsverwaltung b>treiben- 
den Gläubiger verſchaffen 3102 16 

E.werk, das monopolartige Stellung ein- 
nimmt, darf mangels entgegenſtehen⸗ 
der vertraglicher Vereinbarungen einem 
Abnehmer die Zufuhr elektriſcher Ener⸗ 
gie ſperren, wenn dieſer Abnehmer be⸗ 
reits Eigenanlage hat u. von dem E.- 
werk lediglich ſog. Reſerveſtrom ver⸗ 
langt zu einer Zeit, in der ſeine eigene 
8180 8 5 verſagt oder nicht ausreicht 
1397 


Verſtempelung eines Vertrags, durch den 
ein Recht gegen Lieferung von Strom 
aufgegeben wird. Keine Anwendung der 
für Kauf⸗ u. Lieferungsgeſchäfte gege⸗ 
benen Befreiungsvorſchrift 2988 29 

England 

Rechtsverhältnis zwiſchen deutſchen Ban⸗ 
ken u. ihren Londoner Zweignieder⸗ 
laſſungen u. insbeſ. deren Rechtsſtel⸗ 
lung während des Kriegs auf Grund 
der engl. Kriegsgeſetze. Wann hat die 
Zweigniederlaſſung i. S v. 8 667 BGB. 
etwas aus der Geſchäftsbeſorgung „er⸗ 
langt“? 3099 14 

Klage aus einem Papiermarkſcheck in E. 
31631 

Pfund = Pfund? 3253 

Einwirkungen der engl. Währungskriſe 
auf Sterlingverbindlichkeiten nach engl. 
Recht 3254 


*23 


Der Einfluß des neuen engl. Bollgefebes 

auf Kaufverträge 3417 
Enteignung i 

E. nach Ausf®. zum Deutſch⸗ſchweizeri⸗ 
ſchen Goldhypothekenabkommen vgl. 
unter Goldhypothelenabkommen 

8 10 PréEnteigG. Der über eine Gentſch⸗ 
digung geſchloſſene Vergleich unterliegt 
keiner Abänderung infolge der ſpäter 
eingetretenen Geldentwertung. Der Cnt- 
eignete kann nur die volle Entſchädi⸗ 
gung auf Grund des Vergleichs for⸗ 
dern 2622 2 

816 PrEnteigG. Auch ohne Einleitung 
eines E.verfahrens ift ein auf Grund 
der Androhung u. zur Vermeidung 
eines ſolchen abgeſchloſſener Kaufver⸗ 
trag nach E.grundfäßen zu behandeln, 
ſo daß die Kaufpreisforderung Wert⸗ 
ſchuld iſt. Bei dieſer iſt Verarmungs⸗ 
faktor nicht zu berückſichtigen 2736 3% 

Art. 153 RVerf. Reichsrechtlicher Begriff 
der E. insbeſ. durch Beſchränkung des 
Eigentums infolge von Fluchtlinien⸗ 
feſtſetzung. Rechtsungültigkeit der 88 29 
36 MecklEnteigs O. v. 21. Juli 1886 
wegen Unvereinbarkeit mit Art. 153 
RVerf. Keine E., wenn der Eigentums⸗ 
inhalt allgemein hinſichtlich einer un⸗ 
beſchränkten Zahl nach Lage u. Um- 
fang völlig unbeſtimmter Grundflächen 
durch Geſetz oder Ortsgeſ. eingeſchränkt 
wird. Das liegt aber nicht vor, wenn 
die Eigentumsbeſchränkung erſt durch 
die Feſtſetzung und Offenlegung der 
Fluchtlinie, aljo durch den Einzelein⸗ 
griff, eintritt. Jede Fluchtlinienfeſt⸗ 
ſetzung iſt Teilenteignung, d. E 
eines Teils der mit dem Eigentum 
verbundenen Rechte gegenüber jedem 
einzelnen Eigentümer. Grundſätze f. die 
Höhe der feſtzuſetzenden Entſchädigung 
2471 7 


Wertzuwachsſteuer bei Etentſchädigungen 
f. Nachteile des Reſtgrundſtücks 3294» 
8114 StBG. Vermeſſung, die von preuß. 
Kataſter dir. im Auftrag des vorge⸗ 
ſetzten RegpPräſ. zur Vorbereitung einer 
E. auf Grund der VO. zur Behebung 
der dringendſten Wohnungsnot ausge⸗ 
führt wird, iſt rechtmäßige Amtsaus⸗ 
übung ohne Rückſicht darauf, ob die 
Vorausſetzungen für die E. gegeben 
ſind 3452 21 
Entfernung des Angekl. aus dem Sitzungs⸗ 
faal (8 247 StVO.) 

Auch der zugleich als Zeuge geladene 
Nebenkl. hat Recht auf Anweſenheit 
während der ganzen Dauer der Wer- 
handlung 2505 33 

Unzuläſſigkeit zeitweiliger E. d. A. aus 
dem S. lediglich durch Anordnung des 
Vorſitzenden 2506 34 


Entlaſſung, friſtloſe 
vgl. unter Dienſtvertrag, 
gehilfe 
Entlaſtungsgeſetz, preuß. 
Ein Mangel des E. 2686 
Entlaſtungsgeſeß, Reichs⸗ 

Die Übertragung von Rechtsgeſchäften, 
z. B. nach § 926 I BFD., an den Rechts- 
pfleger zur ſelbſtändigen Erledigung 
bewirkt, daß für vom Rechtspfleger 
zu erledigende Anträge der Anwalts- 
zwang entfällt 3568? 

Entlaſtungs VO. 

87 EntlVO. Ein auf Grund mündlicher 
Verhandlung ergangenes Urteil leidet 
an unheilbarem Mangel, wenn deſſen 
Verkündung durch schriftliche Mittei- 
lung an die Parteien erſetzt ift. Eine 
forde Entſch. ift für das erk. Gericht 
nicht bindend, fie kann nicht Gegen. 
ſtand eines Rechtsmittels ſein und iſt 
nicht der Rechtskraft fähig 2486 1% 


Handlung? 


§ 252 BPO., 8 18 Entl D. Gegen die 
Ausſetzung im Schiedsurteilsverfahren 
iſt die Beſchwerde zuläſſig 2581 5 

Entmündigung 

Ein wegen Geiſtesſchwäche Entmündigter 
hat kein Beſchwerderecht gegen einen 
Beſchluß, durch den die Beſtellung 
eines Pflegers für einen gegen den 
Vormund anzuſtrengenden Rechtsſtreit 
abgelehnt worden iſt 25112 

Die Ablehnung eines Richters in dem 
Anfechtungsprozeß einer wegen Geiſtes⸗ 
ſchwäche Entmündigten iſt nicht begrün⸗ 
det, wenn er der im Verhandlungs⸗ 
termin perſönlich anweſenden Kl. auf 
erneute Beweisanträge (Herbeiziehung 
neuer Akten) ſeinem Zweifel darüber 
Ausdruck gegeben hat, ob ſolche Akten 
nicht nur auf ihrer Einbildung be⸗ 
ruhen 25198 

Entſcheidungsſammlung 

Inhaltsüberſicht zu Bd. 1X der Entſch. 

des öſterr. Oberſten Gerichtshofs in 


Zivil⸗ und Juſtizverwaltungsſachen. 
Schrifttum 2560 
Erbbaurecht 


Erbbaurecht. Schrifttum 3420 

TarSt. 71 b PreStempStch. Die Be- 
gründung eines E. iſt kein Veräuße⸗ 
rungsgeſchäft u. nicht als ſolches zu 
verſtempeln 264213 

Eine geſetzlich geregelte öffentlich⸗recht⸗ 
liche Verpflichtung des E. berechtigten 
zur Tragung der auf das E. entfallen- 
den kommunalen Zuſchläge zur Gr⸗ 
VermSt. kann durch ſchuldrechtliche 
Vereinbarung mit der Gemeinde als 
Grundſtückseigentümerin nicht aufgeho⸗ 
ben werden 3492 4 

Erbrecht 

vgl. auch 

ſtrecker 


Miterben, Teſtamentsvoll— 


81967 BOB. Der Erbe eines aus einer 


OHG. ausgeſchiedenen Geſellſchafters 
haftet nicht für die nach dem Ausſchei⸗ 
den, jedoch vor Eintragung des Aus⸗ 
ſcheidens in das Handelsregiſter be⸗ 
gründeten Geſellſchaftsſchulden 2998 1 
Erbſchaftsſteuer 
58 12, 15 EintSt®. Zur Frage, ob u. 
inwieweit Tilgungsraten, die an Stelle 
einer E. getreten ſind, abzugsfähig 
ſind 28641 
Im Nachverhandlungsverfahren 
$ 145 III RAbgO. 1930 — $ 18 III 
RBewG. 1931 kann der mit einer 
Nutzung Belaſtete der Erhöhung der 
E, die ſich bei Zugrundelegung der 
wirklichen Dauer der Nutzung ergibt, 
mit einem Antrag aus § 24 ErbſchStc. 
1925 entgegentreten 3489 16 
Erfindung 
Bilanzgenehmigungsbeſchluß einer GmbH. 
nicht nichtig, ſondern nur anfechtbar, 
wenn der Ankauf v. E. gebilligt iſt, 
die der Geſellſchaft als Werte, ſchon 
zuſtanden 297617 
Erfüllungsgehilfe (8 278 BGB.) 
Beantwortung einer Frage nach der Ord- 
nungsmäßigkeit eines Sparbuchs fällt 
in den laufenden Geſchäftsbereich des 
Sparkaſſendirektors, ſoweit die Frage 
auf die ſatzungsmäßige Ausſtellung od. 
ſonſtige Umſtände zielt, die der Zu⸗ 
ſtändigen Prüfung des Sparkaſſen⸗ 
leiters unterliegen. Deshalb beſteht 
unter Umſtänden vertragl. Schadens⸗ 
erſatzpflicht der Sparkaſſe nach 88 276, 
278 BGB. 309012 
Erteilung einer Auskunft durch den 
Sparkaſſendirektor kann Gegenſtand 
eines Vertrages ſein, der bei Unrichtig⸗ 
keit die Sparkaſſe zum Schadenserſatz 
verpflichtet 309713 j 
88 908, 909 BGB. Schädigung durch 
Tieferbauen auf dem Nachbargrund⸗ 


nach 


Sachregiſter 


ſtück. Kein Schuldverhältnis zwiſchen 
den benachbarten Eigentümern, auf 
Grund deſſen der Eigentümer des 
tiefer bebauten für Verſchulden von 
Vertretern aufzukommen hätte, ſon⸗ 
dern Verpflichtung zum Schadenserſatz 
auf Grund unerlaubter Handlung. 
Pflicht des Grundeigentümers zur Auf⸗ 
ſicht über die Baufirma 2628 5 
Rechtsgültigkeit des Haftungsausſchluſſes. 
der Auskunfteien, auch ſoweit es ſich 
um die Verſehen leitender Angeſtellter 
handelt, ſoweit nicht die Unrichtigkeit 
der Auskunft auf Einrichtungsmängeln 
beruht 3085 9 
Erfüllungsort 
Als E. für die Zahlung von Pachtzinſen 
iſt der Pachtort anzuſehen 34623 
Erfullungsübernahme 
vgl. unter Schuldlü. 
Erfurt 
Das Erfurter Bagatellverfahren 2452 
Erlaß 
Aus 87 Vergld. ift nicht herzuleiten, 
daß im Falle des Verzugs nur der E., 
nicht aber auch die Stundung der For⸗ 
derung in Wegfall komme 25709 
Eröffnungsbeſchluß 
Der Einwand der örtlichen Unzuſtändig⸗ 
keit, auf den allein das Gericht nach 
Eröffnung des Hauptverfahrens ſeine 
Unzuſtändigkeit aussprechen darf, kann 
nach Verleſung des E. ſelbſt dann 
nicht mehr erhoben werden, wenn die⸗ 
jenigen Tatumſtände, aus denen die 
Unzuſtändigkeit des Gerichts folgt, erſt 
im Laufe der Verhandlung hervor⸗ 
treten, oder wenn die Tat in der 
Hauptverhandlung nach einem vom E. 
abweichenden rechtlichen Geſichtspunkt 
beurteilt wird 2503 29 
Erachtet das erk. Gericht die im E. zu 
einer fortgeſetzten Straftat zuſammen⸗ 
gefaßten Einzeltaten als ſelbſtändige 
Handlungen u. ſcheidet es eine von 
ihnen als unbewieſen aus, ſo muß es 
hinſichtlich dieſer den Angekl. frei⸗ 
ſprechen u. von der Tragung der be- 
ſondern Koſten entbinden, die durch 
die Verhandlung dieſes Straffalles ent- 
ſtanden waren 2826 48 
Erſatzſtrafe 
Erachtet das BG. ſtatt der in 1. Inſtanz 
angenommenen einheitlichen Tat eine 
Mehrheit ſelbſtändiger Handlungen für 
vorliegend, ſo darf jede der neu zu 
bildenden E. die Höhe der aus Frei⸗ 
heits⸗ u. Geldſtrafe beſtehenden frü⸗ 
heren Einheitsſtrafen erreichen, die 
Freiheitsſtrafe aber keinesfalls, die 
Geldſtrafe nur bei entſprechender Ver⸗ 
ringerung der Freiheitsſtrafe in dem 
Umfang der weiteren Erſatzfreiheits⸗ 
ſtrafe überſchreiten. Die alsdann aus 
den feſtgeſetzten Freiheitsſtrafen zu bil⸗ 
dende Geſamtfreiheitsſtrafe darf nicht 
höher fein als die des 1. Urteils 2990 24 
Erſcheinen des Angekl. in der Hauptver⸗ 
handlung 
33 329, 354 StPO. üÜberſpannung des 
Begriffs der genügenden Entſchuldi⸗ 
gung in beiden Vorinſtanzen. Zurück⸗ 
verweiſung der Sache an die 1, In⸗ 
ſtanz 2525 18 
§ 329 StPO. Aufhebung eines die Be- 
rufung wegen ungenügend entſchuldig⸗ 
ten Ausbleibens des Angekl. verwerfen⸗ 
den Urteils, weil der für die Unzu⸗ 
länglichkeit der Entſchuldigung ange⸗ 
führte Hauptgrund auf einem offen⸗ 
lichtlichen Denkfehler beruht 2834 54 
§ 329 StPO. Die Vorſchriften des § 267 
StPO. über den Inhalt der Urteils- 
gründe ſetzen ſachliche Prüfung der 
gegen den Angekl. erhobenen Beſchul⸗ 
digung durch das Gericht voraus u. 


greifen deshalb nicht Platz, wenn die 
Berufung des Angekl. wegen ſeines 
nicht genügend entſchuldigten Ausblei⸗ 
bens ſofort verworfen wird. Wohl aber 
muß das Urteil in dieſem Fall das 
Vorliegen des bezeichneten Grundes 
nachweiſen und die von dem Angekl. 
etwa vorgebrachten Entſchuldigungs⸗ 
gründe ſamt den Erwägungen an⸗ 
geben, aus denen das Gericht ſie nicht 
für genügend erachtet hat 3561 26 
5329 StPO. Eingaben des A. zwecks 
Urtelisaufhebung unter d. verfahrens⸗ 
rechtlichen Geſichtspunkte des Geſuchs 
um Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand gegen die Verſäumung der Be⸗ 
rufungsverhandlung u. der bedingten 
Reviſionseinlegung 2591 26 
§ 329 StPO. Die Berufung des Angekl. 
iſt auch dann zu verwerfen, wenn der 
Angekl. in dem 1. Htermin vor dem 
BG. erſchienen ift, aber in ſpäterem 
H.termin der BerJnſt. unentſchuldigt 
ausbleibt 2862 36 
88 233, 332 StPO. Beantragt ein von 
der Verpflichtung zum E. in der Be- 
rufungsverhandlung entbundener An— 
gekl. ſeine nochmalige Vernehmung vor 
der Berufungsverhandlung, ſo muß 
dem entſprochen werden 2859 29 
Ertragswert 
Art. 831 PrAG BGB. E. eines Landgutes 
= 2dfacher jährlicher Reinertrag. Dieſe 
Vorſchrift kann analoge Anwendung 
nicht mehr finden, weil fie den henti- 
gen wirtſchaftlichen Verhältniſſen nicht 
mehr entſpricht 345119 
Erzeugniſſe A 
hon landwirtſchaftlichen Grundſtücken var 
unter L. G. 
Eupen 
Die Aufwertung nach dem deutſchen 
Auf wf. findet bei in E. gelegenen 
Grundſtücken auch dann nicht ſtatt, 
wenn ſie auf Grund der Entſcheidung 
der in Art. 35 Fr. vorgeſehenen Rom- 
miſſion nunmehr endgültig zu Deutſch⸗ 
land gehören 25261 
Eventualantrag : 
Die Koftenentfch. bei Eanträgen 2452 
Fahrläſſigkeit 
Zivilſachen 
F. des Käufers in bezug auf die Erkenn⸗ 
barkeit des Mangels. Prima-facie-Be- 
weis, wenn die Erkennbarkeit beſonders 
groß 2478 11 
§ 932 BGB. Grobfahrläſſiges Verhalten 
beim Erwerb eines Kraftfahrzeugs v. 
Nichteigentümer 3390 6 s 
8823 BOB. Silberfüchſe, die in einer 
Fuchsfarm gehalten werden, ſind regel⸗ 
mäßig nicht gezähmte, ſondern gefan⸗ 
gene wilde Tiere. F. bei Erſchießung 
eines entwichenen Silberfuchſes liegt 
nicht vor, wenn der Schütze das er⸗ 
legte Tier nach den Umſtänden für 
ein herrenloſes Tier anſehen konnte 
3463 5 


Haftungsausſchluß durch Anbringen eines 
Schildes — Mitfahren auf eigene Ge⸗ 
fahr — ſchließt nicht die Haftung we⸗ 
gen grober F. aus 33961 i 

Haben Regpräſ. u. Landrat, diefer in 
ſeiner Eigenſchaft als Inhaber der 
Kreispolizei, durch Erlaß einer un⸗ 
berechtigten PolV O. nicht vorſätzlich, 
ſondern nur fahrläſſig einen Schaden 
zugefügt, ſo haftet für dieſen Schaden 
neben dem Staat der Kreis auch dann 
nicht, wenn er einen Teil der ſchädi⸗ 
genden Maßnahmen verwirklicht hat 
2564 5 


8529 ZPO. Iſt zur Entſchuldigung der 
Verſpätung des Vorbringens geltend 
gemacht, daß der Partei, der das 
Armenrecht wegen Ausſichtsloſigkeit 


verſagt war, die Beſchaffung des Vor⸗ 
ſchuſſes Schwierigkeit gemacht habe, ſo 
ſetzt die Anwendung des 8 529 III die 
Prüfung voraus, ob dabei grobe F. 
anzunehmen ſei 247510 
Strafſachen 
Polizeianordnungen, die der rechtl. Rege⸗ 
lung über das Vorfahrtrecht f. Kraft⸗ 
fahrzeuge widerſprechen, ſind nicht ver⸗ 
bindlich. Rechtsirrtum, der zur An⸗ 
nahme ſolcher Verbindlichkeit geführt 
hat, kann unter Umſtänden vom Vor⸗ 
wurf der F. befreien 3345 21 
Im Fall der Putativnotwehr iſt ſtets zu 
prüfen, ob der irrige Glaube unver⸗ 
ſchuldet iſt oder ob die durch F. ver⸗ 
ſchuldete Unkenntnis der Tatumſtände 
für die Annahme einer fahrläſſig be⸗ 
gangenen ſtrafbaren Handlung Raum 
läßt 27878 
222 StGB. BaupolVO., Unfallverhü⸗ 
tungsvorſchriften der Baugewerks⸗Be⸗ 
rufsgenolſenſchaften. Bauunternehmer- 
Hochſpannungsleitung bei Neubauten. 
Fahrläſſige Tötung. Kauſalzuſammen⸗ 
hang 285219 
222 StGB. Verſchulden bei Verletzung 
des Vorfahrtrechtes. Urſächlicher Zu⸗ 
ſammenhang zwiſchen Unfall u. Todes⸗ 
erfolg 3373 40 
222 StGB. Keine F. fällt dem Kraft⸗ 
wagenfahrer zur Laſt, der ſich darauf 
verläßt, daß der auf offener Qand- 
ſtraße am linken Gehſteig in gleicher 
Richtung wie er vor ihm fahrende 
Radfahrer ſeine Fahrtrichtung beibe⸗ 
halten u. nicht trotz ſeiner infolge 
Schwerhörigkeit überhörten Hupenſig⸗ 
nale plötzlich kurz vor ihm abſchwenken 
werde, um die rechte Straßenſeite zu 
gewinnen u. nun, da der Wagen we⸗ 
der durch Bremſen ſchnell genug zum 
Stehen gebracht werden konnte, noch 
ein Rechtsausbiegen in Frage kam, um 
den Radfahrer nicht zu überfahren, 
nach links auszubiegen ſuchte 3361 30 
222 StGB. Der Kraftwagenführer darf 
ſich nicht darauf verlaſſen, daß jeder 
Wegebenutzer ſich ſachgemäß mit der 
bei zunehmendem Verkehr erwünſchten 
Umſicht bewegen würde, er muß viel⸗ 
mehr, namentlich bet Kindern, mit 
Ungewandtheiten u. Unbeſonnenheiten 
inſoweit rechnen, als ſie nicht nach der 
beſonderen Sachlage außerhalb jeder 
Lebenserfahrung liegen 3362 51 
§8 222, 230 StGB. Die Vorherſehbarkeit 
des Unfalls iſt regelmäßig zu verneinen, 
wenn durch die F. des Verletzten die 
überwiegende Bedingung für den Er⸗ 
folg geſetzt wurde, namentlich wenn 
der Verletzte ſich mutwillig in Gefahr 
geſtürzt hat 3373 41 
88 222, 230 StGB. Das Eingreifen des 
neben dem Führer des K. ſitzenden 
Fahrlehrers in die Steuerung unter⸗ 
bricht nicht notwendig den Kauſalzu⸗ 
ſammenhang. F. kann nicht darin ge⸗ 
funden werden, daß der Angekl. vor 
dem völligen Abſchluß ſeiner Ausbil⸗ 
dung im Kraftfahren eine ſchwierige 
Übungsfahrt unternommen hat 3368 36 
38 222, 230 StGB. Auch in verkehrs⸗ 
reicher Straße darf der Kraftfahrer 
ſchnell fahren, wenn ſich der Verkehr 
fließend u. ohne Störung abwickelt. 
Schlüſſige Begründung der Vorausſeh⸗ 
barkeit des Erfolgs liegt nicht ſchon in 
der Feſtſtellung, daß der Angekl. mit 
hoher Geſchwindigkeit gefahren ſei und 
erft junge Fahrpraxis habe 3367 35 
38 222, 230 StGB. F. des Täters, der 
die Führung eines Kraftfahrzeugs über⸗ 
nimmt, ohne im Fahren ausgebildet zu 
fein. Die bei der Fahrt begangene 
fahrläſſige Körperverletzung oder Tö⸗ 
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tung u. das gleichzeitig verwirkte Ver⸗ 
gehen nach § 241 Kraftf®. ſtehen in 
Idealkonkurrenz 3370 38 

88 222, 230 StB. Zur Sorgfaltspflicht 
des Kraftwagenführers u. zum Begriff 
der F. 3218 20 

88 222, 230 StGB. Hat der Kraftfahrer 
nach Wahrnehmung des Hinderniſſes 
ſofort die Bremſen betätigt, aber den 
Wagen nicht mehr anhalten können, ſo 
genügt zur Feſtſtellung des urſächlichen 
Zuſammenhangs nicht die Feſtſtellung, 
daß der Wagen bei geringerer Ge- 
ſchwindigkeit rechtzeitig hätte zum Ste⸗ 
hen gebracht werden können. Die ſtraf⸗ 
bar machende F. kann nur in einem 
Zeitraum liegen, in dem der ſchädi⸗ 
gende Erfolg noch abgewandt werden 
konnte 3366 34 

88 222, 230 StB. Dem Führer eines 
Kraftfahrzeugs der Feuerwehr legt die 
Sonderſtellung dieſer Fahrzeuge die 
Verpflichtung zu beſonderer Vorſicht 
auf 3375 42 

§ 230 StGB. Der Tatbeſtand der fahr- 
läſſigen Körperverletzung wird weder da- 
durch begründet, daß der Täter die ver⸗ 
kehrspolizeilichen Anordnungen außer 
acht gelaſſen hat, noch dadurch ausge⸗ 
ſchloſſen, daß er ihnen gefolgt ift. Biel- 
mehr kommt es darauf an, welches 
Verhalten im Intereſſe der Sicherheit 
des Straßenverkehrs nach den Umſtän⸗ 
den des Einzelfalls geboten war 3376 48 

$ 230 StGB. Keine Verletzung der Gorg- 
faltspflicht, wenn der Lenker eines mit 
einer Kraftdroſchke zuſammengeſtoßenen 
Kraftfahrzeugs in dem Augenblick, in 
dem er die Kraftdroſchke erſtmalig hätte 
ſehen können, gerade nicht in dieſer 
Richtung blickte u. ſie deshalb zwei 
Sekunden ſpäter als an ſich möglich 
ſah 3376 44 

§ 230 StGB. Realkonkurrenz des Nicht⸗ 
mitſichführens der Zulaſſungsbeſcheini⸗ 
ne fahrläſſiger Körperverletzung 
3 


8230 StGB. Sieht fih der Kraftwagen⸗ 
führer plötzlich einer von ihm nicht 
ſchuldhaft herbeigeführten unvermute⸗ 
ten Gefahrlage gegenüber, ſo iſt bei 
Beurteilung der Rechtzeitigkeit des 
Bremſens nicht außer acht zu laſſen, 
daß vom Anblick des Hinderniſſes bis 
zur Faſſung des Entſchluſſes, ſeiner 
Ausführung und der Wirkung des 
Bremſens eine Zeitſpanne vergehen 
mußte, in der der Kraftwagen unge⸗ 
bremſt eine Strecke weiterrollte. Zwingt 
derartige bedrängte Lage den Kraft⸗ 
wagenführer zu ſchleunigen Gegenmaß⸗ 
nahmen, ſo kann ihm ſelbſt eine offen⸗ 
ſichtlich falſche Maßnahme nicht zum 
Vorwurf gemacht werden 3365 32 

§8 222 II, 230 II StGB. Obgleich es für 
die Anwendung dieſer Vorſchriften ge⸗ 
nügt, daß für den Angekl. die Füh⸗ 
rung des Kraftfahrzeuges Hilfs⸗ oder 
Nebenverrichtung im Rahmen ſeines 
kaufmänniſchen Berufs darſtelle u. ob⸗ 
gleich andererſeits nicht erforderlich iſt, 
daß die Fahrt, bei der es zur fahrläſſ. 
Körperverletzung od. Tötung gekommen 
iſt, zur Berufsausübung erfolgte, ſo iſt 
doch ſtets Vorausſetzung für die ver⸗ 
ſchärfte Strafbarkeit, daß die Hilfs⸗ 
oder Nebenverrichtung noch zur Zeit 
der Tat ausgeübt wurde, woran es 
z. B. bei einem ſtellungsloſen Kauf⸗ 
mann regelmäßig fehlen wird 337139 

§§ 222 JI, 230 II StB. Der Kaufmann, 
der ſich zum Zweck der Ausübung 
ſeines Berufs mit der Führung von 
Kraftwagen befaßt, iſt auch dann Be⸗ 
rufsfahrer, wenn ſich dieſe Tätigkeit 
im Rahmen der Berufsausübung nur 
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als Hilfs⸗ oder Nebenverrichtung dar⸗ 
ſtellt 2990 25 

Feſtſtellungserforderniſſe der F. bei Ver⸗ 
kehrsunfällen. Die Anwendung der 
Strafverſchärfungsvorſchrift des 8 230 
II StGB. ſetzt nicht voraus, daß der 
Täter durch die Ausübung der gewerb⸗ 
lichen Tätigkeit eine beſſere Einſicht 
oder Sachkunde erlangt hat 3369 37 

88 222 II, 230 II StGB. Den Landwirt, 
der zur Überwachung des Hofs und 
Viehes Hunde hält, trifft vermöge 
ſeines Berufs die erhöhte Pflicht zur 
ſorgfältigen überwachung der Hunde 
3453 22 

§ 222 J1 StGB. Zu den beſonderen Be- 
rufspflichten eines polizeilichen Boll- 
ſtreckungsbeamten gehört es, auch 
außerhalb des Dienſtes im Gebrauch 
von Schußwaffen Vorſicht u. Zurück⸗ 
haltung zu zeigen 3668 8 

$8 59, 230 II StGB. Die Ausübung eines 
Züchtiguitgsrechts durch den Lehrer fegt 
voraus, daß ein überhaupt eine Ahn⸗ 
dung im Wege der Schulzucht erfor⸗ 
derndes Verhalten des Schülers außer 
Frage ſteht. Liegt ſolches Verhalten 
micht ohne weiteres klar zutage, iſt es 
vielmehr erſt im Wege einer Unter⸗ 
ſuchung feſtzuſtellen, ſo können die 
diesbezügl. Feſtſtellungen vom Straf⸗ 
richter getroffen werden. Entſchuldbar 
iſt der Irrtum des Lehrers über die 
tatſächlichen Vorausſetzungen eines 
Züchtigungsrechts. Die Pflicht des Leh⸗ 
rers, ſich vor der Züchtigung eines 
ihm unterſtellten Schülers über das 
Vorliegen der tatſächl. Vorausſetzungen 
des ihm allgemein zuſtehenden Züch⸗ 
tigungsrechts zu vergewiſſern, iſt 
Amts⸗ od. Berufspflicht, die ihm beſon⸗ 
dere Aufmerkſamkeit auferlegt 2789 10 

8 230 II StGB. verfolgt den Zweck, einer 
ſeits im Intereſſe des allgem. Wohls 
das Vertrauen in die Führung eines 
Amts zu erhalten u. zu ſtärken, an⸗ 
dererſeits Gefahren, die der Ausübung 
eines Amts, Berufs oder Gewerbes 
entſtrömen, zu verhüten. Daher kann 
auch nur derjenigen Tätigkeit ſtraf⸗ 
erhöhende Bedeutung zukommen, die 
in den Kreis der Amts⸗, Berufs⸗ oder 
Gewerbepflicht fällt. Nicht für jede mit 
dem eigentlichen Berufe verbundene 
Hilfs⸗ oder Nebenverrichtung, ſondern 
nur für ſolche, die zum Weſen des 
Amts, Berufes oder Gewerbes gehört, 
beſteht eine beſondere Verpflichtung zur 
Aufmerkſamkeit. Das Führen eines 
Kraftfahrzeugs hat mit dem Berufe 
eines Landbundführers nichts zu tun. 
§ 230 JI StGB. kann daher hier nicht 
Anwendung finden 339515 

Fahrlehrer 

§ 823 BGB. Haftung des F. u. des 
Fahrſchülers bei Unfällen, die durch 
die Steuerung des Fahrſchülers ver⸗ 
urſacht worden ſind 33872 

§§ 222, 230 StGB. Das Eingreifen des 
neben dem Führer des Kraftfahrzeugs 
ſitzenden F. in die Steuerung unter⸗ 
bricht nicht notwendig den Kauſalzu⸗ 
ſammenhang. Daß der F. eine be⸗ 
ſtimmte unſachgemäße Anweiſung er⸗ 
teilt hat, kann zugunſten des angeff. 
Fahrſchülers als nicht widerlegbar u. 
gleichwohl zugunſten des angekl. F. 
als nicht nachweisbar angeſehen wer⸗ 
den 3368 36 2 

Durch Erteilung des Fiſcheins erhält der 
F. — ohne Beamtenanſtellung — die 
Eigenſchaft einer Hilfsperſon im Dienſte 
der Verkehrspolizei. Die Erteilung u. 
Entziehung der hiermit erteilten Er⸗ 
mächtigung gehört in das innere Dienſt⸗ 
recht der Verkehrspolizei u. iſt keine 
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mit den Rechtsmitteln des § 127 Pr⸗ 
LVerwG. anjechtbare polizeiliche Ver- 
fügung 33981 
Fälligkeit 

§ 99 BPO. Iſt Streit um die F. eines 
Anſpruchs der Kl. nach Abweiſung der 
Klage befriedigt worden, ſo kann er 
mit dem Ziele der Erledigungserklä⸗ 
rung Berufung einlegen 25187 


Falſche Anſchuldigung (8 164 StGB.) 
Mit der Benennung eines Zeugen dafür, 
daß er einen anderen zur Anzeige des 
Angell. angeſtiftet habe, kann nur ge- 
meint ſein, daß er den anderen be— 
ſtimmt habe, den Angekl. durch An⸗ 
zeige bei einer Behörde wider beſſeres 
Wiſſen einer ſtrafbaren Handlung zu 
beſchuldigen 3560 23 
Feſtſtellungsklage 
vgl. auch Verſorgungsrecht 
Zuläſſigkeit der F. trotz Möglichkeit der 
Leiſtuugsklage, wenn die Gefahr einer 
Prozeßverdopplg. nicht beſteht 2483 13 
Die F. iſt zuläſſig trotz Möglichkeit der 
Leiſtungsklage, wenn der Fiskus ver⸗ 
klagt wird 3263 6 
8 256 BPO. Einem Klageantrag auf 
Feſtſtellung der Verpflichtung zum Er- 
ſatz des aus einem Unfall entſtandenen 
u. noch entſtehenden Schadens kann 
nicht ſtattgegeben werden, ſolange die 
Möglichkeit beſteht, daß der Anſpruch 
infolge eines Einwands aus § 254 II 
BGB. mit einem noch zu beſtimmenden 
Zeitpunkte in Wegfall kommt 3356 24 
Die Anfechtungsklage kann im Konkurs 
als F. erhoben werden. Die Rechts- 
kraft des Feſtſtellungsurteils begründet 
die nachprüfbare Verurteilung zur gah- 
lung der einzelnen Beträge 25644 
Auch Kaufmann, der nicht Mitglied eines 
Börſeuvereins iſt, kann gegen den Ver⸗ 
ein Klage auf Feſtſtellung der Rechts- 
unwirkſamkeik eines gegen ihn er- 
gangenen Ausſchließungsbeſchluſſes er⸗ 
heben 3145 14 
Bei der negativen F. kommt es für die 
Frage, ob die Zuſtändigkeit des ArbG. 
begründet iſt, auf die Rechtsnatur des 
vom Bekl. behaupteten Anſpruchs an 
3585 6 
Feuerwehr 
89 222, 230 StGB. Dem Führer eines 
Kraftfahrzeugs der F. legt die Gonder- 
ſtellung dieſer Fahrzeuge die Verpflich⸗ 
tung zu beſonderer Vorſicht auf 3375 42 
Fideikommiß 
vgl. auch unter Auflöſung 
Das vermögen ſtellt ſich nach der 
Rechtsentwicklung nicht als unſelbſtän⸗ 
diger Teil des Geſamtvermögens des 
F.beſitzers, ſondern als von feinem Allo- 
dialvermögen dauernd getrenntes Ber- 
mögen dar. Der Fibeſitzer kann gwi- 


ſchen beiden Vermögen ſelbſtändige 
Rechtsakte vornehmen 34272 
Finanzausgleich 


Die eine Erhebung von Zuſchlägen zur 
GrErwSteuer regelnden Beſchlüſſe der 
Stadt- u. Landkreiſe, die am 1. April 
1929 als unbefriſtete in Geltung 
waren, find zufolge der durch Gej. 
v. 27. Mai 1929 mit Wirkung vom 
1. April 1929 vorgeſehenen Weitergel⸗ 
tung des PrAGFin AusglG. auch für 
die Zeit über den 31. März 1929 hin⸗ 
aus materiellrechtlich wirkſam geblie⸗ 
ben 26582 

Finanzamt 

Hat der Sachbearbeiter des F. die Ein⸗ 
ſpruchsentſcheidung nicht unterzeichnet, 
aber abgefaßt, ſo braucht ſeine Mit⸗ 
wirkung bei einer vom F. veranlaß⸗ 
ten Beweisaufnahme kein weſentlicher 
Verfahrensmangel zu ſein 35871 
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Finanzgericht 
Ein bei der Reichsfinanzverwaltung an⸗ 
geſtellter Buh- u. Betriebsprüfer kann 
nicht ehrenamtliches Mitglied des F. 
fein 3292 1 
Finanzrecht 
Grundfragen der deutſchen öffentl. Ver⸗ 
ſchuldung. Schrifttum 2687 
Alphabetiſcher Führer durch das Haus⸗ 
halts⸗, Kaſſen⸗ u. Rechnungsweſen des 
Reichs. Schrifttum 2688 
Die Vorſchriften der NotVO. v. 6. Okt. 
1931 über Umſchuldung kurzfriſtiger 
Schulden von Ländern und Gemein⸗ 
den 2895 
Anleihetechnik. Schrifttum 3065 
Firma 
bez. § 27 HGB. vgl. unter Kaufmann 
88 17, 37 HGB. Der frühere Geſellſchaf⸗ 
ter einer OHG. ift berechtigt, der F. 
ſeines als Einzelkaufmann 15 Jahre 
ſpäter neu gegründeten Geſchäfts den 
Zuſatz „früher Mitinhaber der F. Mül⸗ 
ler u. Schulze“ hinzuzufügen 3142 11 
88 18, 37 HGB. Das Recht zur Beſchw. 
gegen Beſchluß des Regiſterrichters, 
durch den die Anderung der F. eines 
Dritten abgelehnt worden iſt, ſteht nur 
demjenigen zu, deſſen $.recht durch die 
Verfügung beeinträchtigt iſt. Anſprüche, 
die auf Grund unlauteren Wettbewerbs 
erhoben werden könnten, geben ohne 
die obige Vorausſetzung das Beſchwer⸗ 
derecht nicht 30773 
88 18, 24 HGB. Durch Duldung kann 
Recht auf eine verwechſlungsfähige F. 
ſelbſt dann geſchaffen werden, wenn 
die urſprüngliche Annahme zum Zweck 
der Verwechſlung erfolgt ift. Der fo 
errungene wertvolle Beſitz kann auch 
bei Umwandlung der Einzel F. in Gmbh. 
durch Aufnahme des Namens in deren 
F. erhalten werden 2965 10 
§ 22 HGB. Bildung einer Gmbh .⸗F. mit 
Nachfolgezuſatz 2993 3 
824 II HGB. Nur der Geſellſchafter, 
der bei der Geſellſchaftsgründung ſei⸗ 
nen Namen nach § 19 1 HGB. für die 
Fibildung hergegeben, hat im Fall 
ſeines Ausſcheidens aus der Geſellſchaft 
das Widerſpruchsrecht gegen die Fort- 
führung der F. 29987 
81,3, 5 UnlWG. Die Doppeldeutig- 
keit des Ausdrucks „Firma“ darf nicht 
zu nen ausgenutzt werden 
31311 


Die Grundſätze über die Verwechſlungs⸗ 
fähigkeit zweier F. find für § 30 HGB. 
u. 816 UnlWG. die gleichen; ent- 
ſcheidend nach $ 16 UnlWG. ift die 
örtliche Priorität 3135 2 


Fiſchereirecht 


88 106, 119, 123, 129 Prgiſchcz. Unter- 
ſuchungsrecht der Fiſchereibeamten, auch 
auf An- u. Heimfahrtrecht der Fiſche⸗ 
reifahrzeuge 3470 17 

88 127, 35, 12 Prßiſchch. Begriffe tän- 
dige Fiſchereivorrichtung“ u. „geſchloſ⸗ 
jene Gewäſſer“ 3471 18 

Badiſche Gemarkungsgemeinde wird mit 
der Verpachtung von Jagd u. F. ſo⸗ 
wie mit der Abgabe von Waſſer an 
Dritte in der Regel umſatzſteuerpflich⸗ 
tig 3487 12 

Fiskus 

Die Feſtſtellungsklage iſt zuläſſig trotz 
Möglichkeit der Leiſtungsklage, wenn 
der F. verklagt wird 3263 6 

Fluchtlinie 

§ 15 FluchtlGG. Grundbuchliche Vermerke 
in Wiederholung öffentl. Bau. rechts 
ſind wirkſam unter der Herrſchaft der 
PrOBD. vor dem 1. Jau. 1900, in- 
haltlich unzuläſſig aber bei Eintragung 
nach dem 1. Jan. 1930. Löſchung von 
Amts wegen darf nur erfolgen, wenn 


ſich aus der Eintragung u. der Ein⸗ 
tragungsbewilligung mit Beſtimmtheit 
die inhaltl. Unzuläſſigkeit ergibt 34553 

8 15 Fluchtlh. Der dem Zivilrecht ent- 
nommene Grundſatz, daß aus einem 
rechtskräft. Urteil gegen eine OHO. 
eine Art von actio judicati gegen die 
perſönlich haftenden Geſellſchafter ſtatt⸗ 
findet, kann auf die völlig anders ge⸗ 
arteten Verhältniſſe der öffentl.⸗rechtl. 
Heranziehung zu Anliegerbeiträgen aus 
dem Fluchtl. keine Anwendung fin- 
den. Vielmehr iſt beſondere u. ſelbſtän⸗ 
dige Heranziehung der Geſellſchafter 
erforderlich; dabei iſt jedoch in ihr 
materiell nur die Feſtſtellung zu tref⸗ 
fen, daß die Geſellſchafter gem. § 128 
HGB. für bereits entſtandene Gefell- 
ſchaftsſchuld auch perſönl. haften 35902 

Art. 153 RVerf. Reichs rechtlicher Begriff 
der Enteignung, insbeſ. durch Be- 
ſchränkung des Eigentums infolge von 
F.feſtſetzung. Rechtsungültigkeik der 
88 29, 36 MecklEnteig VO. v. 21. Juli 
1886 wegen Unvereinbarkeit mit Art. 
153 RVerf. Keine Enteignung, wenn 
der Eigentumsinhalt allgemein Hin- 
ſichtlich einer unbeſchränkten Zahl nach 
Lage u. Umfang völlig unbeſtimmter 
Grundflächen durch Geſetz oder OrtsG. 
eingeſchränkt wird. Das liegt aber 
nicht vor, wenn die Eigentumsbeſchrän⸗ 
kung erſt durch die Feſtſetzung und 
Offenlegung der F., alſo durch den 
Einzeleingriff, eintritt. Jede %.feft- 
ſetzung ift Teilenteignung, d. h. Gnt- 
eignung eines Teils der mit dem 
Eigentum verbundenen Rechte gegen- 
über jedem einzelnen Eigentümer. 
Grundſätze für die Höhe der feſtzu⸗ 
ſetzenden Entſchädigung 24717 

Förſter 

Im Verfahren nach dem RBew. hat 
das Reich dafür, daß preuß. Staats⸗ 
ober F. ein Gutachten über den Wert 
einer Privatwaldung erſtattet hat, dem 
Lande Preußen keine Gebühren oder 
Auslagen zu erſtatten. Auf Grund 
der Vorſchriften der Reichsſteuergeſetze, 
insbeſ. des § 191 RAbg d., ift preuß. 
Staatsober F. verpflichtet, für Zwecke 
der Einheitsbewertung auf Erſuchen 
des Fin A., des Grundwertsausſchuſſes 
od. des Oberbewertungsausſchuſſes ein 
Gutachten über den Wert einer Privat⸗ 
waldung zu erſtatten, wenn dieſe im 
Bezirk des Ober. liegt 34761 

Forſtrecht 

vgl. auch Baumſchule, Waldkauf 

Das Reichsforſtzivilrecht. Schriftt. 2618 

Polizei⸗ u. Rechtskunde für Forſtbeamte. 
Schrifttum 2619 

§ 16 PrForſt Diebſtch. Das Tatbeſtands⸗ 
merkmal, daß der Täter „gleich nach“ 
der Tat od. „auf friſcher Tat“ ver⸗ 
folgt od. betroffen wurde, iſt nur 
dann gegeben, wenn der Täter ent⸗ 
weder noch an dem Tatort ſelbſt od. 
doch auf dem Wege von dort nach der 
Stelle, an der er den geſtohlenen Ge⸗ 
genſtand verbergen od. Dritten über⸗ 
laſſen will, ſei es angehalten, ſei es 
wenigſtens beobachtet u. von da an 
bis zu ſeiner Einholung ununter⸗ 
brochen verfolgt ift. Zu §§ 113, 117 
StGB. 2643 14 

88 366 Ziff. 5, 367 Ziff. 11 StGB. Pr- 
Feld § Pol. Hann Straß VerkPolO. Vieh- 
treiben auf dem Lande. Autoverkehr 
3468 14 h 

Art. 69 BayForſtch. Die fog. zivilrechtl. 
Schadenserſatzpflicht des Dienſtherrn f. 
Forſtfrevel landwirtſchaftl. Arbeiter iſt 
mit Rückſicht auf das durch die neu⸗ 
zeitliche Entwicklung geänderte Dienſt⸗ 
verhältnis zu beurteilen 3459 1 


Forſtverwaltung 
vgl. unter Domäne 
Fortgeſetzte Handlung 
F. H., die, unter der Herrſchaft eines 
Geſezes begonnen, bis in die Gel- 
tungsdauer eines neuen Geſetzes hinein 
vorgenommen wird, iſt erſt unter der 
Geltung des neuen Geſetzes „began⸗ 
gen“, jo daß § 2 II StGB. nicht an- 
zuwenden ift 285422 
Die Zuſammenfaſſung mehrerer Einzel⸗ 
handlungen zu einer f. Tat ſetzt neben 
dem einheitlichen Vorſatz Gleichartig⸗ 
keit der Begehung voraus, d. h. die 
mehreren Einzelhandlungen müſſen den 
Tatbeſtand des nämlichen Delikts ent⸗ 
halten u. dasſelbe Rechtsgut verletzen 
od. gefährden 2831 63 
8 153 StGB. Fortſetzungszuſammenhang 
od. Tatmehrheit bei Meineid 2795 16 
Begrifflich ausgeſchloſſen ift Fortſetzungs⸗ 
zuſammenhang zwiſchen Meineid und 
vorſätzlich falſcher eidesſtattlicher Ver⸗ 
ſicherung oder Betrug 2821 40 
Erachtet das erkennende Gericht die im 
Eröffnungsbeſchluß zu einer f. Straftat 
zuſammengefaßten Einzeltaten als ſelb⸗ 
ſtändige Handlungen u. ſcheidet es eine 
von ihnen als unbewieſen aus, ſo 
muß es hinſichtlich dieſer den Angekl. 
freiſprechen u. von der Tragung der 
beſonderen Koſten entbinden, die durch 
die Verhandlung dieſes Straffalles ent⸗ 
ſtanden waren 2826 48 
Die Berufung gegen die Verurteilung 
wegen f. Straftat ergreift die ein⸗ 
heitliche Tat in allen ihren Cingel- 
handlungen 36689 
884 Nr. 3, 27 DaAuslief G. Unzuläſſig⸗ 
keit der Auslieferung wegen ſtrafbarer 
Handlungen, die mit anderen im Deut⸗ 
ſchen Reich begangenen u. rechtskräftig 
abgeurteilten ſtrafbaren Handlungen im 
Fortſetzungszuſammenh. ſtehen 2882 26 
Fragepflicht, richterliche 
Verletzung der r. F. im preuß. Verwal⸗ 
tungsſtreitverfahren 3591 3 
Fragerecht, richterliches 
Bei nicht paſſender einheitlicher Begren⸗ 
zung der Rentenanſprüche mehrerer 
Kl. ift gem. § 139 ZPO. auf eine rich⸗ 
300 ellans des Antrags hinzuwirken 
33082 


Auch in Bagatellſachen darf der Richter 
nicht willkürlich, ſondern er muß nach 
8 155 II StPO. verfahren 35632 

Frankreich 
vgl. auch Tunis 3 

Die franzöſiſche Rſpr. auf dem Gebiete 
des Rechts der Kraftfahrzeuge im 
Jahre 1930 3303 

8 54 Ausliefch. i. Verb. m. Art. 2 u. 9 
des bay.⸗franz. Auslief Vertr. Beach⸗ 
tung der Spezialität. Rev Urt. 28724 

Freiſpruch 

Erachtet das erkennende Gericht die im 
Eröffnungsbeſchluß zu einer fortge⸗ 
ſetzten Straftat zuſammengefaßten Cin- 
zeltaten als ſelbſtändige Handlungen 
u. ſcheidet es eine von ihnen als un⸗ 
bewieſen aus, ſo muß es hinſichtlich 
dieſer den Angell. freiſprechen u. von 
der Tragung der beſonderen Koſten 
entbinden, die durch die Verhandlung 


dieſes Straffalls entſtanden waren 
2826 48 

Freiheitsſtrafe 

vgl. auch unter Gefängnis St., Zucht⸗ 


haust. 

$ 19 StGB. Eine F. darf nicht nach 
Bruchteilen eines Monats bemeſſen 
werden. Bei Berechnung nach Monats⸗ 
bruchteilen ſind als Dauer eines Mo⸗ 


nats 30 Tage i bri 
2786 6 a ge in Auſatz zu bringen 


Sachregiſter 


Erachtet das BG. ſtatt der in erſter In⸗ 
ſtanz angenommenen einheitlichen Tat 
eine Mehrheit ſelbſtändiger Handlun⸗ 
gen für vorliegend, ſo darf jede der 
neu zu bildenden Erſatzſtrafen die 
Höhe der aus F.⸗ u. Geldſtrafe be⸗ 
ſtehenden früheren Einheitsſtrafen er⸗ 
reichen, die F. aber keinesfalls, die 
Geldſtrafe nur bei entſprechender Ver⸗ 
ringerung der F. in dem Umfang der 
weiteren Erſatz F. überſchreiten. Die als⸗ 
dann aus den feſtgeſetzten F. zu bil⸗ 
dende Geſamt ß. darf nicht höher fein 
als die des erſten Urteils 2990 24 

Freizeichnungsklauſel 

Grundſätze für die Gültigkeit vertrag⸗ 
licher F. Grenzen der Berechtigung der 
Ausnutzung der wirtſchaftl. Überlegen⸗ 
heit der Unternehmergruppe 2719 19 
3085 3 

Die F. im Auktionshandel 3034 

Friedensmiete 
vgl. unter RMietG. 
Friedensvertrag von Verſailles 

Die Aufwertung nach dem deutſchen 
Aufm®. findet bei in Eupen gelegenen 
Grundſtücken auch dann nicht ſtatt, 
wenn fie auf Grund der Entfch. der 
in Art. 35 VV. vorgeſehenen Kom⸗ 
miſſion nunmehr endgültig zu Deutſch⸗ 
land gehören 25261 

Die deutſchen ſozialen u. ſtaatlichen Ver⸗ 
ſicherungen haben ihre Forderungen 
in Oberſchleſien durch den F. u. ſpä⸗ 
tere völkerrechtliche Bindungen nicht 

„an Polen verloren 26902 


Friſt 
vgl. Rechtsmittel. unter R. 
Friſt zur Erklärung nach 8 279a ZPD. 
Anwendung des 8 279a ſetzt voraus 
eine Aufforderung, ſich über beſtimmte 
ſtrittige Punkte zu erklären. Die allg. 
Aufforderung, die Klagebeantwortung 
ſchriftlich niederzulegen, genügt nicht 
2475 10 
Fuchs farm 
vgl. unter Silberfuchs 
Führerſchein 
§ 831 BGB Man genügt feiner Sorg- 
faltspflicht bei der Auswahl eines 
Führers nicht ſchon dadurch, daß man 
ſich den F. vorlegen läßt 3345 21 
88 222, 230 StGB. Fahrläſſigkeit des 
Täters, der die Führung eines Kraft⸗ 
fahrzeugs übernimmt, ohne im Fahren 
ausgebildet zu ſein. Die bei der Fahrt 
begangene fahrläſſige Körperverletzung 
od. Tötung u. das gleichzeitig ver⸗ 
wirkl. Vergehen nach § 24 I KraftfG. 
(Fahren ohne F.) ſtehen in Tateinheit 
3370 88 
Entziehung des F. für Kraftfahrzeuge. 
Hält der Verwaltungsrichter die Zeit⸗ 
dauer, für die eine zeitige Entziehung 
des F. von der Polizei ausgeſprochen 
iſt, für zu lange, ſo darf er nicht die 
Entziehung aufheben, muß vielmehr 
die Klage abweiſen 33982 
Fürſorge 
Bewilligung einer Notſtandsbeihilfe durch 
Staat od. öffentl.-rechtl. Verband ift 
Maßnahme obrigkeitl. F. Im Rechts⸗ 
weg verfolgbarer Anſpruch des Be⸗ 
dürftigen gegen den zur öffentl. F. 
Verpflichteten beſteht nicht. Überwei⸗ 
ſung von ſtaatlichen Geldmitteln an 
Kommunalverband zur Verteilung an 
Bedürftige iſt Verwaltungsmaßnahme, 
nicht bürgerl.⸗rechtl. Auftrag, nicht Ber- 
trag zugunſten der Bedürftigen. Zu⸗ 
billigung von Unterſtützung an den 
einzelnen Bedürftigen iſt ſtets nur Ver⸗ 
waltungsakt, auch wenn in Geſtalt 
eines Zahlungsverſprechens erklärt. 
Zahlung für den Bedürftigen an deſſen 
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vermeintlichen Gläubiger iſt nicht Ge⸗ 
ſchäftsführung ohne Auftrag bürgerl. 
Rechts 32951 

Streitigkeiten zwiſchen Kreis und Ge⸗ 
meinde aus Anlaß der Übertragung 
von F.geſchäften. Unzuläſſigkeit des 
Rechtswegs für ſolche Streitigkeiten, 
weil dieſe Beziehungen zwiſchen Per⸗ 
ſonen des öffentl. Rechts entſtanden 
u. durch Vorſchriften des öffentl. Rechts 
geregelt ſind 3555 18 

Fuſion 

Entſprechende Anwendung des § 3 I 
Ziff. 8 AufwG. ift zuläſſig, wenn, ohne 
daß die Vorausſetzungen der 88 303 ff. 
HGB. gegeben find, eine AktG. wirt- 
ſchaftlich betrachtet in einer anderen 
AktG. aufgegangen ift 26441 

Mit wieviel Geſchäftsanteilen tritt bei 
der Genoſſenſchafts F. ein Mitglied der 
aufgelöſten in die übernehmende Ge⸗ 
noſſenſchaft über? 3126! 

88 304, 306 HGB. Verſchmelzung zweier 
Verſicherungsvereine auf Gegenſeitig⸗ 
keit ohne Liquidation im Wege der 
Geſamtrechtsnachfolge iſt rechtlich un⸗ 
zuläſſig 3207 13 

Die Rechte der Verſicherungsnehmer bei 
Beſtandsübernahme u. F. der Verſiche⸗ 
rungsgejellſchaft. Schrifttum 3187 

8 6a KapRerfStd. Nimmt AktG. im 
Wege der F. eine andere AktG, deren 
Aktien ſie zum Teil bereits beſitzt, 
gegen Gewährung junger eigener Mi- 
tien an die Aktionäre der eingeſchmol⸗ 
zenen AktG. in ſich auf, ſo iſt hinſicht⸗ 
lich der auf ſie ſelbſt entfallenden jun⸗ 
gen Aktien nicht ſie ſelbſt, ſondern erſt 
derjenige Dritte erſter Erwerber, an 
den ſie die Aktien zur Verwertung ent 
geltlich weiterveräußert 30139 

8 6a KapVerkStc. Verſchmelzen fich zwei 
ausländiſche Akt., von denen die ein- 
geſchmolzene AktG. eine inländiſche Nie- 
derlaſſung beſaß, u. wird dieſe Nieder⸗ 
laſſung als ſolche von der aufnehmen- 
den AktG. fortgeführt, fo gilt das in 
ihr angelegte Kapital als der Nieder⸗ 
laſſung neu zugewendet 3015 12 

8 12 KapVerkStG. F. von Kapitalgeſell⸗ 
ſchaften liegt nur vor, wenn die ilber- 
tragung des Vermögens der aufzuneh⸗ 
menden Geſellſchaft ernſtlich zu dem 
Zwecke geſchieht, die Geſellſchafter der 
letzteren zu Geſellſchaftern der aufneh⸗ 
menden Geſellſchaft zu machen 30144 

Garderobenverſicherung 

Haftpflichtverſicherung kann im Fall ſog. 
G. auch über den Fall der Entſch. 
II A 60/29 v. 12. März 1929 hinaus 
angenommen werden, wenn dem Gaſt 
ein unmittelbarer Anſpruch gegen die 
Verſicherungsauſtalt eingeräumt ift. 
Denn es kann angenommen werden, 
daß der Gaſtwirt ſeine Rechte aus der 
Haftpflichtverſicherung auf den Gaſt 
übertragen hat 32331 

Gasanſtalt 

Steht einer G. das dauernde Recht zu, 
ſtädtiſche Straßen u. Plätze für Legung 
u. Unterhaltung von Gasrohren zu 
benutzen, jo hat mangels anderweitiger 
vertragsmäßiger Regelung die Stadt 
die Koſten der durch Anderung der 
Straßen erforderlichen Verlegung der 
Gasrohre zu tragen 2753 13 

Gaſtſtättengeſetz 

88 1, 23, 30 Gaftftätt®. Der Erwerber 
einer realen Schaukwirtſchaftsgerechtig⸗ 
keit muß vor Beginn der Ausübung 
die Erlaubnis einholen. Dieſe Pflicht 
beſteht für einen den Ausſchank von 
Getränken betreibenden Verein auch 
dann, wenn er den Ausſchank nicht in 
der Abſicht der Gewinnerzielung be⸗ 
treibt 2854 22 
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Gaſtwirt 

vgl. auch Notgeſetz, Schankkonzeſſion, 
Garderobenverſicherung 

Kundenfinanzierungsgeſchäfte, bei denen 
der Kunde Eigentum überträgt, insbeſ. 
Sicherungsübereignungsvertr. zwiſchen 
der Brauerei u. den von ihr beliefer⸗ 
ten u. finanzierten G., wenn letztere 
faſt ihr ganzes Inventar u. Mobiliar 
durch Beſitzkonſtitut übereignen, ſind 
nicht ſchlechthin ſittenwidrig 31491 


Gebüudeeinſturz (§ 836 BGB.) 

Verpflichtung d. Grundſtückseigentümers, 
das Hoftor fachmänniſch innerhalb be⸗ 
ſtimmter Friſt prüfen zu laſſen. Die 
Haftung wird nicht dadurch beſeitigt, 
daß der Eigentümer geſtattet hat, daß 
die Beſucher der benachbarten Gajt- 
wirtſchaft ihre Fahrzeuge in ſeinem 
Hofe einſtellen 3446 14 

Gebäudeſteuer 

88a Ziff. 1 BadGebäude Sond StG. Eine 
Sicherungshyp. f. öffentl.⸗rechtl. Geld⸗ 
forderung iſt als eine dingliche privat- 
rechtliche Belaſtung anzuſehen 26043 

Gefängnisitrafe 

Will das auf eine Geſamtzuchthausſtrafe 
erkennende Gericht in die Geſamtſtrafe 
aufgenommene, am Tag des Urteils 
teilweiſe verbüßte frühere Gefängnis⸗ 
ſtrafen nach dem in $ 21 StGB. vor- 
geſchriebenen Maßſtab als verbüßten 
Teil der nunmehrigen G. anrechnen, 
ſo muß die Anrechnung auch auf den 
Teil der Strafe ausgedehnt werden, 
den der Angekl. zu der Zeit verbüßt 
hat, zu der der Ausſpruch der nun- 
mehrigen Geſamtzuchthausſtrafe in 
Rechtskraft übergeht 2573 13 

Geflügelfarm 

§ 865 II BPO. Das auf einer G. ge- 
haltene Geflügel iſt als Zubehör i. S. 
von § 97 BGB. der Zwangsvollſtrek⸗ 
kung in das bewegliche Vermögen ent- 
zogen 34743 

Der Betrieb einer G. iſt landwirtſchaftl. 
Nutzung i. S. der PrpachtſchO. 34583 

Gegenſeitiger Vertrag 

Die Rechtsgrundſätze betr. Verſchulden 
von Beamten, wenn ihr Verhalten von 
einem Gericht als objektiv berechtigt 
anerkannt worden iſt, paſſen nicht auf 
den Fall, daß die Erfüllung eines 
g. V. in Frage ſteht 3425 

Geiſtesſchwäche 
vgl. Entmündigung wegen G. unter E. 
Geldſchuld (8 270 BGB.) 

Verſchulden des Schuldners bei Geld- 
ſendungen mittels Einſchreibebriefes 
275312 

Geldſtrafe 

Erachtet das BG. ſtatt der in erſter Jn- 
ſtanz angenommenen einheitlichen Tat 
eine Mehrheit ſelbſtändiger Handlun⸗ 
gen für vorliegend, ſo darf jede der 
neu zu bildenden Erſatzſtrafen die 
Höhe der aus Freiheits⸗ u. G. be⸗ 
ſtehenden früheren Einheitsſtrafen er⸗ 
reichen, die Freiheitsſtrafe aber keines⸗ 
falls, die G. nur bei entſprechender 
Verringerung der Freiheitsſtrafe in 
dem Umfang der weiteren Erſatzfrei⸗ 
heitsſtrafe überſchreiten. Die alsdann 
aus den feſtgeſetzten Freiheitsſtrafen 
zu bildende Geſamtfreiheitsſtrafe darf 
nicht höher ſein als die des erſten Ur⸗ 
teils 2990 24 

Gemeinderecht 

vgl. auch Stadtgem., Landgem. 

$ 359 StGB.; Art. 78 BayGend. Nach 
bayr. Recht ſind ehrenamtliche Mitglie⸗ 
der des Gemeinderats nicht Beamte im 
ſtaatsrechtl., wohl aber im ſtrafrechtl. 
Sinne 2836 ? 


Sachregiſter 


Gemeindeſteuer 

vgl. auch Komm Abg. 

Die Beſtimmung einer kommunal. Grund⸗ 
St., daß die Erhebung einer Rayon- 
ſteuer nach ein für allemal feſtumgrenz⸗ 
ten Steuerſätzen zu erfolgen hat, ſteht 
im Widerſpruch mit § 59 1 Romm- 
Abg., wonach die Feſtſetzung der Höhe 
der Steuerſätze alljährlich durch Ge⸗ 
meindebeſchluß erfolgen muß, u. iſt 
deshalb ungültig 26031 

Die Vorſchrift einer Gem WZuw Std, daß 
bei Veräußerung unbebauter Grund⸗ 
ſtücke zwecks Bebauung mit Wohn⸗ 
häuſern Steuerermäßigung einzutreten 
hat, wenn innerhalb beſtimmter Friſt 
die Gebäude errichtet ſind, kann keine 
Anwendung finden bei der übertragung 
von Einzelanteilen einer Grundſtücks⸗ 
AktG. 34913 

Gemeindeverſicherung 
vgl. unter Verſicherungsrecht, öffentl. 
Gemeinſchaft 

Das Individualrecht eines Teilnehmers 
gemäß § 745 BGB. hat den Vorzug 
gegenüber den Grundſätzen der ord- 
nungsmäßigen Verwaltung. Rücklagen 
für eine noch nicht fällige Aufcĩyp. 
zählen nicht zu den Laſten i. S. des 
§ 748 BGB. 2722 23 

Genfer Scheckkonferenz 1931 

Schrifttum 3068 

Genoſſenſchaft 

§ 1 Gen. Die Vorausſetzung für die 
Errichtung einer eingetr. G. iſt auch 
dann gegeben, wenn die G. der Be⸗ 
ſchaffung der wirtſchaftl. Mittel für 
eine gemeinſame Sportbetätigung die⸗ 
nen ſoll (Bau einer Kegelſporthalle 
durch die G., deren Genoſſen Mitgl. 
eines Keglerbundes ſind) 3109 20 

§ 16 GenG. § 139 BGB. findet auf den 
obrigkeitlichen Akt der Eintragung ins 
Handelsregiſter keine Anwendung, wenn 
neben einem überhaupt nicht gefaßten 
Beſchluß der GenVerſ. einer G. die 
wirklich gefaßten Beſchlüſſe inhaltlich 
richtig eingetragen ſind. Beſchlüſſe über 
Umſtellung u. Erwerb der Geſchäfts⸗ 
anteile, die entgegen der urſprünglichen 
Satzung ratenweiſe Einzahlung geftat- 
ten, bedürfen auch bez. des letzten 
Punktes der Eintragung u. ſind nach 
§ 139 BGB. in vollem Umfang nich⸗ 
tig, wenn dieſe fehlt 2982 20 

§§ 22, 133, 82, 90 GenG. Der Beachtung 
dieſer Vorſchriften bedarf es nicht, 
wenn trotz der Herabſetzung des Ge- 
ſchäftsanteils und der Haftſumme die 
Haftung der bisherigen Genoſſen 
gegenüber den Gläubigern der G. nicht 
geändert wird 29944 

§ 37 GenG. Die Beſtimmung, daß Mit- 
glieder des Aufſichtsrats nicht zugleich 
Mitglieder des Vorſtandes od. dauernd 
Stellvertreter desſelben ſein dürfen, iſt 
zwingendes Recht u. gilt nicht nur für 
das Innenverhältnis der G. Die G. 
kann ſich jedoch auf die Unwirkſamkeit 
eines Rechtsgeſchäfts eines ſolchen Auf⸗ 
ſichtsratsmitglieds gegenüber einem 
Dritten nicht berufen, wenn dieſem die 
Nichtigkeit unbekannt war 2985 21 

§ 65 GenG. Die Beſtimmung eines von 
einer G. mit einem Genoſſen abge- 
ſchloſſenen Kaufvertrags, daß für den 
Fall des Austritts des Genoſſen ein 
Wiederkaufsrecht vereinbart werde, be⸗ 
deutet an ſich nicht eine verbotene Er⸗ 
ſchwerung des Austritts. Dieſe kann 
nur in beſonderen Bedingungen des 
Wiederkaufs liegen 3115 23 

Abberufung der Liquidatoren einer G. 
nach $ 83 III, IV Genc. ift aus wid- 
tigen Gründen zuläſſig. Die Liqui⸗ 
datoren einer G. können durch Beſchl. 


der Gen Verſ. angewieſen werden, Er- 
ſatzanſprüche gegen frühere Mitglieder 
des Vorſtands u. Aufſichtsrats nicht 
geltend zu machen, es ſei denn, daß 
der Beſchluß der GenVerſ. anfechtbar 
od. nichtig ift 2996 8 
$$ Baff. Genc. Mit wieviel Geſchäfts⸗ 
anteilen tritt bei der G.fufion ein 
Mitglied der aufgelöſten in die über⸗ 
nehmende G. über? 3126 
146 GenG. Zum Begriff der Untreue 
des G.vorſtandes iſt ausreichend und 
erforderlich die bewußte mißbräuchliche 
Ausnutzung der tatſächlich od. rechtlich 
beſtehenden Machtſtellung des Vor- 
ſtandsmitglieds zum Nachteil der G., 
gleichviel, ob ſich der Täter dabei in 
den formellen u. ſachlichen Grenzen 
ſeiner Vertretungsmacht gehalten hat 
2990 24 
Eine das Ausſcheiden eines Genoſſen 
aus einer eingetr. G. nach § 91 Ziff. 6 
VerglO. hinausſchiebende Stundung 
liegt dann nicht vor, wenn nach dem 
Juhalt des beſtätigten Vergleichs hin⸗ 
ſichtlich eines Teilbetrags der Forde 
rung durch ſog. Beſſerungsſcheine nur 
eine ganz unbeſtimmte Ausſicht auf 
eine zukünftige, möglicherweiſe über⸗ 
haupt nicht erfolgende Zahlung be— 
gründet wird 31375 
Die kreditgenoſſenſchaftl. Unternehmung. 
Schrifttum 3065 
HeſſchewStcz. Kredit. find nicht als dem 
öffentl. Verkehr dienende Sparkaſſen 
anzuſehen 36121 
Berechnet SiedlungsG., deren Mitglieder 
in gemeinſamer Arbeit ſich gegenſeitig 
die Häuſer bauen, jedem Genoſſen für 
ſeine tatſächlich geleiſtete Mitarbeit eine 
Stundenvergütung u. bucht dieſe Ver⸗ 
gütung den Genoſſen ſatzungsgemäß 
als Guthaben zur Anrechnung beim 
Erwerb ihres eigenen Hauſes, dann 
ſind dieſe Beträge nicht lohnſteuer⸗ 
pflichtig 3484 8 
Gerichtshilfe 
Zur Herbſttagung der Deutſchen ſtraf⸗ 
rechtl. Geſellſchaft. Thema: Gerichts- 
hilfe 2761 
Gerichtskoſten 1 
vgl. auch Streitwert, Koſtenabrechnung 
Tabelle der Rechtsanwaltsgebühren und 
G. Schrifttum 3540 
§ 11 GKG. Bei Klage auf Herausgabe 
mehrerer Kinder iſt das Recht, die Her⸗ 
ausgabe zu verlangen, bez. jedes ein⸗ 
zelnen Kindes beſonders zu begründen 
u. zu prüfen. Es handelt ſich deshalb 
in der Klage um mehrere Einzelan- 
ſprüche, die in einer Klage zuſammen⸗ 
gefaßt ſind 3577 28 
§ 29 GKG. Einrede der Unzuſtändigkeit 
ſchließt die Ermäßigung der Prozeß⸗ 
gebühr bei Klagerücknahme aus 2586 15 
Schreibgebühren, die von einer Partei 
nach § 71 GKG. bezahlt find, gelten 
bei vergleichsweiſer übernahme der G. 
als Parteiauslagen, da ihr Entſtehen 
ausſchließlich von dem Willen der Par⸗ 
tei od. ihres Prozeßbevollmächtigten 
u. nicht von einem gerichtl. Willens⸗ 
akt abhängig ift 2586 16 
§ 72 Nr. 1a GKG. Überſendung von Not- 
friſtzeugniſſen hat portofrei zu erfol⸗ 
gen 3574 20 1 0 
88 77, 79, 82 GRG. Die Gerichtskaſſe 
kann vom obſiegenden Kl. die G. ver- 
langen, die dem unterlegenen im Ar⸗ 
menrecht ſtreitenden Verkl. durch Urt. 
auferlegt find 252111 
Aus § 83 III GKG. kann hinſichtlich des 
von dem Privatkl. veranlaßten Ve- 
rufungsverfahr. die Zuläſſigkeit einer 
Friſtſetzung nach § 391 StPO. nicht 
abgeleitet werden 25121 


un 


Bedeutung des § 90 GFG. für den 
Streitgenoſſen der Partei, die Gebüh⸗ 
renfreiheit genießt 2586 17 

88 90, 71—73 GKG. Zuſtellungskoſten 
ſind regelmäßig keine baren Auslagen 
3575 22 

Die in 8519 VI BHO. vorgeſehene 
Friſthemmung währt ſo lange, bis ſie 
durch einen ordnungsmäßig ergange⸗ 
nen u. zugeſtellten Beſchluß beſeitigt 
wird. Ergibt ſich hieraus, daß eine 
Berufung zu Unrecht verworfen wor- 
den iſt, ſo kann andererſeits eine auf 
Berufung des Prozeßgegners ergan⸗ 
gene ſachliche Entſch. nicht aufrecht⸗ 
erhalten werden, wenn beide Berufun⸗ 
gen Beſtandteile eines einheitl. Klage⸗ 
anſpruchs bilden u. erfaſſen 2490 t6 

Die Zahlung des Gevorſchuſſes mit dem 
Vorbehalt der Rückforderung, falls dem 
Perii. das Armenrecht bewilligt wird, 
iſt wirkſame Zahlung, wenn dem Ber⸗ 
Kl. das Armenrecht nicht bewilligt 
wird 3557 20 

Hat auch die Einlegung der nach Teil 9 
8 5 Not VO. v. 2. Dez. 1930 unſtatt⸗ 
haften Beſchwerde die hemmende Wir⸗ 
kung des § 519 VI 3PO. 2 3532 

$ 13 II Teil 6 NotVO. v. 6. Okt. 1931 
bezieht ſich nur auf die Beſtimmung 
des § 13 I über die G. 36762 

Notariats⸗ u. Gerichtsgebühren bei Ra- 
pitalherabſetzung in erleichterter Form 
nach der NotVO. v. 6. Okt. 1931 in 
Preußen 3600 


Gerichtsvollzieher 


EinſtwVerf., mit denen die Sicherung 
einer Forderung durch Herausgabe ein. 
Gegenſtands an den G. erſtrebt wird, 
find nicht nach § 6, ſondern nach $ 3 


Sachregiſter 


Geſamtſtrafe 


8 79 StGB. Will das auf eine Geſamt⸗ 
zuchthausſtrafe erk. Ger. in die G. 
aufgenommene, am Tage des Urt. teil⸗ 
weiſe verbüßte frühere Gefängnis⸗ 
ſtrafen nach dem in § 21 StGB. vor- 
geſchriebenen Maßſtab als verbüßten 
Teil der nunmehrigen Gefängnisſtrafe 
anrechnen, ſo muß die Anrechnung 
auch auf den Teil der Strafe aus⸗ 
gedehnt werden, den der Angekl. zu 
der Zeit verbüßt hat, zu der der Aus⸗ 
ſpruch der nunmehrigen Geſamtzucht⸗ 
hausſtrafe in Rechtskraft übergeht 
2573 13 

§ 331 StPO. Erachtet das BG. ſtatt der 
in der 1. Inſtanz angenommenen ein⸗ 
heitl. Tat eine Mehrheit ſelbſtändiger 
Handlungen für vorliegend, ſo darf 
jede der neu zu bildenden Erſatzſtrafen 
die Höhe der aus Freiheits- u. Geld- 
ſtrafen beſtehenden früheren Einheits⸗ 
ſtrafen erreichen die Freiheitsſtrafe 
aber keinesfalls, die Geldſtrafe nur bei 
entſpr. Verringerung der Freiheits⸗ 
ſtrafe, in dem Umfaug der weiteren 
Erſatzfreiheitsſtrafe überſchreiten. Die 
alsdann aus den feſtgeſetzten Freiheits 
ſtrafen zu bildende Geſamtfreiheits⸗ 
ſtrafe darf nicht höher ſein als die 
des erſten Urteils 2990 24 


Geſchüftsführung ohne Auftrag 


8 677 BGB. Wer auf fremdem Grunde 
für eigene Rechnung Bauten zu Ende 
führt, um ſie vor dem Verfall zu 
retten, hat gegen den Grundeigen 
tümer einen Bereicherungsanſpruch. 
Dieſer beſteht in anteiligem Werterſatz 
u. richtet ſich nach dem Zeitpunkt der 
Errichtung der Gebäude 272425 


0 


Anſpruch iſt nur die Fälligkeit der G. 
forderung, nicht deren Geltendmachung 
durch den Gläubiger 29451 

Verwirkung des im Nov. 1928 außer 
gerichtl., Juni 1929 gerichtl. erhobenen 
Anſpruchs auf Aufw. eines die Tril- 
auseinanderſetzung zweier Geſellſchafter 
betr. im Nov. 1922 abgeſchloſſ. Ber- 
gleichs 270413 

Setzen ſich zwei Eheleute, die zu einer 
G. des bürgerl. Rechts verbunden ſind, 
in der Weiſe auseinander, daß dem 
Ehemann das ganze mit Hypotheken 
belaſtete Grundſtück überwieſen wird, 
während die Ehefrau nichts erhält, ſo 
iſt Steuerpflicht in Höhe des halben 
Grundſtückswerts begründet, ohne daß 
8 8 Nr. 1 GrErwStG. in Frage kommt 
3160 6 


Gmbh. 


Der Austritt aus der GmbH. Schrift- 
tum 3068 

S4 GmbHG. Durch Duldung kann R. auf 
eine verwechſlungsfähige Firma ſelbſt 
dann geſchaffen werden, wenn die ur 
ſprüngl. Annahme zum Zweck der Ber- 
wechſlung erfolgt iſt. Der ſo errun 
gene wertvolle Beſitz kann auch bei 
Umwandlung d. Einzelfirma in GmbH. 
durch Aufnahme des Namens in deren 
Firma erhalten werden 2965 10 

8 4 GmbHG. Bildung einer Gmbh.firma 
mit Nachfolgezuſatz 29933 

88 7, 8, 82 GmbHG. Durch nur mündl. 
übertragung eines (täglich fälligen u. 
vollkommen ſicheren) Anſpruchs gegen 
über einer Sparkaſſe auf die Gmb. 
kann eine „Einzahlung“ nicht geleiſtet 
werden 2991 26 

8 15 IV GmbHG. Vertrag, durch den 


ABO. zu bewerten 35653 

Die Gebühren der G. gehen mit der Er⸗ 
hebung durch den G. in das Eigentum 
des Juſtizfiskus über (88 350, 352 
StGB.). Da der G. kraft des durch 
den Vollſtreckungsauftrag begründeten 


Notſtandsbeihilfe. Zahlung für den Be fih Dritter der GmbH. gegenüber ver 
dürftigen an deſſen vermeintl. Gläub. pflichtet, einen Geſchäftsanteil, der ihm 
ift nicht G. o. A. 3295 1 a Bu en 
ü a eren Veranlaſſung a getreten er 

e unter M. den ſoll, zu erwerben, bedarf der ge 


Iſt Mietvertrag mit einer Geſellſchafts⸗ richtl. u. notariellen Form 29671 


Treuverhältniſſes u. der in ihm be- 
ruhenden tatſächl. Vertretungsmacht 
verpflichtet iſt, wirtſchaftl. berechtigte 
u. übliche Vorteile im Intereſſe der 
Auftragspartei auszunutzen, ſo enthält 
die bloße Annahme von Rabatten durch 
den G. weder Verletzung ſeiner Dienſt⸗ 
pflicht i. S. des § 332 StGB. noch er- 
füllt ſie für ſich allein den Tatbeſtand 
des § 331. Dagegen kann der G., der 
die Rabatte nicht für ſich in Anſpruch 
nehmen darf, ſie vielmehr an die 
Partei auszukehren hat, ſchon durch 
ihr Verſchweigen gegenüber der Partei, 
um ſich gegen deren berechtigtes Her⸗ 
ausgabeverlangen zu ſchützen, ſich des 
Betrugs ſchuldig machen. Für den 
Fall einer Vereitelung des Individual- 
anſpruchs der Partei auf Herausgabe 
des Rabatts durch eigenmächtige Vfg. 
des G. über die erſparten Beträge 
kommt auch Untreue in Betracht 355922 


firma, deren Inhaber Einzelkaufmann 
iſt, als Mieterin mit der Maßgabe ge— 
ſchloſſen, daß die Unterſagung einer 
Untervermietung kein Recht auf vor 
zeitige Kündigung gebe, jo ift die Mus- 
legung des Vertrags dahin, daß das 
Mietverhältnis auf Erwerber d. Firma 
nicht ohne weiteres übergehe, nicht 
ausgeſchloſſen, fond. naheliegend 29462 

825 HGB. Kein Haftungsausſchluß für 
die Verbindlichkeiten einer mit Firma 
übernommenen u. fortgeführt. Zweig⸗ 
niederl., wenn es im Handelsregiſter 
der Hauptniederl. vermerkt ift; auch 
dann, wenn die Zweigniederl. nicht im 
Handelsregiſter eingetragen war. Per⸗ 
ſönl. Mitteilung an den Gläub. ift un- 
wirkſam, wenn ſie zwar für die zu 
gründende GmbH. als übernehmerin 
gemacht, diefe aber noch nicht gegrün⸗ 
det war 30762 


§ 15 V GmbHG. Auch wenn jemand Ge 
ſellſchafter einer GmbH. nur im Auf 
trag eines anderen geworden u. dieſem 
gegenüber verpflichtet iſt, ſeinen Au 
teil an ihn abzutreten, bedarf dieſe 
Abtretung der im Geſellſchaftsvertrag 
vorgeſehenen Genehmigung der Gefell 
ſchaft 296712 

§ 19 GmbHG. Die Abtretung oder Pfän- 
dung von Stammeinlagerückſtänden 
einer GmbH. nur zuläſſig, wenn der 
G. für die Abtretung ein vollwertiges 
Entgelt zufließt oder wenn Anſpruch 
des Pfändungspfandgläub. im Beit- 
punkt des Wirkſamwerdens des Pfän- 
dungsbeſchluſſes gegenüber dem ge— 
pfändeten Einzahlungsanſpruch voll 
wertig ift 296813 

819 GmbHG. bezieht fich auf die Auf- 
rechnung gegen Verpflichtungen der 
Geſellſchafter zu Einzahlungen auf die 
Stammeinlage, nicht auf Nachſchuß⸗ 


Geſchäftsveräußerung 
durch Minderjährigen vgl. unter M. 


Geſchirr, blei⸗ u. zinkhaltiges 


verbindlichkeſten i. S. 88 26 ff. GmbH- 


Geſamtſchuldner 
G. 36531 


8 426 BGB. Der befriedigende perſönl. 


Schuldner genießt bei einer Grund⸗ 
ſchuld nicht Vorzugsſtellung, die ihm 
bei einer Hyp. eingeräumt ift. Rechts⸗ 
ſtellung des perſönl. haftenden Geſell⸗ 
ſchafters einer OHG. gegenüber dem 
Gläub., zu deſſen Gunſten auf dem 
Grundſtück der OHG. eine Grundſchuld 
eingetragen iſt 27508 

S§ 254, 426 BGB. Haben zwei Perſonen 
durch Unterlaſſen einer Fürſorge für 
Dritte einen Schaden verurſacht, fo 
iſt für die Beurteilung der Ausgleichs⸗ 
pflicht zwiſchen ihnen als G. die Tat⸗ 
ſache beachtl., daß der eine dem andern 
gegenüber die Verpflichtung zu ſolcher 
Fürſorge übernommen hatte 27811 


Sächſ. Gef. betr. den Verkehr mit b. u. z. 
G. Unter der Innenſeite ſind nicht 
nur die mit dem Inhalt unmittelbar 
in Berührung ſtehenden Teile zu ver⸗ 
ſtehen 2853 20 


Geſellſchaft 


vgl. auch unter Handels. 

G.begriff u. Erwerb in das G.vermögen. 
Schrifttum 3067 

8 738 BGB. Der ausgeſchiedene Geſell⸗ 
ſchafter hat Anſpruch gegen die G. 
oder den die Firma fortſetzenden Ge⸗ 
ſellſchafter auf Befreiung von Ver⸗ 
bindlichkeiten, die von G.gläub gegen 
ihn beſtehen. Vorausſetzung für den 


§ 24 GmbHG. Im Fall der Kapitals 
erhöhung der GmbH. haften die Über- 
nehmer der neuen Stammeinlagen für 
die Ausfälle der früheren 296914 
§ 30 Gmbh. Umſtellung der Gmb 
auf Goldmark. Umſtellungsbeſchl. ohne 
Goldmarkeröffnungsbilanz ungültig. 
Keine Heilung durch ſpätere Bilanz 
aufſtellung. Rückſtänd. Einlagen kon 
nen in ſolchem Falle nach Aufw 
grundſätzen gefordert werden. Forde 
rungen auf Stammeinlagen beruhen 
auf einem ſog. lebenswichtigen Ge 
ſchäft der Geſellſchaft u. jind auch auf 
zuwerten, wenn ſie 1920 getilgt find. 
Unzulänglichkeit der Aufrechnung mit 


30 


einer 1920 entſtandenen Gegenforde⸗ 
rung 297315 

ss 34, 53 GmbHG. Beſchl. auf Neuein⸗ 
führung von Sonderleiſtungspflichten 
der Geſellſchafter bedarf der Zuſtim⸗ 
mung ſämtl. — auch der nicht in der 
GenVerſ. erſchienenen — Geſellſchafter. 
Die letzteren können dem Beſchl. hin⸗ 
terher formlos zuſtimmen. Unterſchied 
zwiſchen Einziehung u. Erwerb eines 
Geſchäftsanteils durch die G. 2975 16 

$ 42 GmbHG. Bilanzgenehmigungsbeſchl. 
nichtig, wenn wertloſe Patente mit 
hohem Wert eingeſetzt ſind. Keine 
Nichtigkeit, ſondern nur Anfechtbarkeit, 
wenn der Ankauf von Erfindungen 
gebilligt iſt, die der G. als Werkerfin⸗ 
dungen ſchon zuſtanden 2976 17 

ss 45, 47 GmbHG. Die Vereinbarung 
der beiden Geſellſchafter einer GmbH., 
daß fie für die Beſtellung einer be- 
ſtimmten Perſon als Geſchäftsführer 
ſtimmen müßten, iſt unwirkſam. Ein 
dazu verurteilender Schiedsſpruch un⸗ 
terliegt der Aufhebung 297818 355517 

Nach Auflöſung einer G., die den ge— 
meinſamen Verkauf von Maſchinen be- 
zweckte, kann einzelner der bisherigen 
Geſellſchafter nicht ohne weiteres von 
dem andern fordern, daß dieſer das 
Feilbieten ſeiner Maſchinen unter der 
Firma der früheren G. unterlaſſe. 
Unterlaſſungsanſprüche, die gegen Fir- 
ma begründet ſind, können auch gegen 
deren verantwortl. Geſchäftsführer ver⸗ 
folgt werden. Anſpruch auf Widerruf 
von Ankündigungen beſteht nur bei 
Verſchulden d. Ankündigenden 314119 

98 50, 51 GmbHG. Wird auf Verlangen 
eines Geſellſchafters der GmbH. nach 
Einberufung ein. Geſellſchafterverſamm⸗ 
lung mit beſtimmter Tagesordnung 
zwar die Verſammlung einberufen, 
eine Tagesordnung aber nicht mitge- 
teilt, ſo gibt das dem Geſellſchafter 
noch nicht das Recht, ſelbſt die Ver⸗ 
ſammlung mit Tagesordnung einzu⸗ 
berufen, ſolange dies noch friſtgemäß 
nachgeholt werden kann 298019 

Keine Anderung des Vertragsangebots, 
wenn es erſt einer in Gründung be⸗ 
griff. GmbH., ſpäter nach Vereitelung 
der Gründung einem von denſelben 
Perſonen gegründeten Verein gemacht 
wird 2700 10 

§ 892 BGB. Beim Verkauf eines Grund- 
ſtücks an eine vom Veräußerer mit 
einem andern gegründ. $mbY., deren 
Geſchäftsführer er in Gemeinſamkeit 
mit dem andern iſt, u. an der er mit 
3/4 Anteilen beteiligt iſt, liegt Ver⸗ 
kehrsgeſchäft vor, bei dem öffentl. 
Glaube des Grundbuchs gilt 273132 

§ 138 BGB. Die Abtretung einer For⸗ 
derung durch GmbH. an den alleinigen 
Eigentümer ihrer Anteile zum Zwecke 
der Erlangung des Armenrechts iſt 
nichtig 31419 

§ 14 AufwNov. Im Bereich des Aufw⸗ 
Rechts iſt vor allem das wirtſchaftl. 
Ergebnis zu berückſichtigen, die for⸗ 
malrechtl. Seite muß zurücktreten. Da⸗ 
her keine Aufw. von Eigentümergrund— 
ſchulden, von Hyp. des Verkäufers, 
auch dann nicht, wenn die Veräuße⸗ 
rung des Grundſtücks einer AktG. oder 
Gmbh. rechtl. nicht in Geſtalt einer 
Übertragung des Eigentums am Grund- 
ſtück, ſondern der Übereignung aller 
Aktien, Geſchäftsanteile auf den Er⸗ 
werber ſich vollzieht; auch dann nicht, 
wenn in ſolchem Falle der Veräußerer 
ſich zur Übertragung der Hypotheken 
beſonders verpflichtet hat u. für die 
Abtretung beſonderes Entgelt ausbe⸗ 
dungen ift 26988 


Sachregiſter 


Verkauf der Anteile einer GmbH. durch 
Minderjährigen bedarf, auch wenn der 
eigentl. Gegenſtand des Kaufvertrags 
ein Grundſtück iſt, welches der einzige 
Vermögensgegenſtand der GmbH. iſt, 
nicht der vormundſchaftsgerichtl. Ge⸗ 
nehmigung. Der Beſitz von Anteilen 
der GmbH. bedeutet noch nicht den 
Betrieb, ihre Veräußerung nicht die 
Veräußerung eines Erwerbsgeſchäftes, 
die bei einem Minderjährigen der bor- 
mundſchaftsgerichtl. Genehmigung be- 
dürfte. Beim gemeinſamen Verkauf 
von Anteilen einer GmbH., von denen 
ein Teil einem Minderjährigen gehört, 
bedarf die Beſt. der Geſamthaftung 
aller Verkäufer, alſo die übernahme 
einer fremden Verbindlichkeit für jeden 
einzelnen Verkäufer bez. des Minder⸗ 
jährigen der vormundſchaftsgerichtlich. 
Genehmigung 310719 

Kein Haftungsausſchluß für die Ver⸗ 
bindlichkeiten einer mit Firma über⸗ 
nommenen u. fortgeführten Zweig⸗ 
niederlaſſung, wenn es im Handels- 
regiſter der Hauptniederl. vermerkt ift, 
auch dann, wenn die Zweigniederl. 
nicht im Handelsregiſter eingetragen 
war. Perſönl. Mitteilung an den Gläu⸗ 
biger iſt unwirkſam, wenn ſie zwar 
für die zu gründende GmbH. als 
Übernehmerin gemacht, dieſe aber noch 
nicht gegründet war; der Schuldnerin 
ift auch der Einwand der Argliſt ver» 
ſchloſſen 3076 2 

§ 9 Kartell VO. Rechtslage nach bered- 
tigter Kündigung des Kartellverhältn. 
durch einzelne Geſellſchafter der ſog. 
Nebenleiſtungsmby.; Einziehungsrecht 
der Geſellſchaft hinſichtl. des Geſchäfts⸗ 
anteils der Kündigenden, insbeſ. aus⸗ 
nahmsweiſe auch trotz des mit der 
Auflöſung der G. verknüpften enb- 
gültigen Fortfalls der Kartellbindun⸗ 
gen aller Geſellſchafter. Stichtag für 
die Beſtimmung des Abfindungsanſpr. 
des Geſellſchafters, deſſen Geſchäfts⸗ 
anteil eingezogen wird, iſt nicht der 
Tag des Einziehungsbeſchl., ſondern 
der Zeitpunkt des Wirkſamwerdens des 
Beſchl. durch Mitteilung an den Ge⸗ 
ſellſchafter 3112 21 


Steuerrecht 

EinkSt. Behandlung der ſchuldrechtl. Be- 
ziehungen zwiſchen einem Unternehmer 
u. einer von ihm beherrſchten GmbH. 
Entnahmen, Kapitalzuführungen, Alti⸗ 
vierungen, Bewertung auf lange ge- 
ſtundeter Forderungen 30073 

§ 11 EinkStG. Übernehmen die Geſell⸗ 
ſchafter einer GmbH. nach Maßgabe 
ihrer Beteiligung die Deckung eines 
Verluſtes u. wird dabei die Verrech⸗ 
nung des den Geſchäftsführer treffen⸗ 
den Anteils mit rückſtänd. Gehaltsan⸗ 
ſprüchen vereinbart, ſo gelten dieſe 
Anſprüche nicht als zugefloſſen 31562 

§ 6a KapVerkStG. Die Schaffung neuer 
Stammeinlagen für die bisherig. Ge⸗ 
ſellſchafter einer GmbH. durch Ver⸗ 
wendung des unverteilten Reingewinns 
des letzten Jahres begründet keine Ge⸗ 
ſellſchaftsſteuerpflicht 3013 8 

$1 GrErwStG., § 5 RUbgD. überträgt 
einzelner Teilhaber einer fog. Grund- 
ftüdsmobilifierungs®. einen Geſchäfts⸗ 
anteil auf eine andere Perſon, ſo iſt 
die Unterſtellung möglich, daß die Ver⸗ 
äußerung eines entſpr. Grundſtücks⸗ 
bruchteils durch die Veräußerung des 
Geſchäftsanteils erſetzt iſt. Anwendung 
von 8 5 RAbgD. alſo nicht ausgeſchloſ⸗ 
fen 301715 

§ 3 GrErwStG. Fit die AktG. A. an der 
GmbH. B. u. der GmbH. C. zu je 2/, 
beteiligt u. wird das reſtl. Drittel der 


Geſellſchaft B. an die Geſellſchaft C. u. 
das der Geſellſchaft C. an die Gefell- 
ſchaft B. abgetreten, ſo kann auf Grund 
von § 5 RAbgO. angenommen werden, 
daß alle Geſchäftsanteile der Gmbh. 
B. u. C. in der Hand der AktG. A. 
vereinigt ſind 302117 

§ 51 PrGewStVoO. Aufwendungen einer 
GmbH., die fie anläßlich ihrer Grün- 
dung für Geſellſchaftsſteuer machen 
muß, gehören zu den Werbungskoſten 
u. können daher vom Ertrage der 
GmbH. abgezogen werden 30231 

Die Vergünſtigung aus § 4 Hauszins⸗ 
StVO. wegen eigengenutzter gewerbl. 
Räume ift nicht gegeben, wenn der 
Nutzer der Räume eine Einzelperſon 
oder Handelsgeſellſchaft iſt, die ihrer⸗ 
ſeits alleinige Geſellſchafterin d. Grund⸗ 
ſtücksmb. — Einmanngeſellſchaft — 
ift 31612 0 


Iſt der Geſchäftsführer einer Gmbh. 
durch Dienſtvertrag beſtellt, fo unter⸗ 
liegt feine Beſchäftigung der Arbeits- 
loſenverſicherung, ſofern fie nicht an- 
geſtelltenverſicherungsfrei iſt. Dadurch, 
daß der Geſchäftsführer zugleich Ge⸗ 
ſellſchafter keinen maßgebenden Ein⸗ 
Verſicherungspflicht jedenfalls dann 
nicht ausgeſchloſſen, wenn er als Ge⸗ 
ſellſchafter der GmbH. ift, wird die 
fluß auf die Entſchließungen der Gmbh. 
hat 3022 2 

Auch nach dem öſterr. GmbHG. können 
Nachſchüſſe vor vollſtändiger Einzah— 
lung der Stammeinlagen nur einge- 
fordert werden, wenn eine bez. Beſt. 
im Geſellſchaftsvertrag enthalten iſt 
30241 


Geſellſchaftsſteuer 
vgl. unter KapVerkSt. 


Geſehgebung 1 
Wegweiſer durch die Reichs. Wegwelſer 
durch die preuß. G. Schrifttum 2560 
Geſetzlicher Vertreter 
Der Grundſatz des § 232 II RRO. ift auch 
auf § 529 BPO. anwendbar 247510 
Der g. V. haftet für die Koſten des von 
ihm ſelbſtändig eingelegten Rechtsmit⸗ 
tels (8 298 StPO.) nicht mit feinem 
eigenen Vermögen, ſondern nur mit 
dem Vermögen des von ihm vertrete— 
nen Angekl. 3580 35 
Geſundheitspolizei . 
Iſt die Errichtung von Schweineſtällen 
in einem ſtädt. Bezirk nach den Vor⸗ 
ſchriften der BauPol VO. geſtattet, fo 
kann einer Perſon, die die baupolizeil. 
Erlaubnis für den Neubau eines 
Schweineſtalls daſelbſt erhalten hat, 
nach Vollendung des Baus das Hal⸗ 
ten von Schweinen nicht mit der Be⸗ 
gründung unterſagt werden, daß gegen 
die Schweinehaltung innerhalb eng⸗ 
bebauter Stadtteile geſundheitspolizeil. 
Bedenken grundſätzl. Art beſtünden 
2660 4 


Gewerbegericht 5 
Rechtsverhältniſſe der rhein. G.; der Vor⸗ 
ſizende war unmittelbarer Staats⸗ 
beamter, er hatte ſein Amt im Neben⸗ 
amt. Rechtsverhältnis des Worf. des 
KaufmG. Beziehungen zwiſch Kaufm⸗ 
G. u. G. Die in 8 1171 Arber. 
enthaltene Übernahmepflicht bezieht ſich 
nicht auf nebenamtl. Beamte der ehem. 
rhein. G. 24748 
Gewerbeordnung 
vgl. auch Wandergewerbe, Sonntagsruhe 
87 Nr. 1 u. 2 RGewoO., § 4 Nr. 2 Pr- 
Gew., Preuß. Gef. betr. Abdeckerei⸗ 
gerechtigkeit v. 31. Mai 1885, 17. März 
1868, 17. Dez. 1872. Alle dieſe Ge⸗ 
ſetzesbeſt. treffen nur jederzeit frei 


widerrufl. Rechte. Ein ſolches liegt 
nicht vor, wenn ein Abdeckereiprivileg 
mit dem Verſprechen „alles getreul. u. 
ohne Gefährde“ verliehen war 25645 

Die gewerbepolizeil. Genehmigung eines 
Gewerbebetr. nach 8 16 darf nicht auf 
Widerruf erfolgen. Es kommt jedoch 
dem Vorbehalt des Widerrufs rechtl. 
Bedeutung zu, ſolange die Beſeitigung 
dieſes Vorbehaltes nicht herbeigeführt 
iſt. Die Geltendmachung der Geſetz⸗ 
widrigkeit eines Verwalkungsaktes iſt 
auf den Weg der Rechtsmitteleinlegung 
verwieſen 36802 

8 26. Abhilfemaßnahmen, die der Störer 
im Laufe des Rechtsſtreits trifft, ſchlie⸗ 
ßen Verurteilung zur Unterlaſſung 
nur dann aus, wenn durch die neuen 
Einrichtungen menſchl. Vorausſ. nach 
die Einwirkungen endgültig auf zu er⸗ 
tragendes Maß zurückgeführt werden 
u. zugleich Beſeitigung oder Nichte 
benutzung der neuen Einrichtung als 
unmöglich erſcheint 344412 

Die Genehmigung auf Grund von 8 27 
hindert nicht den Anſpruch auf Unter⸗ 
laſſung v. unzuläſſ. Störungen 335128 

8 34. Das fih durch die Art des Pfand⸗ 
gegenſtands u. die nicht bankmäßige 
Geſchäftsführung vom bankmäß. Lom⸗ 
bardgeſchäft unterſcheidende gewöhnl. 
e e iſt erlaubnispflichtig 


88 37, 40. Die Ortspolizei iſt befugt, in 
einer PolVO. über das Droſchkenge⸗ 
werbe die Erlaubnis des Droſchken⸗ 
unternehmers auf Friſt zu erteilen u. 
vorzuſchreiben, daß ſie mit dem Tode 
ihres Inhabers erliſcht. Dagegen hat 
ſie nicht das Recht, eine ſolche Erlaub⸗ 
nis auf Widerruf zu erteilen oder ihr 
Erlöſchen beim Eintritt beſtimmter Vor⸗ 
ausſetzungen anzuordnen. Verluſt einer 
unbefrifteten Erlaubnis kann nur im 
Verfahren nach 8820, 21 GewO. er⸗ 
folgen. Der Ortspolizei ſteht es frei, 
die Vorausſetzungen des Verluſtes in 
der Pol VO. zu regeln 3399 + 

Gewerbeſteuer 

PrGewStVo. Iſt Viehzucht nicht auf 
Mäſtung zum Verkauf oder auf Milch⸗ 
handel gerichtet, ſo wird die G.freiheit 
dadurch nicht beſeitigt, daß das Vieh 
ganz oder überwiegend von erkauftem 
Futter unterhalten wird 26571 

85 PrGewStvoO. Aufwendungen einer 
GmbH., die fie anläßl. ihrer Gründung 
für GeſellſchSt. machen muß, gehören 
zu den Werbungskoſten u. können da⸗ 
her vom Ertrage der Gmbh. abge⸗ 
zogen werden 30231 

§ 5 PrGewSt VO. Die gem. § 52 Eink⸗ 
StG. bei der Feſtſetzung der EinkSt. 
vorzunehmenden Abzüge kommen bei 
der GewSt. nach dem Ertrage nicht 
in Betracht 30242 

In analoger Anwendung von $ 53 Gew- 
StVO. u. feiner Ergänzungen ift die 
Erhebung von Vorauszahlungen für 
d. Handelskammerbeitr. zuläſſig 3161! 

HeſſchewStG. Kreditgenoſſenſchaften find 
nicht als dem öffentl. Verkehr die⸗ 
nende Sparkaſſen anzuſehen 36121 

Gewerbsmäßzigkeit 
vgl. unter Glücksſpiel 
Gewerkſchaft 

vgl. auch unter Bergrecht 

8 546 BPO. Grundſätze für die Berem- 
nung des Beſchwerdewerts bei Klagen 
gegen die Gültigkeit von Beſchl. der 
Geſellſchafterverſammlung, insbeſ. bei 
Anfechtungs⸗ u. Nichtigkeitsklagen geg. 
Beſchl. ein. Gewerkenverſammlung; Be⸗ 
deutung des Kurswertes der Geſell⸗ 
ſchaftsanteile f. d. Berechnung 3552 12 


Sachregiſter 


Glasinſtandhaltungsverträge 


Sog. G. ſind jedenfalls dann Verſiche⸗ 
rungsverträge, wenn der Erſatz zer⸗ 
ſtörter Scheiben die Haupt- u. die In⸗ 
ſtandhaltung nur Nebenvexrpflichtung 
des Übernehmers darſtellt 32311 


Glücksſpiel 


88 59, 284 ff. StGB. Der allg. Irrtum 
des Täters über die Notwendigkeit 
polizeil. Erlaubnis für den Spielbetrieb 
ſtellt unbeachtl. Strafrechtsirrtum dar. 
Dagegen iſt die Annahme des Täters, 
daß es vorwiegend auf die Geſchick⸗ 
lichkeit des einzelnen Spielers an⸗ 
komme, ob er mit Gewinn oder Ver⸗ 
luſt arbeite, ein die Strafbarkeit aus⸗ 
ſchließ. Irrtum über das Vorhanden⸗ 
ſein eines für den Begriff des G. 
weſentl. Tatumſtandes 27911? 

Die Ausnahmebeſt. des § 284 II StGB. 
ift auf § 286 oder auf andere die 
fentlichkeit als Tatbeſtandsmerkmal 
fordernde G.- od. Lotteriegeſetze nicht 
anzuwenden 281231 

Art. 131 RVerf., 88 284, 285 StGB. Ift 
Ekarté ein verbotenes G.? Verneinung 
eines Verſchuldens des PolPräſ. u. 
Min. bei Schließung eines Spielklubs 
trotz ſpäter v. OVG. erfolgter Außer⸗ 
kraſtſetzung dieſer Maßnahme 27833 

Bei der für Annahme eines G. entſchei⸗ 
denden Frage, ob die Entſch. über Ge- 
winn u. Verluſt weſentl. vom Zufall 
oder von der Geſchicklichkeit abhängt, 
ſind die Geſchicklichkeitstreffer nicht 
ledigl. den Zufallstreffern, ſondern den 
geſamten auch die Verlierer umfaſſen⸗ 
den Spielergebniſſ. gegenüberzuſtellen. 
Im unbeachtl. Strafrechtsirrtum be⸗ 
findet ſich derjenige, der trotz Kennt⸗ 
nis der maßgebend. Umſtände den 
Begriff des G. nicht als erfüllt er⸗ 
achtet. Das gilt ſelbſt dann, wenn er 
durch Auskünfte von Sachverſtändigen 
oder Behörden in feinem Irrtum be- 
ſtärkt worden wäre. An den öffentl. 
von ihm verauſtalteten G. beteiligt ſich 
derjenige zugleich als Selbſtſpieler, der 
durch ſchlüſſige Handlungen die Spiel⸗ 
verträge zwiſchen ſich u. den Spielern 
aus dem Publikum im eigenen Namen 
u. für eigene Rechnung zum Abſchluß 
bringt. Wird im Falle von Tateinheit 
zwiſchen gewerbsmäßigem G. u. unbe⸗ 
fugter öffentl. Veranſtaltung eines G. 
die Strafe zutreffend unter Zugrunde— 
legung des § 285 StGB. feſtgeſetzt, jo 
iſt trotzdem die Einziehung auf Grund 
des § 284 b StGB. gerechtfertigt. Auch 
das in einer Kaſſette des Gapparates 
befindl., nur zu ſeiner Inbetriebſetzung 
dienende Geld iſt als „in der Bank 
befindl.“ anzuſehen 28133? 


Gnadenweſen 


Das Gnadenrecht in der Kriegs- u. Nach⸗ 
kriegszeit 2764 


Durch eine im Gnadenweg erfolgte Be⸗ 


willigung der Löſchung einer Verurtei⸗ 
lung wegen Meineids im Strafregiſter 
wird die Eidesunfähigkeit nicht beſei⸗ 
tigt 281738 


Goldbilanz 


88 4, 5 Gold ils O. Umſtellung der 
GmbH. auf Goldmark. Umſtellungs⸗ 
beſchl. ohne Goldmarkeröffnungsbilanz 
ungültig. Keine Heilung durch ſpätere 
Bilanzaufſtellung 2973 15 

8 33 2. DurchfVO. Umwertung von An- 
ſprüchen aus Genußſcheinen erfolgt 
nach Umſtellungsgrundſätzen, wenn die 
Genußſcheine „aktienabhängig“ find, 
ſonſt nach aufwertungsrechtl. Vorſchr. 
Keine Aktienabhängigkeit des Abfin⸗ 
dungsanſpruchs im Falle der Aus- 
loſung, wenn dieſer auf feſte Summe 
bemeſſen iſt. Die Feſtſetzung der Höhe 
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der Aufw. des Abfindungsanſpruchs 
durch einen von der AktG. angenom⸗ 
menen Mehrheitsbeſchl. der Genuk? 
ſcheininhaber iſt rechtswirkſam u. auch 
für die nichtbeteiligten oder wider⸗ 
ſtrebenden Genußſcheininhaber verbind⸗ 
lich, wenn in den Bedingungen für die 
Ausgabe der Genußſcheine derartige 
Beſchl. vorgeſehen waren 327513 


Goldhypothekenabkommen, deutſch⸗ſchweiz. 


Die vom RWi Min. bei Nichterfüllung 
der Pflicht des Grundeigentümers, vor⸗ 
ſtehende Hyp. zu löſchen bzw. zurück⸗ 
treten zu laſſen, durchgeführte Gut- 
eignung bez. dieſer Hyp. bringt dieſe 
nicht zum Erlöſchen, ſondern bewirkt 
nur deren Übergang auf das Reich. 
Zur Löſchung iſt Zuſtimmung des 
Dritten, dem dieſe Hyp. verpfändet 
war, erforderlich. Verlangen ſofortig. 
Zahlung des Aufwertungsbetrags ein. 
ſolchen irrtümlich gelöſchten Hyp. ſtatt 
der Berichtigung des Grundbuchs durch 
deren Wiedereintragung, da ja das 
Reich dieſe dann doch ſofort zugunſten 
des ſchweiz. Gläub. löſchen laſſen 
müßte 327814 


Goldklauſel 


Der Beiſatz „Gold“ iſt auch bei grund⸗ 
bücherl. Eintragung einer auf eine 
ausländ. Währung lautenden Hyp. zu⸗ 
läſſig 25321 


Grenzrain 


8 370 1 Nr. 1 StB. G. in dieſem Sinne 
nicht nur ſolcher, der abſichtl. zur Her- 
beiführung eines beſtimmten Zweckes 
errichtet worden u. insbeſ. zur Erſicht⸗ 
lichmachung der Grenze zwiſchen zwei 
Grundſtücken beſtimmt iſt, es genügt 
vielmehr, daß er auf der Grenze jteht, 
die Grundſtücke alſo ſcheidet 26502 


Grober Unfug (8 360 Ziff. 11 StGB.) 


Auch Belästigung eines kleinen Aus- 
ſchnittes der Allgemeinheit genügt, 
wenn ſich nur die Handlung mit ihrer 
Eignung zur Beläſtigung nicht gegen 
einen von vornherein beſtimmten u. 
abgegrenzten Kreis von Perſonen, ſon⸗ 
dern gegen eine nicht beſtimmte u. 
nicht abgegrenzte Mehrheit von Per- 
jonen richtet 2839 

8 360 Ziff. 11 Stch B. liegt nicht vor, 
wenn jemand beim Vorbeifahren an 
einem Verkehrsbeamten, um ihn zu 
verhöhnen, mehrfach hupt 339413 


Grund des Anſpruchs, Urteil über den 


(8 304 BPD.) 

Soll die auf Schadenserſatz u. Minde- 
rung gerichtete Klage nur aus dem 
zweiten Grunde dem Grunde nach zu- 
geſprochen werden, ſo iſt dies im 
Zwiſchenurteil zum Ausdruck zu brin⸗ 
gen 2478 11 

Ein nach 8 304 1 BPO. erlaſſenes Urteil 
bindet das Ger. im Nachverf. nur nach 
§ 318 bzw. 88 512, 518, niemals aber 
nach 8 322. Grundſätzl. kann die Vin- 
dung nach 88 318, 512 nicht weiter 
gehen, als dem Willen des das Zwi⸗ 
ſchenurteil erlaſſenden Gerichts ent⸗ 
ſpricht, nicht allein maßgebl. iſt die 
Urteilsformel, ſondern auch hier nur 
i. Verb. m. den zur Erläuterung heran- 
zuziehenden Entſcheidungsgründen. Vor 
Erlaß eines U. nach § 304 ift bei Scha⸗ 
densanſprüchen zu prüfen, ob nach 
der gegenwärtigen Sachlage ein Scha⸗ 
den überhaupt entſtanden iſt, u. zwar 
für jeden der geltend Sea An⸗ 

rüche geſondert 2488 

al N die eingeflagten Scha⸗ 
denserſatzanſprüche auf eine Berufs⸗ 
genoſſenſchaft übergegangen u. bei ihr 
verblieben oder an den Kl. wieder ab⸗ 
getreten ſind, iſt im Grundl. zu be⸗ 
rückſichtigen. Bereits im Zwiſchenll. 
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nach § 304 ZPO. ift der Vorbehalt 
der zeitl. Begrenzung der Rente zum 
Ausdruck zu bringen 3345 21 

Zwiſchenurteil nach 8 304 BPO. nur 
möglich, wenn feſtſteht, daß irgendein 
Anſpruch wirklich beſteht. Kann der 
Einwand aus § 254 BGB. in das Be- 
tragsverf. verwieſen werden? 3553 13 

§ 5381 Nr. 3 3PO. Eine eigene Sad- 
entſcheidung des BG. über den Betrag 
des Anſpruchs hat nur zur Voraus⸗ 
ſetzung, daß der Streit über den Ve⸗ 
trag zur Entſcheidung reif iſt, nicht 
auch, daß der Rechtsſtreit auch bez. 
des Betrags, etwa durch Anſchluß⸗ 
berufung, an das BG. gelangt iſt 
2490 17 

Im Nachverfahren iſt das Gericht an die 
im Zwiſchenurteil enthaltene, den Klag⸗ 
anſpruch dem G. nach zuerkennende 
Entſch. gebunden, auch wenn diefe 
beim Fehlen geſetzl. Vorausſetzungen 
fehlerhaft war 3545 6 


Grundbuch 


Die G. ſachen in der gerichtl. Praxis ein- 
ſchließl. Aufwertung der Grundſtücks⸗ 
pfandrechte. Schrifttum 2617 

§ 839 BGB. Zum Umfang der Peleh- 
rungs- u. Aufklärungspflicht des No- 
tars, insbeſ. bei geſchäftsunkundigen 
Perſonen, wenn der Vertrag abends 
ſpät, wo eine Einſicht des G. nicht 
mehr mögl. iſt, nach dem Willen der 
Parteien beurkundet werden ſoll, wenn 
aber feſtſteht, daß die grundbuchl. Ver⸗ 
hältniſſe nicht klar ſind 24651 

Unter Recht i. S. v. 8879 BGB. find 
alle an derſelben Stelle des G. ſtehen⸗ 
den, das Recht betreffenden Vermerke 
zu verſtehen. Erhöhung der Zinſen 
der eingetragenen Hyp. ift Anderung 
einer Nebenleiſtung. Wo dieſe Ande— 
rung einzutragen iſt, beſtimmt das 
landesrechtl. G.recht. Bedeutung der 
Veränderungsſpalte im preuß. u. ham⸗ 
burg. Glrecht. Das Rangverhältnis 
kann hinſichtl. eines Nebenrechts ein 
andres ſein als für das Hauptrecht. 
Für das Rangverhältnis zwiſchen den 
in der Hauptſpalte u. den in der Ne- 
benſpalte vermerkten Rechten iſt nicht 
das Datum der Eintragung maßgeb., 
vielmehr gilt der Grundſatz der räuml. 
Aufeinanderfolge — Lokusprinzip. 
Räuml. Verhältnis zwiſchen den Cin- 
tragungen in der Veränderungsſpalte 
zu denen in der Hauptſpalte 272728 

$$ 883, 1113 BGB. Die Eintragung fol 

gender Erklärung im G. iſt zuläſſig: 

„Ich bewillige u. beantrage die Ein 

tragung dieſer Höchſtbetragshyp. in 

das G. Auf Verlangen der Gläubiger 
bin ich verpflichtet, nach Feſtſtellung 
der Höhe ihrer Forderung darein zu 
willigen, daß die Sicherungshyp. in 

Höhe des feſtgeſtellten Betrags nebſt 

Zinſen in eine gewöhnl. Hyp. nebſt 

5% jährl. Zinſen umgewandelt wird. 

Zur Sicherung dieſes Anſpruchs be⸗ 

willige u. beantrage ich die Eintragung 

einer Vormerkung in das G. zugunſten 

des Gläub. der obigen Hyp.” 27435 

891 BGB. Die nachträgl. behördl. Ge⸗ 

nehmigung zur Auflaſſung macht den 

Erwerber dann nicht zum Eigentümer, 

wenn er zwar vor der Erteilung der 

Genehmigung zunächſt als Eigentümer 

eingetragen, dieſe Eintragung aber im 

Augenblick der Erteilung durch Berich⸗ 

tigung des G. wieder beſeitigt u. eine 

neue Eintragung des Eigenkumswech⸗ 

ſels nicht erfolgt ift 2726 27 

§ 892 BGB. Unanwendbarkeit dieſ. Beſt. 
wegen Perſonengleichheit zwiſch. Ver⸗ 
äußerer u. Erwerber am Tage der 
grundbuchl. Antragsſtellung auf Ein⸗ 


vn 
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tragung d. Erwerbers als Eigentümer. 
Ein dem Schutz des öffentl. Glaubens 
des G. würdiges Verkehrsgeſchäft iſt 
nicht anzuerkennen, wenn die Gründer 
der das Grundſtück erwerbenden AktG. 
in verſteckter Stellvertretung für den 
bisherig. Eigentümer, der wirtſchaftl. 
nach wie vor über das Grundſtück ver⸗ 
lügt, ſich an der AktG. beteiligt haben 
273131 


§ 892 BGB. Beim Verkauf eines Grund- 
ſtücks an eine vom Veräußerer mit 
einem andern gegründete GmbH., 
deren Geſchäftsführer er in Gemein⸗ 
ſamkeit mit dem andern iſt, u. an der 
er mit 3/4 Anteilen beteiligt iſt, liegt 
Verkehrsgeſchäft vor, bei dem öffentl. 
Glaube des G. gilt 273132 

§ 892 BGB. Unrichtigkeit des G. infolge 
Vorbehalt der Rechte bei Rückzahlung 
in der Zeit der Geltung der 3. Steuer⸗ 
Not VO. Kenntnis dieſer Rechtsauffaſ⸗ 
ſung war aber Ende 1924 nicht all⸗ 
gemein bekannt. Auch erhebl. Zweifel 
an der Richtigkeit des G. ſtehen der 
Kenntnis von der Unrichtigkeit nicht 
gleich 2695 4 

§§ 812, 894 BGB. Der Veräußerer ein. 
Grundſtücks kann bei Nichtigkeit der 
Eigentumsübertragung u. des ihr zu⸗ 
grunde liegenden Rechtsgeſchäfts die 
Zuſtimmung zu ſeiner Wiedereintra- 
gung vom Erwerber nach Bereiche- 
rungsgrundſätzen fordern, auch wenn 
er ſelbſt nicht Eigentümer des Grund⸗ 
ſtücks iſt 2723 24 

38 894, 899 BGB. Gegen die zu Unrecht 
erfolgte Löſchung einer Vormerkung iſt 
Eintragung eines Widerſpruchs u. G.- 
eee gegeben 26337 


85 894, 899 BGB. Rechtl. Bedeutung 
des Widerſpruchs für die Frage des 
gutgläub. Erwerbs. Widerſpruch fällt 
nicht unter die Rangvorſchrift des 
§ 879, der Widerſpruch hat vielmehr 
den Rang, der dem durch ihn geſichert. 
R. zukommt. Wirkung des das Eigen⸗ 
tum ſichernden Widerſpruchs gegen jede 
Vfg., als deren Grundlage Eigentum 
notwendig ift 2730 30 

§ 925, 873 BGB. An der in RG. 99, 65 
ausgeſproch. Auſicht, daß die Auf- 
nahme eines Protokolls durch das 
GBA. zur Wirkſamkeit d. Auflaſſungs⸗ 
erklärung nicht erforderl. fei, wird 
feſtgehalten. Vorausſetzungen für die 
Ermächtigung eines in G.ſachen be⸗ 
ſchäftigten Juſtizſekretärs zur Entgegen⸗ 
nahme d. Auflaſſ. in Preußen 327312 

§ 1144 BGB. Zur Frage der Abtretbar- 
keit des Berichtigungsanſpruchs 32883 

Die Vormerkung des 8 18 II GBO. und 
ihre Wirkung im ZuvVerſt Verf. 3415 

SS 94 ff. PrAllg BergG. Die Vertretungs⸗ 
macht des Repräſentanten einer Ge⸗ 
werkſchaft iſt in den Fällen, wo der 
Repräſentant nach $ 120 eines beſon⸗ 
dern Auftrags der Gewerkenverſamm⸗ 
lung bedarf, nur inſoweit eingeſchränkt, 
als zur Wirkſamkeit der von ihm vor⸗ 
genommenen Vertretungshandlung die 
Zuſtimmung d. Gewerkenverſammlung 
erforderlich iſt. Wird zum Nachweis 
der Zuſtimmung d. Gewerkenverſamm⸗ 
lung dem GBA. ein von den „alleini⸗ 
gen Gewerken“ gefaßter Beſchl. in no⸗ 
tarieller Form vorgelegt, ſo braucht 
die übertragung aller Kuxe auf den 
beſchließ. Gewerken dann nicht in der 
Form des § 29 GBO. nachgewieſen zu 
werden, wenn nach dem Inhalt des 
über die Verſammlung aufgenommenen 
Protokolles der Gewerke die Verſamm⸗ 
lung als der im Gewerkenbuche als 


alleiniger Eigentümer aller Kuxe Ein- 
getragene abgehalten hat 31272 

§ 40 GBO. Bei Willensübereinſtimmung 
aller Beteiligten über die aufgelaſſen. 
Grundſtücksflächen macht deren übliche 
talihe Bezeichnung in den Auflaſſungs⸗ 
erklärung. diefe nicht unwirkſam. Sind 
auf Grund der falſchen Bezeichnungen 
unrichtige Gleintragungen erfolgt, ſo 
kann der Erwerber das Eigentum nur 
durch neue Eintragung im Grundbuch 
erlangen. Dazu iſt zunächſt Berichti 
gung des G. durch Wiedereintragung 
des Veräußerers erforderlich; erſt dann 
kann das Eigentum an dem richtig 
geſtellten Blatt auf den Erwerber um- 
geſchrieben werden 36542 

§ 54 GBO. Zuläſſigkeit der Eintragung 
eines Widerſpruchs gegen die unrecht 
mäßige Löſchung einer Vormerk. 2633 7 

§ 54 GBO. Grundbuchl. Vermerke in 
Wiederholung öffentl. Baufluchtlinien 
rechts find wirkſam unter der Herr- 
ſchaft der Pr BO, vor dem 1. Jan. 
1900, inhaltl. unzuläſſig aber bei Ein 
tragung nach dem 1. Jan. 1930. Qü 
ſchung von Amts wegen darf nur er⸗ 
folgen, wenn ſich aus der Eintragung 
u. der Eintragungsbewilligung mit 
Beſtimmtheit die inhaltl. Unzuläſſig 
keit ergibt 34555 

Rechtsverhältnis des Grundſchuldgläub. 
u. Grundſchuldbeſtellers an einer nicht 
valutierten Grundſchuld. Die Erfiä 
rung des Grundfchuldgläub. im Vertei 
lungstermin, er erhebe keinen Anſpruch 
auf den Erlös, weil die Grundſchuld 
nicht valutiert ſei, ſtellt keinen Ver 
zicht auf die Grundſchuld dar. Ein 
wirkl. im Verteilungstermin erklärter 
Verzicht bedarf nicht der Eintragung 
in das G. 273334 

Goldklauſel: Der Beiſatz „Gold“ iſt auch 
bei grundbücherl. Eintragung einer 
auf eine ausländ. Währung lautenden 
Hyp. zuläſſig 2532 1 

Die nachträgl. Eintragung der Schwan 
kungsklauſel 27401 

Die vom RWi Min. bei Nichterfüllung 
der Pflicht des Grundſtückseigentümers, 
einer Goldhyp. i. S. des deutſch⸗ 
ſchweiz. Abk. vorſtehende Hyp. zu löſchen 
bzw. zurücktreten zu laſſen, durchge 
führte Enteignung bez. dieſer Hyp. 
bringt diefe nicht zum Erlöſchen, fon- 
dern bewirkt nur deren Übergang auf 
das Reich. Verlangen ſofort. Zahlung 
des Aufw Betrags einer ſolchen irrtüm 
lich gelöſchten Hyp. ſtatt der Berichti- 
gung des Grundbuchs durch deren 
Wiedereintragung, da ja das Reich 
dieſe dann doch ſofort zugunſten des 
ſchweiz. Gläub. löſchen laſſen müßte 
3278 14 

§ 867 ZPO. Die mit der Durchführung 
des Verwaltungszwangsverf. betrauten 
Behörden können nur einen Antrag 
auf Eintragung ſtellen, das GBA. aber 
nicht um Eintragung erſuchen 2653 1 

Bei Veräußerung von Domänen u. Forſt 
grundſtücken genügt für das GHAN. 
die Erklärung der zuſtänd. Regierung. 
Die Einholung der Genehmigung höhe 
rer Inſtanzen iſt als Angelegenheit 
des innern Dienſtbetr. anzuſehen u. 
braucht deshalb nicht nachgewieſen zu 
werden 34541 

Dingl. Wirkung eines nach 8 17, 191 
PrALR. zuläſſig. relativen Veräuße⸗ 
rungsverbots. Weigert mit Rückſicht 
auf ein ſolches der G.richter die Gin- 
tragung eines neuen Erwerbers, ſo 
kann dieſer, ohne vorher den Inſtan 
zenzug des Geverfahrens zu erſchöpfen, 
bei ſonſt gegebenen Vorausſetz. vom 
Vertrage zurücktreten 24673 


Zwangsrechte i. S. v. 88 331—333 Waj- 
ſerG. find von der Eintragung in das 
G. nur inſoweit ausgeſchloſſen, als es 
ſich um Nutzungsrechte an Waſſer⸗ 
läufen handelt, nicht aber ſoweit die 
Zwangsrechte die Benutzung eines Erd⸗ 
grundſtücks betreffen, wie insbeſ. die in 
§ 33211 Wafjer®. behandelten Rechte 
3457 4 

Wird Eintragung einer Höchſtbetrags⸗ 
hop. in das G. durch deſſen Beſeiti⸗ 
gung ſeitens der feindl. Regierungen 
unmögl., ſo kann die Hyp. nicht zur 
Entſtehung gelangen 3105 18 

Grunddienſtbarkeit 

§ 1021 BGB. Dingliche Haftung des be- 
rechtigten Grundſtücks für die Koſten 
der Unterhaltung einer zur Ausübung 
der G. auf dem belaſteten Grundſtück 
beſtehenden Anlage 27441 

§ 1021 BGB. Beeinfluſſung einer unter 
der Herrſchaft des ALR. übernomme⸗ 
nen u. als G. eingetragenen Verpflich⸗ 
tung zur Gewährung u. Unterhaltung 
eines Weges durch die Vorſchriften 
des BGB. Der Inhalt der nach ALR. 
übernommenen Verpflichtung iſt nicht 
nach der Eintragung, ſondern nach 
dem Vertrage zu beurteilen. Aus⸗ 
legungsgrundſätze finden keine Anwen⸗ 
dung. § 242 BGB. findet auf ding- 
liche Verpflichtungen keine Anwendung, 
berechtigt auch nicht zum Eingriff in 
vertragliche Bindungen 34347 

$ 1023 BGB. Steht einer Gasanſtalt 
das dauernde Recht zu, ſtädtiſche Stra- 
ßen u. Plätze für Legung u. Unter⸗ 
haltung von Gasrohren zu benutzen, 
ſo hat mangels anderweitiger ver⸗ 
tragsmäßiger Regelung die Stadt die 
Koſten der durch Anderung der Stra⸗ 
ßen erforderl. Verlegung der Gasrohre 
zu tragen 2753 13 


Grunderwerb durch außzerpreuß. juriſt. 

Perſonen, VO. Ab. die Genehmigung von 

Ein der Genehmigung einer Behörde un⸗ 
terworfener Vertrag iſt nichtig, ſobald 
die Genehmigung endgültig verſagt 
worden iſt. Nachträgliche Abänderung 
des Verwaltungsbeſcheids kann den 
Vertrag nicht wieder aufleben laſſen, 
und zwar auch dann nicht, wenn die 
Parteien ihre Gebundenheit an den 
Vertrag über den Zeitpunkt der Ge⸗ 
nehmigung hinaus gewollt haben; 
8308 BGB. findet auf forche Verträge 
keine Anwendung 344918 

Grunderwerbſteuer 

§ 1 GrErw St. Hausgüter find juriſt. 
Perſonen. Wird Hausgut in der Weiſe 
aufgelöſt, daß ein Teil des Vermögens 
Familienmitgliedern, ein anderer Teil 
einer Stiftung überwieſen wird, ſo 
liegt ſteuerpflichtiger Eigentumsüber⸗ 
gang auf die Stiftung vor, wenigſtens 
dann, wenn zu den Stiftungszwecken 
auch ſolche gehören, für die durch die 
Auflöſungsgeſetzgebung die Errichtung 
einer Stiftung nicht beſonders vor- 
geſehen iſt 34772 

Bei der durch die Auflöſungsbehörde 
ausgeſprochenen Umwandlung v. Samt- 
fideikommißvermögen in Stiftungsver⸗ 
mögen wird G. nicht ausgelöſt 3482 5 

§ 1 GrErwStch. überträgt einzelner Teil- 
haber einer ſog. Grundſtücksmobili⸗ 
ſierungsgeſellſchaft einen Geſchäfts⸗ 
anteil auf eine andere Perſon, ſo iſt 
die Unterſtellung möglich, daß die Ver⸗ 
außerung eines entſpr. Grundſtück⸗ 
bruchteils durch die Veräußerung des 
. erſetzt iſt. Anwendung 

i O. aljo nicht ausge- 

ſchloſſen 3017 15 u x 

Haben zwei Perſonen alle Anteile einer 
Grundſtücksgeſellſchaft erworben und 
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überträgt ſodann die eine einen Teil 
ihrer Anteile auf die andere, ſo läßt 
ſich dieſe übertragung nicht lediglich 
um deswillen als ſteuerpflichtig an⸗ 
ſehen, weil die beiden Perſonen durch 
den vorausgegangenen Erwerb aller 
Anteile aus § 1 GrErwStG. i. Verb. 
m. 85 RAbgO. ſteuerpflichtig gewor- 
den ſind 3018 18 

8 3 GrErwSts. Iſt die AktG. A. an der 
GmbH. B. u. der GmbH. C. zu je ½ 
beteiligt u. wird das reſtliche Drittel 
der Geſellſchaft B. an die Geſellſchaft 
C. und das der Geſellſchaft C. an die 
Geſellſchaft B. abgetreten, ſo kann auf 
Grund von § 5 RAbgoO. angenommen 
werden, daß alle Geſchäftsanteile der 
GmbH. B. u. C. in der Hand der 
AEG. A. vereinigt find 302117 

88 3, 20 GrErwStG. Bei Ausfüllung einer 
Vertragslücke durch Auslegung ſind 
die Belange beider Parteien in Be⸗ 
tracht zu ziehen u. gegeneinander ab⸗ 
zuwägen. (Wer trägt die G.?) 36024 

98 5 J, 8 Nr. 7 GrErwStc. Iſt in Er- 
mangelung eines formgültigen ſchuld⸗ 
rechtl. Veräußerungsgeſchäfts die Auf⸗ 
laſſung ſelbſt als Veräußerungsgeſch. 
i. S. von § 5 J zu behandeln, ſo iſt 
deren Steuerpflichtigkeit davon abhän⸗ 
gig, daß aus dem ihr zugrunde Tiegen« 
den, wenngleich unverbindlichen Ver⸗ 
äußerungsgeſch. nicht ein Befreiungs⸗ 
grund i. S. des § 8 zu entnehmen 
iſt. über die Frage, ob Grundſtücks⸗ 
austauſch i. S. des § 8 Nr. 7 vorliegt, 
iſt von der Steuerbehörde zu entſchei⸗ 
den. Sie kann daher die Steuerbefrei⸗ 
ung nicht lediglich deshalb verſagen, 
weil die Ausſtellung der Zweckdienlich⸗ 
keitsbeſcheinigung von dem zuſtändigen 
Kulturamt mit der Begründung abge⸗ 
lehnt ſei, daß nach ſeiner Auffaſſung 
Grundſtückstauſch nicht vorliege 97592 

Der Unterſchied zwiſchen einem Kaufver⸗ 
trag u. der Ermächtigung, ein Grund- 
ſtück für eigene Rechnung zu veräußern, 
beſteht darin, daß, wenn Kaufvertrag 
geſchloſſen iſt, der Eigentümer ſein 
Grundſtück ſchuldrechtlich endgültig ver- 
loren hat, während dieſes Ergebnis im 
Falle des $5 IV Nr. 5 GrErwStG. 
nur dann eintritt, wenn dem Ermäch— 
tigten die Veräußerung gelingt. In 
beiden Fällen iſt der Eigentümer ver⸗ 
pflichtet, das Grundſtück auf den ihm 
von dem anderen bezeichneten Dritten 
zu übertragen u. hat der andere die 
Gefahr der Veräußerung zu tragen 
3480 3 

Setzen ſich zwei Eheleute, die zu einer 
Geſellſch. des bürgerl. Rechts verbun⸗ 
den ſind, in der Weiſe auseinander, 
daß dem Ehemann das ganze mit 
Hypotheken belaſtete Grundſtück über⸗ 
wieſen wird, während die Ehefrau 
nichts erhält, ſo iſt Steuerpflicht in 
Höhe des halben Grundſtückswerts be⸗ 
gründet, ohne daß § 8 Nr. 1 GrErw⸗ 
StG. in Frage kommt 3160 ® 


88 GrErwStG. Für die G.freiheit der 


Ausgaben von Heimſtätten macht es 
keinen Unterſchied, ob die Heimſtätte 
erſtmalig od. nach Heimfall an den 
Ausgeber erneut ausgegeben wird 34847 

8 12 II GréErwStG. Die Rentenbank⸗ 
grundſchuld ift eine gemeine Laſt. Ihre 
Übernahme beim Kauf eines Grund⸗ 
ſtücks iſt kein Teil des Preiſes. Über⸗ 
nimmt der Erwerber eines Grund⸗ 
ſtücks eine Verpflichtung, die eine Ver⸗ 
beſſerung des Grundſtücks ſelbſt zum 
Gegenſtand hat, z. B. Wiederauffor⸗ 
ſtungspflicht, jo ift die übernahme 
dieſer Verpflichtung der Regel nach 
kein Teil des Preiſes 3482 4 
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823 Ib Nr. 2 GrErwStch. Wird Wald- 
grundſtück verkauft, dann vom Käu⸗ 
fer abgeholzt u. nach Abholzung an 
den Verkäufer zurückverkauft, ſo kommt 
für den Kauf u. Rückkauf G.freiheit in 
Frage. Der Umſtand, daß das Grund⸗ 
ſtück inzwiſchen um den Holzbeſtand 
vermindert worden iſt, hindert die 
Steuerfreiheit nicht 26573 

Die Erhebung des Stempels nach Tar⸗ 
St. 3 BayStemp&t®. ift durch 8 33 
GrErwStG. ausgeſchloſſen 3607! 

Die eine Erhebung von Zuſchlägen zur 
G. regelnden Beſchlüſſe der Stadt⸗ u. 
Landkreiſe, die am 1. April 1929 als 
unbefriſtete in Geltung waren, ſind 
zufolge der durch Geſ. v. 27. Mai 1929 
mit Wirkung vom 1. April 1929 vor⸗ 
geſehenen Weitergeltung des PrA®- 
Fin AusglG. auch f. die Zeit über den 
31. März 1929 hinaus materiellrecht⸗ 
lich wirkſam geblieben 26582 

8 839 BGB. Die preuß. Landkreiſe Haf- 
ten für die Richtigkeit ihrer Gebeſchei⸗ 
nigungen 3290 6 


Grundſchuld 
vgl. auch Eigentümer., SicherungsG. 
Wird Tilgung der Forderung, zu deren 


Sicherung die Erteilung einer G. er⸗ 
folgt iſt, zur auflöſenden Bedingung 
der Abtretung geſetzt, dann geht die 
Grundſchuld nur auflöſend bedingt in 
das Vermögen des Erwerbers über u. 
fällt mit dem Eintritt der Bedingung, 
ohne neues rechtsgeſchäftl. Handeln der 
Beteiligten an den Schuldner zurück. 
Wenn aber die Erledigung des Siche⸗ 
rungszwecks einen ſchuldrechtl. An⸗ 
ſpruch u. Verpflichtung zur Rücküber⸗ 
tragung begründet, dann genügt es 
nicht, daß Gläubiger u. Schuldner über 
den Rückübergang der G. nur formlos 
willenseinig werden; es bedarf dann 
der Übergabe des Briefs u. der Er⸗ 
teilung der Abtretungserklärung in 
ſchriftl. Form. — Die Abtretung einer 
G. durch Nichtberechtigten wird infolge 
Einwilligung od. Genehmigung des Be⸗ 
rechtigten, die nicht der für das Haupt⸗ 
geſchäft beſtimmten Form bedarf, wirt- 
ſam 2695 5 

88 1163 ff. BGB. Der befriedigende per- 
ſönliche Schuldner genießt bei einer 
G. nicht Vorzugsſtellung, die ihm bei 
einer Hyp. eingeräumt iſt. Rechtsſtel⸗ 
lung des perſönlich haftenden Geſell⸗ 
ſchafters einer OHG. gegenüber dem 
Gläubiger, zu deſſen Gunſten auf dem 
Grundſtück der OHG. eine G. eingetra⸗ 
gen iſt 27508 


Rechtsverhältnis des Gegläub. u. G.⸗ 


beſtellers an einer nicht valutierten 
G. Die Erklärung des G.gläub. im 
Verteilungstermin, er erhebe keinen 
Anſpruch auf den Erlös, weil er die 
G. nicht valutiert habe, ſtellt keinen 
Verzicht auf die G. dar. Ein wirklich 
im Verteilungstermin erklärter Ver⸗ 
zicht bedarf nicht der Eintragung in 
das Grundbuch. Wirkung des Ver⸗ 
zichts. Für die Beurteilung der Wider⸗ 
ſpruchsklage gegen den Verteilungs⸗ 
plan iſt nur die Zeit des Verteilungs⸗ 
termins maßgebend 2733 34 

übertragung der Forderung gegen den 
Erſteher auf ihn ſelbſt als den aus 
feiner früheren mit dem Zuſchlag er- 
loſchenen G. Hebungsberechtigten. Die 
durch die Übertragung der Forderung 
gegen den Erſteher eingetretene Wir⸗ 
kung der Befriedigung aus dem Grund⸗ 
ſtück tritt auch dann ein, wenn der 
bei der Abtretung Begünſtigte nicht 
der materiell Hebungsberechtigte iſt; 
ihm ſtehen jetzt alſo Forderung und 

5 


* 34 


Siherungshhp. formell u. materiell zu, 
er kann darüber verfügen 2908 

§ 12 II GrErwStb. Die Renteubankch. 
iſt eine gemeine Laſt. Ihre Übernahme 
beim Kauf eines Grundſtücks iſt kein 
Teil des Preiſes 34824 


Grundſteuer 


BayGr.⸗ u. Haust. Nachtrag. Shrift- 
tum 3421 

Die Beſtimmung einer kommunalen G.⸗ 
ordnung, daß die Erhebung einer 
Rayonſteuer nach ein für allemal feſt⸗ 
umgrenzten Steuerſätzen zu erfolgen 
hat, ſteht im Widerſpruch mit 8 59I 
Komm AbgG., wonach die Feſtſetzung 
der Höhe der Steuerſätze alljährlich 
durch Gemeindebeſchluß erfolgen muß, 
u. ift deshalb ungültig 26031 
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Erſuchen des zur Erfüllung verpflich⸗ 
teten Käufers der Verkäufer die Schuld 
auf Verlangen des mit der Schuld⸗ 
übernahme nicht einverſtandenen Gläu⸗ 
bigers zahlt u. die für die Forderung 
eingetragene Hyp. abgetreten erhält. 
Es bleibt bei dem für den Verkäufer 
gegen den Käufer beſtehenden Be⸗ 
freiungsanſpruch; daraus ergibt ſich 
der Erſtattungsanſpruch des Verkäu⸗ 
fers gegen den Käufer; weiterhin tritt 
die in 8 1164 BGB. behandelte Er- 
ſatzforderung an Stelle der bisherigen 
Forderung gegen den Käufer; ſie iſt 
jetzt die durch Hyp. geſicherte Forde⸗ 
rung 34409 


8 286 BPO. Hat der Grundſtückseigen⸗ 


tümer zur Begründung eines Schadens- 
erſatzanſpruchs geltend gemacht, er ſei 


Verteilung von Pachtzinſen auf die 
beiderſeit'ge Benutzungszeit, wobei dem 
Käufer als Bucheigentümer die Stel⸗ 
lung eines Bej. zugebilligt wird 3447 15 
Grundſtücksverkehrsgeſetz, preuß. 

Grundſtückskauf. Jedes Verſchulden vor 
Vertragsſchluß iſt erheblich. Haftung 
für Verſchulden auch der Perſouen, 
denen vorbereitende Erkundigungen ob- 
lagen u. derer, die die Genehmigung 
zum Vertragsſchluß zu erteilen hatten 
2478 11 


Ein nach Außerkrafttreten des PrGr⸗ 
VerkG. geſchloſſener Vergleich, in dem 
die Erklärungen über den Verkauf des 
Grundſtücks aufrechterhalten werden, 
bedarf weder der Form des 8 313 
noch der Genehmigung der Verwal⸗ 
tungsbehörde 2482 12 


Grundſtücke, landwirtſchaftliche 
vgl. unter L. 
Grundſtücksveräußerung 
vgl. auch unter Kauf, Gr Verk., Mat- 


durch vertragswidriges Verhalten des 
anderen Teils zu Aufwendungen zwecks 
Erhaltung des Eigentums gezwungen 


Eventualgenehmigung beim Schwarzkauf 
2614 


Die nachträgliche behördliche Genehmi⸗ 


ler, Auflaſſung, Domäne 

8 313 BGB. Zuläſſigkeit formloſer Auf- 
hebung — nicht Abänderung — eines 
G.vertrags. Iſt die Abänderung inhalt⸗ 
lich jo, daß fie Aufhebung des G. 
vertrags in ſich ſchließt, dann iſt ſie, 
wenn nur formlos, nichtig u. mit ihr 
auch die Aufhebung. Geht der Käufer 
auf Kaufpreiserhöhung ein, ſo hängt 
es von der Auslegung ſeines Willens 
ab, ob er auf den Vertrag ganz zu 
verzichten bereit iſt, wenn der neue 
Vertrag nicht rechtsbeſtändig iſt. Recht⸗ 
liche Bedeutung der unrichtigen An- 
gabe über die Verteilung des notariell 
beurkundeten vereinbarten Geſamtprei⸗ 
ſes auf Grundſtück u. Inventar 2721 21 
Die Verpflichtung, einem anderen als 
Entgelt für geleiſtete Vermittlung ein 
einem Dritten gehörendes Grundſtück 
zu übereignen od. dafür einzuſtehen, 
daß es dem anderen übereignet werde, 
bedarf zu ihrer Wirkſamkeit der Form 
des 8 313 BGB. 32689 
Unanwendbarkeit von 8 892 BGB. wegen 
Perſonengleichheit zwiſchen Veräußerer 
u. Erwerber am Tag der grundbuch— 
lichen Antragsſtellung auf Eintragung 
des Erwerbers als Eigentümer. Ein 
dem Schutz des öffentl. Glaubens wür⸗ 
diges Verkehrsgeſchäft iſt nicht anzu⸗ 
erkennen, wenn die Gründer der das 
Grundſtück erwerbenden AktG. in ver⸗ 
deckter Stellvertretung für den bis⸗ 
herigen Eigentümer, der wirtſchaftlich 
nach wie vor über das Grundſtück 
verfügt, ſich an der AktG. beteiligt 
haben 273131 

§ 892 BGB. Beim Verkauf eines Grund- 
ſtücks an eine vom Veräußerer mit 
einem anderen gegründete Gmbh., 
deren Geſchäftsführer er in Gemein⸗ 
ſamkeit mit dem anderen iſt, u. an 
der er mit 5 Anteilen beteiligt ift, 
liegt Verkehrsgeſchäft vor, bei dem 
öffentlicher Glaube des Grundbuchs 
gilt 2731 32 

Muß bei Verkauf mehrerer Grund⸗ 
ſtücke ein an einem von ihnen be⸗ 
ſtehendes Vorkaufsrecht wegen Unzu⸗ 
mutbarkeit der Teilung in bezug auf 
beide Grundſtücke ausgeübt werden, 
wird es aber nur an einem von ihnen 
geltend gemacht, ſo iſt die Folge nicht, 
daß nun auch das zweite Grundſtück 
dem Vorkauf unterfällt, ſondern daß 
das Recht als nicht ausgeübt gilt. Dem 
Käufer gegenüber iſt der Verkäufer 
verpflichtet, das dem Kauf entgegen- 
gehaltene, aber in Wahrheit nicht be⸗ 
ſtehende Vorkaufsrecht zu beſeitigen 
2626 4 

Rechtslage, wenn bei im Kaufvertrag 
vereinbarter Erfüllungsübernahme auf 


worden, ſo kann ihm nicht entgegen⸗ 
gehalten werden, daß nicht er, ſondern 
ein Dritter die Aufwendungen gemacht 
habe, ohne daß das Rechtsverhältnis 
zwiſchen ihm u. dieſem Dritten geklärt 
wird. Unter Umſtänden kann ſich aus 
dieſem Verhältnis, ſofern er für Rech⸗ 
nung des Dritten gehandelt hat, auch 
ohne beſondere Ermächtigung das Recht 
ergeben, den Schaden des Dritten im 
eigenen Namen geltend zu machen. 
Eine im Herbſt 1925 erfolgte Behin⸗ 
derung in der V. eines Grundſtücks 
kann die adäquate Urſache für eine 
Zwangsverſteigerung i. J. 1927 gebil⸗ 
det haben. Handelt es ſich um die 
Frage, ob Eigentümer durch Behin- 
derung in der V. in einem beſtimmten 
Zeitpunkt Schaden erlitten hat, ſo iſt 
der Preis, zu dem er damals hätte 
veräußern können, nicht mit ſeinem 
Erwerbspreis, ſondern mit dem Preis 
zu vergleichen, den er ſpäter erzielen 
konnte 35456 


Kreiswertzuwachsſteuer. Die in einer 


WzZuwStO. für den Fall der V. 
von unbebauten Grundſtücken zum 
Zwecke der Bebauung mit Wohnhäu⸗ 
ſern vorgeſehene Steuervergünſtigung 
kann auch auf die V. eines Grund- 
ſtücks Anwendung finden, auf dem 
z. Zt. der V. zwar noch ein Gebäude 
ſteht, das jedoch als Abrißgebäude 
zu gelten hat u. als ſolches den 
Gegenſtand der V. bildet 25312 


Bereicherungsanſpruch 
Der Veräußerer eines Grundſtücks kann 


bei Nichtigkeit der Eigentumsübertra⸗ 
gung u. des ihr zugrunde liegenden 
Rechtsgeſchäfts die Zuſtimmung zu 
ſeiner Wiedereintragung vom Erwerber 
nach Bereicherungsgrundſätzen fordern, 
auch wenn er ſelbſt nicht Eigentümer 
des Grundſtücks ift 2723 24 


Bereicherungsklage. Iſt die Rückgewähr 


eines ohne wirkſamen Vertrag über⸗ 
gebenen Grundſtücks wegen durch Be⸗ 
bauung eingetretener Veränderung un⸗ 
möglich, ſo kann nur Werterſatz ge⸗ 
fordert werden. Der Bereicherte hat 
dafür den Anſpruch auf Eigentums⸗ 
übertragung 3271 11 


Die antragsgemäße Verurteilung zur 


„Rüclauflaſſung“ kann nur eine, wenn- 
gleich inkorrekt ausgedrückte Zuerken⸗ 
nung des Kondiktionsanſpruchs be⸗ 
deuten 32872 


Bereicherungsanſpruch des Käufers bei 


Rückgewähr des für ihn aus einem 
nichtigen Kaufvertrag ſchon eingetra⸗ 
gen geweſenen Grundſtücks. Berechnung 
des Kaufpreiſes u. daraus gezogener 
Nutzungen, wozu rechtsgeſchäftlich ge⸗ 
zogener Gewinn nicht gehört; ferner 


gung zur Auflaſſung macht den Er- 
werber dann nicht zum Eigentümer, 
wenn er zwar vor der Erteilung der 
Genehmigung zunächſt als Eigentümer 
eingetragen, dieſe Eintragung aber im 
Augenblick der Erteilung durch Be- 
richtigung des Grundbuchs wieder be- 
ſeitigt u. eine neue Eintragung des 
Eigentumswechſels nicht erfolgt iſt 
2726 27 

Geltung des G. v. 10. Febr. 1923 u. 
20. Juli 1925 im beſetzten Gebiet. Ver⸗ 
hältnis der Beſtimmung des Art. 1 
Satz 2 Halbſ. 2 des letzteren Geſetzes 
zum erſteren; in jenem liegt nicht eine 
mit rückwirkender Kraft getroffene neue 
ſelbſtändige Anordnung der Genehmi« 
gungsbedürftigkeit 2900 ! 

Stillſchweigende Genehmigung der Bes 
hörde bei einem der Vorſchrift des 
8 313 BGB. zuwider abgeſchloſſenen 
Grundſtücksvertrag, auch wenn der An- 
trag nicht den Beſtimmungen des 8 6 
G. entſprochen hat 3449 17 

Die Entſch. der Frage, ob ordnungs- 
mäßiger Genehmigungsantrag geſtellt 
iſt, ſteht nicht dem Gericht zu; es iſt 
an die Auffaſſung der Verw Behörde 
gebunden. Die Frage aber, ob Be⸗ 
ſcheinigung der Genehmigungsbehörde 
nach § 6 Abſ. 2 vorliegt, hat der 
ordentl. Richter durch auch noch in 
der RevInſt. zuläſſige Auslegung der 
betr. Urkunde zu prüfen u. zu beant⸗ 
worten. Erſt nach dieſer Klarſtellung 
iſt die dem Prozeßrichter obliegende 
Entſch. darüber, ob die Friſt des 8 7 
Abſ. 3, 4 abgelaufen ift, möglich 2639 11 

§ 7. Die Feſtſtellung der Behörde über 
den Beginn der Friſt bindet das Ge⸗ 
richt; nicht dagegen die Auffaſſung u. 
Feſtſtellung der Behörde, daß die Friſt 
mit der Wirkung der geſetzlich ver⸗ 
muteten ſchweigenden Genehmigung 
abgelaufen iſt. Ein ordnungsmäßig ge⸗ 
ſtellter Genehmigungsantrag kann bis 
zur erfolgten Entſch. über ihn u. bis 
zum Ablauf der dreiwöchigen Friſt 
des 8 7 Abſ. 3 zurückgenommen mwer- 
den 273435 

Grundvermögenſteuer, preuß. 

Die Erhebung einer vorläufigen Steuer 
vom Grundvermögen. Schriftt. 2620 

8 2 Abſ. 1 GrVermStG. Ein Wohnhaus, 
das nach Größe u. Wert außer dem 
üblichen Verhältnis zu dbei P. 3125 53 


Käch 


Sachregiſter 


Penſionsverſicherung 
Rechtſprechung zur P. 2624 VII 
Perſonengeſellſchaften 
Recht der P. Schrifttum 2442 
Liquidation der Geſellſchaft oder des 
Unternehmens (unter Berückſichtigung 
der Pachtgeſellſchaft) 3193 
Urkundenſteuer u. P. (insbeſondere OHG. 
und Kommceſ.) 3198 
Bei Bezahlung fremder Schuld durch He- 
ſellſchafter ohne Verpflichtung hierzu 
dem Schuldner gegenüber iſt dieſer auf 
Koſten der Geſellſchaft, nicht der ein 
zelnen Geſellſchafter, bereichert 3226 21 
Perſouenſorgerecht 
Bei Anordnung derFürſorgeerziehung über 
die Kinder ſelbſtändiges Beſchwerde 
recht des in der Geſchäftsfähigkeit De 
ſchränkten Elternteils, dem die tatjädı: 
liche Perſonenſorge gemäß 8 1676 H 
BGB. zuſteht 3234 
1625 BGB. Übertragung des P. auf 
die reinariſche Mutter wegen Verlan 
gens des halbjüdiſchen Vaters auf Her 
ausgabe der Kinder an ihn 62 
§ 1635 BGB. Ausſetzung des Prozeſſes 
über Herausgabe eines Kindes bis zur 
rifttum 3186 

81 Rhaftpfl h. Die erhöhte Betriebs⸗ 
gefahr ſetzt nicht notwendig Verſchul⸗ 
den des Betriebsunternehmers oder 
eines ſeiner Angehörigen voraus. Sie 
wird aber durch das Hinzutreten eines 
ſolchen geſteigert. Fehlen einer Schranke 
bei Bahnübergang als weſentliche Er⸗ 
höhung der Betriebsgefahr 3321 12 

8 3a RHaftpfl®. Hat der Haftpflichtige 
dem Verletzten auch nach feiner Wie⸗ 
derherſtellung den infolge Verluſtes 
ſeiner Dienſtſtellung entſtehenden Scha⸗ 
den zu erſetzen? 3599 

Haftpflichtverſicherung 
kann im Fall fog. Garderobenver⸗ 
ſicherung auch über den Fall der 
Entſch. II A 60/29 v. 12. März 1929 
hinaus angenommen werden, wenn 
dem Gaſt ein unmittelbarer Anſpruch 
gegen die Verſicherungsanſtalt einge- 
räumt iſt. Denn es kann angenommen 
werden, daß der Gaſtwirt ſeine Rechte 
aus der H. auf den Gaſt übertragen 
hat 32331 

Hamburg 

Erhöhung der Zinſen der eingetragenen 
Hyp. iſt Anderung einer Nebenleiſtung. 
Wo dieſe Anderung einzutragen iſt, 
beſtimmt das landesrechtliche Grund» 
buchrecht. Bedeutung der Verände⸗ 
rungsſpalte im preuß. u. hamburg. 
Grundbuchrecht 2727 28 k 

Einführung in die Geſchichte des Liegen⸗ 
ſchafts rechts der Freien u. Hanſeſtadt 
H. Schrifttum 3421 

Hamburger Kammerbriefe als Renten» 
kauf. Für die Anwendbarkeit des § 30 
Abſ. 3 AnlAblöſc. ift nicht entſchei⸗ 
dend, ob die Anleihe öffentlich⸗recht⸗ 
lichen Charakter beſitzt, weſentlich iſt 
dagegen, daß unter Schuldverſchrei⸗ 
bungen nur Wertpapiere zu verſtehen 
ind 3263 6 

§ 14 Hambdiſzcß. Grundſätzlich ift der 
Hamburger Diſziplinarrichter nicht an 
die Feſtſtellungen des Strafrichters ge⸗ 
bunden. Dieſe ſind nur außerordentl. 
wichtiges Erkenntnismittel 28672 

Ungültigkeit des Verbots der Partei- 
uniform der NSDAP. auch in H. 
Grenzen der Freiheit der Meinungs⸗ 
äußerung 2855 24 

Hamburg. WertzumSteuer. Verſchiedene 
Veräußerungsfälle ſind nicht zuſam⸗ 
menzufaſſen 3294 

Hamburg. WertzuwSteuer bei Enteig⸗ 
mungsentſchädigungen für Nachteile des 
Reſtgrundſtücks 3294 2 

Handelsgeſellſchaft 

del. auch AG., Genoſſenſch, GmbH. 

Die HGeſellſchaften und das zwingende 
Recht. Schrifttum 2943 

Beteiligungs- u. Finanzierungsgeſell⸗ 
ſchaften. Schrifttum 3067 


Sachregiſter 


Iſt Mietvertrag mit einer GFa., deren 
Inhaber Einzelkaufmann iſt, als Mie⸗ 
terin mit der Maßgabe geſchloſſen, 
daß die Unterſagung einer Unterver⸗ 
mietung kein Recht auf vorzeitige Kün⸗ 
digung gebe, ſo iſt die Auslegung des 
Vertrags dahin, daß das Mietver- 
hältnis auf einen Erwerber der Firma 
nicht ohne weiteres übergehe, nicht aus⸗ 
geichlofj., ſondern naheliegend 29462 

Nur der Geſellſchafter, der bei der Ge⸗ 
ſellſchaftsgründung ſeinen Namen nach 
§ 19 1968. für die Firmenbildung 
hergegeben, hat im Fall ſeines Aus⸗ 
ſcheidens aus der Geſellſch. das Wider⸗ 
ſpruchsrecht gegen die Fortführung der 
Fa. 2998 7 


Iſt zweifelhaft, ob wegen der Beteili⸗ 
gung eines Pflichtigen an Geſellſch. 
od. Gemeinſch. als Mitunternehmer 
einheitl. Gewinn⸗ bzw. Verluſtfeſtſtel⸗ 
lung zu treffen iſt, od. verzögert ſich 
die einheitl. Feſtſtellung, ſo kann die 
Veranlagung des Pflichtigen bez. der 
übrigen Einkünfte in entſpr. Anwen⸗ 
dung des § 82 I RAbgO. vorläufig 
vorgenommen werden 30051 

GB. 
Textausgaben 3064 
Handelshochſchule 

Zum Jubiläum der H. Berlin 3025 

Chronik der H. Berlin 1926—1930. 
Schrifttum 3062 

Handelskammer 

Auf die Verjährung von H.beiträgen fin- 
den die Vorſchriften des Geſ. über die 
Verjährung bei öffentl. Abgaben vom 
18. Juni 1840, nicht diejenigen der 
RAbgo Anwendung. In analoger An- 
wendung des $ 53 GewSt. ift die 
Erhebung von Vorauszahlungen auf 
die H.beiträge zuläſſig 31611 

Handelsrecht 

Lehrbuch des H. Schrifttum 3064 

Kurzes Lehrbuch des H. an Hand von 
praktiſchen Fällen f. Studium, Examen 
u. Praxis. Schrifttum 3064 

Handelsregiſter 

88 15, 25 HGB. Kein Haftungsausſchluß 
für die Verbindlichkeiten einer mit Fa. 
übernommenen u. fortgeführten Zweig⸗ 
niederlaſſung, wenn es im H. der 
Hauptniederlaſſung vermerkt iſt; auch 
dann, wenn die Zweigniederlaſſung 
nicht im H. eingetragen war. Perſön⸗ 
liche Mitteilung an den Glaubiger iſt 
unwirkſam, wenn ſie zwar für die zu 
gründende GmbH. als Übernehmerin 
gemacht, dieſe aber noch nicht gegrün⸗ 
det war 3076 2 

88 18, 37 HGB. Das Recht zur Be⸗ 
ſchwerde gegen Beſchluß des Regiſter⸗ 
richters, durch den die Anderung der 
Fa. eines Dritten abgelehnt worden 
iſt, ſteht nur demjenigen zu, deſſen 
Firmenrecht durch die Verfügung be- 
einträchtigt iſt. Anſprüche, die auf 
Grund unlauteren Wettbewerbs erho- 
ben werden könnten, geben ohne die 
obige Vorausſetzung das Beſchwerde⸗ 
recht nicht 30773 i 

§§ 22, 27, 31 HGB. Bei Fortführung 
eines Handelsgeſchäfts durch die Erben 
des verſtorbenen Einzelkaufmanns iſt 
die Tatſache, daß Teſtamentsvollſtrek⸗ 
ker ernannt ſind, im H. nicht einzutra⸗ 
gen. Auch kann dadurch die Haftung 
der Geſchäft u. Firma fortſetzenden 
Erben für die Geſchäftsſchulden nicht 
in eine beſchränkte i. S. der Erben⸗ 
haftung umgewandelt werden 30731 

8205 HGB. Vertrag einer Akt., der 
vor Ablauf von fünf Jahren nach der 
Eintragung der AktG. in das H. mit 
den Gründern dahin geſchloſſen wird, 
daß keine Anſprüche aus der Grün⸗ 


*35 


dung erhoben werden follten, ift un- 
wirkſam u. wird auch nicht dadurch 
wirkſam, daß er von der Genkerf. 
nach Ablauf der fünfjährigen Friſt 
genehmigt wird 2956 5 

Der nach § 268 II HGB. gewählte Pro- 
zeßvertreter ift Vertreter der Akt. 
u. nicht der Aktionärminderheit. Das 
RegGer. kann an Stelle des von der 
Gen Verſ. gewählten Vertreters, aber 
nicht neben ihn, einen Sondervertre⸗ 
ter beſtellen; ob es dies tun will, 
hängt von ſeinem pflichtgemäßen Er⸗ 
meſſen ab 2998 8 

§ 139 BGB. findet auf den obrigkeit⸗ 
lichen Akt der Eintragung ins H. keine 
Anwendung, wenn neben einem über⸗ 
haupt nicht gefaßten Beſchluß der Gen⸗ 
Verſ. einer Genoſſenſchaft die wirk⸗ 
lich gefaßten Beſchlüſſe inhaltlich rich⸗ 
tig eingetragen ſind. Beſchlüſſe über 
Umſtellung u. Erwerb der Geſchäfts⸗ 
anteile, die entgegen der urſprüng⸗ 
lichen Satzung ratenweiſe Einzahlung 
geſtatten, bedürfen auch bez. des letzten 
Punktes der Eintragung u. ſind nach 
$ 139 BG. in vollem Umfang nichtig, 
wenn dieſe fehlt 2982 20 

Das Prozeßgericht iſt zu Einwirkungen 
auf die Tätigkeit des Regiſtergerichts 
nicht befugt 29921 

Handlungsgehilfe 

Wird einem Betriebsbeamten, Techniker 
od. H. friſtlos gekündigt, weil er durch 
unverſchuldetes Unglück dauernd dienſt⸗ 
unfähig geworden iſt, ſo beginnt die 
Sechswochenfriſt, für die der Gehalts⸗ 
anſpruch beſtehen bleibt, mit dem Ein⸗ 
tritt der dauernden Dienſtbehinderung, 
nicht erſt mit dem Tage der Löſung 
des Arbeitsverhältniſſes 36791 

Abgrenzung zwiſchen Handlungsagenten 
u. H. 3152 2 


H., der — wenn auch gutgläubig — 
eine Strafanzeige gegen den Prinzipal 
erſtattet, die ſich als unbegründet er⸗ 
weiſt, gibt damit Grund zur friſtloſen 
Entlaſſung 31521 

Hannover 

Der Zeitpunkt, in dem Grundlehn, die 
unter das h.ſche Geſetz über die Ablös⸗ 
barkeit des Lehnsverbands v. 13. April 
1836 nebſt Ergänzungsgeſetzen fallen, 
in der Zwangsauflöſung freies Ver⸗ 
mögen werden, richtet ſich nicht nach 
den für Familienfideikommiſſe gelten⸗ 
den Vorſchriften, ſondern nach 88 248, 
250 ZwAuflVoO. Hiernach werden dieſe 
Lehen nunmehr wie alle anderen Lehen 
ſpäteſtens am 1. April 1935 freies 
Eigentum, ſofern ſie nicht nach dem 
erwähnten Lehnsaufl®. od. aus fon- 
ſtigen Gründen in einem früheren Beit- 
punkte freies Vermögen werden 3493 2 

88 366 Ziff. 5, 367 Ziff. 11 StGB.; Pr- 
Feld Pol.; Hann Straß Beri Hold. 
Viehtreiben auf dem Lande. Autover⸗ 
kehr 3468 14 

Hausfriedensbruch 
§ 123 StGB. Zum Begriff bdeg befrie- 
deten Beſitztums 2852 17 
Hausgut 
vgl. unter Auflöſung 
Hauſierſteuer 

Preuß. Geſ. betr. die Beſteuerung des 
Gew Betriebs im Umherziehen. Kaufe 
leute u. andere Perſonen, die ſtehendes 
Gewerbe betreiben u. außerhalb des 
Ortes ihrer gewerbl. Niederlaſſung 
ohne vorherige Aufforderung u. bei 
jedermann Warenbeſtellungen ſuchen, 
ſind der H. auch dann unterworfen, 
wenn ſie von den Waren, auf die ſie 
Beſtellungen ſuchen, nur Proben od. 

Muſter mit ſich führen. Die Verjäh⸗ 
5* 


*36 


rungsfriſt für die Steuerzuwiderhand⸗ 
lung beträgt fünf Jahre 312129 

Art. 1, 16, 20 BayHaufStd. Reine Re- 
klame⸗ u. Werbetätigkeit iſt nicht Auf⸗ 
ſuchen von Beſtellungen 28437 

Art. 1 Nr. 1 BayHauſ StG. Zum Begriff 
des Feilbietens von Waren im Umher⸗ 
ziehen 31312 

Hausſteuer 
vgl. unter Grundſteuer 


Hausverwaltung 
vgl. unter Vollmacht 
Hauszinsſteuer 
Das Neubaumietrecht, H.bauten u. h. freie 
Bauten, Gemeinnützige Unternehmun⸗ 
gen, Baukoſtenzuſchüſſe. Schriftt. 3650 
Die Vergünſtigung aus § 4 Hauszins⸗ 
StVO. wegen eigengenutzter gewerbl. 
Räume iſt nicht gegeben, wenn der 
Nutzer der Räume eine Einzelperſon 
od. Handelsgeſellſchaft ift, die ihrer⸗ 
ſeits alleinige Geſellſchafterin der 
Grundſtücksombch. — Einmanngeſell⸗ 
ſchaft — iſt 31612 
Vom Vermieter vereinnahmte H. iſt Teil 
des umſatzſteuerpflicht. Entgelts 36791 
Heimſtättengeſetz 
98 20, 17. Das Konkursgericht kann die 
Eintragung des Konkursvermerks bei 
der Heimſtätte verlangen 2588 22 
§ 36 RHeimſtG. Liefert Bauunternehmer, 
Handwerler uſw. f. Heimſtättenzwecke 
an Siedlungsgeſellſchaften, die im Auf- 
trage der Ausgeber das Siedlungsver⸗ 
fahren durchführen, ſo ſind dieſe Liefe⸗ 
rungen umſatzſteuerfrei 3483 6 
§ 36 AHeimft®. Für die GrErwSteuer⸗ 
freiheit der Ausgaben von Heimſtälten 
macht es keinen Unterſchied, ob die 
Heimſtätte erſtmalig od. nach Heim⸗ 
fall an den Ausgeber erneut ausge⸗ 
geben wird 34847 


Herausgabe eines Kindes 
Bei Klage auf H. mehrerer K. iſt das 
Recht, die H. zu verlangen bez. jedes 
einzelnen K. beſonders zu begründen 
u. zu prüfen. Es handelt ſich deshalb 
in der Klage um mehrere Einzelan⸗ 
ſprüche, die in einer Klage zuſammen⸗ 
gefaßt ſind 3577 28 
Herausgabeanſpruch 
vgl. Abtretung des H. unter Eigentums- 
erwerb 
Heſſen 
Art. 50 HeſſverwRpflf. Nicht jedes Jn- 
tereſſe, das Dritte an der zu erlaſſen⸗ 
den Entſch. haben, rechtfertigt ihre 
Beiladung zur mündl. Verhandlung. 
Als Vorausſetzung für die Beiladung 
Dritter iſt vielmehr ein privates, recht⸗ 
liches od. tatſächliches Intereſſe zu 
fordern, das nach freiem Ermeſſen des 
Gerichts ſo erheblich iſt, daß es Be⸗ 
rückſichtigung verdient 3591 
Art. 16, 17 HeſſchemBeamtG. Bei Diſzi⸗ 
plinarverfahren gegen ſtädt. Beamten 
iſt die Strafe ausſchließlich nach der 
Schwere der Tat u. dem Umfang des 
Verſchuldens zu bemeſſen. Andere Er⸗ 
wägungen, wie die Belange der An⸗ 
ſtellungskörperſchaft, haben grundſätz⸗ 
lich auszuſcheiden. Bei Verſetzung in 
„geringer beſoldete Dienſtſtelle“ hat 
das Gericht die Beſoldungsgruppe, nicht 
aber das neue Amt ſelbſt zu bezeich⸗ 
nen 36803 
HeſſchewStG. Kreditgenoſſenſchaften find 
nicht als dem öffentl. Verkehr die⸗ 
nende Sparkaſſen anzuſehen 36121 
88 6, 11 HeſſwWaZuweSt VO. Iſt die Wert- 
zuwachsſteuer nach der Zeitdauer, in 
der ein Grundſtück im Beſitze des 
Steuerpflichtigen ſtand, geſtaffelt, ſo 
iſt hierfür die reine Eigentumsdauer 
von der Eintragung bis zur Löſchung 


Sachregiſter 


im Grundbuch u. nicht die Beſitzzeit 
maßgebend 3492 5 
§ 23 IV HeſſWaguwStoO. Eine Steuer- 
befreiung erwerbsunfähig. Steuerpflich⸗ 
tiger iſt nur bei natürlichen, nicht bei 
juriſtiſchen Perſonen, z. B. einer in 
Konkurs geratenen AktG. zuläſſig 2605 
Hilfsantrag 
8 96 3 PO. Sit der Wert des H. erheb- 
lich höher als der Wert des Haupt⸗ 
antrags u. wird nach dem Haupt⸗ 
antrag erkannt, dann ſind die durch 
den H. entſtandenen Mehrkoſten dem 
Kl. aufzuerlegen 3575 23 
Hinterlegung 
Die auf Grund landesgeſetzlicher Be⸗ 
ſtimmung erfolgende H. der Verſiche⸗ 
rungsſumme befreit den Verſicherer 
auch dann, wenn die Verſicherung 
nicht, wie vorgeſchrieben, zum Wieder⸗ 
aufbau der verſicherten u. zerſtörten 
Gebäude verwendet wird 31965 
Höchſtbetragshypothek 
Belaſtung mehrerer Grundſtücke mit einer 
H. — ohne Begründung einer Geſamt— 
hyp. für dieje — zur Sicherung eines 
u. desſelben Forderungskreiſes. Bei H. 
braucht nicht wie bei gewöhnlichen 
Hyp. von vornherein genau beſtimmt 
od. beſtimmbar zu ſein, für welche 
Forderung die Hyp. haftet. Der Gläub. 
hat das Verfügungsrecht, für welche 
den einzelnen Forderungen, die an 
fi) der H. unterfallen, er die Haf- 
tung des Grundſtücks in Anſpruch neh⸗ 
men will. Es können auch dem Gläub. 
mehrere nur dem Höchſtbetrag nach 
beſtimmte unter ſich ſelbſtändige Hyp⸗ 
Rechte zur Verfügung geſtellt werden 
mit der Befugnis, demnächſt nach fei- 
nem Ermeſſen ſeine Forderungen auf 
die mehreren Hyp. zu verteilen und 
zu beſtimmen, für welchen Teil die 
eine u. für welchen die andere Hyp. 
haften ſoll 273233 
Die Eintragung nachfolgender Erklärung 
im Grundbuch iſt zuläſſig: „Ich be- 
willige u. beantrage die Eintragung 
dieſer H. in das Grundbuch. Auf Ver⸗ 
langen der Gläub. bin ich verpflich⸗ 
tet, nach Feſtſtellung der Höhe ihrer 
Forderung darein zu willigen, daß 
die Sicherungshyp. in Höhe des feſt⸗ 
geſtellten Betrags nebſt Zinſen in eine 
gewöhnl. Hyp. nebſt 5% jährliche Zin⸗ 
ſen umgewandelt wird. Zur Sicherung 
dieſes Anſpruchs bewillige u. bean⸗ 
trage ich die Eintragung einer Vor⸗ 
merkung in das Grundbuch zugunſten 
des Gläub. der obigen Hyp.” 2743 5 
Nach dem 1. Juli 1925 valutierte, aber 
ſchon früher eingetragene H. gehen im 
Range einzutragenden AufwHypotheken 
vor 2752 11 
Wird die Eintragung einer H. in das 
Grundbuch durch deſſen Beſeitigung 
ſeitens der feindl. Regierungen un⸗ 
möglich, ſo kann die H. nicht zur 
Entſtehung gelangen. Keine Umdeu⸗ 
tung in Abtretung der perſönl. Forde⸗ 
rung unter Ausſchluß der Hyp. 3105 
Hoftor 
vgl. unter Gebäudeeinſturz 
Hopfenherkunftsgeſetz 
Schrifttum 2618 
Hypothek 
vgl. auch Gold g., HöchitbetragsH., Siche⸗ 
rungs H., Zwangs. 
Die H. in der täglichen Praxis. Schrift⸗ 
tum 3260 
Der Eigentümer kann ſich im Falle des 
8 881 BGB. die Befugnis vorbehal⸗ 
ten, eine Reichsmark. von beſtimm⸗ 
tem Nennbetrag od. eine Goldmarfd. 
von gleichem Nennbetrag mit dem 


Rang vor einem anderen Recht ein⸗ 
tragen zu laſſen 27403 

Zu 8879 BGB. Erhöhung der Zinſen 
der eingetragenen H. iſt Anderung einer 
Nebenleiſtung. Wo dieſe Anderung ein⸗ 
zutragen iſt, beſtimmt das landesrechtl. 
Grundbuchrecht. Zu Erhöhung des 
Zinsfußes über 5%, die an dem Rang 
der H. teilnehmen ſoll, iſt die Zu⸗ 
ſtimmung der im Rang gleich- und 
nachſtehenden Beteiligten erforderlich 
2727 28 

Die vertraglich vereinbarten Strafzinſen 
ſind ihrer rechtl. Natur nach als Ne⸗ 
benleiſtungen i. S. des § 1115 BGB. 
anzuſehen, ſo daß es der Aufnahme 
des Zinsſatzes u. der Nebenleiſtung im 
Eintragungsvermerk bedarf. Dies gilt 
auch, wenn die frühere Abrede über 
die Strafzinſen ſich auf eine Papier⸗ 
marke. bezog, die gelöſcht, ſpäter aber 
aufgewertet u. neu eingetragen worden 
iſt. Die Bezugnahme auf die frühere 
Eintragungsbewilligung genügt nicht; 
8 1118 iſt nicht anwendbar 27475 

$ 1120 BGB. Bei Zwangsverſteigerung 
eines Baumſchulengrundſtücks werden 
die Beſtände der Baumſchule von der 
Beſchlagnahme betroffen 26543 

8 1144 BGB. Zur Frage der Abtretbar⸗ 
keit des Berichtigungsanſpruchs 32883 

§ 1147 BGB. Die Vereinbarung, daß der 
HypGläub. jiġ aus dem Grundſtück im 
Wege der Zwangsverſteigerung nur 
befriedigen darf, wenn er im Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahren ein beſtimmtes 
Mindeſtbargebot abgibt, kann nicht als 
Sun der Hyp. eingetragen werden 
3282 2 


98 1154 BGB. HypBriefe find auch dann 
keine „Wertpapiere“ i. S. von § 11 
Depot®., wenn fie unter Hinzufügung 
von Blankozeſſionserklärungen über- 
geben worden find. Die HypBriefe 
können durch Einigung u. Übergabe 
der Briefe nebſt den unausgefüllten 
Zeſſionsurkunden übereignet werden 
unter der Bedingung, daß der Über⸗ 
gang der Forderung demnächſt zuftande 
kommt, ohne daß der Erwerber gu- 
nächſt ſchon Gläub. der HypForderun⸗ 
gen wird 3119 27 

$ 1155 BOB. Ein nichtrechtsfähiger Ver- 
ein kann als ſolcher keine Gläubiger⸗ 
rechte erwerben 3448 16 

88 1164 BGB. Bei Zahlung der vom 
Käufer bedingt übernommenen H. (nur 
wenn der Gläubiger nicht kündigt), 
durch den Verkäufer ift deſſen Forde- 
rung an den Käufer nicht Erſatz⸗, ſon⸗ 
dern Kaufpreisforderung 2631 6 

Rechtslage, wenn bei im Kaufvertrag 
vereinbarter Erfüllungsübernahme auf 
Erſuchen des zur Erfüllung verpflich- 
teten Käufers der Verkäufer die Schuld 
auf Verlangen des mit der Schuldüber⸗ 
nahme nicht einverſtandenen Gläub. 
zahlt u. die für die Forderung ein⸗ 
getragene Hyp. abgetreten erhält. Es 
bleibt bei dem für dem Verkäufer 
gegen den Käufer beſtehenden Be⸗ 
freiungsanſpruch; daraus ergibt ſich 
der Erſtattungsauſpruch des Verkäu⸗ 
fers gegen den Käufer; weiterhin tritt 
die in § 1164 BGB. behandelte Er⸗ 
fagforberung an Stelle der bisherigen 
Forderung gegen den Käufer; ſie iſt 
jetzt die durch Hyp. geſicherte Forde⸗ 
rung 34409 

Goldklauſel: Der Beiſatz „Gold“ iſt auch 
bei grundbücherlicher Eintragung einer 
auf eine ausländiſche Währung lau⸗ 
tenden H. zuläſſig 2532 1 

Die nachträgl. Eintragung der Schwan⸗ 
kungsklauſel 27401 


Iſt durch Pfändungs⸗ u. Überweiſungs⸗ 
beſchluß eine H.forderung „wegen u. 
in Höhe“ gewiſſer Vollſtreckungsbe⸗ 
träge gepfändet worden, ſo erſtreckt 
ſich die Pfändung, falls in den Boll- 
ſtreckungsbeträgen auch Zinſen von 
einem beſtimmten Zeitpunkt ab ent⸗ 
halten ſind, entgegen der Faſſung des 
Pfändungsbeſchluſſes nicht nur auf 
einen Teil, ſondern auf die ganze H. 
25761 3563 2 

Die Pfändung von H.zinſen, die dem 
zum Unterhalt verpflichteten Eltern⸗ 
teil des H.gläubigers bis zu deſſen 
Volljährigkeit vorbehalten ſind, iſt un⸗ 
zuläſſig 2583 10 

Rücklagen für eine noch nicht fällige 
Aufwertung3H. zählen nicht zu den 
Laſten i. S. des 8 748 BGB. 2722 25 

Auch das Verhältnis zwiſchen H.gläubiger 
u. Verſicherer in bezug auf die Aus⸗ 
zahlung der Verſicherungsſumme kann 
durch Landesrecht geregelt werden. Die 
auf Grund landesgeſetzlicher Beſtim⸗ 
mung erfolgende Hinterlegung der Ver⸗ 
ſicherungsſumme befreit den Verſicherer 
auch dann, wenn die Verſicherung nicht, 
wie vorgeſchrieben, zum Wiederaufbau 
der verſicherten u. zerſtörten Gebäude 
verwendet wird 31965 

§ 20 RSiedIG. Bedeutung der Ausübung 
des Wiederverkaufsrechts gegenüber 
den Gläubigern von H. mit denen der 
Siedler das Grundſtück nach Eintra- 
gung des Wiederkaufsrechts belaſtet 
hat 3289 4 

In der zwangsweiſen Einziehung einer 
durch H. geſicherten Forderung ſeitens 
eines ausländiſchen Gläub. ift Ver- 
fügung i. S. von § 6 Ziff. 3 VO. vom 
1. Aug. 1931 über die Deviſenbewirt⸗ 
ſchaftung zu erblicken 36091 

Entſtehung des Abtretungsſtempels bei 
der mit der H.beſtellung verbundenen 
Abtretung des Brandverſicherungsan⸗ 
ſpruchs an den H.gläubiger 2739 38 

Jagd 

Eigentumserwerb an der Itbeute des 
Wilderers 3414 

8 366 Ziff. 1 StGB. Treib J. u. Sonntags⸗ 
ruhe 346712 

Württemberg. Jagd. Begriff „Jäger“ 
9169 0 Jag griff „J 


Jagdpacht 

8 581 BGB. Zum Gebrauch des Geländes 
einer Jagd p. gehört auch die Befug⸗ 
nis des Pächters zur Anlage von 
Wildkanzeln mit Futterplätzen, unter 
Umſtänden ohne Entſchädigung des 
Grundeigentümers 26501 

§ 2 PrpachtſchO. Iſt in beſtehenden Jagd- 
P.vertrag ſpäter ein Mitpächter einge⸗ 
treten, ſo ſind die Vorausſetzungen für 
eine Leiſtungsänderung nach § 2 hin⸗ 
ſichtlich dieſes Mitpächters nicht nach 
dem Zeitpunkt ſein 's Eintritts, ſondern 
für ſämtliche Pächter einheitlich nach 
dem Abſchluß des P.vertrags zu be- 
urteilen 26471 

Will ſowohl der Jagdvorſteher wie der 
Jagdpächter weſentliche Beſtimmungen 
des Pachtvertrags während der Dauer 
ſeiner Gültigkeit abändern, ſo daß 
neuer Vertrag zuſtande kommt, ſo muß 
das Verfahren nach 88 21 ff. Pr Jagd. 
ſeinem Abſchluß vorangehen. Andern⸗ 
ſalls ift der neue Vertrag nichtig 34901 

8 22 PrJagdd. Begriff der Weiterver⸗ 
pachtung 3462 

Badiſche Gemarkungsgemeinde wird mit 
der Verpachtung von Jagd u. Fiſcherei 
ſowie mit der Abgabe von Waſſer n 


. Regel umſatzſteuerpflich⸗ 


Sachregiſter 


Jagdſteuer 


Preuß. J. Die Beſtimmung einer Jagd⸗ 
Eid, wonach die Beſteuerung der 
während der Inflationszeit verpachte⸗ 
ten Jagden nach den in der vorher⸗ 
gegangenen Pachtperiode vereinbarten 
Pachtpreiſen, die Beſteuerung der ſon⸗ 
ſtigen Pachtjagden aber nach den lau⸗ 
fenden Pachtpreiſen erfolgen ſoll, ver⸗ 
ſtößt gegen den Grundſatz der Steuer⸗ 
gleichheit u. macht die ganze Std. 
ungültig 26603 


Jahrbuch des öffentlichen Rechts 


Band 18 u 19. Schrifttum 3652 


Idealkonkurrenz 
§ 239 KO. ift gegenüber 8 153 StGB. das 


ſchwerere Gef. Da die im § 161 StGB. 
vorgeſehene Eidesunfähigkeit keine Ne⸗ 
benſtrafe bildet, iſt auf ſie auch dann 
zu erkennen, wenn bei Tateinheit zwi⸗ 
ſchen Meineid u. einem anderen Ver⸗ 
brechen die Strafe nicht den 88 153 ff. 
StGB. entnommen wird 257314 

Grundſätzlich zehrt, von Ausnahmefällen 
rechtl. Zuſammentreffens abgeſehen, 
eine üble Nachrede nach § 186 StGB., 
wenn in ihr zugleich eine Formalbelei⸗ 
digung nach § 185 liegt, eine ſolche Be- 
leidigung auf 279213 2803 20 

Zuläſſig ift die Beſchränkung des Straf- 
antrags auf einen von mehreren in 
gleichartiger J. zuſammentreffenden 
Beleidigungen. Wenn die Behauptung 
einer ehrenrührigen Tatſache gegenüber 
Dritten „in Beziehung“ auf den Belei⸗ 
digten u. zugleich „gegenüber“ dem Be- 
leidigten ſelbſt aufgeſtellt wird, iſt J. 
zwiſchen übler Nachrede nach § 186 
StGB. u. Formalbeleidigung nach § 185 
möglich, während freilich in den Fäl⸗ 
len der Behauptung einer ehrenrühri⸗ 
gen Tatſache mit Beziehung auf einen 
anderen lediglich gegenüber Dritten 
nur 8 186 StB. Anwendung findet, 
weil inſoweit GeſetzesK. anzunehmen 
ift 2800 19 


Wegnahme von dem Ermordeten gehöri- 


gen Gegenſtänden — Raub in J. oder 
Unterſchlagung in RealK.? 2807 2% 


Tötung beim Raub. Die gleichzeitige An- 


wendung der §§ 214 u. 251 StGB. 
nebeneinander iſt rechtlich unmöglich 
2808 26 


Die bei der Fahrt begangene fahrläſſige 


Körperverletzung oder Tötung und das 
gleichzeitig verwirklichte Vergehen nach 
§ 241 KraftfG. (Fahren ohne Führer- 
ſchein) ſtehen in J. 3370 38 


Wird im Falle von Tateinheit zwiſchen 


gewerbsmäßigem Glücksſpiel und un⸗ 
befugter öffentl. Veranſtaltung eines 
Glückſpiels die Strafe zutreffend unter 
Zugrundelegung des 8 285 StGB. feft- 
geſetzt, ſo iſt trotzdem die Einziehung 
auf Grund des § 284 b StGB. gerecht⸗ 
fertigt 2813 32 

873 StGB. Die Verletzung der prep- 
geſetzl. Pflicht zur Angabe des Druckers, 
Verlegers uſw. trifft mit einem durch 
den Inhalt der Druckſchriften begrün⸗ 
deten Vergehen tateinheitl. zuſammen. 
Im Falle von J. unterbricht jede 
richterliche Handlung, die wegen der 
begangenen Tat, d. h. wegen derſelben 
tatſächlichen Vorkommniſſe gegen den 
Täter gerichtet war, die Verjährung 
auch hinſichtlich der noch nicht zutage 
getretenen rechtlichen Seite der Tat. 
War in dem auf Rechtsmittel des 
Angekl. aufgehobenen Urteil wegen 
mehrerer ſelbſtändiger Delikte auf meh⸗ 
rere geſonderte Geld- u. Hilfsfreiheits⸗ 
ſtrafen erkannt u. wird in dem neuen 
Urteil ſtatt deſſen nur einheitliche 
Straftat angenommen, ſo darf die 
hierauf erkannte Strafe die Summe der 


HIN 


früheren Einzelſtrafen erreichen 250229 
Rechtliches Zuſammentreffen ift möglich 
zwiſchen §4 Nr. 1 u. 8 11 RepSchch. 
2816 34 
J. des Vergehens gegen $25 Nr. 2 i. 
Verb. m. 815 Schuß WG. u. gegen 
831 WaffMißbrO. ijt möglich 367213 
Inflation 
Ift während der %.3eit die Rückzahlung 
eines Darlehns in Friedensmark ver⸗ 
einbart, ſo kann damit wertbeſtändige 
Zahlung gemeint ſein. Nicht im Grund⸗ 
buch eintragbare Vereinbarungen be⸗ 
halten Beſtand für die perſönl. Forde⸗ 
rung 32611 
Aufwertung von Zahlungen, die in der 
J.zeit zur Tilgung von Anliegever⸗ 
pflichtungen erfolgt ſind 26615 
88 320 ff. HGB. Die Auseinanderſetzung 
von Geſellſchaftern kann dann nicht 
auf Grund der urſprünglichen Beteili⸗ 
gungsverhältniſſe erfolgen, falls ſpäter 
— wenn auch von der falſchen Auf⸗ 
faſſung der J.zeit beeinflußt — eine 
Neuordnung der Beteiligungsrechte er⸗ 
folgt iſt 29659 
89 Ausf Beſt. z. KapVerkStG. Entſtehung 
der Steuerſchuld bei Kapitalerhöhung 
in der zeit u. aufgewertete Zahlung 
i. J. 1928 3016 13 
Die Beſtimmung einer Jagd Std., wo⸗ 
nach die Beſteuerung der während der 
J.zeit verpachteten Jagden nach den in 
der vorhergegangenen Pachtperiode 
vereinbarten Pachtpreiſen, die Beſteue⸗ 
rung der ſonſtigen Pachtjagden aber 
nach den laufenden Pachtpreiſen er⸗ 
folgen ſoll, verſtößt gegen den Grund- 
ſatz der Steuergleichheit u. macht die 
ganze StO. ungültig 26603 
Internationales Privatrecht 
Art. 111 EGBGB. ſtellt eine ganz ſelb⸗ 
ſtändige, für alle Rechtsgeſchäfte gel⸗ 
tende Regel auf, in deren Bereich 
Art. 13I u. folgerecht auch das Aus- 
landsrecht nicht eingreift, das der deut⸗ 
ſche Richter ſonſt nach der Vorſchrift 
des Art. 13 anzuwenden hat. Die Fol⸗ 
gerung aus Fehlern der im Ortsrecht 
vorgeſchriebenen Form iſt nach den 
Normen dieſes Ortsrechts u. nicht nach 
dem Wirkungsſtatut zu ziehen 2784 5 
Wenn für einen in der Schweiz mit einer 
ſchweizeriſchen Geſellſchaft geſchloſſenen 
Verſicherungsvertrag, nachdem der Ver⸗ 
ſicherte nach Deutſchland gezogen iſt, 
die Zahlung der Verſicherungsgeſell⸗ 
ſchaft in Reichsmark ſtatt wie bisher 
in Schweizer Franken vereinbart wird, 
ſo führt dies nicht zur Anwendung 
des deutſchen Rechts anſtatt des bis⸗ 
her anwendb. Schweiz. Rechts 32221 
Internationales Zivilprozeßrecht 
Tabellen zum i. Z. Schrifttum 3537 
Intervention 
Die J. des 875 BPO. it Haupt. 
Die vom Intervenienten beanſpruchte 
Förderung muß die gleiche ſein, wie 
die vom Kl. beanſpruchte 357015 
Irrtum 
Widerſpruchsloſe Hinnahme eines We- 
ſtätigungsſchreibens ſchließt unt. Kauf⸗ 
leuten Janfechtung der zuvorigen Ver- 
tragserklärungen aus 36021 3082 6 
Unlaut. Wettbewerb durch irreführende 
Reklame („Gratis“⸗Eintragung der Fa. 
in Adreßbuch). Kommt infolge ſolcher 
Irreführung ein Vertrag zuſtande, 
fo find 88 123, 826, 276 BGB. an- 
wendbar 31311 
Verſicherungsvertrag kann wegen J. an⸗ 
gefochten werden, weil der Ehemann 
der Verſicherten wegen Verleitung zum 
Meineid mit Zuchthaus beſtraft iſt. 
Dieſe Tatſache hat als für die Über- 
nahme der Gefahr erheblich zu gel⸗ 
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ten, ſo daß die Sonderregelung gem. 
8 16 VVG. die Anfechtung wegen J. 
ausſchließt 3192 2 

Der J. über Strafmilderungsgründe. 
Schrifttum 2776 

Von der Unzurechnungsfähigkeit, die 
einen Zuſtand der Bewußtſeinsſtörung 
oder krankhaften Störung der Geiftes- 
tätigkeit erfordert, durch den die freie 
Willensbeſtimmung ausgeſchloſſen ift, 
muß ſtreng unterſchieden werden bloße 
Unlenntnis des Vorhandenſeins ge- 
wiſſer Tatbeſtandsmerkmale i. S. von 
8 59 StGB. alfo Nichtzurechenbarkeit 
zur Schuld bei vorhandener, wenn auch 
vermind. Zurechnungsfähigkeit 2827 49 

8559 114 StGB. Vermeſſung, die von 
preuß. Kataſter dir. im Auftrag des 
vorgeſetzten Regpräſ. zur Vorbereitung 
einer Enteignung auf Grund der VO. 
zur Behebung der dringendſten Woh⸗ 
nungsnot ausgeführt wird, iſt recht⸗ 
mäßige Amtshandlung ohne Rückſicht 
darauf, ob die Vorausſetzungen für die 
Enteignung gegeben ſind. Die irrige 
Annahme, die Amtshandlung eines Be- 
amten ſei nicht rechtmäßig und es be- 
ſtehe ein R., ſich gegen den vermeint⸗ 
lich rechtswidrigen Angriff zu wehren, 
bildet keinen Schuldausſchließungs⸗ 
grund 3452 21 

8859, 230 StGB. Entſchuldbar it J. 
des Lehrers üb. die tatſächl. Voraus⸗ 
ſetzungen eines ZüchtigungsR. 2789 10 

859 StGB. ſchlägt nicht ein, wenn ein 
Kraftfahrer von zwei Amtsperſonen 
in verſchiedenen Orten unrichtige Aus⸗ 
künfte über den Inhalt u. die Trag⸗ 
weite einer amtlichen Bekanntmachung 
erhalten hat 3394 12 

Polizeianordnungen, die der reichsrecht— 
lichen Regelung über das Vorfahrts⸗ 
recht für Kraftfahrzeuge widerſprechen, 
find nicht verbindlich. Rechts J., der 
zur Annahme ſolcher Verbindlichkeit ge⸗ 
führt hat, kann unter Umſtänden 
vom Vorwurf der Fahrläſſigkeit be⸗ 
freien 3345 21 

88 59, 284 ff. StGB. Der allgem. J. 
des Täters über die Notwendigkeit 
polizeilicher Erlaubnis für den Spiel⸗ 
betrieb ſtellt unbeachtl. Strafrechts J. 
dar. Dagegen iſt die Annahme des 
Täters, daß es vorwiegend auf die 
Geſchicklichkeit des einzelnen Spielers 
ankomme, ob er mit Gewinn oder Ver⸗ 
luſt arbeite, ein die Strafbarkeit aus⸗ 
ſchließender J. über das Vorhanden⸗ 
ſein eines für den Begriff des 
„Glücksſpiels“ weſentlichen Tatumſtan⸗ 
des 2791 11 

Im unbeachtlichen Strafrechts J. befindet 
jich derjenige, der trotz Kennknis der 
maßgebenden Umſtände den Begriff des 
Glücksſpiels nicht als erfüllt erachtet. 
Das gilt ſelbſt dann, wenn er durch 
Auskünfte von Sachverſtändigen oder 
Behörden in ſeinem J. beſtärkt wor⸗ 
den wäre 281332 

Durch nur mündliche Übertragung eines 
Anſpruchs gegenüber einer Sparkaſſe 
auf die GmbH. kann eine „Einzahlung“ 
1. S. von 87 GmbHG. nicht geleiſtet 
werden. Irrige Annahme, daß ſolche 
Abertragung eine Einzahlung bedeute, 
ift unbeachkl. Strafrechts J. 2991 25 

88 68, 234 RaAbgO. Entſchuldbarer 
Rechts J. darüber, daß Werbungskoſten 
eines Geſellſchafters einer OHG. bei 
der einheitlichen Gewinnfeſtſtellung gel⸗ 
tend zu machen ſind, kann zur Zeit 
als J. auch über die Art u. den 
Friſtenlauf der Rechtsmittel zur Nach⸗ 
ſicht führen, wenn die Rechtsmittelfriſt 
gegenüber der einheitlichen Gewinn⸗ 
feſtſtellung verſäumt ift 30062 


Sachregiſter 


Italien 
Studi sul processo civile. Schrifttum 2463 
Jubiläumsprämie 
Die v. RArbch. f. Weihnachtsgratifikatio⸗ 
nen aufgeſtellten Grundſätze können 
auf J. Anwendung finden. Vollendet 
ſich die Friſt, nach deren Ablauf die 
J. fällig wird, nach Konkurseröffnung, 
dann iſt der Anſpruch des dann noch 
im Dienſt des Gemeinſchuldners tätigen 
Arbeitnehmers Maſſeſchuld 25981 
Jugendwohlfahrt 
vgl. unter Amtsvormund 
Juriſt ohne Eignung 
Schrifttum 2457 
Juriſtiſche Perſon 
Zum Konkursverwalter kann nur eine 
natürliche, nicht eine j. P. beſtellt wer⸗ 
den 2587 20 
823 IV HejiWZumwstDO. Eine Steuerd. 
erwerbsunfähiger Steuerpflichtiger iſt 
nur bei natürlichen, nicht bei j. P., 
z. B. einer in Konkurs geratenen AktG. 
zuläſſig 2605 4 
Richtet fih die Rechtsvermutung des 8 18 
Nr. 4 Bier StG. 1931 gegen j. P., jo 
entfällt ſie, wenn feſtgeſtellt wird, daß 
die geſetzlichen Vertreter der J. P. ohne 
den Vorſatz der Hinterziehung ge⸗ 
handelt haben 3488 14 
Juſtizroman 
Der Unterſuchungsrichter u. der Prozeß 
der Lotte Grell. Schrifttum 2779 
Juſtizſekretär 
Vorausſetzungen für die Ermächtigung 
eines in Grundbuchſachen beſchäftigten 
J. zur Entgegennahme der Auflaſſung 
in Preußen 3273 12 
Kali 
Durchf Beſt. zum WIG. Pr StempStg. 
Die Übertragung der Beteiligungsziffer 
am Kaliabſatz iſt Verpachtung, nicht 
Kauf 2986 22 
Kapitalabfindung 
§ 6 KapAbfindG. § 77 RVerforgG. Die 
Anordnung, daß die Weiterveräuße⸗ 
rung u. Belaſtung innerhalb beſtimmter 
Friſt nur mit Genehmigung der Be- 
hörde oder des Verſicherungsträgers 
zuläſſig ſei, kann auch für bereits vor⸗ 
handenen Grundbeſitz getroffen mer- 
den, zu deſſen wirtſchaftlicher Stärkung 
die K. gewährt worden ift 32211 


Kapitalertragſteuer 
VO. v. 16 Okt. 1930. Wertpapiere mit 
Zukatzverzinſung unterliegen dem 


Steuerabzug vom Kapitalertrag 27581 
Kapitalverkehrſteuer 

8 6a HapXerfSt®. Die Ge ſellſchaftsſteuer 
gehört nicht zu den Steuern, für die 
im Geſetz ſelbſt ein beſonderer ſchrift⸗ 
licher Beſcheid vorgeſehen ift 2601? 

86a KapVerkStch. Die Schaffung neuer 
Stammeinlagen für die bisherigen Ge⸗ 
ſellſchafter einer GmbH. durch Verwen⸗ 
dung des unverteilten Reingewinns 
des letzten Jahres begründet keine Ge⸗ 
ſellſchaftsſteuerpflicht 3013 8 

86a KapVerksStch. Nimmt AktG. im 
Wege der Fulion eine andere Akt., 
deren Aktien ſie zum Teil bereits be⸗ 
ſitzt gegen Gewährung junger eigener 
Aktien an die Aktionäre der ein⸗ 
geſchmolzenen AktG. in fih auf, jo ift 
hinſichtlich der auf fie ſelbſt entfallen⸗ 
den jungen Aktien nicht ſie ſelbſt, ſon⸗ 
dern erſt derjenige Dritte erſter Er⸗ 
werber, an den ſie die Aktien zur Ver⸗ 
wertung entgeltl. weiterveräußert 30139 

§ ba KapVerkStch. Verſchmelzen ſich zwei 
ausländiſche AktG., von denen die ein⸗ 
geſchmolzene Geſellſchaft eine inlän⸗ 
diſche Zweigniederlaſſung be aß, u. wird 

dieſe Niederlaſſung als ſolche von der 
aufnehmenden Geſellſchaft fortgeführt, 
ſo gilt das in ihr angelegte Kapital 


als der Niederlaſſung neu zugewen⸗ 
det 3015 12 

§ 60 KapVerkStG. Bedient fih Mutter- 
geſellſchaft für einen Teil ihres Ge⸗ 
ſchäſtsbetriebs einer Tochtergeſellſchaft 
mit ſelbſtändiger RPerſönlichkeit, deren 
ſämtliche Aktien oder Geſchäftsanteile 
ſie beſitzt, ſo beruht die Tätigkeit der 
Tochtergeſellſchaft auf ihrer eigenen 
Seade immig niht aber auf Auf- 
trag der Muttergeſellſchaft. Gibt die 
Muttergeſellſchaft d. Tochtergeſellſchaft 
die für dieſen Geſchäftsbetrieb erfor⸗ 
derlichen Betriebszuſchüſſe mit der Ver⸗ 
pflichtung der Rückzahlung auf un⸗ 
beſtimmte Zeit, ſo iſt Steuerpflicht nach 
8 6a gegeben 3014 10 

8 12 KapVerkStG. Fuſion von Kapital» 
geſellſchaften liegt nicht vor, wenn die 
Übertragung des Vermögens der auf- 
zunehmenden Geſellſchaft ernſtlich zu 
dem Zwecke geſchieht, die Geſellſchafter 
der letzteren zu Geſellſchaftern der auf⸗ 
nehmenden Geſellſchaft z. machen 3014 11 

89 Ausf Beſt. z. KapVerk St. Entſtehung 
der Steuerſchuld bei Kapitalerhöhung 
in der Inflationszeit u. aufgewerteter 
Zahlung i. J. 1928 3016 13 

851 PrGewStvoO. Aufwendungen einer 
GmbH., die fie anläßlich ihrer Grün- 
dung für Geſellſchaftsſteuer machen 
muß, gehören zu den Werbungskoſten 
u. können daher vom Ertrage der 
GmbH. abgezogen werden 30231 


Kartell 

Deutſche, ausländiſche u. internationale 
K.verträge im Wortlaut. Schriftt. 3068 

Kartelle in Deutſchland. Schrifttum 3069 

Der Quotenkauf, zugl. über die Rechts⸗ 
natur der quote. Schrifttum 3069 

Das VerdingungsͤK. Schrifttum 3069 

Zur Frage der Sittenwidrigkeit eines 
VerdingungsK.: Vereinbarung, laut 
welcher Unternehmer bei einem Ber- 
tragsangebot den ihm für feinen Be- 
trieb angemeſſen erſcheinenden Preis 
um 20% erhöhen ſoll, während bei 
dem Beſteller der Glaube erweckt wer⸗ 
den ſoll, es handle ſich um Preis, den 
der Unternehmer auf Grund ſeiner 
Berechnung für angemeſſen gehalten 
habe 36023 25611 

81 RVD. Die Schriftform nach der ABO. 
muß im öffentl. Intereſſe ſtreng aus⸗ 
gelegt werden 3143 12 j 

Die Geltendmachung eines Preisunter⸗ 
bietungsverbots bei einer eigenen Spi⸗ 
rituoſenmarke wird weder durch die 
BD. über Preisbindungen für Marken⸗ 
waren v. 16. Jan. 1931, noch durch die 
Ausf VO. v. 30. Aug. 1930 od. ſonſtige 
Not Voten verhindert. Autonome Preig- 
bindungen der zweiten Hand dieſer 
Art fallen auch nicht unter 81 KO., 
diefe ift inſofern auch nicht durch 8 1 
III VO. v. 26. Juli 1930 abgeändert 
worden 3662 4a y 

88 1, 3 AVD. Bei Abſchluß beiderfeitiger 
Exkluſivverträge liegt eine dem K. ähn⸗ 
liche Abmachung vor, auf die die Vor⸗ 
ſchriften der CVD. Anwendung finden. 
Zuläſſigkeit der Schiedsgerichtsklauſel. 
Zuläſſigkeit von Strafandrohungen für 
abſichtliche Verſtöße gegen den Vertrag 
3138 € 

89 RVO. Rechtslage nach berechtigter 
Kündigung des Keverhältniſſes durch 
einzelne Geſellſchafter der fog. Neben⸗ 
leiftungs&mb9.; Einziehungsrecht der 
Geſellſchaft hinſichtlich des Geſchäftsan⸗ 
teils der Kündigenden, insbeſ. aus⸗ 
nahmsweiſe auch trotz des mit der 
Auflöſung der Geſellſchaft verknüpften 
endgültigen Fortfalls der Kbindungen 
aller Geſellſchafter. Stichtag für die 
Beſtimmung des Abfindungsanſpruchs 


des Geſellſchafters, deſſen Geſchäftsan⸗ 
teil eingezogen wird, iſt nicht der Tag 
des Einziehungsbeſchluſſes, ſondern der 
Zeitpunkt des Wirkſamwerdens des Be⸗ 
ſchluſſes durch Mitteilung an den Ge⸗ 
ſellſchafter 3112 21 
Kataſterdirektor 

8114 StGB. Vermeſſung, die von preuß. 
K. im Auftrag des vorgeſetzten Reg⸗ 
Präſ. zur Vorbereitung einer Enteig⸗ 
nung auf Grund der VO. zur Bes 
hebung der dringendſten Wohnungs- 
not ausgeführt wird, iſt rechtmäßige 
Amtsausübung ohne Rückſicht darauf, 
ob die Vorausſetzungen für die Ent⸗ 
eignung gegeben find 3452 21 


Kauf 

vgl. auch K. unter Eigentumsvorbehalt 
unter E.; ferner Vor Kerecht, Wieder. 
recht, Klauſel, ViehK. 

88 434, 459 BGV. Sit in Verkaufsange⸗ 
bot die Haftung für die bei Vertrags- 
ſchluß vorhandenen Sachmängel aus⸗ 
geſchloſſen, als Gegenleiſtung für die 
Bindung aber ein Belaſſen ſchon ge⸗ 
zahlter Summen für den Fall der 
Nichtannahme vereinbart, ſo kann der 
aus dem Angebot Berechtigte nicht die 
Rückzahlung der gezahlten Summen 
aus dem Grunde verlangen, weil nach 
Abgabe des Angebots ein Sachmangel 
eingetreten ſei, der die angebotene Lei⸗ 
ſtung unmöglich macht 2903 

88 436, 459, 476 BGB. Soll die auf 
Schadenserſatz u. Minderung gerichtete 
Klage nur aus dem zweiten Grunde 
dem Grunde nach zugeſprochen werden, 
ſo iſt dies im Zwiſchenurteil zum Aus⸗ 
druck zu bringen. Auslegung der Klau⸗ 
ſel, daß im jetzigen Zuſtande ohne Ge⸗ 
währleiſtung für Beſchaffenheit der 
Grundſtücke u. Gebäude verkauft werde, 
in bezug auf öffentlich-rechtliche Be⸗ 
ſchränkungen. Beurteilung der Erheb⸗ 
lichkeit eines Fehlers nicht nach der 
eintretenden Wertminderung, ſondern 
nur nach der Geringfügigkeit des Feh⸗ 
lers als ſolchen. Vertraglich vorausge⸗ 
ſetzter Gebrauch. Fahrläſſigkeit des Küu- 
fers in bezug auf die Erkennbarkeit 
des Mangels. Prima-facie-Beweis, 
wenn die Erkennbarkeit beſonders groß. 
Jedes Verſchulden vor Vertragsſchluß 
ift erheblich 2478 11 

8443 BOB. Durch den vertraglichen Aus⸗ 
ſchluß jegl. Gewährleiſtung für Sach⸗ 
mängel u. Mängel im Recht wird der 
Verkäufer nur von der Haftung für 
ſolche Rechtsmängel frei, die den wirta 
ſchaftlichen Beſtand des Kgegenſtandes 
in ſeinen weſentlichen Beziehungen un⸗ 
angetaſtet laſſen 2754 15 

8452 BGB. Auch ohne Einleitung eines 
Enteignungsverfahrens iſt ein auf 
Grund der Androhung u. zur Vermei⸗ 
dung eines ſolchen abgeſchloſſener K.⸗ 
vertrag nach Enteignungsgrundſätzen 
zu behandeln, fo daß die Köpreisforde⸗ 
rung Wertſchuld iſt. Bei dieſer iſt Ver⸗ 
armungsſaktor nicht zu berückſichtigen 
2736 36 

8463 BGB. Neben dem Minderungsan⸗ 
ſpruch des Käufers kann nicht auch 
noch ein Schadenserſatzanſpruch wegen 
Nichterfüllung erhoben werden. Bei 
Minderung iſt nur der für das Grund⸗ 
ſtück gezahlte Kpreis zu berückſichtigen, 
nicht andere Leiſtung, die nicht als 
Teil des Entgelts im Vertrage vor⸗ 
geſehen war. Aufwendungen, die zur 
Verhütung weiterer Schaden gemacht 
werden müſſen, gehören nur infomeit 
in die Minderungsberechnung, als ſie 
für die Feſtſtellung des Verkäuflich⸗ 
keitswerts der fehlerhaften Sache in 
Betracht kommen. Bei Berechnung des 


Sachregiſter 


Schadenserſatzes hat der Umſtand, daß 
das gekaufte Grundſtück überbezahlt 
war, außer Betracht zu bleiben, weil 
dieſer dem Käufer erwachſene Schaden 
nicht auf die Mängel des Grundſtücks 
zurückzuführen ift 3270 10 

8465 BGB. Im Vorbehalt der Rechte, 
insbeſ. der Geltendmachung eines Scha⸗ 
denserſatzes, ift keine wirkſame Erklä⸗ 
rung des Nichteinverſtändniſſes mit der 
begehrten Wandlung zu erblicken; Scha⸗ 
denserſatz neben Wandlung nur in be⸗ 
ſtimmten Fällen 34711 

In der Beſtimmung eines Grundſtücks⸗ 
kaufvertrags, daß die Nutzungen des 
Kaufgrundſtückes von beſtimmtem Tage 
ab auf den Käufer übergehen od. ihm 
„zuſtehen“ oder „gehören“, ift Abtre⸗ 
tung der Mieten nicht zu erblicken 
2746 4 

Der Verkäufer, der die durch den F.ver- 
trag begründete Verpflichtung, dem 
Käufer Beſitz u. Eigentum zu ver⸗ 
ſchaffen, durch Übergabe der auf ihn 
indoſſierten Konoſſemente erfüllt hat, 
hat keine Vertragspflicht mehr zu er⸗ 
füllen 29045 

Der Einfluß des neuen engliſchen Zoll⸗ 
geſetzes auf K.verträge 3417 

Prr6tempStd. Die Übertragung der Be- 
teiligungsziffer am Kaliabſatz iſt Ver⸗ 
pachtung, nicht K. 2986 22 


Kaufmann 


Die Beerbung des Einzel K. durch meh- 
rere Erben 3057 

Bei Fortführung eines Handelsgeſchäfts 
durch die Erben des verſtorbenen Ein⸗ 
zel K. ift die Tatſache, daß Teſtaments⸗ 
vollſtrecker ernannt find, im Handels- 
regiſter nicht einzutragen. Auch kann 
dadurch die Haftung der Geſchäft u. 
Firma fortſetzenden Erben für die Ge⸗ 
ſchäftsſchulden nicht in eine beſchränkte 
i. S. der Erbenhaftung umgewandelt 
werden 30731 

Erbengemeinſchaft, die das ererbte Han⸗ 
delsgeſchäft unter der bisherigen Firma 
oder mit einem das Nachfolgeverhält- 
nis andeutenden Zuſatz weiterführt, 
verwandelt ſich nach ungenütztem Ab- 
laufe der in 827 HGB. beſtimmten 
dreimonatigen Überlegungsfriſt hinſicht⸗ 
lich des weiterbetriebenen Handelsge⸗ 
mi nicht ohne weiteres in OHG. 


8196 BGB., 88 1, 3 HGB. Betreibt Win- 
zer nebenher ſelbſtändige Weinkommiſ⸗ 
e ſo gilt er hier als K. 


8196 BGB., 8 1 HGB. Die kurze Bere 
jährung greift nicht Platz, wenn ein 
Chauſſeebauunternehmer ſich als K. be⸗ 
zeichnet, ohne es zu fein 26999 

82 HGB. Buchmacher kann auch K. ſein 
2835 1 

Das Ladeninventar des Klein K. ift grund- 
ſätzlich pfändbar 25827 

82301 StB. Der K., der ſich zum 
Zwecke der Ausübung ſeines Berufs 
mit der Führung von Kraftwagen be⸗ 
faßt, iſt auch dann Berufsfahrer, wenn 
ſich dieſe Tätigkeit im Rahmen der Be⸗ 
rufsausübung nur als Hilfs⸗ oder 
Nebenverrichtung darſtellt 2990 25 

88 222 II, 23011 StB. Vorausſetzung 
für die verſchärfte Strafbarkeit nach 
dieſen Vorſchriften ift, daß die Hilfs- 
oder Nebenverrichtung noch zur Zeit 
der Tat ausgeübt wurde, woran es 
z. B. bei einem ſtellungsloſen K. regel⸗ 
mäßig fehlen wird 337139 


Kaufmannsgericht 


Rechtsverhältnis des Vorſitzenden des K.; 
rechtliche Beziehungen zwiſchen K. und 
Gewerbegerichten 24748 


*39 


Kauſalzuſammenhang 


Nachprüfbarkeit des K. in der Revznſt. 
Prima-facie-Beweis (ZR.) 31172 

Beſtehen nach Unfall Beſchwerden, die 
vorher nicht beſtanden hatten, ſo muß 
der K. mit dem Unfall nach der Regel 
des Prima-facie-Beweiſes ſolange an- 
genommen werden, als nicht andere 
Urſache dafür gefunden iſt. Das Vor⸗ 
handenſein einer pſychopathiſchen Ver⸗ 
anlagung macht nicht ſchon für ſich 
allein das Auftreten von Begehrungs⸗ 
vorſtellungen zu inäquaten Folgen des 
Unfalls 333418 


K. bei Kraftfahrzeugunfall 


Für die Haftung nach SS 823 ff. BGB. 
iſt der Kl., für die Haftung nach der 
Vorſchrift des KraftfGG. ift der Bekl. 
für den K. beweispflichtig. Wurde die 
zuläſſige Höchſtgeſchwindigkeit über⸗ 
ſchritten, ſo ergibt ſich die Frage, ob 
die Verletzungen bei Innehaltung der 
zuläſſigen Geſchwindigkeit gleich ſchwer 
geweſen wären. Für die Frage der Ur⸗ 
ſächlichkeit des zu ſchnellen Fahrens 
iſt erheblich, daß langſam fahrender 
Kraftwagen mehr Geräuſch verurſacht 
als ſchnell fahrender. Die Annahme, 
daß das Kind allein dadurch erſchrocken 
ſei, daß es einen Kraftwagen in näch⸗ 
ſter Nähe wahrnahm, liegt ſoviel ferner 
als die Annahme, daß es durch ſein 
ſchnelles Herannahen erſchrocken iſt, 
daß die erſtere Annahme näherer Ber 
gründung bedarf. Hupenzeichen, kurz 
vor dem zu Überholenden gegeben, kann 
Schreckwirkung auslöſen 3327 16 

Der Nachweis des K. iſt, wie bei Anwen⸗ 
dung des 87 Rraftf®. überhaupt, fo 
auch bei Anwendung des § 17 von dem 
zu fordern, der aus der Vorſchrift 
Rechte gegen einen anderen ableitet 
33108 

89 KraftfG. Bei den heutigen Verkehrs- 
verhältniſſen liegt in der Regel nicht 
jenſeits aller Erfahrungen, daß in dem 
Augenblick, in dem Fußgänger eine 
Landſtraße überquert, ein Kraftfahr⸗ 
zeug die gleiche Stelle durchfährt. Ent⸗ 
ſteht bei ſolchem auf Fahrläſſigkeit be⸗ 
ruhendem Überqueren ein Unfall, ſo 
wird in der Regel der adäquate K. 
gegeben fein 33135 À 

8222 StGB. Verſchulden bei Verletzung 
des Vorfahrtrechtes. Urſächlicher Zu⸗ 
ſammenhang zwiſchen Unfall u. Todes⸗ 
erfolg 3373 40 

88 222, 230 StGB. Hat der Kraftfahrer 
nach Wahrnehmung des Hinderniſſes 
ſofort die Bremſen betätigt, aber den 
Wagen nicht mehr anhalten können, 
ſo genügt zur Feſtſtellung des K. nicht 
die Feſtſtellung, daß der Wagen bei 
geringerer Geſchwindigkeit rechtzeitig 
zum Stehen hätte gebracht werden 
können. Die ſtrafbar machende Fahr⸗ 
läſſigkeit kann nur in einem Zeitraum 
liegen, in dem der ſchädigende Erfolg 
noch abgewandt werden konnte 3366 34 

88 222, 230 StGB. Das Eingreifen des 
neben dem Führer des Wagens ſitzen⸗ 
den Fahrlehrers in die Steuerung 
unterbricht nicht notwendig den K. 
3368 38 


8 222 StB. Unfallverhütungsvorſchrif⸗ 
ten der Baugewerks⸗Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaften. Bauunternehmer. Hochſpan⸗ 
nungsleitung bei Neubauten. Fahrläſſ. 
Tötung. K. 285219 


Kegelſport 


vgl. unter Sp. 


Kinder, Kraftfahrzeugunfälle von 


Ohne Rückſicht auf das Vorliegen einer 
rechtsgeſchäftlichen Willenserklärung er- 
füllt der tatſächliche Vorgang des Mit⸗ 


*40 


fahrens die Vorausſetzungen des 88 
Nr. 1 KraftfG,, jo daß alfo aus dieſem 
Geſetz auch dann keine Haftung er⸗ 
wächſt, wenn K. heimlich mitfährt. 
Wenn feſtgeſtellt iſt, daß einem K. die 
Einſicht in die Gefährlichkeit des Spie⸗ 
lens an Kraftwagen innegewohnt hat, 
ſo bleibt für die Anwendung des 8 254 
BGB. doch immer noch die mit einem 
ſehr jugendlichen Alter verknüpfte ge⸗ 
ringe Überlegungsfähigkeit u. Beſonnen⸗ 
heit zu berückſichtigen 3319 11 

887, 18 Kraftfch. Die Annahme, daß K. 
allein dadurch erſchrocken ſei, daß es 
einen Kraftwagen in nächſter Nähe 
wahrnahm, liegt ſoviel ferner, als die 
Annahme, daß es durch ſein ſchnelles 
Herannahen erſchrocken iſt, daß die er⸗ 
ſtere Annahme näherer Begründung 
bedarf 332716 

8 21 Kraftf®. Kinder von 6 Jahren find 
erfahrungsgemäß ganz unberechenbar 
3393 10 

§ 222 StGB. Der Kraftwagenführer darf 
ſich nicht darauf verlaſſen, daß jeder 
Wegbenutzer ſich ſachgemäß mit der bei 
zunehmendem Verkehr erwünſchten Um⸗ 
ſicht bewegen würde, er muß vielmehr, 
namentlich bei K., mit Ungewandtheiten 
u. Unbeſonnenheiten inſoweit rechnen, 
als ſie nicht nach der beſonderen Sach⸗ 
lage außerhalb jeder Lebenserfahrung 
liegen 3362 51 

Kinder, Rechtsſtellung der 

vgl. auch unter uneheliche K., ferner 
unter Herausgabe von K. 

§ 1617 BGB. Entlohnung von Söhnen, 
die jahrelang in dem väterl. Landwirt⸗ 
ſchaftsbetrieb gearbeitet haben 2655 1 

Kindestötung (8 217 StGB.) 

K. durch Unterlaſſung der Sorge für 

Sand bei der Niederkunft 2809 27 


Kirche 

8 30 VII PrVolksSchuntch. Vermögens- 
auseinanderſetzung ift bei verein. K.⸗ 
u. Schulämtern auch heute noch ohne 
gleichzeitige Trennung der Amter zu⸗ 
läſſig. Das ſtillſchweigende Anerkennt⸗ 
nis des Beſtehens einer Schulgemeinde 
ſeitens der Schulaufſichtsbehörde ge⸗ 
nügt für deren Rechtsfähigkeit auch 
ohne Einrichtung einer Schulſozietät u. 
behördliche Einſetzung eines Schulvor⸗ 
ſtandes. Bezeichnung als „geiſtliches“ 
Gebäude, u. die Bau- u. Unterhaltungs- 
laſt bezüglich des Küſterſchulhauſes iſt 
für die Eigentumsfrage nicht ausſchlag⸗ 
gebend. Iſt privatrechtl. Eigentum der 
OrtsK. oder der Schule an dem Ver- 
mögen der Küſterlehrerpfründe nicht 
nachgewieſen, ſo iſt die ſeit langem 
beſtehende Pfründe ſelbſt als Eigen⸗ 
tümerin des Stellenvermögens angu- 
ſehen. Teilung der Pfründe 26349 

Klagbegründung 

Die Auslegung der in einer K. enthal⸗ 
tenen prozeßrechtl. Erklärungen (hier 
der Erkl., zur Geltendmachung von 
Schadensanſprüchen eines Dritten in 


Sachregiſter 


ſchluſſes des Geſchäftes vorhanden ſein. 
Wann liegt gewerbsmäßige gartenwirt⸗ 
ſchaftliche, wann landwirtſchaftl. Nut⸗ 
zung vor? Begriff des Kleingartenlan⸗ 
des; dieſes fällt nicht unter die vom 
Genehmigungszwang befreiende Vor⸗ 
ſchrift 3430 + 


88 1—4, 6. Wenn das Kleingartenſchieds⸗ 


gericht eine Kündigung für wirkſam 
erklärt, iſt es auch befugt, zu ent⸗ 
ſcheiden, daß der Verpächter dem Klein⸗ 
pächter eine in ihrer Höhe durch das 
Kleingartenamt zu beſtimmende Ent⸗ 
ſchädigung zu gewähren habe 34315 


88 1, 3. Sit Grundſtück teils zu Mein- 


gärtneriſcher, teils zu gewerblicher 
Nutzung verpachtet und ſind beide 
Teile räumlich und wirtſchaftlich ge⸗ 
trennt, ſo findet die K. auf den zu 
kleingärtneriſcher Nutzung überlaſſenen 
Grundſtücksteil Anwendung. Inſoweit 
entſcheidet das Kleingartenſchiedsgericht 
endgültig, ob wichtiger Grund zur 
Kündigung vorliegt 3464 8 


86 KlGartO., 87 MietSchVoO. Gegen 


die Entſcheidung des Kleingartenſchieds⸗ 
gerichts über die Ablehnung von Bei⸗ 
ſitzern iſt Rechtsmittel nicht gegeben 
3464 7 


85. Wirkung der Zwangspacht. Kein Cin- 


tritt des Zwangspächters in beſtehen⸗ 
den Pachtvertrag 3473 2 


Knappſchaft 
§1 Räͤnappſchc . Entſcheidend für die 


Frage der knappſchaftl. Verſicherungs⸗ 
pflicht kaufmänn. Angeſt. der Haupt⸗ 
verwaltung eines knappſchaftl. Betrie⸗ 
bes nach § 1 ift allein, ob fie aus⸗ 
ſchließl. oder doch überwiegend für den 
kaufmänniſchen Betr. eines oder meh⸗ 
rerer knappſchaftl. Betr. beſchäftigt 
ſind. Sie brauchen nicht in ſolchem 
Betr. tätig zu ſein 3243 18 


88 1, 2, 160 RKnappſchcg. Ein invaliden- 


verſicherungspflicht. Arbeitnehmer, der 
der knappſchaftl. Penſionsverſicherung 
angehört, iſt bei der ReichsK. inva⸗ 
lidenverſichert 3243 19 


88 1, 6, 103 RKnappſchc c. Wirkung der 


Zugehörigkeit zur knappſchaftl. Pen⸗ 
ſionsverſicherung auf die Zugehörigkeit 
zum Träger d. Invalidenverſich. 3244 20 


88 22, 56 RKnappſchch. Stiefenkel des 


Verſicherten haben keinen Anſpruch auf 
Wartegeld 3244 21 


85 28, 35 Knappſchcf. Seitdem durch die 


Neuregelung der knappſchaftl. Verſiche⸗ 
rung am 1. Juli 1926 auch die Pen⸗ 
ſionsempfänger in knappſchaftl. ver⸗ 
ſicherten Betrieben verſicherungspflich⸗ 
tig in der Penſionsverſicherung ſind, 
ein Wahlrecht zwiſchen Penſionierung 
u. Weiterverſicherung alſo nicht mehr 
beſteht, wird Berufswechſel bei Auf⸗ 
nahme einer andern Tätigkeit nur 
dann angenommen werden können, 
wenn beſondere Gründe dafür ſprechen, 
daß der Verſicherte dauernd in anderer 
Berufstätigkeit im knappſchaftl. ver⸗ 
ſichert. Betr. arbeiten wollte 26022 


eigenem Namen ermächtigt zu ſein) 
unterſteht nicht den materiellrechtlichen 
Auslegungsregeln. Sie iſt für das Rev⸗ 
Ger. frei nachprüfbar 3545 6 


Lohnarbeit i. S. des § 36 RKnappſchG. 


85 66, 76 Rͤnappſchcß. Weibl. Angeſt. 
einer Bezirks K., die wegen Verheira⸗ 
tung aus ihrer Stellung ausſcheiden 
u. deshalb auf Grund einer Betriebs⸗ 
vereinbarung eine Abfindung erhalten, 
die Beitragserſtattung nach 866 R⸗ 
Knappſch., § 139 Satzung der K. 
aber nicht beantragen, ſind berechtigt, 
ſich das Recht auf die bis zum Tage 
des Ausſcheidens erworbenen Anſpr. 
aus der Penſionskaſſe gem. § 76 R- 
KnappſchG. durch Zahlung von Aner- 
kenntnisgebühren zu erhalten 2603 4 

Leiſtungen, die auf Grund einer Satzung 
eines früh. K.vereins gewährt werden, 
denen aber keine der im RKnappſchcg. 
vorgeſehen. Leiſtungen entſpricht, ſino 
nicht als Penſion oder Ruhegeld i. S. 
von 8 80 IV RKnappſchG. anzuſehen 
3244 22 

8 88 II RKnappſchcß. Verzichtet der Emp- 
fänger einer Invalidenpenſion auf ein. 
Teil der ihm für ſeine ſpäter auf⸗ 
genommene Tätigkeit zuſtehenden Ver⸗ 
gütung, ſo iſt dieſer Teil bei Prüfung 
der Frage der Gleichwertigkeit der 
Leiſtung mitzuberückſichtigen 324423 


Ein berechtigter Ausländer, der ſeinen 


Wohnſitz im Auslande hat, in Deutſch⸗ 
land arbeitet, auch hier polizeil. ge- 
meldet iſt, ſechs Tage der Woche an 
ſeinem Arbeitsort verweilt u. nur 
über das Wochenende zu ſeiner Fa⸗ 
milie ins Ausland fährt, hält ſich nicht 
i. S. des 8 93 Ziff. 1 RKnappſchG. ge- 
wöhnl. im Auslande auf 324424 


89 112, 114 RͤKnappſchG̃. Arbeitgeber ift 


derjenige, dem die Verfügungsgewalt 
über den Arbeitnehmer zuſteht, d. h. 
derjenige, der mit leitenden Weiſungen 
in d. Arbeitsausführ. eingreift 3244 25 

Beſchäftigung, die zehn Monate gedauert 
hat, kann nicht als „vorübergehende“ 
i. S. der VO. desRArbM. über die 
Befreiung vorübergeh. Dienſtleiſtungen 
von der knappſchaftl. Penſionsverſiche⸗ 
rung v. 22. Mai 1924 angeſehen wer⸗ 
den 2760 2 


Die Fördermaſchiniſten des Aachener 


Steinkohlenbezirks werden nach Ablauf 
eines Dienſtjahres als Angeſt. ange- 
ſehen 2760! 


Iſt ſtreitig, ob die Reichs K. oder eine 


LVerſAnſt. der aus dem Verſicherungs⸗ 
verhältnis verpflichtete Verſicherungs⸗ 
träger iſt, ſo iſt, wenn der Kl. ſeinen 
Anſpruch auf das Verſicherungsverhält⸗ 
nis zu erſterer ſtützt, die Entſch. über 
den Anſpr. dem für die Anſprüche 
gegen dieſe geltend. beſond. Rechts- 
zuge des Rͤnappſchch. unterworfen. 
Zur Vereinheitlichung des Verfahrens 
kann die LVerſAnſt. als Beteiligte bei- 
geladen werden mit dem Ziele einer 
Entſch. gegenüber dem einen oder dem 
anderen Verſicherungsträger 35893 


Kohle , 
als Naturallohn vgl. unter Tarif 
Der Aufbau der K.wirtſchaft nach dem 


Kohlen Wi. v. 23. März 1919. Shrift- 
tum 3070 


Klagrücknahme 
vgl. auch Rückn. des Güteantrags u. G. 
829 GKG. Einrede der Unzuſtändigkeit 
ſchließt die Ermäßigung der Prozeß⸗ 
gebühr bei K. aus 2586 15 
Klauſel 
vgl. auch Freizeichnungsk. 
Bedeutung der K. „Lieferungsmöglich⸗ 
keit vorbehalten“ 3086 10 
Kleingarten⸗ u. Kleinpachtlandordnung 
Die vom Genehmigungszwang befreiende 
Nutzungsart muß im Zeitpunkt d. Ab- 


iſt nur eine entgeltl. Tätigkeit in ab⸗ 
hängiger Stellung, nicht aber eine ſelb⸗ 
ſtändige Tätigkeit 27603 


55 49, 50, 52 Renappſchch. Zur Frage 


der Penſions⸗ u. Angeſtelltenverſiche⸗ 
— 9 i der Angeſt. der Preußag 


88 55, 58 RͤKnappſchcz. Über Erſatzanſpr. 


kann im Spruchverf. nach der RVO. 
u. dem Rͤnappſchcg. nur inſoweit ent- 
ſchieden werden, als ein auf dieſen 
Geſ. beruhender u. dort geregelter 
Anſpruch verfolgt wird. Andere An⸗ 
ſprüche ſind vor den ordentl. Gerichten 
zu verfolgen 35892 


Kommanditgeſellſchaft auf Aktien 
vgl. unter AktG. 
Kommiſſion 


§ 196 BGB. Betreibt Winzer nebenher 
ſelbſtändige Weinkommiſſionsgeſchäfte, 
fo gilt er hier als Kaufmann 26211 

85 383 ff. HGB. Der Kommiſſionär ift 
berechtigt, an dem Ragut Eigentum 
nicht nur an den Käufer, ſondern auch 
an Dritten zu übertragen, der zur 
Finanzierung des Kaufgeſchäfts ein 
Darlehn gewährt 310417 


Das Vergehen des § I] Depot. kann 


auch an ſolchen Wertpapieren began⸗ 
gen werden, die im Eigentum des 


Täters ſtehen. Es ſchadet auch nichts, 

daß der Täter, der als Bankier von 

ſeinem Kunden mit der Auſchaffung u. 

Aufbewahrung eines beſtimmten Wert⸗ 

papieres beauftragt war, das Kageſchäft 

91925 Selbſteintritt ausgeführt hatte 
0 


Kommunalabgabengeſetz, preuß. 

Die Beit. einer kommunal. GrSteuerO., 
daß die Erhebung einer Rayonſteuer 
nach ein für allemal feſtumgrenzten 
Steuerſätzen zu erfolgen hat, ſteht im 
Widerſpruch mit § 591 K., wonach die 
Feſtſetzung der Höhe der Steuerſätze 
alljährl. durch Gemeindebeſchl. erfolgen 
muß, u. ift deshalb ungültig 2603 1 

Kommunalbeamter 

vgl. unter B. 


Konkurs 

vgl. auch öſterr. AusglVerf. unter O. 

88 1, 113 KO. Das K.gericht kann die 
Eintragung des Kevermerks bei der 
Heimſtätte verlangen 2588 22 

EinſtwVerf. auf Verſorgung mit Elektri⸗ 
zität ſetzt rechtl. Anſpruch darauf vor⸗ 
aus. Elektrizitätsverſorgungsverträge 
find einheitl. Verträge i. S. v. 817 
KO. Der K.verwalter, der den Elektri⸗ 
zitätsverſorgungsvertrag nicht fortſetzt, 
hat keinen Anſpruch auf Abſchluß eines 
neuen Vertrags 3150? 314615 

88 29, 37 KO. Die k.mäßige Anfechtung 
eines Vertrags, durch den die künftig. 
Einnahmen des Gemeinſchuldners ab- 
getreten worden ſind, hat ſich nicht auf 
die einzelnen Zahlungen zu beziehen, 
ſondern ergreift den Vertrag mit allen 
Folgen. Alſo Rückgewähr aller nach 
K.eröffnung entgegengenommenen Jah- 
lungen zur maffe. Die Anfechtungs⸗ 
klage kaun im K. als Feſtſtellungs⸗ 
klage erhoben werden. Die Rechtskraft 
des Feſtſtellungsurteils begründet die 
nachprüfbare Verurteilung zur Zah⸗ 
lung der einzelnen Beträge 2564“ 

88 59, 61 KO. Die vom RArbG. für 
Weihnachtsgratifikationen aufgeſtellten 
Grundſätze können auf Jubiläumsprä⸗ 
mien Anwendung finden. Vollendet 
ſich die Friſt, nach deren Ablauf die 
Jubiläumsprämie fällig wird, nach K.⸗ 
eröffnung, dann iſt der Anſpruch des 
dann noch im Dienſt des Gemeinſchuld⸗ 
ners tätigen Arbeitnehmers Maſſe⸗ 
ſchuld 25981 

88 78 ff. KO. Zum K.verwalter kann nur 
eine natürl., nicht eine juriſt. Perſon 
beſtellt werden 2587 20 

Nichtigkeit eines Gläubigerverſammlungs⸗ 
beſchl. bei Verſtoß des K.richters gegen 
§ 98 KO. 2588 21 

Das Pfändungspfandrecht fällt nicht unt. 
8 127 II, ſond. unt. § 1271 KO. 35851 

§ 239 KO. ift gegenüber § 153 StGB. 
das ſchwerere Gef. 2573 14 

$ 817 BGB. Dem Keverwalter, der Rück⸗ 
gabe einer Leiſtung des Gemeinſchuld⸗ 
ners als ſittenwidrig verlangt, kann 
der Einwand nicht entgegengeſetzt wer⸗ 
den, daß auch dem Gemeinſchuldner 
ein Verſtoß wider die guten Sitten 
zur Laſt falle 25633 

§ 23 IV HeſſWertzuw Sto. Eine Steuerd. 
erwerbsunfähiger Steuerpflichtiger iſt 
nur bei natürl., nicht bei juriſtiſchen 
Perſonen, z. B. einer in K. geratenen 
AG., zuläſſig 2605 

Konſumverein 

Rückvergütungen eines K. an ſeine Mit⸗ 
glieder ſind dem umſatzſteuerpflichtig. 
Entgelte zuzuſetzen, ſoweit der Betrag 
der Rückvergütungen dadurch erhöht 
wird, daß in ihm auch durch den Ver⸗ 
kauf an Nichtmitglieder erzielte Ge⸗ 
winne enthalten find 3158 4 


Sachregiſter 


Kontokorrent 
865 Auf. Dem Anſpruch einer kraft 
Dienſtvertrags angeſtellten Perſon, die 
Gehaltsteile gegen Verzinſung im Ge⸗ 
ſchäfte des Dienſtgebers ſtehen ließ, 
ſteht d. AufwVerbot des § 65 AufwG. 
nicht entgegen. Durch dahingehende 
Vereinbarung verliert das Guthaben 
nicht ſeine Natur als Arbeitnehmerein⸗ 
lage. Für die Frage der Verjährung 
gelten indeſſen die Grundſätze der Auf⸗ 
nahme der Einzelpoſten in laufende 
Rechnung 26976 
Konzern 
Über den Einfluß des Widerſtreits zwi⸗ 
ſchen Kintereſſe u. Einzelintereſſe auf 
die Rechtswirkſamkeit von GerVerſ⸗ 
Beſchlüſſen 3030 
Korbweiden 
Auf die Verpachtung eines Grundſtücks 
zur Gewinnung von K. findet die Pr⸗ 
PachtſchO. keine Anwendung 34581 
Körgeſetz, bayr. 
Schrifttum 2621 
Körperſchaftsſteuer 
Schachteldividende find nach § 11 Nr. 3 
Körp StG. nur inſoweit ſteuerfrei, als 
ſie auf Aktien entfallen, die während 
des ganzen Steuerabſchnitts im Beſitz 
der Geſellſchaft geweſen find 30127 
§ 11 Nr. 6 Körp StG. Legt Körperſchaft 
Mitgliederbeiträge zinsbringend an, ſo 
ſtellen die Zinſen keine Mitgliederbei⸗ 
träge dar 30105 
88 13, 18 KörpStGG. Die Verpflichtung 
einer Akt., ihr Vermögen bei der 
Liquidation an Nichtaktionär auszu⸗ 
ſchütten, kann nicht in einem mit der 
Vermehrung des Vermögens wachſen⸗ 
den Paſſivpoſten zum Ausdruck ge- 
bracht werden 30106 
Iſt der zur Abdeckung einer Unterbilanz 
zur Verfügung ſtehende Jahresgewinn 
größer als die Unterbilanz, ſo ſind die 
nach 817 Nr. 3 KörpStG. nicht ab- 
zugsfähigen Perſonalſteuern ſowie die 
nach 8 17 Nr. 4 nicht abzugsfähigen 
Aufſichtsratsvergütungen hinzuzurech⸗ 
nen. Dies gilt auch dann, wenn nur 
ſteuerrechtl. Unterbilanz beſteht u. der 
nach der Handelsbilanz ſich ergebende 
Gewinn nicht zur Deckung der Unter⸗ 
bilanz verwendet, ſondern ausgeſchüttet 
wird. Reicht der Jahresgewinn zur 
Auffüllung des Grund- oder Stamm- 
kapitals nicht aus, u. ift der nach 8 17 
Nr. 3 u. 4 nicht abzugsfähige Betrag 
kleiner als die Unterbilanz, die nach 
Anrechnung des Jahresgewinns ver⸗ 
bleiben würde, ſo ſind dennoch neben 
den Aufſichtsratsvergütungen "auch die 
Perſonalſteuern zum ſteuerpflicht. Ein⸗ 
kommen zu rechnen, wenn der nach 
der Handelsbilanz erzielte Gewinn 
ausgeſchüttet wird 30127 
Körperverletzung 
vgl. auch K. durch Kraftf. unter Kraftf. 
88 223 ff. StGB. Strafrechtl. Voraus⸗ 
ſetzungen der Aufſichtspflicht. Nach⸗ 
prüfung der Pflichtwidrigkeit in der 
RevInſt. 2498 24 
§ 223 StB. Züchtigungsrecht gegen 
fremde Kinder 28446 28457 
sg 222, 230 StGB. Die Vorherſehbarkeit 
des Unfalls iſt regelmäßig zu ver⸗ 
neinen, wenn durch die Fahrläſſigkeit 
des Verletzten die überwiegende Be⸗ 
dingung für den Erfolg geſetzt wurde, 
namentl. wenn der Verletzte ſich mut⸗ 
willig in Gefahr geſtürzt hat 3373 41 
$ 230 StGB. Der Tatbeſtand der fahr- 
läſſ. K. wird weder dadurch begründet, 
daß der Täter die verkehrspolizeil. An⸗ 
ordnungen außer acht gelaſſen hat, 
noch dadurch ausgeſchloſſen, daß er 
ihnen gefolgt iſt. Vielmehr kommt es 
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darauf an, welches Verhalten im In⸗ 
tereſſe der Sicherheit des Straßenver⸗ 
kehrs nach den Umſtänden des Einzel⸗ 
falls geboten war 3376 43 

88 222 II, 230 II StGB. Den Landwirt, 
der zur Überwachung des Hofs u. 
Viehes Hunde hält, trifft vermöge 
ſeines Berufs die erhöhte Pflicht zur 
ſorgfältigen überwachung der Hunde 
3453 22 

Feſtſtellungserforderniſſe der Fahrläſſig⸗ 
keit bei Verkehrsunfällen. Die An⸗ 
wendung der Strafſchärfungsvorſchrift 
des § 230 II StGB. ſetzt nicht voraus, 
daß der Täter durch die Ausübung der 
gewerbl. Tätigkeit eine beſſere Einſicht 
oder Sachkunde erlangt hat 336937 

8 230 II StGB. verfolgt den Zweck, einer- 
ſeits im Intereſſe des allg. Wohls 
das Vertrauen in die Führung eines 
Amts zu erhalten u. zu ſtärken, an⸗ 
dererſeits Gefahren, die der Ausübung 
eines Amts, Berufs oder Gewerbes 
entſtrömen, zu verhüten. Daher kann 
auch nur derjenigen Tätigkeit ſtraf⸗ 
erhöhende Bedeutung zukommen, die 
in den Kreis der Amts⸗, Berufs- oder 
Gewerbepflicht fällt. Nicht für jede 
mit dem eigentl. Berufe verbundene 
Hilfs⸗ oder Nebenverrichtung, ſondern 
nur für ſolche, die zum Weſen des 
Amts, Berufes oder Gewerbes gehört, 
beſteht eine beſondere Verpflichtung 
zur Aufmerkſamkeit. Das Führen eines 
Kraftfahrzeugs hat mit dem Berufe 
eines Landbundführers nichts zu tun. 
§ 230 II StGB. kann daher hier nicht 
Anwendung finden 3395 15 

88 59, 230 II StGB. Die Ausübung eines 
Züchtigungsrechts durch den Lehrer 
ſetzt voraus, daß ein überhaupt eine 
Ahndung im Wege der Schulzucht er⸗ 
forderndes Verhalten des Schülers 
außer Frage ſteht. Liegt ſolches Ver⸗ 
halten nicht ohne weiteres klar zutage, 
iſt es vielmehr erſt im Wege einer 
Unterſuchung feſtzuſtellen, ſo können 
die diesbezügl. Feſtſtellungen v. Straf⸗ 
richter getroffen werden. Entſchuldbar 
iſt der Irrtum des Lehrers über die 
tatſächl. Vorausſetz. eines Züchtigungs⸗ 
rechts. Die Pflicht des Lehrers, ſich 
vor der Züchtigung eines ihm unter⸗ 
ſtellten Schülers über das Vorliegen 
der tatſächl. Vorausſetzungen des ihm 
allgem. zuſteh. Züchtigungsrechts zu 
vergewiſſern, ift Amts⸗ oder Berufs- 
pflicht, die ihm beſondere Aufmerkſam⸗ 
keit auferlegt 2789 10 

Koſten 
Zivilſachen 

Grundſätzl. Entſch. des AG. Berlin-Mitte 
über fragen 2450 

Die Kentſch. bei Eventualanträgen 2452 

Der Kl., der einen langjähr. Prozeß 
ſiegreich zu Ende geführt hat, kann 
vom Bekl. Zinſen auf die von ihm 
verauslagten Gerichts⸗ u. Anwalts⸗ 
koſtenvorſchüſſe nur aus dem Geſichts⸗ 
punkt des Verzugs verlangen. Zwei⸗ 
felhafte Rechtslage kann den Verzug 
ausſchließen, ſelbſt wenn eine veröffent⸗ 
lichte RGEntſch. der Auffaſſung des 
Schuldners entgegenſteht 25132 

Von dem Satz, daß für die Zuläſſigkeit 
der Rev. gegen ein Ergänzungsurteil 
das ſelbſtänd. Vorhandenſein der Nev- 
Summe Vorausſetz. ift, ift Ausnahme 
nur für den Fall zuzulaſſen, daß das 
Ergänzungsurteil ledigl. die Klentſchei⸗ 
dung enthält, nicht auch für den Fall, 
daß es ledigl. einen Zinsanſpruch als 
Nebenforderung betrifft 2469 6 3 

Urteilsergänzung abgelehnt, obwohl K.⸗ 
entſcheidung bez. eines von mehreren 
Verklagten fehlt 25261 

6 
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Bei Arreſten ift das K.pauſchquantum 
nicht dem Streitwert der Hauptſache 
hinzuzurechnen 2581“ 

88 3, 4 BRO. Wird die Frage der K., 
die in 2. Inſt. Gegenſtand einer An⸗ 
ſchlußberufung war, infolge der pro⸗ 
zeſſualen Lage in der RevInſt. wieder 
Nebenforderung, ſo iſt ſie bei Bemeſ⸗ 
ſung des Streitwerts auszuſcheiden 
355719 

§ 1231, II BRO. fegt rechtskräftige Ber- 
urteilung in die K. voraus 258719 

8 91 ZPO. Zum materiellrechtl. R.erftat- 
tungsanſpruch. RG. 130, 217 wird für 
nicht zutreffend gehalten. Zur Frage 
der Erſtattung der BürgſchaftsK. bei 
der Sicherheitsleiſtung 2520 10 

Bei Kündigung des die Vertretung in 
einem bürgerl. Rechtsſtreit betr. An⸗ 
waltsvertrags ſeitens der Partei ge- 
genüber ihrem wegen Untreue ſtraf⸗ 
gerichtl. verurteilt. Prozeßbevollmäch⸗ 
tigten u. Beauftragung eines andern 
RA. an des erſteren Stelle liegt not- 
wend. Anwaltwechſel vor, der die Er⸗ 
ſtattungspflicht hinſichtl. der K. beider 
Anwälte durch die unterlieg. Gegen⸗ 
partei begründet, auch wenn d. Straf- 
urteil ſpäter aufgehoben u. der erſte 
RA. rechtskräftig dadurch freigeſprochen 
wurde 3576 25 

88 91 ff. ZPO. Klentſcheidung, wenn die 
Hauptſache fih nach Klagerhebung er- 
ledigt, der Kl. aber in der erſten Ver⸗ 
handlung feinen Sachantrag aufrecht⸗ 
erhält, weil er die Erledigung beftrei« 
tet, u. wenn erſt in der zweiten Ver⸗ 
handlung der Antrag auf den R.punft 
beſchränkt wird 258413 

8 91 BPO. Nimmt der Antragſteller den 
Güteantrag zurück, dann ſind ihm auf 
Antrag des Bekl. die K. des Güte⸗ 
verf. durch Beſchl. aufzuerlegen 35832 

Der allg. Prozeßgrundſatz des § 271 III 
BVO., daß, wer den Antrag auf ein 
Verfahren zurücknimmt, die K. zu tra⸗ 
gen hat, gilt auch für das Güteverf. 
Die Keentſcheidung ift durch Urteil zu 
treffen 36093 

§ 91 BPO. Wird das Urteil des zweiten 
Rechtszugs gegen eine Partei nur auf 
Grund eines nach ſeiner Verkündung 
eingetretenen, von ihrem Willen un- 
abhängigen Ereigniſſes — hier zufolge 
eines Erl. eines den bis dahin be⸗ 
ſtehenden Anſpruch zerſtörenden Geſ. 
— aufgehoben, ſo bleiben die K. des 
erſten u. zweiten Rechtszugs der an⸗ 
der Partei zur Laſt 2700 11 

§ 91 BPO. In Beſchl., der die Anord⸗ 
nung eines Arreſtes oder einer Einſtw⸗ 
Verf. enthält, iſt ſtets auch über die 
K. des Verfahrens zu entſcheid. 258414 

893 ZPO. Die Kllaſt bei Widerſpruchs⸗ 
klagen 357524 

Anerkenntnis nach durchgeführter Be⸗ 
weisaufnahme im Widerſpruchsprozeß 
ift nicht „ſofortiges“. § 93 ZPO. ift in 
Widerſpruchsprozeſſen nicht mehr an⸗ 
wendbar, nachdem der Bekl. es zu einer 
Beweisaufnahme über das die Ver- 
äußerung hindernde Recht des Kl. an 
dem Gegenſtand der Zwangsvollſtr. 
hat kommen laſſen 3578 30 

§ 97 BPO. Wenn die Anſchlußberufung 
durch Zurücknahme der Berufung wir⸗ 
kungslos wird, muß der Anſchließende 
d. K. d. Anſchlußberuf, tragen 2586 18 

896 ZPO. Sit der Wert des Hilfs- 
antrags erhebl. höher als der Wert 
des Hauptantrags u. wird nach dem 
Hauptantrag erkannt, dann ſind die 
durch den Hilfsantrag entſtandenen 
Mehr. dem Kl. aufzuerlegen 3575 23 

8 991 BPO. Räumt der durch vorlieg. 
vollſtreckbares Urt. zur Räumung ver⸗ 


Sachregiſter 


urteilte Bekl. vor Einlegung der Be⸗ 
rufung nicht in Anerkennung des Urt., 
ſondern um die Zwangsvollſtr. zu ver⸗ 
meiden, ſo iſt ſeine Berufung mit dem 
Antrag, die Hauptſache für erledigt zu 
erklären u. dem Kl. die K. des Rechts⸗ 
ſtreits zur Laſt zu legen, eine Be⸗ 
rufung zur Hauptſache u. ſonach zu⸗ 
läſſig 24749 

8 99 BPO. Sit Streit um die Fälligkeit 
eines Anſpruchs der Kl. nach Abwei⸗ 
ſung der Klage befriedigt worden, ſo 
kann er mit dem Ziele der Erledi⸗ 
gungserkl. Berufung einlegen 25187 

Hat das Gericht verſehentl. unterlaſſen, d. 
MehrK. wegen der Anrufung des un⸗ 
zuſtänd. Gerichts (§ 276 III ZPO.) dem 
ſiegreichen Kl. aufzuerlegen, ſo iſt dieſe 
K.folge auf Antrag des Bekl. durch 
Ergänzungsurteil ($ 321 BPO.) auszu⸗ 
ſprechen 36072 

Strafſachen 

Für die Verteilung der K. unter den 
Parteien bildets 471 III StPO. die Re- 
gel. Werden davon abweichend dem 
Angekl. K. auferlegt, ſo bedarf der⸗ 
artige Entſch. einer näheren Begrün⸗ 
dung 3608“ 

88 466, 4731 StPO. Erachtet das erk. 
Ger. die im Eröffnungsbeſchl. zu einer 
fortgeſetzten Straftat zuſammengefaßt. 
Einzeltaten als ſelbſtändige Handlun⸗ 
gen u. ſcheidet es eine von ihnen als 
unbewieſen aus, ſo muß es hinſichtl. 
dieſer den Angekl. freiſprechen u. von 
der Tragung der beſonderen K. ent- 
binden, die durch die Verhandlung die» 
fea Straffalls entſtanden waren 2826 48 

8 473 StPO. Der geſetzl. Vertreter haftet 
für die K. des von ihm ſelbſtändig 
eingelegt. Rechtsmittels (8 298 StPO.) 
nicht mit ſeinem eignen Vermögen, 
ſondern nur mit dem Vermögen des 
von ihm vertretenen Angekl. 358035 

Teil 6 87 NotVO. v. 6. Okt. 1931. 
Kann der Einſtellungsbeſchl. wegen der 
Klentſch, allein angefochten werden? 
3582 44 36084 36782 

Teil 6 § 7 Not VO. v. 6. Okt. 1931. Un- 
zuläſſig iſt, die geſamten Auslagen dem 
Privatkläger aufzuerlegen. 8 471 III 
StPO. erſcheint neben 8 7 Not O., 
der als eine ausſchließl. Regelung bei 
Einſtellung gem. § 71 anzuſehen iſt, 
nicht anwendbar 36781 


836 BetrNG. Die Betriebsvertretung 
kann Erſtattung der Anmwaltsf. eines 
von ihr geführten Einſpruchsverf. ım 
Rahmen des nach verſtänd. u. ſachl. 
Ermeſſen Notwendigen verlangen. Ein 
ungeſchicktes Verhalten in erſter Juft., 
das die Beſchreitung der BerJnſt. 
nötig macht, beſeitigt den Erſtattungs⸗ 
anſpruch noch nicht 25271 

Koſtenabrechnung 

Der in Ziff. IV der Rund O. des Pr- 
Juſt Min. v. 18. Juni 1923 geregelte 
K.verkehr eignet ſich für den Zahlungs⸗ 
nachweis gem. $ 519 VI ZPO. nicht, 
weil die Zahlung erſt dadurch erfolgt, 
daß die Gerichtskaſſe den Betrag von 
dem Abrechnungskonto abbucht. Der 
Nachweis der Zahlung muß dem Ge⸗ 
richt, nicht nur dem Urkundsbeamten 
geführt werden. Zum Nachweis der 
Zahlung genügt es, ebenſo wie bei der 
Zahlung durch Poſtſcheck, wenn inner⸗ 
halb der Friſt die Stellung des Ab- 
buchungsantrags nachgewieſen wird, 
ſofern die Abbuchung auch noch inner⸗ 
halb der Friſt geſchieht, mag auch die 
Nachricht von der Abbuchung erſt ſpä⸗ 
ter eingehen 355111 

Koſtenfeſtſetzung 
Die Beſchl. im F- u. Erinnerungsverf. 


ſind dem Kl. perſönl. zuzuſtellen, wenn 
er die F. betreibt 357729 

Bei abgeſchloſſenem, durch Koſtenerſtat⸗ 
tung u. Verrechnung erledigten Ver⸗ 
fahren darf Aufrollung der K. von 
Amts wegen oder auf Erinnern der 
Staatskaſſe oder einer Partei nicht zu 
dem Zweck erfolgen, um eine dem frü⸗ 
heren Stand der Rſpr. gemäß ergan⸗ 
gene Entſch. mit dem jetzigen geändert. 
Stand der Rſpr. in Einklang zu brin- 
gen 357419 


Kraftfahrzeug 
vgl. auch Tankanlage 
K.verkehrsrecht. Schrifttum 3305 


Die K.geſetzgebung. Schrifttum 3305 

Gerichtl.⸗medizin. Erfahrungen u. Pro⸗ 
bleme bei Automobilunfällen. Schrift⸗ 
tum 3305 

Neuere Rſpr. zum KraftfG. u. zu den 
einſchläg. Geſetzen 3403 

Die ſchärfere Haftpflicht des K.führerg 
im Lichte der Reform 3299 

Die Gefälligkeitsfahrt in der neueren 
Rſpr. des RG. u. der OLG. 3301 

Haftungsausſchluß durch Anbringen eines 
Schildes — Mitfahren auf eigene Ge⸗ 
fahr — ſchließt nicht die Haftung we⸗ 
gen grober Fahrläſſigkeit aus 33961 

Haftung des K.bejibers für verkehrs⸗ 
ſicheren Zuſtand des vermieteten Wa⸗ 
gens 33972 

§ 932 BGB. Grob fahrläſſiges Verhalten 
beim Erwerb eines K. vom Nichteigen⸗ 
tümer 33908 

8 823 BGB. Die Eigentümer v. Gegen- 
ſtänden, die zum Zwecke des Verkehrs 
auf der Straße beſtimmt ſind, haben 
die Pflicht, die erforderlichen Vor- 
kehrungen zu treffen, daß die Gegen⸗ 
ſtände dem Verkehr nicht gefährlich 
werden. Der Eigentümer eines Klein⸗ 
kraftrades, der merkt, daß anderer, 
von dem er nicht weiß, ob er in der 
Benutzung eines ſolchen geübt u. zu⸗ 
verläſſig iſt, das Rad benutzen will, iſt 
verpflichtet, dafür zu ſorgen, daß dies 
nicht geſchieht 332213 

8 823 BGB. Merkantiler Minderwert 
eines K. nach einem Unfall 33861 

8 823 BGB. Schadenserſatzanſpruch ein. 
Kraftfahrers beim Zuſammenſtoß mit 
Pferdefuhrwerk. Haftbarteit des F- 
halters für den neben ihm ſitzenden 
Fahrer 3388“ 

8831 BOB. Wer Kraftfahrer als Kraft- 
droſchkenführer einſtellen will, der bei 
ſeinem letzten Dienſtherrn nur kurze 
Zeit in Stellung war, muß ſich auch 
bei den früheren Dienſtherren erkun⸗ 
digen, zumal wenn die Dienſtzeit auch 
bei ihnen auffallend kurz war. Längere 
Zeit hindurch fortgeſetzter übermäßig. 
Alkoholgenuß macht zur Führung von 
K. ſchlechthin ungeeignet. Wer ſolche 
Perſon doch einſtellt, muß ſie ganz 
beſonders daraufhin überwachen, ob 
ſie nicht in ihren alten Fehler zurück⸗ 
fällt. Hat jiġ K.führer eines Betrugs 
oder Meineidsverleitungsunternehmens 
ſchuldig gemacht, ſo iſt beſondere Ver⸗ 
anlaſſung gegeben, zu prüfen, ob er 
die moraliſche Eignung für K.führer 
beſitzt 3340 20 

8 831 BOB. Der Angeſt. eines Kehänd⸗ 
lers, der einen Kunden das zu kaufende 
Kraftrad fahren läßt, beſtellt ihn zu 
einer Verrichtung. § 831 auch anmend- 
bar, wenn der zu einer Verrichtung 
Beſtellte nicht einem Dritten, ſondern 
ſeinem Geſchäftsherrn ſelbſt Schaden 
zugefügt hat. Man genügt jeiner 
Sorgfaltspflicht bei der Auswahl eines 
Führers nicht ſchon dadurch, daß man 
ſich den Führerſchein vorlegen läßt 
3345 21 


Vorarbeiter, der einen ihm unterſtellten 
18jähr. Arbeiter, dem er ſelbſt fremdes 
Motorrad nicht anvertrauen würde, 
während der Arbeitszeit nicht ſo über⸗ 
wacht, daß er ein im Gewahrſam der 
Firma befindl. fremdes Motorrad nicht 
benutzen kann, kann von der Firma 
verantwortl. gemacht werden, wenn 
ihr durch ſolche Benutzung Schadens- 
haftung erwächſt. Er gehört daher in 
Rechtsſtreit, in dem ſolche Haftung 
gegen die Firma geltend gemacht wird, 
zu den in 8391 Ziff. 4 BPO. auf- 
geführten Perſonen 3356 25 

Entziehung des Führerſcheins für K. 
Hält der Verwaltungsrichter die Zeit⸗ 
dauer, für die eine zeitige Entziehung 
des Führerſcheins von der Polizei 
ausgeſprochen iſt, für zu lange, ſo darf 
er nicht die Entziehung aufheben, muß 
vielmehr die Klage abweiſen 33982 

Die VO. des Rpräſ. v. 6. Okt. 1931 
5. Teil 5. Kap. nebſt Durchf Beſt. v. 
9. Okt. 1931: überlandverk. mit K. 3297 

Die franz. Rſpr. auf dem Gebiet d. Rechts 
der K. i. J. 1930 3303 


88 2, 7, 6 Rraftf®. Durch Erteilung des 
Fahrlehrerſcheins erhält der Fahr⸗ 
lehrer — ohne Beamtenſtellung — die 
Eigenſchaft einer Hilfsperſon im Dienſte 
der Verkehrspolizei. Die Erteilung u. 
Entziehung der hiermit erteilten Er⸗ 
mächtigung gehört in d. innere Dienſt⸗ 
recht der Verkehrspolizei u. iſt keine 
mit den Rechtsmitteln des § 127 Pr» 
LVerwG. anfechtbare polizeiliche Ver- 
fügung 3398 1 

83 KraftfGG. Haftung des Fahrlehrers 
u. des Fahrſchülers bei Unfällen, die 
durch die Steuerung des Fahrſchülers 
verurſacht worden ſind 33872 

88 6, 19 Kraftfch. Die Erhebung von 
Vorausleiſtungen für die Wegeunter⸗ 
haltung von den die Straße benußen- 
den Kbbeſitzern ift unzuläſſig 333210 

Der Nachweis des Kauſalzuſammenhangs 
ift, wie bei Anwendung des 8 7 Kraftf⸗ 
G. überhaupt, ſo auch bei Anwendung 
des 8 17 von dem zu fordern, der aus 
der Vorſchrift Rechte gegen einen an⸗ 
dern ableitet 33103 

88 7, 9 Kraftſch. Die Tatſache, daß Fuß⸗ 
gänger mit ſchnellen Schritten über die 
Straße gegangen iſt, kann die Feſt⸗ 
ſtellung rechtfertigen, daß der Kraft⸗ 
fahrer annehmen durfte, er werde 
nicht plötzlich umkehren. Wenn Fuß⸗ 
gänger von einem Bürgerſteig hinter 
einem ſeine Sicht beeinträchtigenden 
Kraftwagen auf den Fahrdamm geht, 
ohne ſich umzuſehen, obwohl ſich ihm 
K. ſchon auf 20 Meter, wohl auch hör⸗ 
bar, genähert hat u. überdies auch 
noch ſchräg über die Straße geht, ſo 
iſt es nicht rechtsirrig, darin eine ſo 
überwiegende Verurſachung des Un- 
falls zu erblicken, daß Haftung aus 
§ 831 BGB. u. wegen Betriebsgefahr 
entfällt 33061 

887, 10 Kraftfccß. Notwendigkeit ge- 
naueſter Prüfung aller Tatumſtände; 
insbeſ. Unterſuchung, ob die geſchloſſ. 
Führerlaube eines ſchweren Kraftomni⸗ 
buſſes die Hörfähigkeit beeinträchtigt; 
daraus folg. Verſchärfung der Sorg⸗ 
faltspflicht 3308 2 

88 7, 18 Kraftfc. Wenn Kraftfahrer 
ſieht, daß er auf einem verengten 
Straßenteil mit einem Radfahrer zu⸗ 
ſammentrifft, muß er ſeine Fahrge⸗ 
ſchwindigkeit entſprechend ermäßigen, 
lo auch, wenn er ſieht, daß der Rab- 
fahrer ſich an einem die Fahrbahn 
verengenden Wagen haltend anhält, 
um d. K. vorbeifahren zu laſſen 332414 


Sachregiſter 


88 7, 18 Kraftf . Für die Haftung nach 
88 823 ff. BGB. ift der Kl., für die 
Haftung nach d. Vorſchrift d. Kraftf®. 
iſt der Bekl. für den urſächl. Zuſam⸗ 
menhang beweispflichtig. Wurde die 
zuläſſige Höchſtgeſchwindigkeit über⸗ 
ſchritten, ſo ergibt ſich die Frage, ob 
die Verletzungen bei Innehaltung der 
zuläſſ. Geſchwindigkeit gleich ſchwer ge- 
weſen wären. Für die Frage der Ur⸗ 
ſächlichkeit des zu ſchnellen Fahrens iſt 
erhebl., daß langſam fahrender Kraft- 
wagen mehr Geräuſch verurſacht als 
ſchnell fahrender. Die Annahme, daß 
Kind allein dadurch erſchrocken ſei, daß 
es ein K. in nächſter Nähe wahrnahm, 
liegt ſoviel ferner als die Annahme, 
daß es durch ſein ſchnelles Heran⸗ 
nahen erſchrocken iſt, daß die erſtere 
Annahme näherer Begründung bedarf. 
Hupenzeichen, kurz vor dem zu Über⸗ 
holenden gegeben, kann Schreckwirkung 
auslöſen 3327 18 

Ohne Rückſicht auf das Vorliegen einer 

rechtsgeſchäftl. Willenserklärung erfüllt 

der tatſächl. Vorgang des Mitfahrens 
die Vorausſetz. des 8 8 Nr. 1 KraftfG., 
fo daß aljo aus dieſem Gef. auch dann 
keine Haftung erwächſt, wenn ein Kind 
heimlich mitfährt. Wenn feſtgeſtellt iſt, 
daß einem Kinde die Einſicht in die 
Gefährlichkeit des Spielens an K. inne⸗ 
gewohnt hat, ſo bleibt für die Anwen⸗ 
dung des § 254 BGB. doch immer noch 
die mit einem ſehr jugendl. Alter 
regelmäßig verknüpfte geringe über⸗ 
legungsfähigkeit u. Beſonnenheit zu 

berückſichtigen 3319 1 

„ das nach feiner Konſtruktion eine 

höh. Stundengeſchwindigkeit als 20 km 

erreichen kann, genießt nach Einbau 
eines dieſe Geſchwindigkeit begrenzen⸗ 
den Regulators nur dann das Privileg 
des 88 Ziff. 2 KraftfG., wenn dieſer 

Regulator konſtruktionell ſo feſt mit 

den übrigen maſchinellen Einrichtun⸗ 

gen verbunden iſt, daß ſeine Ausſchal⸗ 
tung Zeitaufwand u. erhebl. Schwie⸗ 

rigkeiten bereitet 33883 

89 Kraftf. Bei den heutigen Ver⸗ 
kehrsverhältniſſen liegt in der Regel 
nicht jenſeits aller Erfahrungen, daß 
in dem Augenblick, in dem Fußgänger 
eine Lanoſtraße überquert, ein K. die 
gleiche Stelle durchfährt. Entſteht bei 
ſolchem auf Fahrläſſigkeit beruhenden 
Überqueren ein Unfall, ſo wird in der 
Regel der adäquate Kauſalzuſammen⸗ 
hang gegeben ſein 33135 

8 844 II BGB. und 8 10 II Kraftf®. ha- 
ben nicht den Verluſt tatjächl. bezoge⸗ 
nen Unterhalts, ſondern den Verluſt 
des Rechtes auf Unterhalt im Auge. 
Entſcheidend ift, ob der unterhalts⸗ 
pflichtige Getötete zur Leiſtung der 
Unterhaltspflicht imſtande war 33532 

811 KraftfGG., 8842 BGB. Hat der 
Haftpflichtige dem Verletzten auch nach 
ſeiner Wiederherſtellung den infolge 
Verluſtes ſeiner Dienſtſtellung entſteh. 
Schaden zu erſetzen? 3599 . 

88 12, 13 KraftfG. Ein durch die Auf- 
hebung oder Minderung der Erwerbs⸗ 
fähigkeit u. wegen Bedürfnisvermeh⸗ 
rung für die Vergangenheit erwach⸗ 
ſener Schaden kann bis zum Betrage 
von 25 000 AM als Kapitalzahlung zu⸗ 
geſprochen werden, auch ſoweit er 
1500 RM f. d. Jahr überſteigt 3340 20 

Für den Halter beſteht keine Ausgleichs- 
pflicht aus 8 17 II KraftfG., wenn er 
den Entlaſtungsbeweis aus § 71 ge- 
führt hat, für den Führer beſteht 
nicht ſie, wenn ihn kein Verſchulden 
trifft. Für den, dem nur die Gefähr⸗ 
dungshaftung auf Grund des KraftfG. 


K. 
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obliegt, kommt Ausgleichung hinſichtl. 
ſeines eignen Schmerzensgeldanſpruchs 
nicht in Betracht 33145 

In den Fällen, in denen der Geſchäfts⸗ 
herr des einen der beteiligten Führer 
nicht der Halter des K., ſondern der 
Angeft. des Halters ift, find die 88 17 
11, 18 III Kraftf®. zum mindeſten ent- 
ſprechend anwendbar. Auch die Haf⸗ 
tung nach 88 823 ff. BGB. ift eine 
ſolche „kraft Geſetzes“ 3345 21 

8 17 Araftf®. Regelmäßig kann ange- 
nommen werden, daß gegen die Ge⸗ 
fahren eines nicht durch Schranken 
geſicherten Bahnübergangs von der 
Bahnverwaltung in anderer Weiſe ge⸗ 
nügend Sorge getragen wird, ohne 
daß der vorſichtig fahrende Kraftfahrer 
ſein Rad zum Stehen zu bringen 
brauchte. Das Fehlen einer Schranke 
kann weſentl. Erhöhung der Betrieb- 
gefahr bilden, wenn der Art des neu⸗ 
zeitl. Verkehrs nicht Rechnung getragen 
iſt. Mitverſchulden d. Verletzten 332112 

Der Umſtand, daß der verletzte K.halter 
ſelbſt durch das K. befördert wurde, 
ſteht der Abwägung nach 8 17 J 2 
Kraftf®. nicht entgegen. Demnach ijt 
nicht nur zu prüfen, ob ihn eignes 
Verſchulden getroffen hat, ſondern 
auch, ob der Unfall für ihn ein unab⸗ 
wendbares Ereignis geweſen iſt. Auch 
wo kein beſtimmtes Verhalten vorge⸗ 
ſchrieben iſt, kann ſich aus der Sach⸗ 
lage die Notwendigkeit gewiſſer Vor- 
ſichtsmaßregeln ergeben 333117 

Art. 131 RVerf. kommt auch dann zur 
Anwendung, wenn das Verſchulden 
des Beamten, an deſſen Stelle der 
Staat haften ſoll, auf der geſetzl. Ver⸗ 
mutung des 8 18 Kraftf®. beruht. 
Schuldhaft handelt der Kraftfahrer, 
der, nachdem er links überholen mußte, 
auf der linken Straßenſeite länger ver- 
1 als das Überholen es erforderte 
31 8 


Der Anhänger eines K. iſt kein K. Des⸗ 
halb können auf das Aufſtellen u. 
Beleuchten eines Anhängewagens allein 
die das Aufſtellen u. Beleuchten eines 
Kraftfahrzeugs regelnden Beſt. nicht 
angewendet werden. Um zur Anwen⸗ 
dung des § 17 III Straß VerkO. im ge⸗ 
gebenen Falle zu gelangen, bedarf es 
nicht des Umweges über 8 21 Kraftf⸗ 
VerkVO. 33784 

8 2 Krafti Beri LD. Ortspolizeil. Vorſchrif⸗ 
ten können die Beſtrafung betrunkener 
K.führer anordnen 339414 

Die Feſtſtellung eines Bremsweges von 
über 7m bei 20 km Geſchwindigkeit er- 
gibt den Zweifel, ob dem 84 Ziff. 2 
KraftfVerkVO. genügt ift. Mit 20 km 
Geſchwindigkeit einbiegen bedeutet zu 
ſchnell fahren, beſonders bei einem 
Bremsweg von mehr als 7m 3345 21 

Wenn auch davon auszugehen iſt, daß 
eine den Anforderungen u. Bedürf⸗ 
niſſen des Verkehrs vernünftig Rech⸗ 
nung tragende Auslegung u. Anwen⸗ 
dung der 88 41 Nr. 5, 16 Kraftf⸗ 
VerkVoO. nicht verlangt, daß ein Fahrer 
bei einer plötzlich eintretenden Ge⸗ 
brauchsunfähigkeit einer feiner awet 
Laternen die Fahrt einſtellt u. das K. 
auf der Straße ſtehen läßt, ſo geht 
die Nachgiebigkeit dieſer Verkehrsvor⸗ 
ſchrift doch keinesfalls weiter, als De 
Unmöglichkeit ihrer Erfüll. reicht 3376 

88 11, 16 KraftfVerkVoO. Nichtbeleuchtung 
des hinteren Kennzeichens bleibt KR 
los, wenn fie unverſchuldet ift 3877 

88 11, 16 KraftfVerkVO. Ein, nach einge⸗ 
tretener Dunkelheit auf öffentl. Wege 
oder Platze aufgeſtelltes K. muß auch 
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dann mit Eigenbeleuchtung verſehen 
ſein, wenn es im Scheine einer frem⸗ 
den Lichtquelle ſteht 33773 

§ 171 KraftfVerkVO. enthält nur allgem. 
Sorgfaltsregel, keine blankettausfüll. 
Norm 3366 33 

58 17, 18 KraftfVerkVO. Unbehindert iſt 
der Überblick über die Fahrbahn nur 
dann, wenn der Fahrer beurteilen 
kann, ob die Fahrbahn jeweils auf 
der Strecke, die er ſich eben anſchickt 
zu befahren, dann von Hinderniſſen 
frei ſein werde. Der mangels dieſer 
Vorausſetzungen vorlieg. Zweifelhaf⸗ 
tigkeit der örtl. Lage muß der Fahrer 
durch Einhaltung einer Geſchwindigkeit 
Rechnung tragen, die ihm ein ſo raſches 
u. ſicheres Anhalten erlaubt, wie es 
gegenüber dem als möglich anzuneh⸗ 
menden Hindernis geboten ſein werde. 
Er muß alſo imſtande ſein, das K. 
auf „kürzeſte Entfernung“ zum Stehen 
zu bringen. Zubilligung einer „Schreck 
ſekunde“ 3362 81 

88 17, 18 KraftfVerkVO. Ein Bremsweg 
von 1,20 m genügt den nach § 18I zu 
ſtellenden Anforderungen. Die Tat⸗ 
ſache, daß Fußgänger mit ſchnellen 
Schritten über die Straße gegangen 
iſt, kann die Feſtſtellung rechtfertigen, 
daß der Kraftfahrer annehmen durfte, 
er werde nicht plötzlich umkehren. Wenn 
Fußgänger von einem Bürgerſteig hin⸗ 
ter einem ſeine Sicht beeinträchtigen- 
den K. auf den Fahrdamm geht, ohne 
ſich umzuſehen, obwohl ein K. ſich ihm 
ſchon auf 20 m, auch wohl hörbar, ge- 
nähert hat u. überdies auch noch ſchräg 
über die Straße geht, ſo iſt es nicht 
rechtsirrig, darin eine ſo überwiegende 
Verurſachung des Unfalls zu erblicken, 
daß Haftung aus § 831 BGB. u. wegen 
Betriebsgefahr entfällt 33061 

S8 17, 18 KraftfVerkVO. Schuldhaft. Ber- 
halten des an ſich Vorfahrtberechtigten 
kann nach den Umſtänden ſo ſchwer 
wiegen, daß daraus eine gleichmäßige 
Verteilung der Verurſachung abzu⸗ 
leiten ift 33189 

8 18 KraftfVerkVO. Schon dann, wenn 
der Führer eines K. Zweifel hegen 
kann, ob der andere ſein Vorfahrts⸗ 
recht berückſichtigt, muß er für den an⸗ 
dern Fall Vorſorge treffen 3312 

8 18 KraftfVerkVO. Auch in verkehrs⸗ 
reicher Straße darf der Kraftfahrer 
ſchnell fahren, wenn ſich der Verkehr 
fließend u. ohne Störung abwickelt 
3367 35 

ss 18, 30 II KraftfVerkVO., 8 21 
Kraftf. Abgrenzung der Zuſtändig⸗ 
keiten nach dieſen Beſt. 33795 

§ 18 KraftfVerkVoO., § 21 Kraftf. Rin- 
der von ſechs Jahren ſind erfahrungs⸗ 
gemäß ganz unberechenbar 3393 10 

8 18 III KraftfVerkVO. Haftung des das 
K. benutzenden Eigentümers, wenn die 
geſetzl. zuläſſige Geſchwindigkeit nicht 
eingehalten wird. Innerer Tatbeſtand 
3393 11 

§ 19 KraftfVerkVoO. Allg. Verpflichtung, 
bei jeder Begegnung zu hupen, beſteht 
nicht 3373 41 

§ 21 KraftfVerkVoO. Schlechtere, Erſchüt⸗ 
terungen verurfachende Beſchaffenheit 
der rechten Straßenſeite rechtfertigt 
nicht, anders als rechts zu fahr. 3345 21 

Zur Auslegung der 88 21, 20 KraftfVerk⸗ 
VO. 33806 

82112 KraftfVerkV O., wonach der Füh⸗ 
rer eines K. beim Durchfahren von 
ſcharfen oder unüberſichtl. Wegekrüm⸗ 
mungen ſtets die rechte Seite einzu⸗ 
halten hat, iſt nicht auch auf das 
Durchfahren von Straßenkreuzungen 
anzuwenden 33817 


Sachregiſter 


88 21, 23 II KraftfVerkV O. Behandlung 
von Straßen, auf denen die Straßen⸗ 
bahn in beiden Richtungen verkehrt, 
der gewöhnl. Fuhrwerksverkehr jedoch 
nur in einer Richtung zugelaſſen iſt. 
Begriff der haltenden Schienenfahr⸗ 
zeuge. Das Verbot des § 23 JI gilt 
auch für entgegenkommende K. beim 
Verkehr auf einer Einbahnſtraße, in 
der die Straßenbahn in beiden Rich⸗ 
tungen verkehrt 33928 

§ 23 KraftfVerkVO. Der Rechtsbegriff 
der Halteſtelle erfordert nicht, daß der 
Punkt, an dem die Straßenbahn hält, 
durch Tafel mit entſpr. Aufſchrift als 
Straßenbahnhalteſtelle gekennzeichnet 
ift; vielmehr genügt, daß der Halte- 
punkt üblicherweiſe u. in dem Verkehr 
erkennbarerweiſe unter Duldung der 
Straßenbahn vom Publikum zum Ein⸗ 
u. Ausſteigen benutzt wird. Wenn Per⸗ 
fon auf dem Bürgerſteig in der Rich⸗ 
tung nach einem abfahrbereiten Stra⸗ 
ßenbahnwagen läuft, muß der R.fahrer 
mit der Möglichkeit rechnen, daß ſie 
plötzlich unachtſam über die Fahrbahn 
läuft 3316? 

82313 KraftfVerkVo. Rechtsfahren u. 
Überholen 33929 

8 24 KraftfVerkVO. Wer links fährt, hat 
kein Vorfahrtsrecht 3319 10 

8 24 KraftfVerkVo. Vorfahrtrecht ift 
nicht nur gegeben, wenn zwei K. ſich 
mit annähernd gleicher Geſchwindigkeit 
einer Straßenkreuzung nähern oder in 
ungefähr gleicher Entfernung von der 
Kreuzung ſich treffen, ſondern auch 
dann, wenn die F. von der Kreuzung 
nicht gleich weit entfernt ſind, aber 
infolge der Verſchiedenheit der von 
ihnen eingehaltenen Geſchwindigkeit die 
Gefahr des Zuſammenſtoßes beſteht 
3338 19 

§ 24 KraftfVerkVO. Das Vorfahrtrecht 
für K. iſt reichsrechtl. dahin geregelt: 
Anordnung des Polizeibeamten im 
Einzelfall; Verhältnis vom Hauptweg 
zum Seitenweg; Fahrtrichtung. Dem 
widerſprech, allg. Beſt. der Polizei- 
behörden, beſonders betr. Straßen mit 
Straßenbahnſchienen, ſind für Kraft⸗ 
fahrer nicht verbindlich 3345 21 

§ 24 KraftfVerksO. Zu den Begriffen 
„Hauptverkehrsweg“ u. „Seitenweg“ 
3357 26 


§ 24 KraftfVerkVoO. ſetzt voraus, daß die 
Kraftfahrer bei beſtehender Ungewiß— 
heit ſtets mit einem Zuſammenkommen. 
der Fahrtlinien rechnen müſſen. Unter 
den Begriff der Wegeeinmündung fällt 
auch ſog. Gabelung, bei der die ur⸗ 
ſprüngl. alleinige Straße als ſolche 
endet u. ſich in zwei auseinander⸗ 
gehende Wege teilt. Auch der Vor⸗ 
fahrtberechtigte hat, wenn auch ſeine 
Vorſichtspflichten nicht ſo weit zu er⸗ 
ſtrecken ſind wie die des Verpflichteten, 
die in § 271 KraftfVerkVO. ausdrück⸗ 
lich ausgeſprochene allg. Sorgfalts⸗ 
pflicht zu beachten 3360 23 

§ 24 KraftfVerkVoO. Verſchulden bei Ver- 
letzung des Vorfahrtrechtes. Urſächl. 
Zuſammenhang zwiſchen Unfall u. To⸗ 
deserfolg 3373 40 

88 24, 50 KraftfVerkV O. Umfang der 
Sorgfaltspflicht eines Kfahrers beim 
Hinausfahren aus einer Einfahrt auf 
die Straße 3395 16 

Die Vorſchrift des 8 251 KraftfVerkVO. 
gewährt nur ſolchen Fahrzeugen der 
Polizei das dort erwähnte Vorrecht, 
die ſich durch beſondere Zeichen kenntl. 
machen. Auch ſie haben grundſätzl. 
die rechte Seite der Straße einzuhal⸗ 
ten u. ſind von der Beachtung der 


§§ 18, 22—24, 28 KraftfVerkVO. nur 
bei Gefahr im Verzuge befreit 33178 

Unzutreffend iſt die Rechtsauffaſſung, daß 
eine Verletzung des § 25 UI KraftfVerk⸗ 
BD. ohne gleichzeitige Annahme einer 
Transportgefährdung i. S. des 8316 
StGB. nicht gedacht werden könne 
3358 27 

Auslegung des § 26 KraftfVerkVoO. da- 
hin, daß unter Fahrtrichtung nicht 
immer die Richtung geradeaus, ſon⸗ 
dern diejenige zu verſtehen ſei, die 
ſich im Einzelfall nach vernünftiger 
Verkehrsauffaſſung als ſolche darſtelle, 
iſt nicht zu beanſtanden. Wenn vor 
Straßengabelung die K. allgemein ein 
Rechtszeichen zu geben pflegen, dann 
kann man dem, der kein Linkszeichen 
gegeben hat, das nicht ohne weiteres 
zum Verſchulden anrechnen, auch wenn 
man das Linkszeichen für das der 
Vorſchrift entſprechende erachtet. Wenn 
ein auf Hauptverkehrsweg ſich be- 
wegendes F. in Seitenweg einbiegen 
will u. hierbei die Fahrtrichtung eines 
auf dem Hauptverkehrsweg von rechts 
kommenden F. ſchneiden muß, ſo hat 
dieſes letztere F. die Vorfahrt 333117 

§ 26 KraftfVerkVO. (Armzeichen) ift 
Schutzgeſetz i. S. v. § 823 II BGB. Über 
die in der KraftfVerkVoO. vorgeſchrie⸗ 
benen Pflichten hinaus hat der K.⸗ 
fahrer die allgem. Verkehrsſorgfalts⸗ 
pflicht zu erfüllen 3345 21 

$ 26 KraftfVerkVoO. Pflicht zur Abgabe 
des Fahrtrichtungszeichens trifft nicht 
nur die in der Fahrt befindl. K.führer, 
ſondern auch die Führer, die aus dem 
Stillſtand mit ihrem Wagen anfahren 
u. ſich dabei in anderer Richtung als 
der des ſtehenden Wagens entſpricht, 
bewegen wollen. Wann liegt Anderung 
der Fahrtrichtung vor? 33818 

§ 281 KraftfVerkVO. regelt den Tat- 
beſtand nicht erſchöpfend u. ſchließt er⸗ 
gänzende örtl. Polizeibeſt. nicht aus 
3381 

8 30 KraftfVerkVO. hat nicht die Ber 
deutung eines Vorbehalts der Landes- 
geſetzgebung, ſondern die einer poſi⸗ 
tiven Ermächtigung zur Erlaſſung von 
Rechtsvorſchriften. Über die Zuläſſig⸗ 
keit der ſog. Subdelegation, insbeſ. 
nach dem Kraftf g. 3382 10 

§ 32 KraftfVerkVO. Der Führer eines 
Laſtkraftzuges hat die Pflicht, nach 
jeder, auch kurzen Fahrtunterbrechung, 
bevor er den Wagenzug wieder in Be⸗ 
wegung ſetzt, nachzuſehen, ob der Bei⸗ 
fahrer an feinem Platze ift 3319 11 

Zum Begriffe „Anhängen“ i. S. der 
88 32, 33 KraftfVerkVO. Strafrechtl. 
Verantwortlichkeit anderer Perſonen 
neben dem Führer 3395 11 R 

Die Strafvorſchrift des § 501 KraftfVerk⸗ 
VO. ift rechtsgültig 3358 28 

850 KraftfVerkVoO. bildet die Strafvor⸗ 
ſchrift für alle Zuwiderhandlungen mit 
Kleinkrafträdern. Realkonkurrenz des 
Nichtmitſichführens der Zuteilungsbe⸗ 
ſcheinigung mit fahrläſſ. Körperver⸗ 
letzung 338612 


8 59 StGB. ſchlägt nicht ein, wenn ein 
Kraftfahrer von zwei Amtsperſonen 
in verſchiedenen Orten unrichtige Aus⸗ 
künfte über den Inhalt u. die Trag⸗ 
weite einer amtl. Bek. erhalten hat 
3394 12 

§ 222 Stch B. Keine Fahrläſſigkeit fällt 
dem K.fahrer zur Laft, der fih darauf 
verläßt, daß der auf offener Land⸗ 
ſtraße am linken Gehſteig in gleicher 
Richtung wie er vor ihm fahrende 
Radfahrer ſeine Fahrtrichtung beibe⸗ 
halten u. nicht trotz ſeiner infolge 


Schwerhörigkeit überhörten Hupen⸗ 
ſignale plötzlich kurz vor ihm ab⸗ 
ſchwenken werde, um die rechte Stra⸗ 
ßenſeite zu gewinnen, u. nun, da der 
Wagen weder durch Bremſen ſchnell 
genug zum Stehen gebracht werden 
konnte noch ein Rechtsausbiegen in 
Frage kam, um den Radfahrer nicht 
zu überfahren, nach links auszubiegen 
ſuchte 3361 30 

§ 222 StB. Der K.führer darf ſich 
nicht darauf verlaſſen, daß jeder Wege⸗ 
benutzer fih ſachgemäß mit der bei 
zunehmendem Verkehr erwünſchten Um⸗ 
ſicht bewegen würde, er muß vielmehr, 
namentl. bei Kindern, mit Ungewandt⸗ 
heiten u. Unbeſonnenheiten inſoweit 
rechnen, als ſie nicht nach der beſon⸗ 
deren Sachlage außerhalb jeder Qe- 
benserfahrung liegen 3362 31 

88 222, 230 StGB. Das Eingreifen des 
neben dem Führer des K. ſitzenden 
Fahrlehrers in die Steuerung unter⸗ 
bricht nicht notwendig den Kauſalzu⸗ 
ſammenhang. Fahrläſſigkeit kann nicht 
darin gefunden werden, daß der AMn- 
gekl. vor dem völligen Abſchluß ſeiner 
Ausbildung im Kraftfahren eine ſchwie⸗ 
rige übungsfahrt unternommen hat. 
Daß der Fahrlehrer eine beſtimmte 
unſachgemäße Anweiſung erteilt hat, 
kann zugunſten des angeklagten Fahr⸗ 
ſchülers als nicht widerlegbar u. gleich- 
wohl zugunſten des angekl. Fahrlehrers 
als nicht nachweisbar angeſehen wer⸗ 
den 3368 36 

88 222, 230 StGB. Fahrläſſigkeit des 
Täters, der die Führung eines K. 
übernimmt, ohne im Fahren ausgebil⸗ 
det zu ſein. Die bei der Fahrt be⸗ 
gangene fahrläſſ. Körperverletzung oder 
Tötung u. das gleichzeitig verwirkl. 
Vergehen nach 8 241 KraftfG. (Fah⸗ 
ren ohne Führerſchein) ſtehen in Tat⸗ 
einheit 337038 

88 222, 230 StGB. Dem Führer eines 
K. der Feuerwehr legt die Sonder⸗ 
ſtellung dieſer Fahrzeuge die Verpflich⸗ 
tung zu beſond. Vorſicht auf 3375 42 

99 222, 230 StGB. Zur Sorgfaltspflicht 
des K.führers u. zum Begriff der 
Fahrläſſigkeit 3218 20 

88 222, 230 StGB. Hat der Kraftfahrer 
nach Wahrnehmung des Hinderniſſes 
ſofort die Bremſen betätigt, aber den 
Wagen nicht mehr anhalten können, ſo 
genügt zur Feſtſtellung des Kauſalzu⸗ 
ſammenhangs nicht die Feſtſtellung, 
daß der Wagen bei geringerer Ge⸗ 
ſchwindigkeit rechtzeitig zum Stehen 
hätte gebracht werden können. Die 
ſtrafbar machende Fahrläſſigkeit kann 
nur in einem Zeitraum liegen, in dem 
der ſchädigende Erfolg noch abgewandt 
werden konnte 3366 84 

88 222 II, 230 II StGB. Der Kaufmann, 
der ſich zum Zweck der Ausübung ſei⸗ 
nes Berufs mit der Führung von K. 
befaßt, iſt auch dann Berufsfahrer, 
wenn ſich dieſe Tätigkeit im Rahmen 
der Berufsausübung nur als Hilfs⸗ 
oder Nebenverrichtung darſtellt 2990 25 

88 222 II, 230 II StGB. Obgleich es für 
die Anwendung dieſer Vorſchriften ge⸗ 
nügt, daß für d. Angekl. die Führung 
des K. Hilfs⸗ oder Nebenverrichtung 
im Rahmen feines kaufmänn. Berufs 
darſtelle, u. obgleich andererſeits nicht 
erforderl. iſt, daß die Fahrt, bei der 
es zur fahrläſſ. Körperverletzung oder 
Tötung gekommen iſt, zur Berufs⸗ 
ausübung erfolgte, ſo iſt doch ſtets 
Vorausſetz. für die verſchärfte Straf- 
barkeit, daß die Hilfs⸗ oder Neben⸗ 
verrichtung noch zur Zeit der Tat 
ausgeübt wurde, woran es z. B. bei 


Sachregiſter 


einem ſtellungsloſen Kaufmann regel⸗ 
mäßig fehlen wird 337139 

Das Führen eines K. hat mit dem Be⸗ 
rufe eines Landbundführers nichts zu 
tun. § 230 II StGB. kann daher nicht 
Anwendung finden 3395 15 

§ 230 StGB. Sieht fih der Kraftwagen⸗ 
führer plötzlich einer von ihm nicht 
ſchuldhaft herbeigeführten unvermute⸗ 
ten Gefahrlage gegenüber, ſo iſt bei 
Beurteilung d. Rechtzeitigkeit d. Brem⸗ 
ſens nicht außer acht zu laſſen, daß 
vom Anblick des Hinderniſſes bis zur 
Faſſung des Entſchluſſes, ſeiner Aus⸗ 
führung u. der Wirkung des Bremſens 
eine Zeitſpanne vergehen mußte, in der 
der Kraftwagen ungebremſt eine Strecke 
weiterrollte. Zwingt derartige be- 
drängte Lage den K.führer zu fleu- 
nigen Gegenmaßnahmen, ſo kann ihm 
ſelbſt eine offenſichtl. falſche Maß⸗ 
nahme nicht zum Vorwurf gemacht 
werden 3365 32 

§ 230 StGB. Keine Verletzung der Sorg- 
faltspflicht, wenn der Lenker eines mit 
einer Kraftdroſchke zuſammengeſtoße⸗ 
nen K. in dem Augenblick, in dem er 
die Kraftdroſchke erſtmalig hätte ſehen 
können, gerade nicht in dieſer Richtung 
blickte und ſie deshalb zwei Sekunden 
ſpäter als an ſich möglich fah 3376 44 

8 360 Ziff. 11 StGB. liegt nicht vor, 
wenn jemand beim Vorbeifahren an 
einem Verkehrsbeamten, um ihn zu 
verhöhnen, mehrfach hupt 339413 

8 366 Ziff. 5, 367 Ziff. 11 StB. Pr- 
Feld Forſtßolch. Hannov. StraßVerk⸗ 
VO. Viehtreiben auf dem Lande. Auto- 
verkehr 3468 14 


K. verſicherung 


Schrifttum 3187 

Die Zahlungspflicht d. Verſicherers wird 
bei Autokaskoverſicherung nur durch 
Vorſatz oder grobe Fahrläſſigkeit des 
Verſicherungsnehm. ausgeſchloſſ. 31976 

88 16, 18, 64 VVG. Keine unrichtige 
Beantwortung, wenn d. Verſicherungs⸗ 
nehmer im Fragebogen ſein Eigentum 
an K. bejaht, den er unter Eigentums- 
vorbehalt veräußert hat. Wann liegt 
in ſolcher Weiterveräußerung ein die 
Gefahr erhöhender Umſtand? 3225? 

8 130 VVG. Die Autokaskoverſicherung 
richtet ſich nach den Beſt. der Trans- 
portverſicherung 32273 

58 65, 150 VVG. Der verſicherte Kraft⸗ 
fahrer braucht nicht auf Weiſung der 
Verſicherungsgeſellſchaft gegen Straf- 
befehl Einſpruch einzulegen. Auch durch 
das Verſprechen einer Entſchädigung 
an den Verletzten wird der Verſiche⸗ 
rungsanſpruch nicht verwirkt 32303 


Kraftloserklärung einer Urkunde 


Kann derjenige, zu deſſen Gunſten eine 
Aktien⸗U. für kraftlos erklärt worden 
iſt, neben der neuen Aktie auch neue 
Gewinnanteilſch. (Kupons) u. Erneue⸗ 
rungsſch. (Talons) verlangen? 3058 


Kreditgenoſſenſchaft 


vgl. unter G. 


Kreisſteuer 


KreiswertzuwSt. Die in einer Wertzuw⸗ 
StD. für den Fall der Veräußerung 
von unbebauten Grundſtücken zum 
Zwecke der Bebauung mit Wohnhäu⸗ 
fern vorgeſehene St. Begünſtigung kann 
auch auf die Veräußerung eines 
Grundſtücks Anwendung finden, auf 
dem z. Zt. der Veräußerung zwar noch 
ein Gebäude ſteht, das jedoch als Ab⸗ 
rißgebäude zu gelten hat u. als ſol⸗ 
ches den Gegenſtand der Veräußerung 
bildet 25311 


Krieg 


Rechtsverhältnis zwiſchen dtſchen Banken 
u. ihren Londoner Zweigniederlaſſun⸗ 


* 45 


gen, insbeſ. deren Rechtsſtellung wäh⸗ 
rend des K. auf Grund der engl. 
K.geſetze. Wann hat die Zweignieder⸗ 
laſſung i. S. von § 667 BGB. etwas 
aus der Geſchäftsbeſorgung „erlangt“ 
3099 14 

Wird Eintragung einer Höchſtbetragshyp. 
in das Grundbuch durch deſſen Beſeiti⸗ 
gung ſeitens der feindlichen Regie⸗ 
rungen unmöglich, ſo kann die Hyp. 
nicht zur Entſtehung gelangen 3105 18 


Kriegsperſonenſchäden 


Zur Auslegung des 866 Nr. 5 u. 11 
Verf. u. der § 1 u. 2 KrperſSchch. 
3247 2 


Kriegsſchäden 


§8 16, 24 KrSchSchlGG. Die Erſtattung 
eines Betrags, den eine Bank zur 
Abführung an den Geſchädigten von 
dem REntſch A. erhalten hat, kann nicht 
durch Rückgabebeſcheid angeordnet wer⸗ 
den 25311 


Kriminalität 


Der Einfluß von Wirtſchaftslage, Alko⸗ 
hol u. Jahreszeit auf die K. Schrift⸗ 
tum 2778 


Kuh 
§ 811 Ziff. 4 BPO. Eine Milchkuh ift 


der Pfändung unterworfen, wenn der 
Schuldner nach ſeinen Verhältniſſen 
imſtande iſt, ſich die Erzeugniſſe, ins⸗ 
beſ. Milch, auf andere Weiſe zu ver⸗ 
ſchaffen 26542 


Kündigung 


vgl. auch Handlungsgehilfe 

K. v. Dienſtvertrag vgl. auch unter D. 

K. iſt nicht ſchon deshalb nichtig, weil 
ſie erfolgt iſt, um einer Lohnerhöhung 
auf Grund eines Zwangstarifs zu ent⸗ 
gehen, dem der Arbeitnehmer als Or⸗ 
ganiſationsmitglied unterfällt 26541 

Die verkürzte K. Friſt der NotVO. v. 
1. Dez. 1930 Teil II Kap. 2 88 5 u. 6 
bezog ſich nicht auf ſolche Geſellſchaf⸗ 
ten, deren Kapital nur mittelbar — 
auf dem Wege über andere Geſellſchaft 
— mehr als zur Hälfte Eigentum 
einer Körperſchaft des öffentl. Rechts 
ift 3609 ! 


Ladeninventar 


Das L. des Kleinkaufmanns iſt grund⸗ 
ſätzlich pfändbar 25827 


Lage der Akten, Urteil nach 


Die rechtlich falſche Beurteilung prozeß⸗ 
rechtlicher Vorgänge durch das Ber⸗ 
Ger., ſo z. B. der Frage, ob das LG. 
mit Recht ein Urteil nach 8 331 a 
ZPO. erlaſſen habe, begründet inhalt⸗ 
lichen Mangel, auf deſſen Rüge $ 554 
III Ziff. 2b 3PO. keine Anwen- 
dung findet. U. n. L. d. A. gem. 
§ 331 a kann nur ergehen, wenn in 
früherem Termin mündliche Verhand⸗ 
lung ſtattgefunden hat u. wenn Ent⸗ 
ſcheidungsreife vorliegt. Dabei iſt nicht 
wie bei Anw. des 8 331 das tatſächl. 
Vorbringen als unbeſtritten zu behan⸗ 
deln. Unter Anwendung des 8 309 
BPO. ift nicht zu fordern, daß die frü⸗ 
here Verhandlung die gleiche Beſetzung 
von Richtern aufweiſt, wie die zum 
U. führende. In dem Verfahren nach 
88 251 a, 331 a kann Ausſchließung der 
Unvertretenen mit etwaigem Vorbrin⸗ 
gen nicht in Frage kommen 247510 


Landbund 


Das Führen eines Kraftfahrzeugs hat 
mit dem Berufe eines L. Führers nichts 
zu tun. § 230 II StB. kann daher 
nicht Anwendung finden 3395 45 


Landeskultur 


Beiträge zur Förderung der L. Schrift⸗ 
tum 3424 . 

Beſchwerde gegen Ablehnung eines Ge⸗ 
ſuchs des L. Amts Präſ. um Abgabe der 
Akten an das Kulturamt 275110 


*46 


Der R. Weg ift unzuläſſig für Erſtat⸗ 
tungsanſprüche des Staats gegen den 
Grundeigentümer aus der VO. über 
die Vereinfachung der Genoſſenſchafts⸗ 
bildung u. die Förderung der Sdland⸗ 
erſchließung v. 13. Febr. 1924 25165 

Wenn aus der Reichs VO. v. 13. Febr. 
1924 über die Vereinfachung der Ge⸗ 
noſſenſchaftsbildung u. Förderung der 
Odlanderſchließung eine Verpflichtung 
der Grundſtückseigentümer zu entneh⸗ 
men ſein ſollte, im Falle des Art. 1 
8 2 die Koſten der Kultivierung zu etr- 
ſtatten, jo würde eine Streitigkeit dar- 
über der Entſch, der ordentlichen Ge- 
richte entzogen fein 3601! 

Landesproduktenhandel 

Die Schiedsgerichtsordnungen des beut- 

ſchen L. Schrifttum 2618 
Landesverwaltungsgeſetz, preuß. 
vgl. unter Fahrlehrer, Wegerecht. 


Landfriedensbruch 
8 125 StGB. Die Zuſammenrottung muß 
in einer Art u. Weiſe u. unter ſolchen 
Umſtänden vorgenommen fein, daß une 
beſtimmt welche u. wieviele Perſonen 
ſich daran beteiligen konnten u. dies 
muß den Tätern bewußt geweſen ſein. 
Zur Strafbarkeit eines Teilnehmers 
an einer Zuſammenrottung wegen L. 
iſt erforderlich, daß er ſich bewußt iſt, 
durch feine Anweſenheit die Zuſammen⸗ 
rottung u. die Gefahr für die Allge- 
meinheit zu vergrößern 3666 6 
Landgemeinde 
Die Wirkſamkeit eines von dem G. Vor⸗ 
ſteher für die G. abgeſchloſſenen Ver⸗ 
ſich Vertrags hat weder zur Voraus- 
ſetzung, daß die in § 88 LGemO. vor- 
geſchriebene Form beobachtet iſt noch 
daß die in 5 114 LGemdO. vorgeſchrie⸗ 
bene Genehmigung des Kreisaus⸗ 
ſchuſſes erteilt ijt 32231 
Landgerichtspräſid um 
Von einem Beſchluß des P. kann nicht 
die Rede ſein, ſolange nicht ſämtliche 
an der Abſtimmung zu beteiligenden 
Mitglieder ihre Stimmen abgegeben 
haben, mag auch in Anbetracht der 
großen Zahl der Mitglieder des P. 
die rechtzeitige Erledigung einer Be⸗ 
ſchlußfaſſung durch fhr ftt. Abſtimmung 
auf Schwierigfe.ten ſtoßen. Doch bedeu- 
tet die einſtweil. Zuweiſung eines Rih- 
ters an eine Kammer durch den Präſ. 
in Erwartung des Zuſtandekommens 
des zunächſt nur von ihm ſelbſt unter⸗ 
zeichneten Präſid albeſchluſſes eine tei- 
ner beſonderen Form bedürftige Be- 
ſtimmung eines zeitweiligen Vertreters 
i. S. v. § 67 GVG. 3560 25 
Landkreiſe 
8 839 BGB. Die preuß. L. haften für 
die Richt gkeit ihrer Grunderwerbſteuer⸗ 
beſcheinigungen 3290 
Land wirtſchaft 
vgl. auch Viehzucht, Pacht, Milch, Do⸗ 
mäne. 
8 138 BGB. Unſittliches Verhalten beim 
Erwirken von Oſthilfe 36073 
§ 196 BGB. Betreibt Winzer nebenher 
ſelbſtändige Weinkommiſſionsgeſchäfte, 
ſo gilt er hier als Kaufmann. — 
Weinbau als landwirtſchaftlicher Be⸗ 
trieb 26211 
88 415, 417 BGB. Zur Schuldübernahme 
bei Saatgutkrediten 26512 
88 823, 828 II BGB. Eine 
maſchine ſo einzurichten od. aufzu⸗ 
ſtellen, daß kein Unbefugter an ſie 
herankommen u. auch nicht abſichtlich 
in einen Teil des Getriebes hinein⸗ 
greifen kann, iſt wirtſchaftlich nicht 
möglich und kann von den Landwirten 
nicht verlangt werden 25622 


Dreſch⸗ 


Sachregiſter 


$ 833 II BGB. Landwirt, der feinem 
als umſichtig u. zuverläſſig erwieſenen, 
von Jugend an mit Pferden vertrau⸗ 
ten, ſeine Pferde genau kennenden 
25 J. alten Sohn das Fuhrwerk an- 
vertraut, macht ſich keiner Unterlaſſung 
ſchuldig, wenn er ihm nicht beſondere 
Verhaltungsmaßregeln gibt 3445 13 

8 1617 BGB. Entlohnung von Söhnen, 
die jahrelang in dem väterlichen L. Be⸗ 
trieb gearbeitet haben 26551 

Art. 83 I Pra BGB.: Ertragswert 
eines Landgutes = 25facher jährlicher 
Reinertrag. Dieſe Vorſchr. kann ana- 
loge Anwendung nicht mehr finden, 
weil ſie den heutigen wirtſchaftl. Ver⸗ 
hältniſſen nicht mehr entſpricht 345119 

Art. 69 BayForitb. Die fog. zivilrecht⸗ 
liche Schadenserſatzpflicht des Dienſt⸗ 
herrn für Forſtfrevel landwirtſchaft— 
licher Arbeiter iſt mit Rückſicht auf 
das durch die neuzeitliche Entwicklung 
geänderte Dienſtverhältnis zu beur⸗ 
teilen 3459 1 

Rundfunkgerät eines Landwirts iſt pfänd⸗ 
bar 346711 

Wegearbeiten, die zum Betriebe der 
Land- u. Forſt W. gehören, fallen nicht 
unter den Reichstarif für das Bau⸗ 
gewerbe. Die Anwendung des Tarifs 
wird aber noch nicht dadurch ausge— 
ſchloſſen, daß der Weg landwirtſchaftl. 
Zwecken zu dienen beſtimmt iſt 34751 

Die VO. zur Erleichterung der Ernte- 
bewegung 2610 3417 

Die VO. des RPräſ. zur Sicherung der 
Ernte u. der landwirtſchaftl. Entſchul⸗ 


dung im Oſthilfegebiet v. 17. Nov. 
1931 3409 Schrifttum 3650 
§ 21 GrVermStc. Ein Wohnhaus, 


das nach Größe u. Wert außer dem 
üblichen Verhältnis zu dem Umfange 
der dazugehörigen landwirtſchaftlichen 
Flächen ſteht, ift trotzdem als land- 
wirtſchaftlichen Zwecken dienend an- 
zuerkennen, wenn die Bewohner ihre 
berufliche Tätigkeit überwiegend der 
Bewirtſchaftung des Landbeſitzes mid- 
men 32931 

88 222 II, 230 II StGB. Den Landwirt, 
der zur Überwachung des Hofes u. 
Viehes Hunde hält, trifft vermöge 
ſeines Berufs die erhöhte Pflicht zur 
ſorgfältigen überwachung der Hunde 
3453 22 


Ba u. Sozialverſicherung. Schrifttum 

88 71, 74a ArbVermG. Ein auf land⸗ 
wirtſchaftl. Gut angeſtellter, ausſchließ⸗ 
lich f. den Gutsbetrieb tätiger Guts⸗ 
ſtellmacher, der in der Hauptſache die 
landwirtſchaftl. Geräte u. Ackerwagen 
herſtellt u. ausbeſſert, übt keine land⸗ 
wirtſchaftl. Beſchäftigung aus u. iſt 
daher verſicherungspfl. 26572 

88 71, 74a Arb VermG. Verſicherungs⸗ 
freiheit v. Milchkontrollaſſiſt. 3489 ! 

8 90 II Arb VermG. Ablehnung land- 
wirtſchaftl. Arbeit. Auch ungelerntem 
nichtlandwirtſchaftl. Arbeiter, dem nach 
Lage des Falls u. ſeinen Lebensver⸗ 
hältniſſen landwirtſchaftl. Arbeit nicht 
fernliegt, kann im Rahmen des 8 90 II 
innerhalb der erſten neun Wochen 
ſeit Beginn der Arbeitsloſigkeit eine 
Arbeit in der L. zugemutet werden. 
Er kann fie nicht ohne weiteres ab- 
lehnen, weil der Abſchl. eines Jahres- 
arbeitsvertrags verlangt wird 26574 

Landwirtſchaftl. Grundſtücke, BRVoO. über 

Verkehr mit 

§ 1. Die wegen Formmangels beſtehende 
Unwirkſamkeit eines Vertrags, durch 
den der Käufer e. Grundſtücks einen 
Dritten beauftragt, das ihm noch nicht 
übertragene Grundſtück parzellenweiſe 


zu verkaufen, wird durch die Auflaſ⸗ 
ſung des Dritten an die Parzellen⸗ 
käufer u. deren Eintragung im Grund⸗ 
buch geheilt. Solche Verträge unter⸗ 
liegen der Genehmigung des Landrats 
gem. der BRVO. 3439 8 
Inhalt der nach 8 1 BRVO. erforder- 
lichen Genehmigung 34542 
In der Überlaſſung der Verwertung der 
geſamten Holzbeſtände eines Waldes 
kann eine — der Genehmigung des 
Landrats unterliegende — Vereinba⸗ 
rung über den Genuß v. Erzeugniſſen 
eines Grundſtücks liegen 3451 20 
Legitimationskarte des Reiſenden 
vgl. unter R. 
Lehrer 
88 59, 230 StB. Die Ausübung eines 
Züchtigungsrechts durch den L. ſetzt 
voraus, daß ein überhaupt eine Ahn⸗ 
dung im Wege der Schulzucht erfor⸗ 
derndes Verhalten des Schülers außer 
Frage ſteht. Liegt ſolches Verhalten 
nicht ohne weiteres klar zutage, iſt es 
vielmehr erſt im Wege einer Unter⸗ 
ſuchung feſtzuſtellen, ſo können die 
diesbezügl. Feſtſtellungen vom Straf⸗ 
richter getroffen werden. Entſchuldbar 
iſt der Irrtum des L. über die tatſäch⸗ 
lichen Vorausſetzungen eines Züchti⸗ 
gungsrechts. Die Pflicht des L., ſich 
vor der Züchtigung eines ihm unter- 
ſtellten Schülers über das Vorliegen 
der tatſächl. Vorausſetzungen des ihm 
allgem. zuſtehenden Züchtigungsrechts 
zu vergewiſſern, iſt Amts⸗ od. Berufs- 
pflicht, die ihm beſondere Aufmerk- 
ſamkeit auferlegt 2789 10 
Lehrling 
Ein im Vertrag eines Fabrik. verein- 
barter beſonderer Grund zur friſtloſen 
Löſung des Lehrvertrags iſt nichtig, 
wenn der Grund nicht zugleich in der 
ArboO enthalten ift. Bei Stillegung 
des Betr. u. daraus folgender Unmög⸗ 
lichkeit der Weiterbeſchäftigung des L. 
iſt die Frage, ob der Lehrvertrag wei⸗ 
ter erfüllt werden muß, danach zu 
entſcheiden, wer die Gefahr der Still⸗ 
legung nach Treu und Glauben zu tra⸗ 
gen hat 25951 
Lichtſpiel 
Die BerlVergnügStO. v. 12. Okt. 1927 
bietet keine rechtliche Unterlage dazu, 
den Erwerber eines Lunternehmens 
für Steuerrückſtände ſeines Vorgängers 
haftbar zu machen. Von „dem Er- 
werbe des Betriebs“ durch den Haus⸗ 
eigentümer kann nicht die Rede ſein, 
wenn er wegen Mietforderungen an 
den Unternehmer das Inventar in 
der Zwangsverſteigerung erwirbt, zu⸗ 
mal wenn er den Betrieb tatſächlich 
nicht ausübt u. nach Exmiſſion des 
Schuldners unter Verkauf des Inven⸗ 
tars einen neuen Mietvertrag mit e. 
Dritten abſchließt 26032 
Lieferſchein 
Ob im Einzelfall in der Übergabe eines 
L. eine Abtretung des Herausgabe⸗ 
anſpruchs zu finden iſt, iſt Tatfrage. 
Der gute Glaube des Erwerbers an 
die Verfügungsbefugnis des Veräuße⸗ 
rers beſteht nicht, wenn dem Erwerber 
bekannt iſt, daß derjenige, von dem der 
Veräußerer ſeine Rechte herleitet, zur 
Verfügung nicht berechtigt war 30794 
Liegenſchaftsrecht 
Einführung in die Geſchichte des L. der 
Freien u. Hanſeſtadt Hamburg. Schrift⸗ 
tum 3421 
Litauen 
Deutſch⸗Litauiſches Rechtshilfeabk. Nach 
deutſchem Prozeßrecht kann nur um 
Vornahme ſolcher Rechtshandlungen im 
Ausland erſucht werden, die an ſich 


das deutſche Prozeßgericht nach ſeinen 
Prozeßgeſetzen vorzunehmen in der 
Lage wäre. In Deutſchland iſt es dem 
Gericht verboten, das ausländiſche Ge⸗ 
richt um prozeſſualen Rechtsſchutz f. den 
deutſchen Gläubiger zu erſuchen 2519 
DAusliefG. Politiſches Aſyl. Unzuläſſig⸗ 
keit der Prüfung der Schuldfrage im 
Verhältnis zu L. Sicherung der Gegen⸗ 
feitigfeit u. der Spezialität als Bor- 
ausſ. der Auslieferung 2875 15 
Lohnbeſchlagnahme 
Das Lohnbeſchl. u. damit das Auf- 
rechnungsverbot des § 394 BGB. fin- 
den auf Handlungsagenten feine An- 
wendung 3152 2 
8 4a Lohnbeſchlcß. Bei Pfändung von 
Arbeits⸗ od. Dienſtlohn eines unehel. 
Vaters iſt dem Schuldner für Berliner 
Verhältniſſe jetzt ein Betrag von 
27 RM wöchentlich zur Beſtreitung fei- 
nes eigenen notdürftigen Unterhalts 
u. je I RM wöchentlich für die Ehefrau 
u. die Verwandten pfandfrei von Amts 
wegen zu belaſſen 36081 
Lohnſchiebung 
vgl. unter Sch. 
Lombard 
vgl. unter Bank 
Luftfahrt 
Die Behandlung der Luftfahrzeuge im 
Entw. des Allg StGB. 3304 
Mahnverfahren 
8 38 RAcebO. Zur Frage der Erſtat⸗ 
tungsfähigkeit der Gebühr f. den An⸗ 
trag auf Erl. d. Vollſtr Befehls 2522 12 
Makler 
Der Immobilien M. kann eine Nachweis⸗ 
proviſion nicht fordern, wenn das dem 
Käuſer nachgewieſene Objekt allgemein 
bekannt war. Der Immobilien M. kann 
Vermittlungsproviſion fordern, wenn 
zwiſchen feiner vermittelnden Tätig- 
keit u. dem Abſchluß des Kaufvertrags 
ein Zeitraum von zwei Jahren liegt. 
Es ändert ſich nichts daran, wenn der 
Kaufvertrag unter Vermittlung eines 
zweiten M. zuſtande kam 3137 
Die Verpflichtung, einem andern als 
Entgelt für geleiſtete Vermittlung ein 
einem Dritten gehörendes Grundſtück 
zu übereignen od. dafür einzuſtehen, 
daß es dem andern übereignet werde, 
bedarf zu ihrer Wirkſamkeit der Form 
des § 313 BGB. 32689 
Markenartikel 
Die Geltendmachung eines Preisunter⸗ 
bietungsverbots bei einer eigenen 
Spirituoſenmarke wird weder durch die 
BO. über Preisbindungen für M. v. 
16. Jan. 1931 noch durch die Ausf VO. 
v. 30. Aug. 1930 od. ſonſtige Not Voten 
verhinderk. Autonome Preisbindungen 
der zweiten Hand dieſer Art fallen 
auch nicht unter § 1 Kart O, dieſe 
iſt inſofern auch nicht durch 8 1 III 
VO. v. 26. Juli 1930 abgeändert worden 
3662 4 a 
Mak- u. Gewichtsordnung 
86. Im öffentlichen Verkehr wird eine 
im Keller befindliche Waage eines 
Kaufmanns auch dann benutzt, wenn 
er ſich durch ſofortiges Nachwiegen 
gelieferter Ware vor Verluſten ſchützen 
will 2854 23 
Mecklenburg 
Reichsrechtlicher Begriff der Enteignung, 
insbeſ. durch Beſchränkung des Eigen⸗ 
tums infolge v. Fluchtlinienfeſtſetzung. 
RUngültigkeit der 88 29, 36 Meckl⸗ 
Enteig O. v. 21. Juli 1886 wegen Un⸗ 
vereinbark. m. Art. 153 RVerf. 24717 
Medizin 
Gerichtlich⸗mediziniſche Erfahrungen u. 
Probl. bei Automobilunfällen. Schrift⸗ 
tum 3305 


Sachregiſter 


Meineid 

vgl. auch unter Eidesnotſtand, Zucht⸗ 
hausſtrafe 

8 153 StGB. Die Eides norm eines zu⸗ 
geſchobenen Eids iſt der freien, nicht 
am Wortlaut haftenden Auslegung zu⸗ 
gänglich 2794 14 

§ 153 StGB. Erſtreckt ſich die Eidesnorm 
auf mehrere Tatſachen u. ift auch nur 
eine dieſer Tatſachen wahr, ſo liegt 
Eidesverletzung vor, wenn der Schwur⸗ 
pflichtige die Nichtwahrheit der in der 
E.desnorm verein ſgten Tatſachen, alfo 
hiermit jeder einzelnen von ihnen be⸗ 
ſchwört 2794 15 

8 153 StGB. Forkſetzungszuſammenhang 
oder Tatmehrheit bei M. 2795 16 

Begrifflich ausgeſchloſſen iſt Fortſetzungs⸗ 
zuſammenhaug zwiſchen M. u. vorſätzl. 
falſcher eidesſtattlicher Verſicherung od. 
Betrug 2821 40 

8 154. Zu den begrifflichen Erforder⸗ 
niſſen eines „Zeugniſſes“ 2494 21 

8 154. Als „vor einer Behörde“ geleiſtet 
kann ein Eid nur dann angeſehen 
werden, wenn er gegenüber einem Be⸗ 
amten abgelegt iſt, der zur Vertretung 
der Behörde bei derlei Amtsgeſchäften 
berufen war. Auf die bloße Fähigkeit, 
derartige Verrichtungen vorzunehmen, 
kommt es nicht an. Verſuchter M. iſt 
auch dann möglich, wenn der geleiſtete 
Eid überhaupt keine rechtliche Wirkung 
hat, u. insbeſ. auch dann, wenn dem 
Beamten, der den Eid abnimmt, die 
Fähigkeit zur Wahrnehmung richterl. 
Geſchäfte fehlt. Die Verurteilung wegen 
verſuchten M. ſchließt die Strafminde⸗ 
rung des 8 157 J Ziff. 2, II StGB. 
nicht aus 2494 20 

8 239 KO. ift gegenüber $ 153 StGB. 
das ſchwerere Geſetz. Da die in $ 161 
StGB. vorgeſehene Eidesunfähigkeit 
keine Nebenſtrafe bildet, iſt auf ſie auch 
dann zu erkennen, wenn bei Tatein⸗ 
heit zwiſchen M. u. einem and. Ver⸗ 
brechen die Strafe nicht den 88 153 ff. 
StGB. entnommen wird 2573 14 

8 161 StGB. Durch eine im Gnadenweg 
erfolgte Bewilligg. der Löſchung einer 
Verurteilung wegen M. im Straf- 
regiſter wird die Eidesunfähigkeit nicht 
bejeitigt 281736 

Hat ſich Kraftfahrzeugführer eines Ber 
truges od. eines M. Verleitungsunter⸗ 
nehmens ſchuldig gemacht, fo ift be- 
ſondere Veranlaſſung gegeben zu prü⸗ 
fen, ob er die moraliſche Eignung für 
einen Kraftfahrzeugf. beſitzt 3340 20 

Memelland 
Das memelländ. AufwG. 2678 


Miete 

vgl. auch Wohnungswirtſchaft, AMietC. 

Die M. nach dem Rechte des Deutſchen 
Reichs. Schrifttum 3651 j 

§ 549 BGB. Iſt der Mietvertrag mit 
einer Geſellſchafts Fa., deren Inhaber 
Einzelkaufmann iſt, als Mieterin mit 
der Maßgabe geſchloſſen, daß die Un- 
terſagung einer Untervermietung kein 
Recht auf vorzeitige Kündigung gebe, 
ſo iſt die Auslegung des Vertrags da⸗ 
hin, daß das M.verhältniS auf einen 
Erwerber der Fa. nicht ohne weiteres 
übergehe, nicht ausgeſchloſſen, ſondern 
naheliegend 2946 ? 

Aus 8 141 II BGB. kann nicht her⸗ 
geleitet werden, daß die formloſe Be⸗ 
ſtätigung eines formbedürftigen und 
daher i. S. von § 566 BGB. minder 
wirkſamen Vertrags den Formmangel 
heilt u. dem beſtätigten Vertrag Voll⸗ 
wirkſamkeit gibt 35498 

8 571 BGB. In der Beſtimmung eines 
Grundſtückskaufvertr., daß die Nutzun⸗ 
gen des Kaufgrundſtückes von beſtimm⸗ 
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tem Tage ab auf den Käufer über⸗ 
gehen od. ihm „zuſtehen“ od. „ge⸗ 
hören“, iſt Abtretung der Mieten nicht 
zu erblicken 2746 

Straßenreinigungskoſten ſind nicht ſolche 
Laſten, die mit dem Hauſe verknüpft 
ſind, vielmehr hat der Grundſtücks⸗ 
eigentümer die Straßenreinigungs⸗ 
koſten ohne Rückſicht darauf zu tragen, 
ob das Grundſtück bebaut iſt od. nicht. 
Hat ſich Mieter od. Pächter verpflich⸗ 
tet, ſämtliche Laſten hinſichtlich des 
Wohngebäudes u. ſämtliche Unkoſten, 
die mit dem Hauſe verknüpft ſind, zu 
tragen, dann fallen die Straßenreini⸗ 
gungskoſten nicht hierunter 3467 10 

88 6, 7, 12, 13, 16, 38 EinkStG. Bei 
Einkünften aus Vermietung u. Ver⸗ 
pachtung kommen auch regelmäßig 
Ausgaben auf die Sache ſelbſt, insbeſ. 
auch Prozeßkoſten über das Eigentum, 
als Werbungskoſten in Betracht. Sie 
jind regelmäßig auf die Gebrauchs- 
dauer des Gegenſtands verteilt, bei 
kleineren Beträgen auch ſofort voll 
abzuſetzen 35884 

Die BerlVergnStO. v. 12. Okt. 1927 
bietet keine rechtl. Unterlage dazu, den 
Erwerber eines Lichtſpielunternehmens 
für Steuerrückſtände ſeines Vorgängers 
haftbar zu machen. Von „dem Erwerbe 
des Betriebs“ durch den Hauseigen⸗ 
tümer kann nicht die Rede ſein, wenn 
er wegen Mietforderungen an den 
Unternehmer das Inventar in der 
Zwangsverſteigerung erwirbt, zumal 
wenn er den Betrieb tatſächlich nicht 
ausübt u. nach Exmiſſion des Schuld⸗ 
ners unter Verkauf des Inventars 
einen neuen M.vertrag mit einem 
Dritten abſchließt 2603 2 

Mieteinigungsamt 

vgl. Erſetzung der Erlaubnis des Ver⸗ 
mieters zur Untervermietung durch 
das M. unter Untermiete 

An der Verpflichtung des M. u. der 
BeſchwStelle zur Ermittlung der Höhe 
der Friedensmiete u. der geſetzl. Miete 
ift durch 8 142 RMietG. nichts ge- 
ändert worden 36751 

8 2 RMietG. Hat das M. einen Antrag 
auf Feſtſetzung der Friedensmiete end⸗ 
gültig abgelehnt, weil Veränderung 
der Gegend nicht od. nicht in aus⸗ 
reichendem Maß eingetreten ſei, ſo 
kann der Antrag wiederholt werden, 
wenn die Veränderung der Gegend in⸗ 
zwiſchen fortgeſchritten ift 25111 

8 21 II Verf An. Über die Wiederein⸗ 
ſetzung in den vorigen Stand gegen 
die Verſäumung der Rechtsbeſchwerde⸗ 
friſt entſcheidet das M. Die Beſchw⸗ 
Stelle ijt an dieſe Entſch. nicht ge- 
bunden, wenn die Sache an ſie gelangt 
3285 1 


Mieterſchutzgeſetz 
bez. § 49 a vgl. unter Mietwucher 

8 4a. Die Beſtimmung „ein ihm ge- 
höriges Haus“ iſt dahin auszulegen, 
daß es nicht notwendig iſt, daß der 
Vermieter Eigentümer des Hauſes iſt. 
Es genügt, wenn es ihm wirtſchaftlich 
zuſteht, ſo daß er darüber wie ein 
Eigentümer verfügen kann, ſo z. B. 
wenn das Haus im Eigentum eines 
Hausgenoſſen ſteht 2911? 

Art. V des 7. Teils Kap. IV der Not VO. 
v. 1. Dez. 1930 iſt dahin auszulegen, 
daß der Vermieter die Aufhebung der 
Vollſtreckungsbeſchränkung auch dann 
fordern kann, wenn in der Gemeinde 
eine Inanſpruchnahme von Räumen 
der aus dem Wohnmang®. ſich erge- 
benden Art u. Größe im allg. nicht 
mehr ſtattfindet 2911 
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8 29. Kein wichtiger Grund iſt der Um⸗ 
ſtand, daß der Untermieter Ausländer 
iſt. Ebenſowenig kann die Erſetzung 
der Erlaubnis des Vermieters zur Un⸗ 
tervermietung verſagt werden, weil der 
Mieter nach ſeinen wirtſchaftl. Ver⸗ 
hältniſſen nicht auf die Untervermie⸗ 
tung angewieſen iſt 25112 

Mieterſchutzverordnung 

86 KlGartO.; 87 MietSchV O. Gegen 
die Entſch. des Kleingartenſchiedsge⸗ 
richts über die Ablehnung von Bei⸗ 
ſitzern iſt Rechtsmittel nicht gegeben 
34647 

Mietwucher 

Auch zur Ausſtellung von Waren u. zur 
Anlockung des Publikums ganz be⸗ 
ſonders geeignete Verkaufsſtätten die⸗ 
nen dem täglichen Bedarf, nicht einem 
Luxusbedürfnis u. fallen deshalb unter 
das Preistreibereirecht. Bei Anwendung 
des 8 4 PrTr oO. it Beachtung der 
Geſtehungsloſten unentbehrlich, weil es 
dabei auf den Begriff des Verdienſtes 
ankommt. Eine im Abſchluß nach § 49a 
Miet Sch. nicht zu beanſtandende 
Mietzins vereinbarung kann bei ſpä⸗ 
terer Anderung der maßgeblichen Ver- 
hältniſſe dem Verbot des § 49a ver- 
fallen. Eine mehrjährige einverſtänd⸗ 
liche Geſchäftsabwicklung kann es als 
Treu u. Glauben zuwiderlaufend er⸗ 
ſcheinen laſſen, daß eine Partei ver⸗ 
hältnismäßig geringfügige Zahlungen 
aus zurückliegender Zeit, die nach der 
überholten geſetzl. Verkehrsregelung je⸗ 
ner Zeit geſchuldet waren, jetzt zurück⸗ 
verlangt 36563 

Wer den Einwand des M. erhebt, muß 
die zur Beurteilung des Sachverhalts 
erforderlichen Darlegungen bringen; 
die Behauptung ungewöhnlicher Höhe 
des Mietzinfes allein reicht zur An⸗ 
wendung des § 49a MielShb. nicht 
aus 36614 

Milch 

vgl. unter Kuh, Molkerei 

Milch. v. 31. Juli 1930 nebſt Einlei⸗ 
tung, Ausführungsbeſtimmungen, Er⸗ 
läuterungen u. weiteren einſchlägigen 
reichsgeſetzlichen Beſtimmungen. Schrift⸗ 
tum 3422 

§ 105e GewO. Wann verkauft Cingel- 
händler überwiegend M.? 3469 15 
§ 74a, 71 Arb VermG. Verſicherungs⸗ 
freiheit von Mekontrollaſſiſtenten 34891 

Milderes Geſetz (S 2 II StGB.) 

Fortgeſetzte Handlung, die, unter der 
Herrſchaft eines Geſetzes begonnen, bis 
in die Geltungsdauer eines neuen Ge⸗ 
ſetzes hinein vorgenommen wird, iſt 
erſt unter der Geltung des neuen Ge⸗ 
ſetzes „begangen“, fo daß $ 2 II StGB. 
nicht anzuwenden ift 285422 

Militärſtrafrecht 

Machtbefugniſſe u. Pflichten des Unter⸗ 

e rere nach der MilStGerD. 
18 


Minderjähriger 
Verkauf der Anteile einer GmbH. durch 
M. bedarf, auch wenn der eigentliche 
Gegenſtand des Kaufvertrags ein 
Grundſtück ift, welches der einzige Bera 
mögensgegenſtand der Gmbh. iſt, nicht 
der vormundſchaftsgerichtl. Genehmi⸗ 
gung. Der Beſitz von Anteilen der 
GmbH. bedeutet noch nicht den Betrieb, 
ihre Veräußerung nicht die Veräuße⸗ 
rung eines Erwerbsgeſchäftes, die bei 
einem M. der vormundſchaftsgerechtl. 
Genehmigung bedürfte. Beim gemein⸗ 
ſamen Verkauf von Anteilen einer 
GmbH., von denen ein Teil einem M. 
gehört, bedarf die Beſtimmung der 
Geſamthaftung aller Verkäufer, alſo 
die übernahme einer fremden Verbind⸗ 


Sachregiſter 


lichkeit für jeden einzelnen Verkäufer 
bez. des M. der vormundſchaftsgerichtl. 
Genehmigung 3107 19 
Mißbrauch von Formen und Geſtaltungen 
des bürgerlichen Rechts (8 5 RAbgb0.) 

81 GrErwStsG. Überträgt einzelner Teil- 
haber einer ſog. Grundſtücksmobiliſie⸗ 
rungsgeſellſchaft einen Geſchäftsanteil 
auf eine andere Perſon, ſo iſt die Un⸗ 
terſtellung möglich, daß die Veräuße⸗ 
rung eines entſpr. Grundſtücksbruch⸗ 
teils durch die Veräußerung des Ge⸗ 
ſchäftsanteils erſetzt iſt. Anwendung 
von 8 5 RAbgD. alfo niht ausgeſchloſ⸗ 
fen 3017 15 

Haben zwei Perſonen alle Anteile einer 
Grundſtücksgeſellſchaft erworben und 
überträgt ſodann die eine einen Teil 
ihrer Anteile auf die andere, ſo läßt 
ſich dieſe übertragung nicht lediglich 
um deswillen als ſteuerpflichtig an⸗ 
ſehen, weil die beiden Perſonen durch 
den vorausgegangenen Erwerb aller 
Anteile aus § 1 GrErwStc. i. Verb. 
mit 85 RAbgö0. ſteuerpflichtig gewor- 
den ſind 3018 16 

§ 3 GrErw StG. Iſt die AktG. A. an der 
GmbH. B. u. der GmbH. C. zu je 2, 
beteiligt u. wird das reſtliche Drittel 
der Geſellſchaft B. an die Geſellſchaft 
C. u. das der Geſellſchaft C. an die 
Geſellſchaft B. abgetreten, ſo kann auf 
Grund von § 5 RAbgO. angenommen 
werden, daß alle Geſchäftsanteile der 
GmbH. B. u. C. in der Hand der 
AktG. A. vereinigt find 302117 

Mitangeklagte 

8 357 StPO. Aufhebung des Urt. gegen 

M. in der Rev Inſt. 2525 19 
Miterben 

Die Beerbung des Einzelkaufmanns durch 
mehrere Erben 3057 

Bei Fortführung eines Handelsgeſchäfts 
durch die Erben des verſtorbenen Ein⸗ 
zelkaufmanns iſt die Tatſache, daß Te⸗ 
ſtamentsvollſtrecker ernannt ſind, im 
Handelsregiſter nicht einzutragen. Auch 
kann dadurch die Haftung der Ge- 
ſchäft u. Firma fortſetzenden Erben für 
die Geſchäftsſchulden nicht in eine be⸗ 
ſchränkte i. S. der Erbenhaftung um- 
gewandelt werden 30731 

Erbengemeinſchaft, die das ererbte Han⸗ 
delsgeſchäft unter der bisherigen Fa. 
od. mit einem das Nachfolgeverhältnis 
andeutenden Zuſatz weiterführt, ver⸗ 
wandelt ſich nach ungenütztem Ablaufe 
der in § 27 HGB. beſtimmten drei⸗ 
monatigen üÜberlegungsfriſt hinſichtlich 
des weiterbetriebenen Handelsgeſchäfts 
nicht ohne weiteres in OHG. 31293 

Mitverſchulden (8 254 BGB.) 

§ 254 BGB. Zu der Annahme eines Ver- 
ſchuldens auf ſeiten eines Verletzten 
gehört die Überzeugung, daß er wirk⸗ 
lich ohne ſtichhaltigen Grund die Ope⸗ 
ration ablehnt. Das iſt ſchon dann 
nicht der Fall, wenn ſein Vertrauens⸗ 
arzt ihm mit Gründen abrät, die nicht 
völlig unhaltbar erſcheinen, beſonders 
dann nicht, wenn er beſonderen Grund 
hat, ſich vor einer Operation zu ſcheuen 
3268 3 

88 254, 426 BGB. Haben zwei Per- 
ſonen durch Unterlaſſen einer Für⸗ 
ſorge für Dritte einen Schaden ver⸗ 
urſacht, ſo iſt für die Beurteilung der 
Ausgleichspflicht zwiſchen ihnen als Ge⸗ 
ſamtſchuldnern die Tatſache beachtlich, 
daß der eine dem andern gegenüber 
die Verpflichtung zu ſolcher Fürſorge 
übernommen hatte 27811 

Bei einem Geſchäft von großer Bedeu⸗ 
tung kann M. des nach der Ordnungs⸗ 
mäßigkeit eines Sparbuchs Fragenden 
angenommen werden, wenn er ſich mit 


einer ſchematiſchen Frage an denſelben 
Beamten begnügt, deſſen Unterſchrift 
das Buch ſchon trägt, u. er auch ſonſt 
den Inhalt der Antwort nicht ſorg⸗ 
fältig geprüft hat 3090 12 

Erteilung einer Auskunft durch den 
Sparkaſſdir. kann Gegenſtand eines 
Vertrages ſein, der bei Unrichtigkeit 
die Sparkaſſe zum Schadenserſatz ver⸗ 
pflichtet. M., wenn nach Lage der 
Sache die Richtigkeit der Auskunft be⸗ 
denklich erſcheinen muß 309718 

Wenn feſtgeſtellt iſt, daß einem Kinde 
die Einſicht in die Gefährlichkeit des 
Spielens an Kraftwagen innegewohnt 
hat, ſo bleibt für die Anwendung des 
$ 254 BGB. doch immer noch die mit 
einem ſehr jugendlichen Alter regel- 
mäßig verknüpfte geringe überlegungs⸗ 
fähigkeit u. Beſonnenheit zu berückſich⸗ 
tigen 3319 4 

Wenn Fußgänger von einem Bürger⸗ 
ſteig hinter einem ſeine Sicht beein⸗ 
trächtigenden Kraftwagen auf den 
Fahrdamm geht, ohne ſich umzuſehen, 
obwohl ein Kraftwagen ſich ihm ſchon 
auf 20 m, auch wohl hörbar, genähert 
hat, u. überdies auch noch ſchräg über 
die Straße geht, ſo iſt es nicht rechts⸗ 
irrig, darin eine ſo überwiegende Ver⸗ 
urſachung des Unfalls zu erblicken, 
daß Haftung aus § 831 BGB. und 
wegen Betriebsgefahr entfällt. Wenn 
auch die Haftung des Geſchäftsherrn 
aus 8 831 BGB. ſich nicht auf die 
unerlaubte Handlung des Angeſtellten 
als ſolche, ſondern auf die von ihm 
ſelbſt in vermuteter Fahrläſſigkeit be⸗ 
gangene eigene unerlaubte Handlung 
gründet, ſo iſt doch bei Abwägung des 
beiderſeitigen Verſchuldens nach § 254 
BGB. auch das Verſchulden des Ange⸗ 
ſtellten in Betracht zu ziehen 33061 

§ 9 Kraftf. Bei den heutigen Ver- 
kehrsverhältniſſen liegt in der Regel 
nicht jenſeits aller Erfahrungen, daß 
in dem Augenblick, in dem Fußgänger 
eine Landſtraße überquert, ein Kraft⸗ 
fahrzeug die gleiche Stelle durchfährt. 
Entſteht bei ſolchem auf Fahrläſſigkeit 
beruhenden Überqueren ein Unfall, ſo 
wird regelmäßig der Kauſalzuſammen⸗ 
hang gegeben ſein 33135 

Fehlen einer Schranke an Bahnüber⸗ 
gang kann weſentliche Erhöhung der 
Betriebsgefahr bilden, wenn der Art 
des neuzeitlichen Verkehrs u. feinem 
Umfang nicht Rechnung getragen iſt. 
Noch mehr iſt die Schranke bei Wer⸗ 
tung des M. des Verletzten zu berück⸗ 
ſichtigen, wenn die Unterlaſſung der 
Anbringung auf einem Verſchulden des 
Betriebsunternehmers beruhte 3321 12 

§ 256 ZPO. Einem Klageantrag auf Feſt⸗ 
ſtellung der Verpflichtung zum Erſatz 
des aus einem Unfall entſtandenen u. 
noch entſtehenden Schadens kann nicht 
ſtattgegeben werden, ſolange die Mög⸗ 
lichkeit beſteht, daß der Anſpruch in⸗ 
folge eines Einwands aus 8 254 II 
BGB. mit einem noch zu beſtimmenden 
Zeitpunkte in Wegfall kommt 3356 24 

§ 551 Ziff. 7 BPD. verletzt, wenn der 
Einwand des M. übergangen. Zwiſchen⸗ 
urteil nach $ 304 3 PO. nur möglich, 
wenn feſtſteht, daß irgendein Anſpruch 
wirklich beſteht. Kann der Einwand 
aus § 254 BOB. in das Betragsver⸗ 
fahren verwieſen werden? 3553 13 

Molkerei 

Milchverkäufer einer M., die in der 
Hauptſache einem feſt beſtimmten Kun⸗ 
denkreis der M. Milch u. ſouſtige 
Waren mittels Fuhrwerk zubringen, 
den Kunden die Milch zumeſſen, das 
Geld dafür einnehmen u. darüber mit 


der M. abrechnen, die Milchfuhrwerke 
beladen u. reinigen u. die Pferde 
putzen, ſind als Gewerbegehilfen ver⸗ 
ſicherungspflichtig 26571 


Monopol 


$ 138 BGB. Sittenwidrige Ausbeutung 
einer M.ftelfung 3086 10 

§ 826 BGB. Der Inhaber eines M.be- 
triebs darf ſich nicht durch Sperre 
eine bevorrechtigte Stellung in der 
Zwangsverwaltg. des geſperrten Grund- 
ſtücks od. gegenüber dem die Zwangs⸗ 
verwaltung betreibenden Gläub. ver- 
ſchaffen. Auch die Benutzung rechts⸗ 
kräftiger Vollſtreckungstitel kann ge⸗ 
gen die guten Sitten verſtoßen 3102 16 
Elektrizitätswerk, das monopolartige Gtel- 
lung einnimmt, darf mangels ent⸗ 
gegenſtehender vertraglicher Vereinba⸗ 
rungen einem Abnehmer die Zufuhr 
elektriſcher Energie ſperren, wenn die⸗ 
ſer Abnehmer bereits Eigenanlage hat 
u. vom Elektrizitätswerk lediglich ſog. 
Reſerveſtrom verlangt zu einer Zeit, 
in der ſeine eigene Erzeugung verſagt 
oder nicht ausreicht 31397 


Mord 


§ 211 StGB. M. liegt nicht ſchon dann 
vor, wenn der Entſchluß zur Tötung 
mit überlegung gefaßt worden iſt, ent⸗ 
ſcheidend iſt vielmehr, ob der Täter 
bei Ausführung der Tat mit iber- 
legung gehandelt hat, d. h. ob er im- 
ſtande geweſen iſt, die ihn zur Tat 
drängenden u. die ihn davon abhalten⸗ 
den Beweggründe mit genügender Klar⸗ 
heit u. Beſonnenheit gegeneinander ab⸗ 
zuwägen u. ob er mit voller Beſonnen⸗ 
heit u. mit bedachtem Wollen zur 
Tat geſchritten ift 280421 i 
§ 211 StGB. Vorſatz u. Überlegung find 
ſelbſtändige, voneinander unabhängige 
Begriffe 2805 23 

$ 211 StGB. Es widerſpricht keiner Qe- 
benserfahrung, daß jemand eine Tat 
mit Überlegung ausführt, dann aber 
im Verlaufe des geſamten Tuns vor⸗ 
übergehend doch von dem Gefühl der 
Schwere der Tat u. durch den Anblick 
der Folgen ſeiner Handlung überwäl⸗ 
tigt u. bedrückt wird. Der Begriff des 
überlegten Handelns ſetzt heimliches 
Vorgeh. nicht notwendig voraus 2805 22 
Wegnahme von dem Ermordeten gehöri⸗ 
gen Gegenſtäuden — Raub od. Unter⸗ 
ſchlagung 2807 24 


Mundraub (8 370 Ziff. 5 StGB.) 


M. an Teilen einer nicht zum hauswirt⸗ 
W ai Gebrauch geeigneten Sache 
2852 18 


Muttergeſellſchaft 


8 6c KapVerkStcG. Bedient fih M. für 
einen Teil ihres Geſchäftsbetriebs einer 
Tochtergeſellſch. mit ſelbſtändiger Rechts⸗ 
perſönlichkeit, deren ſämtliche Aktien 
od. Geſchäftsanteile ſie beſitzt, ſo be⸗ 
ruht die Tätigkeit der Tochtergeſellſch. 
auf ihrer eigenen Zweckbeſtimmung, 
nicht aber auf Auftrag der M. Gibt 
die M. der Tochtergeſellſch. die für die- 
ſen Geſchäftsbetrieb erforderlichen Be⸗ 
triebszuſchüſſe mit der Verpflichtung 
der Rückzahlung auf unbeſtimmte Zeit, 
fo ift Steuerpflicht nach 8 6a ge- 
geben 3014 10 


Nachbarrecht 


vgl. unter Eigentum, Beeinträchtg. des 


Nachſicht 


88 68, 234 R Abg. Entſchuldbarer Rechts⸗ 

irrtum darüber, daß Werbungskoſten 
eines Geſellſchafters einer OHG. bei 
der einheitlichen Gewinnfeſtſtellung gel⸗ 
tend zu machen ſind, kann zur Zeit 
als Irrtum auch über die Art u. den 
Friſtenlauf der Rechtsmittel zur N. 


Die Rechtskraft 


Sachregiſter 


führen, wenn die Rechtsmittelfriſt ge⸗ 
genüber der einheitlichen Gewinnfeſt⸗ 
ſtellung verſäumt ijt 3006 2 

8 68 RAbgO. N. gegen Verſäumung der 
Rechtsmittelfriſt. Iſt rechtzeitige Ab⸗ 
ſendung der Rechtsmittelſchrift durch 
gewöhnlichen Brief ſchlüſſig behauptet, 
aber nicht glaubhaft gemacht, ſo muß 
nach Treu u. Glauben die Glaubhaft⸗ 
machung als erfolgt gelten, wenn die 
empfangende Behörde der Dienſtvor⸗ 
ſchrift zuwider den Briefumſchlag nicht 
aufbewahrt hat 35901 


NSDAP. 
Ungültigkeit des Verbots der Partei- 


uniform der NSDAP. auch in Ham⸗ 
burg. Grenzen der Freiheit der Mei⸗ 
nungsäußerung 2855 24 


Nebenklage 


Beginn der Friſt des 8 345 StPO. für 
denjenigen, der ſeinen Anſchluß als 
Nebenkl. erſt nach Verkündung des 
Bu. erklärt. Auch der noch nicht zu- 
gelaſſene Nebenkl. hat die rechtl. Stel⸗ 
lung einer Prozeßpartei. Der über die 
Berechtigung des Nebenkl. zum An⸗ 
ſchluß entſcheidende Gerichtsbeſchluß hat 
nur deklaratoriſche Wirkung 3580 37 


Die Reviſionsrüge unzuläſſiger Beſchrän⸗ 


kung der Verteidigung (8 338 Ziff. 8 
StPO.) ſteht nur dem Angell., nicht 
dem Nebenkl. zu 2821 42 

§ 397 StPO. Auch der zugleich als Zeuge 
geladene Nebenkl. hat R. auf Anweſen⸗ 
heit während der ganzen Verhand⸗ 
lungsdauer. Bei der Verhandlung über 
den Antrag des StA. auf Ausſchluß 
der Offentlichkeit muß außer dem An⸗ 
gell. u. dem Verteidiger auch der 
Nebenkl. gehört od. ihm wenigſtens 
Gelegenheit zu einer Erklärung ge⸗ 
geben werden 250533 


Der Antrag des beleidigten Nebenkl., 


einen Vorgeſetzten darüber zu verneh⸗ 
men, daß die ihm vorgeworfene Hand⸗ 
lungsweiſe nach den perſönlichen Be⸗ 
obachtungen des Zeugen ausgeſchloſſen 
erſcheinen müſſe, hat kein reines Urteil, 
ſondern dem Zeugenbeweis zugängliche 
Tatſachen zum Gegenſtand 2795 18 


$ 161 StGB. vorgeſehene 
Eidesunfähigkeit keine N. bildet, ift 
auf ſie auch dann zu erkennen, wenn 
bei Tateinheit zwiſchen Meineid und 
einem anderen Verbrechen die Strafe 
nicht den 88 153 ff. StB. entnommen 
wird 2573 14 


Nebenſtrafe 
Da die in 


§ 318 StPO. Wirkung zuläſſiger Be- 


ſchränkung eines Rechtsmittels auf den 
Ausſpruch über eine N. 2830 52 


Ne bis in idem 
Nichtverbrauch der Strafklage durch Ein⸗ 


ſtellungsbeſchluß nach 5 153 StPO. 
2818 39 


des Schuldausſpruchs 
ſteht dem Einwand des Verbrauchs der 
Strafklage nicht entgegen 2820 40 


Neubaumietrecht 
Das N., Hauszinsſteuerbauten u. Haus⸗ 


Bauten, Gemeinnützige 


zinsſteuerfreie 
Baukoſtenzuſchüſſe. 


Unternehmungen, 
Schrifttum 3650 


58 1 ff. RMietcg. Ortsüblicher Mietzins 


für mit öffentlichen Mitteln errichtete 
Neubauwohnungen iſt nicht der für 
Altraum oder für frei errichteten Neu⸗ 
raum übliche Mietzins, ſondern der v. 
der Wohnungsfürſorgegeſellſchaft feſt⸗ 
geſetzte Mietzins. Dabei mindern je⸗ 
doch beſondere Beläſtigungen des Mie⸗ 
ters durch Geräuſche dieſen feſtgeſetzten 
Mietzins, da die Feſtſetzung dieſen Um- 
ſtand nicht berückſichtigt 36754 


Neuveranlagung 
vgl. unter Steuerbeſcheid 
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Nichtigkeit 

bezügl. § 138 BGB. vgl. unter Sitten⸗ 
widrigkeit 

8117 BGB. Vertrag zwiſchen einem zah- 
lungsunfähigen Handwerker u. ſeiner 
Ehefrau, durch den erſterer auf letztere 
ſein Geſchäft überträgt, um ſich die 
Kundſchaft zu erhalten, aber die Pfän⸗ 
dungen der Forderungen durch ſeine 
Gläub. zu verhindern, ift nichtig 25941 

§ 134 BGB. Kündigung it nicht ſchon 
deshalb nichtig, weil ſie erfolgt iſt, 
um einer Lohnerhöhung auf Grund 
eines Zwangstarifs zu entgehen, dem 
der Arbeitnehmer als Organiſations⸗ 
mitglied unterfällt 26541 

8134 BGB. übertragung von Namens⸗ 
aktien ohne Genehmigung des Auf⸗ 
ſichtsrats. Erteilung von Stimmvoll⸗ 
machten durch die Aktienverkäufer an 
die Käufer ift nichtig 2951 

§ 134 BGB. Die Abonnentenverſicherung 
ift bürgerlich⸗rechtlich gültig, auch wenn 
ſie unter das Verbot des 8 56 Abſ. 3 
GewO. fallen würde 32309 

§ 139 BGB. findet auf den obrigkeit⸗ 
lichen Akt der Eintrag. ins Handels⸗ 
regiſter keine Anwendung, wenn neben 
einem überhaupt nicht gefaßten Be⸗ 
ſchluß der GenVerſ. einer Genoſſen⸗ 
ſchaft die wirklich gefaßten Beſchlüſſe 
inhaltlich richtig eingetragen ſind. Be⸗ 
ſchlüſſe über Umſtellung u. Erwerb der 
Geſchäftsanteile, die entgegen der ur⸗ 
ſprünglichen Satzung ratenweiſe Ein⸗ 
zahlung geſtatten, bedürfen auch bzgl. 
des letzten Punktes der Eintragung u. 
find nach § 139 BGB. in vollem Um- 
fang nichtig, wenn dieſe fehlt 2982 20 

Die in den Gründen eines Urteils ent⸗ 
haltene Feſtſtellung, die Parteien 
hätten den nichtigen Vertrag beſtätigt, 
ſchafft nicht für einen andern Rechts⸗ 
ſtreit Rechtskraft in Anſehung der 
Frage, ob wirkſamer Vertrag vorliegt. 
Aus 8 141 Abſ. 2 BGB. kann nicht 
hergeleitet werden, daß die formloſe 
Beſtätigung eines formbedürftigen u. 
daher i. S. von § 566 BGB. minder 
wirkſamen Vertrags den Formmangel 
heilt u. dem beſtätigten Vertrag Voll⸗ 
wirkſamkeit gibt 35498 

Beim gemeinſamen Verkauf von An⸗ 
teilen einer GmbH., von denen ein Teil 
einem Minderjährigen gehört, bedarf 
die Beſtimmung der Geſamthaftung 
aller Verkäufer, alſo die Übernahme 
einer fremden Verbindlichkeit für jeden 
einzelnen Verkäufer bezüglich des Min⸗ 
derjährigen der vormundſchaftsgericht⸗ 
lichen Genehmigung. 8139 BOV. findet 
auch Anwendung, wenn bezüglich eines 
Mitverpflichteten die übernommene Ver⸗ 
pflichtung unwirkſam ift 310719 

8 313 BGB. Zuläſſigkeit formloſer Auf⸗ 
hebung — nicht Abänderung — eines 
Grundſtücksvertrags. Iſt die Abände⸗ 
rung inhaltlich ſo, daß ſie Aufhebung 
des Grundſtückvertrags in ſich ſchließt, 
dann iſt ſie, wenn nur formlos, nichtig 
u. mit ihr auch die Aufhebung 2721 21 

Der Veräußerer eines Grundſtücks kann 
bei N. der Eigentumsübertragung u. 
des ihr zugrunde liegenden Rechts⸗ 
geſchäfts die Zuſtimmung zu ſeiner 
Wiedereintragung vom Erwerber nach 
Bereicherungsgrundſätzen fordern, auch 
wenn er ſelbſt nicht Eigentümer des 
Grundſtücks iſt 2723 24 N 

N. e. Gläubigerverſammlungsbeſchluſſes 
bei Verſtoß des Konkursrichters gegen 
898 KO. 2588 21 


Niederlande - 
8 54 Auslief@. i. Verb. m. Art. 6 deutſch⸗ 
niederländ. Auslief Vertrags. Recht⸗ 


mäßigkeit der erfolgten Auslieferung 
7 
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ift der Nachprüfung entzogen. Trag- 
weite der Spezialität i. S. des Ver⸗ 
trags. Strafbarkeit der Tat nach nie⸗ 
derländ. R. RevUrt. 28713 


Notar 

8839 BGB. Zum Umfang der Beleh⸗ 
rungs- u. Aufklärungspflicht des N., 
insbeſ. bei geſchäftsunkundigen Per⸗ 
ſonen, wenn der Vertrag abends ſpät, 
wo eine Einſicht des Grundbuchs nicht 
mehr möglich iſt, nach dem Willen 
der Parteien beurkundet werden ſoll, 
wenn aber feſtſteht, daß die grundbuch⸗ 
lichen Verhältniſſe nicht klar find 24651 

Tabelle für die Gebührenabgabe der 
preuß. N. 3536 

Gebührenabgabe der N. nach der preuß. 
NotVO. v. 12. Sept. 1931. Schrift⸗ 
tum 2673 

Gebührenordnung für N., LGeb O. f. RA. 
StempStG. mit Tarif. Schrifttum 3540 

Notariats- u. Gerichtsgebühren bei Ka⸗ 
pitalherabſetzung in erleichterter Form 
nach der NotVO. v. 6. Okt. 1931 in 
Preußen 3600 

Notfriſtzeugnis 

872 Nr. 14a GKG. Überſendung von N. 

hat portofrei zu erfolgen 3574 20 
Notgeſetz v. 24. Febr. 1923 

Art. 1 8 4 IN. Hat die Behörde die Er- 
laubnis zum Ausſchank an Mitglieder 
eines Vereins erteilt, ſo bezieht ſich 
dieſe auch auf ſolche Perſonen, die 
auf Grund ſpäter errichteter Vereins⸗ 
ſtatuten nur als paſſive Mitglieder zu⸗ 
gelaſſen werden 2853 21 

Notſtandsbeihilfe 

Bewilligung einer N. durch Staat oder 
öffentlich-rechtlichen Verband iſt Maß⸗ 
nahme obrigkeitlicher Fürſorge 32951 

Notverordnung, Reichs⸗ 

vgl. auch unter Deviſenbewirtſchaftung 

Art. 48 RVerf. Die Rechtskontrolle gegen⸗ 
über NotV Olen 32905 

Notwendigkeit u. Zweckmäßigkeit der auf 
Grund von Art. 48 RVerf. erlaſſenen 
VO.en unterliegen nicht der richterl. 
Nachprüfung. Der RPräſ. iſt berechtigt, 
eine Maßnahme, deren Außerkraft⸗ 
ſetzung der Reichstag verlangt hat, 
nach der Außerkraftſetzung erneut zu 
erlaſſen 3603 ê 

Not VO. v. 1. Dez. 1930 

Die verkürzte Kündigungsfriſt der N. 
Teil 2 Kap. II §8 5 u. 6 bezog ſich 
nicht auf ſolche Geſellſchaften, deren 
Kapital nur mittelbar — auf dem Wege 
über andere Geſellſchaft — mehr als 
zur Hälfte Eigentum einer Körperſchaft 
des öffentlichen Rechts iſt 36091 

8695 RVO. Kürzung der Gehaltsbezüge 
der Angeſtellten von Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaften auf Grund der Not O. Teil 2 
Kap. II 85 36118 

8695 ABO. Auch die Ruhegehälter ehe- 
maliger Angeſtellter v. Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaften unterliegen der Kürzung auf 
Grund der Not O. 3612? 

Die Beſtimmung „ein ihm gehöriges 
Haus“ iſt dahin auszulegen, daß es 
nicht notwendig iſt, daß der Vermieter 
Eigentümer des Hauſes iſt. Es genügt, 
wenn es ihm wirtſchaftlich zuſteht, ſo 
daß er darüber wie ein Eigentümer 
verfügen kann, ſo z. B. wenn das Haus 
im Eigentum eines Hausgenoſſen ſteht 
29112 

Art. V des 7. Teils Kap. IV N. ift dahin 
auszulegen, daß der Vermieter die Auf⸗ 
hebung der Vollſtreckungsbeſchränkung 
auch dann fordern kann, wenn in der 
Gemeinde eine Inanſpruchnahme von 
Räumen der aus dem WohnmangG. 
ſich ergebenden Art u. Größe im all⸗ 
gemeinen nicht mehr ſtattfindet 29113 


Sachregiſter 


Hat auch die Einlegung der nach Teil 9 
§ 5 N. unſtatthaften Beſchwerde die 
hemmende Wirkung des 8519 Abſ. 6 
3800.9 3532 

Die Beſchwerde gegen einen Beſchluß des 
LG. als BG. wegen Verſagung des 
Armenrechts zur Erhebung der Reſti⸗ 
tutionsklage ift auch nach der Not VO. 
v. 2. Dez. 1930 Teil 9 85 zuläffig 3676 3 

Not VO. v. 28. März 1931 

85 beſchränkt ſich nicht auf Fälle, die mit 
politiſchen Ausſchreitungen im Zu⸗ 
ſammenhang ſtehen 3676 + 

Not VO. v. 5. Juni 1931 

Die Arbeitszeitkürzung nach der N. 
Schrifttum 3261 

Zur Auslegung der Rechtsfrage, wann 
i. S. der §8 1 u. 3 in Teil 5 Kap. VI 
N., das Rechtsmittel zweifellos gerecht⸗ 
fertigt erſcheint“ 36791 

Not VO. v. 23. Aug. 1931 

Die Steueramneſtie nach der N. vom 
23. Aug. 1931 2675 ff. 

Bilanzfragen der Steueramneſtie (8 17a 
Voi 23 aii 193 dase v. 
19. Sept. 1931) 3256 

Not VO. v. 19. Sept. 1931 

VO. über Aktienrecht v. 19. Sept. 1931. 
Schrifttum 3072 3651 

Aktiennovelle u. Bankaufſicht. Textausg. 
der N. 2942 

Aktiengeſetz i. d. Faſſ. der NotVOten vom 
19. Sept. u. 6. Okt. 1931. 
tum 3261 

N. u. Reform 2913 

Die Vorſchriften der Aktienrechtsnovelle 
über Publizität eigener Aktien u. Ein⸗ 
ziehung von Aktien 2914 

Zur NotVO. über Aktienrecht, Bankauf⸗ 
ſicht u. Steueramneſtie v. 19. Sept. 
1931 2930 

Pflichtprüfung u. Verwaltungsreform in 
der Aktienrechtsnovelle 2925 

Organe, Publizität u. Pflichtprüfung nach 
bish. R., NotVO. u. Entwurf 2935 

Der Erwerb eigener Aktien 3040 

Aktienſtrafrecht u. NotVO. 3051 

Notarielle Beſcheinigung über den Er⸗ 
werb von Reichsbahnanleihe zur Er⸗ 
langung von Steueramneſtie (Teil 3 
der NotV O.) 3056 

Steueramneſtie durch Erwerb von Reichs- 
bahnanleihe (3. Teil) 3256 

N. u. Überſicht über Gründungsſteuern. 
Schrifttum 3066 


Not VO. v. 6. Okt. 1931 


Die Vorſchriften über Vereinfachung u. 
Erſparniſſe auf dem Gebiete der Rechts⸗ 
pflege. 

A. Bürgerliche Rechtspflege 2889 
B. Strafrechtspflege 2892 

NotVoO. — Rechtspflege — Anwaltſchaft! 
3053 

Die Umſchuldung kurzfriſtiger Schulden 
von Gemeinden u. Ländern 2895 

Aktiengeſetz (88 178—319 HGB.) i. d. Fafi. 
der Not®dD.en v. 19. Sept. u. 6. Okt. 
1931. Schrifttum 3261 

Kapitalherabſetzung in erleichterter Form 
3037. Schrifttum 3651 

Notariats⸗ u. Gerichtsgebühren bei Ka⸗ 
pitalherabſetzungen in erleichtert. Form 
in Preußen 3600 

Die BD. des RPräſ. v. 6. Okt. 1931 
5. Teil V. Kapitel nebſt DurchfBeſt. v. 
9. Okt. 1931: überlandverkehr mit raft- 
fahrzeugen 3297 

Teil 6 8 7 IN. Unzuläſſigkeit der Ein⸗ 
ſtellung bei feſtgeſtellter Unſchuld des 
Angekl. 36789 

Teil 6 §7 N. Unzuläſſig ift, die geſamten 
Auslagen dem Privatkl. aufzuerlegen. 
8 471 Abſ. 3 StPO. erſcheint neben 87 
Not O., der als ausſchließliche Rege- 
lung bei Einſtellung gem. $7 I an⸗ 
zuſehen ift, nicht anwendbar 36781 


Schrift⸗ 


Teil 6 87 N. Kann der Einſtellungs⸗ 
beſchluß wegen der Koſtenentſcheidung 
allein angefochten werden? 3582 4 
36084 3678 2 

Teil 6 § 7 IN. ift auf an das LG. zu- 
rückverwieſene Privatklageverfahren an- 
wendbar 3582 43 

Das Privatklageverf. u. Teil 6 Kap. 18 7 
der 3. Not VO. 3534 

Teil 6 SEN. Gilt die durch die NotVO. 
eingeführte Beſchränkung der Rev. in 
Privatklageſachen auch für bereits ein⸗ 
gelegte Rev.? 36777 3582 41 45 3533 

Teil 6 §8 N. Die durch die N. ein- 
geführte Beſchränkung der Rechtsmittel 
in Privatklageſachen bezieht ſich nicht 
auf bereits vor Inkrafttreten der Not- 
VO. erlaſſene Urteile 3578 33 

Gilt die durch § 10 Kap. I Teil 6 N. er- 
höhte Berufungsſumme auch für vor 
ihrem Inkrafttreten bereits eingeleitete 
Verfahren, wenn erſt nach ihrem In⸗ 
krafttreten Berufung eingelegt wird? 
3181 3531 3609? 

Teil 6 § 11 N. Die Vorſchriften der N. 
über das Armenrecht 3519 ff. 

Die Grundvorausſetzungen der Armen⸗ 
rechtsbewilligung früher u. jetzt 3525 
Teil 6 § 13 II N. bezieht ſich nur auf 
die Beſtimmung des § 13 J über die 

Gerichtsgebühren 36762 

Seit Teil 6 8 15 N. in Kraft getreten iſt, 
kann 8 4 ZeugGeb d. bis auf weiteres 
nicht mehr angewendet werden, obwohl 
die Tätigkeit des Sachverſtändigen vor 
dem Inkrafttreten der N. entwickelt 
worden ift 3568 10 3578 82 

88 3, 4, 20 ZeugGebO. Teil 6 Kap. I 
815 N. Not O. u. Sachverſtändigen⸗ 
gebühren, namentlich „üblicher Preis“ 
u. Vergütung für Gehilfen des Gut⸗ 
achters 3676 5 

5. Teil Kap. III N.: Herabſetzung über⸗ 
mäßig hoher Dienſtvergütungen in der 
Privatwirtſchaft 3644 


Not VO. v. 17. Nov. 1931 


Die BO. des RPräſ. zur Sicherung der 
Ernte u. der landwirtſchaftlichen Ent⸗ 
ſchuldung im Dfthilfegebiet v. 17. Nov. 
1931 3409 


Not VO. v. 8. Dez. 1931 


Allgemeines zur 4. N. 3617 

1. Teil: Preis⸗ u. Zinsſenkung. Kap. I: 
Anpaſſung gebundener Preiſe an die 
veränd. Wirtſchaftslage. Kap. II: Schutz 
gegen Überteuerung 3619 

Kap. III: Zinsſenkung 3621. Schriftt. 3650 

2. Teil: Wohnungswirtſchaft 3626 3631. 
Schrifttum 3651 

3. Teil: Maßnahmen auf dem Gebiete der 
Zwangsvollſtreckung 3633 

4. 59 Sonſtige wirtſchaftl. Maßnahmen 


5. Teil: Sozialverſicherung 3642 

6. Teil: Arbeitsrechtliche Vorſchr. 3643 

Herabſetzung übermäßig hoher Dienſtver⸗ 
gütungen in der Privatwirtſchaft 3644 

8. Teil: Schutz des inneren Friedens 3646 


NotVBO., preuß. 


Gebührenabgabe der Notare nach der N. 
v. 12. Sept. 1931 2673 


Not O., ſächf. 


SächſStempStcg. i. d. Fall. der Not VO. 
v. 5. Aug. 1930. Schrifttum 3540 


Notwehr 


Die Beſtimmungen über Strafloſigkeit des 
Nexzeſſes find nur dann anwendbar, 
wenn die Vorausſetzungen der Selbſt⸗ 
verteidigung objektiv vorliegen. Im 
Fall der PutativN. iſt ſtets zu prüfen, 
ob der irrige Glaube unverſchuldet iſt 
oder ob die durch Fahrläſſigkeit ver- 
ſchuldete Unkenntnis der Tatumſtände 
für die Annahme einer fahrläſſig be⸗ 
gangenen ſtrafbaren Handlung Raum 
läßt. Das Gebot an den rechtswidrig 


Angegriffenen, die Abwehr durch feiner- 
ſeitigen Verſtoß gegen die Strafgeſetze 
dann zu unterlaſſen, wenn das Recht 
des Angegriffenen auf Schutz ſich ohne 
jedes Opfer an eigenen berechtigten 
Intereſſen verwirklichen läßt, gilt auch 
für den Fall der Putativ N. 27878 

88 53, 113 StGB. Der Polizeibeamte, 
der Straßeupaſſanten feſtnimmt, weil 
er dieſen im Verdacht hat, an einer 
verbotenen Verſammlung teilgenommen 
zu haben, befindet ſich in rechtsmäß. 
Amtsausüb. Dem Feſtgenommenen ſteht 
daher Nirecht auch dann nicht zu, wenn 
der Verdacht unbegründet war, wohl 
aber dann, wenn der Polizeibeamte 
ihm bei der Feſtnahme ohne Anlaß 
Schläge verſetzt. Wegen N. muß ſchon 
dann freigeſprochen werden, wenn die 
Möglichkeit beſteht, daß ſich der Angekl. 
gegen einen gegenwärtigen rechtswidri⸗ 
gen Angriff verteidigte 27899 

88 53, 367 Ziff. 8 StGB. Legen von 
Selbſtſchüſſen 26513 

Novation 

Die Umwandlung einer Lohn- oder Ge- 
haltsforderung in Darlehnsforderung 
hebt die Zuſtändigkeit des ArbG. im 
Falle des § 607 Abſ. 2 BGB. nicht auf, 
wohl aber bei N. 3585 6 


Obligation 
vgl. unter Wertpapier 
Oberlandesgericht 
Beſchlüſſe der OLG., die die Berufung 
für zuläſſig erklären oder einem Geſuch 
um Wiedereinſetzung gegen den Ablauf 
der Berufungsfriſt ſtattgeben, ſind mit 
der Beſchw. nicht anfechtb. (ZR.) 25697 
Die Gefälligkeitsfahrt in der neueren 
Rſpr. des RG. u. der OLG. 3301 
§ 9 Dusliefcg. Örtliche Zuſtändigkeit des 
OLG. 2876 15 16 


Oberſchleſien 
vgl. unter Polen 
Obſervanz i 
Zur Bildung einer O. iſt die tatſächliche, 
gleichmäßige u. langandauernde Übung 
erforderlich, die in der überzeugung ge- 
tätigt iſt, dazu rechtlich verpflichtet zu 
fein 3402 6 
Odlanderſchließung 
vgl. unter Landeskultur 


Offenbarungseid 

Zur „vollſtändigen“ Angabe des Ver⸗ 
mögens i. S. von 8 807 BPO. gehört 
grundſätzlich die ausdrückliche Bezeich⸗ 
nung aller einen ſelbſtändigen Ver⸗ 
mögenswert bildenden Gegenſtände. 
Unter dieſe fällt auch eine Eigentümer⸗ 
grundſchuld 2573 14 

58 807, 903 ZPO. Zum Begriff des Er⸗ 
gänzungseides. Zuläſſigkeit, Voraus⸗ 
ſetzungen u. Auslegung von Anträgen 
auf Ladung des Schuldners zur Er⸗ 
gänzung des O. 25933 

Offene Handelsgeſellſchaft 

88 53, 108, 116 HGB. Prokuriſten einer 
DHG. können das Erlöſchen einer Pro- 
kura auch nicht beim Fehlen vertre⸗ 
tungsberechtigter Geſellſchafter anmel⸗ 
den 2995 5 

Die Wirkung der Anfechtung eines Ge⸗ 
ſellſchaftsvertrags auf die Haftung für 
die früheren Schulden (beſonders im 
Falle des 8123 HGB.) 3062 

Bei Arbeitsverhältniſſen mit einer o. H. 
als Arbeitgeber iſt auch der einzelne 
Geſellſchafter als Arbeitgeber anzu⸗ 
ſehen. Anſprüche gegen ihn gem. § 128 
HGB. gehören daher vor das Arbeits⸗ 
gericht 3585 6 

Der dem Zivilrecht entnommene Grund⸗ 
ſatz, daß aus einem rechtskräftigen Urt. 
gegen eine OHG. eine Art von actio 


Sachregiſter 


judicati gegen die perſönlich haftenden 
Gefellſchafter ſtattfindet, kaun auf die 
völlig anders gearteten Verhältniſſe 
der öffentlich⸗rechtlichen Heranziehung 
zu Anliegerbeiträgen aus dem FluchtlG. 
keine Anwendung finden. Vielmehr iſt 
beſondere u. ſelbſtändige Heranziehung 
der Geſellſchafter erforderlich; dabei iſt 
jedoch in ihr materiell nur die Feſt⸗ 
ſtellung zu treffen, daß die Geſell⸗ 
ſchafter gem. 8128 HGB. für bereits 
entſtandene Geſellſchaftsſchuld auch per⸗ 
ſönlich haften 35902 

88 133, 146, 148 HGB. Das Prozeß⸗ 
gericht iſt zu Einwirkungen auf die 
Tätigkeit des Regiſtergerichts nicht be⸗ 
fugt 2992 1 

8 143 HGB. Der Erbe eines aus einer 
DHG. ausgeſchiedenen Geſellſchafters 
haftet nicht für die nach dem Aus⸗ 
ſcheiden, jedoch vor Eintragung des 
Ausſcheidens in das Handelsregiſter be⸗ 
gründeten Geſellſchaftsſchulden 29981 

9159 HGB. Die ᷑5jährige Verjährungs⸗ 
friſt gilt auch dann, wenn wegen eines 
an ſich einer kürzeren Verjährung 
unterworfenen Anſpruchs während der 
Zugehörigkeit des ausgeſchiedenen Ge⸗ 
ſellſchafters ein rechtskräftiges Urteil 
gegen die OHG. ergangen ift 31418 

8 17, 37 HGB. Der frühere Geſellſchafter 
einer OHG. ift berechtigt, der Firma 
feines als Einzelkaufmann 15 Jahre 
ſpäter neu gegründeten Geſchäfts den 
Zuſatz „früher Mitinhaber der Firma 
Müller & Schulze“ hinzuzufügen 3142 11 

Erbengemeinſchaft, die das ererbte Han⸗ 
delsgeſchäft unter der bisherigen Firma 
oder mit einem das Nachfolgeverhält- 
nis andeutenden Zuſatz weiterführt, 
verwandelt ſich nach ungenütztem Ab⸗ 
laufe der in § 27 HGB. beſtimmten 
dreimonatigen Überlegungsfriſt hinſicht⸗ 
lich des weiterbetrieb. Handelsgeſchäfts 
nicht ohne weiteres in OHG. 31293 

Wird vereinbart, daß OHG. bei einer 
Bank ein Guthaben unterhalten ſolle, 
das dem Debetſaldo ihrer Teilhaber 
als perſönlicher Schuldner gleichkomme, 
ſo liegt darin nicht die Befugnis der 
Teilhaber, mit dem Aktivſaldo der 
OHG. zugunſten ihrer perſönlichen 
Paſſivſaldi aufzurechnen 310115 

Der befriedigende persönliche Schuldner 
genießt bei einer Grundſchuld nicht 
Vorzugsſtellung, die ihm bei einer Hy⸗ 
pothek eingeräumt iſt. Rechtsſtellung 
des perſönlich haftenden Geſellſchafters 
einer OHG. gegenüber dem Gläubiger, 
zu deſſen Gunſten auf dem Grundſtück 
der OHG. eine Grundſchuld eingetragen 
ift 2750 8 

Die nichtige OHG. im Rechtsverkehr u. der 
Gläubigerſchutz. Schriſttum 3067 

98 65 ff. EinkStch. Entſchuldbarer Rechts⸗ 
irrtum darüber, daß Werbungskoſten 
eines Geſellſchafters einer OHG. bei 
der einheitlichen Gewinnfeſtſtellung gel⸗ 
tend zu machen ſind, kann zur Zeit als 
Irrtum auch über die Art u. den Friſt⸗ 
ablauf der Rechtsmittel zur Nachſicht 
führen, wenn die Rechtsmittelfriſt ge⸗ 
genüber der einheitlichen Gewinnfeſtſtel⸗ 
lung verſäumt iſt 3006 ? 

898 18, 30 EinfSt®. übertragung von 
Gewinnbeteiligungen bei einer OHG. 
3008 4 

5 301 RBewG. nicht anwendbar, wenn 
ein offener Handelsgeſellſchafter in der 
Zeit zwiſchen dem Geſchäftsabſchluß der 
DHG. und dem Hauptfeſtſtellungszeit⸗ 
punkte Gelder aus der Geſellſchafts⸗ 
kaſſe entnimmt u. ſeinem Privatver⸗ 
mögen zuführt oder Zahlungen aus 
feinem Privatvermögen für die OHG. 
leiſtet. Die von einem Geſellſchafter 
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aus der Geſellſchaftskaſſe rechtmäßig 
entnommenen Gelder begründen keine 
echte Schuld des Geſellſchafters; eine 
zur Verminderung der Entnahmen ge⸗ 
leiſtete Zahlung des Geſellſchafters für 
die OHG. aus feinen Privatmitteln 
begründet grundſätzlich keine Darlehns⸗ 
forderung des Geſellſchafters gegen die 
OHG. 3016 14 
Offentlichkeit des Verfahrens 

Bei der Verhandlung über den Antrag 
des StA. auf Ausſchluß der O. muß 
außer dem Angekl. u. dem Verteidiger 
auch der Nebenkl. gehört oder ihm 
wenigſtens Gelegenheit zu einer Er⸗ 
klärung gegeben werden 2505 33 

Omnibus 

88 7, 10 Kraftf®. Notwendigkeit genaue⸗ 
fter Prüfung aller Tatumſtände; insbeſ. 
Unterſuchung, ob die geſchloſſene Füh⸗ 
rerlaube eines ſchweren KraftO. die 
Hörfähigkeit beeinträchtigt; daraus fol⸗ 
ga Verſchärfung der Sorgfaltspflicht 
3 2 


88 906, 1004 BGB. Welche Stadtteile 
bei Großſtadt u. Vorort kommen für 
die Frage der Ortsüblichkeit, insbef. bei 
Befahren mit einer Olinie, in Be- 
tracht? Die Linienführung und das 
durch ſie benutzte Gelände im ganzen 
ſind zu berückſichtigen. Entſcheidend ſind 
die Bedürfniſſe des Verkehrs? 335423 

Operation 

$ 254 BGB. Zu der Annahme eines Ver- 
ſchuldens auf ſeiten eines Verletzten 
gehört die Überzeugung, daß er wirklich 
ohne ſtichhaltigen Grund die O. ab- 
lehnt. Das iſt ſchon dann nicht der 
Fall, wenn ſein Vertrauensarzt ihm 
mit Gründen abrät, die nicht völlig un⸗ 
haltbar erſcheinen, beſonders dann nicht, 
wenn er beſonderen Grund hat, ſich 
vor einer O. zu ſcheuen 32688 

Orderkopie 
und Beſtellſchein. Schrifttum 3065 
Oſterreich 

Juhaltsüberſicht zu Bd. I—X der Entſch. 
des öſterr. Oberſten Gerichtshofs in 
Bibit- und Jauſtizverwaltungsſachen. 
Schrifttum 2560 

Auch nach dem öſterr. GmbHG. können 
Nachſchüſſe vor vollſtändiger Einzah⸗ 
lung der Stammeinlagen nur eingefor⸗ 
dert werden, wenn eine bezügliche Be⸗ 
ſtimmung im Geſellſchaftsvertrag ent⸗ 
halten iſt 30241 

Vernehmung der Partei u. Parteieid im 
reichsdeutſchen, öſterr. u. künftigen deut⸗ 
ſchen Zivilprozeß. Schrifttum 2460 

Syſtem des öſterr. Zivilprozeßrechts mit 
Einſchluß des Exekutionsrechts. Schrift⸗ 
tum 2460 

Gläubiger u. Pfandgläubiger müſſen im 
amngleicjöverfahren einheitlich ftimmen 

2605 


Die Bereicherungsabſicht beim Diebſtahl 
nach deutſchem, öſterr. u. künftigem 
Recht. Schrifttum 2460 

Oſthilfe 

Die VO. des RPräſ. zur Sicherung der 
Ernte u. der landwirtſchaftl. Entſchul⸗ 
dung im O.gebiet v. 17. Nov. 1931 
3409. Schrifttum 3650 

§ 138 BGB. Unſittliches Verhalten eines 
Landwirts beim Erwirken v. O. 36073 

Pacht 

vgl. auch unter Jagdp., Kleingarten- u. 
Kl Pando. 

Landpckeſetzentwurf. Schrifttum 2617 

Bei Übernahme des dem Verpächter ge⸗ 
hörenden Inventars zum Schätzungs⸗ 
wert hat der P.nachfolger keine An- 
ſprüche aus Sachmängelhaftung gemäß 
§ 493 BGB. gegen den Vorpächter. 
Vorausſetzungen der 88 823, 826 BGB. 
34601 


mr 


252 


88 587 ff. BGB. Wirkung des Lieferanten- 
eigentumsvorbehalts an landwirtſchaftl. 
Gutsinventar, das der Pächter bei P.⸗ 
ende vertragsgemäß dem Verpächter 
als Erſatz für verbrauchtes zu über⸗ 
laſſen hat 34612? 

$ 597 BGB. Pächter, der die P. nicht in 
voller Höhe zahlt, weil er einen noch 
nicht rechtskräftigen die Piſumme her- 
abſetzenden Beſchluß des PEin Amts für 
verbindlich hält, handelt auf eigene 
Gefahr und iſt durch irrtümliche An⸗ 
nahme gegen ſofortige Kündigung nicht 
geſchützt. Wenn der Verpächter, wie 
ſich in der Folge ergibt, ohne rechtl. 
Grund, für ſofort kündigt und für die 
Folgezeit Zahlung nach 8597 BGB. 
verlangt, dann darf der Pächter nicht 
einfach gar nicht bezahlen, denn er 
ſchuldet Geld in Höhe der P.ſumme, 
entweder als P. oder als Entſchädi⸗ 
gung. Nimmt der Pächter nach ver⸗ 
tragswidriger Kündigung des Verpäch⸗ 
ters den P.beſitz weiter in Anſpruch, 
ſo darf er nicht einfach wegen Los⸗ 
ſagung des Verpächters vom Vertrag 
die Zahlung des Pizinſes verweigern 
32451 

Als Erfüllungsort für die Zahlung von 
P.zinſen ift der Piort anzuſehen 34623 
Hat der Pächter die Unterhaltung eines 
Flußufers mit der Maßgabe übernom⸗ 
men, daß der das normale Maß über⸗ 
ſchreitende Koſtenteil vom Verpächter 
zu tragen ſei, wenn die Knapplaſten 
durch elementare Ereigniſſe ungewöhn⸗ 
licher Art über das normale Maß hin⸗ 
ausgehen würden, ſo iſt der Pächter 
beweispflichtig, wenn er ein Übermaß 
aus ſolcher Urfache behauptet. Hat er 
die Veranlaſſung von Feſtſtellungen 
über Urſache und Ausmaß des Über⸗ 
maßes u. darüber, ob nicht Unter⸗ 
laſſung ihm obliegender rechtzeitiger 
Ausbeſſerung das Übermaß mit verur- 
ſacht hat, verſäumt, ſo iſt er nicht da⸗ 
mit zu hören, daß der Tatrichter zu 
Unrecht nicht von dem Recht der freien 
Schätzung nach 8287 BRD. Gebrauch 
gemacht habe 2640 12 
Straßenreinigungskoſten ſind nicht ſolche 
Laſten, die mit dem Hauſe verknüpft 
ſind, vielmehr hat der Grundſtücks⸗ 
eigentümer d. Straßenreinigungskoſten 
ohne Rückſicht darauf zu tragen, ob 


Sachregiſter 


81 PrPSchO. Der Betrieb einer Ge- 


flügelfarm iſt landwirtſchaftliche Nut⸗ 
ung i. S. der PrPSchO. 34583 


5 
88 36, 45 Prya. Wird die Berufung 


in Pihußfachen von einem Vertreter 
eingelegt, ſo muß er ſeine Vollmacht 
bis zum Ablaufe der Berufungsfriſt 
zu den Akten nachweiſen 3459 4 


88 39, 46 PrPSchO. Hat das LG. auf 


die Rechtsbeſchwerde die Sache zur an⸗ 
derweitigen Verhandlung und Entſchei⸗ 
dung an das PEin Amt zurückverwieſen, 
ſo iſt es an die rechtliche Beurteilung, 
die der Aufhebung der Entſcheidung 
zugrunde liegt, ſelbſt gebunden, und 
zwar auch dann, wenn es ſpäterhin 
De ‚nie Berufung zu entſcheiden hat 


Steuerrecht 
88 6, 7, 12, 13, 16, 38 EinfSt®. Bei 


Einkünften aus Vermietung und Ver⸗ 
pachtung kommen auch regelmäßig Aus⸗ 
gaben auf die Sache ſelbſt, insbeſ. auch 
Prozeßkoſten über das Eigentum, als 
Werbungskoſten in Betracht. Sie ſind 
regelmäßig auf die Gebrauchsdauer des 
Gegenſtands verteilt, bei klein. Beträgen 
auch ſofort voll abzuſetzen 3588 


Der Verpächter eines Unternehmens, an 


den das Unternehmen zurückfällt, iſt 
nicht haftbar i. S. von § 116 RAbg O., 
auch wenn er den Betrieb des Pächters 
weiterführt 348713 


PrLStempStG. Die Übertragung der Be- 


teiligungsziffer am Kaliabſatz tjt Ber- 
pachtung, nicht Kauf 2986 22 


P.berträge, deren Verlängerung v. dem 


Pächter einſeitig verlangt werden kann, 
werden nur nach der urſprüngl. Ver- 
tragsdauer verſtempelt 327915 


Parteieid 
vgl. auch unter Meineid 
Vernehmung der Partei u. P. im reichs⸗ 


deutſchen, öſterreichiſchen u. künftigen 
deutſchen Zivilprozeß. Schrifttum 2460 


Dem Bekl., der im Vorprozeß auf Grund 


eines v. Kl. geleiſteten Eides verurteilt 
worden iſt, kann in ſpäterem Reſti⸗ 
tutionsprozeß nicht entgegengehalten 
werden, daß er den Reſtitutionsgrund 
bereits in dem Vorprozeß durch Beru⸗ 
fung hätte geltend machen können, 
wenn er nicht in der Lage geweſen iſt, 
die Berufung in dieſer Richtung hin⸗ 
reichend ſachl. zu begründen 25922 


auf die bis zum Tage des Ausſcheidens 
erworbenen Anſprüche aus der Pen⸗ 
ſionskaſſe gemäß § 76 RKnappſchch. 
durch Zahlung von Anerkenntnisgebüh⸗ 
ren zu erhalten 2603“ 


Einkommen i. S. des Art. 10 SS1ff. 


RperſAbbVO. v. 27. Okt. 1923 liegt 
nicht ſchon deshalb vor, weil eine Ver⸗ 
anlagung nach dem Verbrauch vorge⸗ 
nommen worden iſt 27603 


Perſönlichkeitsrecht 
Das P. in der geltenden Rechtsordnung. 


Schrifttum 2458 


Pfandleihe 
Den gewerbsmäßigen Pfandleiher trifft 


das gleiche Maß von Sorgfaltspflicht 
wie den gewöhnl. Pfandnehmer 33895 


Das ſich durch die Art des Pfandgegen⸗ 


ſtands u. die nicht bankmäßige Ge⸗ 
ſchäftsführung vom bankmäßigen Lom⸗ 
bardgeſchäft unterſcheidende gewöhnliche 
P.geſchäft ift erlaubnispflichtig 3001 


Pfandrecht 
81207 BGB. Bei Verkauf oder Verpfän⸗ 


dung von Gegenſtänden, die handels⸗ 
üblicherweiſe auf Abzahlung verkauft 
werden, muß ſich der Erwerber oder 
Pfandnehmer Gewißheit darüber ver⸗ 
ſchaffen, ob der zu verkaufende od. ver⸗ 
pfändende Gegenſtand Eigentum des 
Verkäufers oder Verpfänders iſt. Eides⸗ 
ſtattliche Verſicherung über das Eigen⸗ 
2 regelmäßig nicht ausreichend 


81207 BGB. Den gewerbsmäßigen Pfand- 


leiher trifft das gleiche Maß von Sorg⸗ 
faltspflicht wie den gewöhnl. Pfand- 
nehmer 3389 5 


88 1247, 1249 BGB. Sind mehrere Sa- 


chen verſchiedener Dritteigentümer zum 
Pfand gegeben u. iſt eine dieſer Sachen 
auf Grund eines vom Schuldner (Ver⸗ 
pfänder) erteilten Verſteigerungsauf⸗ 
trags verſteigert und damit der Pfand⸗ 
gläubiger befriedigt worden, ſo hat der 
Eigentümer dieſer verſteigerten Sache 
gegen die Eigentümer der anderen mit⸗ 
verpfändet geweſenen Sachen einen 
Ausgleichsanſpruch 27519 


Pfändung 
8 811 Ziff. 4 BVD. Eine Milchkuh ift der 


Pf. unterworfen, wenn der Schuldner 
nach ſeinen Verhältniſſen imſtande iſt, 
ſich die Erzeugniſſe, insbeſ. Milch, auf 
andere Weiſe zu verſchaffen 2654 


das Grundſtück bebaut iſt oder nicht. Patent 

Hat ſich Mieter oder Pächter verpflich⸗ vgl. auch Erfindung 

tet, ſämtliche Laſten hinſichtlich des Bilanzgenehmigungsbeſchluß einer Gmbh. 

Wohngebäudes und ſämtliche Unkoſten, nichtig, wenn wertloſe P. mit hohem 

die mit dem Hauſe verknüpft ſind, zu Wert eingeſetzt ſind 297617 

tragen, dann fallen die Straßenreini⸗ Patronat 

gungskoſten nicht hierunter 346710 vgl. unter Auflöſung 
Vereicherungsanſpruch des Käufers bei Zur Entſcheidung der Frage, ob dingliches 


8 811 Ziff. 4 BPO. Rundfunkgerät eines 
Landwirts ift pfändbar 3467 1 

8 811 Ziff. 5 BPO. Das Ladeninventar 
des Kleinkaufmanns iſt grundſätzlich 
pfändbar 2582 

88 817, 819 BPO. Pf. der unter Eigen⸗ 
tumsvorbehalt gelieferten Sachen durch 
den Verkäufer 27452 


Rückgewähr des für ihn aus einem 
nichtigen Kaufvertrag ſchon eingetragen 
geweſenen Grundſtücks. Berechnung des 
Kaufpreiſes und daraus gezogener Nut- 
zungen, wozu rechtsgeſchäftl. gezogener 
Gewinn nicht gehört; ferner Verteilung 
von P.zinſen auf die beiderſeitige Be- 
nutzungszeit, wobei dem Käufer als 
Bucheigentümer die Stellung eines Be⸗ 
ſitzers zugebilligt wird 344715 


oder Familienß. vorliegt, bedarf es 
nicht der Zuziehung aller an der Ent⸗ 
ſcheidung des Familien P. intereſſierten 
Familienmitglieder. Für die Frage der 
Dinglichkeit des P. iſt es gleichgültig, 


ob mit ihm Laſten verbunden find. 


Dagegen iſt das von Bedeutung für die 
weitere Frage, ob die Erwerber v. Par⸗ 
zellen des Gutes, auf dem das P. haf⸗ 
tet, Mitpatrone geworden find 34293 


Bei Eigentumsvorbehalt ſeitens des 


Pfandgläubigers an beweglichen Sachen 
kann der Gläubiger die Anordnung des 
freihändigen Verkaufs der Pfandſtücke 
an ihn gemäß 8 825 3 O. nicht ver- 
langen, wenn der Eigentumsvorbehalt 
zur Zeit der Pf. oder der begehrten 
Anordnung noch beſteht. In dem Pf.⸗ 
antrag u. dem Antrag auf Anordnung 
des freihändigen Verkaufs liegt nicht 


ohne weiteres ein Verzicht des Gläu⸗ 
bigers auf fein Eigentum. Eine Anord- 
nung würde Umgehung der 88 1 u. 5 
AbzahlG. bedeuten 35833 

8830 ZPO. Iſt durch Pf. und über- 
weiſungsbeſchluß eine Hypothekenforde⸗ 


Penſionsergänzungsgeſetz 

81 PrpSchO. Auf die Verpachtung eines Zur Auslegung der Ziff. 11 Ausf Beſt. v. 
Grundſtücks zur Gewinnung von Korb⸗ 9. Juli 1921 zum P. 32471 
weiden findet die PrPSchd. keine Mn- Perſonalabbau 
wendung 34581 RPerſAbbVoO. v. 27. Okt. 1923. Weib- 


Pr PSch O. 


$1 PrPSchoO. Die Überlaſſung eines liche Angeſtellte einer Bezirksknapp⸗ 
ſchaft, die wegen Verheiratung aus 
ihrer Stellung ausſcheiden u. des halb 
auf Grund einer Betriebsvereinbarung 
eine Abfindung erhalten, die Beitrags⸗ 
erftattung nach 8 66 RͤnappſchG., 8 139 
Satzung der Knappſchaft aber nicht be⸗ 
antragen, ſind berechtigt, ſich das Recht 


Weidegrundſtücks an Viehhändler, der 
es dazu benutzen ſoll, das von ihm 
gekaufte und zum alsbaldigen Weiter⸗ 
verkauf beſtimmte Vieh aufzutreiben, 
iſt überlaſſung zum Zwecke landwirt⸗ 
ſchaftlicher Nutzung i. ©. der PrpSchd. 
34582 


zung „wegen u. in Höhe“ gewiſſer Voll⸗ 
ſtreckungsbeträge gepfändet worden, ſo 
erſtreckt ſich die Pf., falls in den Voll⸗ 
ſtreckungsbeträgen auch Zinſen von 
einem beſtimmten Zeitpunkt ab ent⸗ 
halten ſind, entgegen der Faſſung des 
Pf.beſchluſſes nicht nur auf einen Teil, 


ſondern auf die ganze othek 25761 

19 f die ganze Hypoth 

8 848 ZPO. Sit ein durch Vormerkung 
geſicherter Anſpruch auf Übertragung 
des Eigentums an Grundſtück gepfän⸗ 
det, ſo kann der Pf.gläubiger nach dem 
Eigentumserwerb des Schuldners von 
den Inhabern der nach Eintragung der 
Vormerkung anſpruchswidrig eingetra⸗ 
genen Rechte die Zuſtimmung dazu ver⸗ 
langen, daß die für ihn kraft Geſetzes 
entſtandene Sicherungshyp. den Vor⸗ 
rang vor jenen Rechten erhält 27424 

88 861, 862 BPO. Die Pf. von Hypo⸗ 
thekenzinſen, die dem zum Unterhalt 
verpflichteten Elternteil des Hypothe⸗ 
kengläubigers bis zu deſſen Volljährig⸗ 
keit vorbehalten ſind, iſt unzuläſſig 
2583 10 

8 865 II ZPO. Das auf einer Geflügel- 
farm gehaltene Geflügel iſt als Zube⸗ 
hör i. S. von 897 BGB. der Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das bewegliche Ver⸗ 
mögen entzogen 34743 

Die Abtretung oder Pf. von Stammein⸗ 
lagerückſtänden einer GmbH. nur zu⸗ 
läſſig, wenn der Geſellſchaft für die 
Abtretung ein vollwertiges Entgelt zu⸗ 
fließt oder wenn Anſpruch des Pf.⸗ 
pfandgläubigers im Zeitpunkt des Wirk⸗ 
ſamwerdens des Pf.beſchluſſes gegen- 
über dem gepfändeten Einzahlungsan⸗ 
ſpruch vollwertig iſt 2968 13 

Das Pf.pfandrecht fällt nicht unter 8127 
II, ſondern unter § 1271 KO. 35851 

Pfleger 

81909 BGB. Ein wegen Geiſtesſchwäche 
Entmündigter hat kein Beſchwerderecht 
gegen einen Beſchluß, durch den die 
Beſtellung eines P. für einen gegen 
den Vormund anzuſtrengenden Rechts⸗ 
ſtreit abgelehnt worden ift 25112 

Polen 

Aufwertung der perſönlichen Forderung, 
die durch Hypothek auf einem in Ober⸗ 
ſchleſien gelegenen, an P. gefallenen 
Grundbeſitz geſichert war. Durch An⸗ 
meldung des Anſpruchs beim AG., das 
vom OLG. als Aufwertungsſtelle be- 
ſtimmt worden iſt, wird die Friſt des 
816 AufwG. gewahrt. Die deutſchen 
ſozialen und ſtaatlichen Verſicherungen 
haben ihre Forderungen in Oberſchle⸗ 
ſien durch den Verſailler Vertrag und 
ſpätere völkerrechtliche Bindungen nicht 
an P. verloren 2690 2 

Die Aufwertung der perſönlichen Forde⸗ 
rungen, die den auf oſt⸗oberſchleſiſchen 
Grundſtücken eingetragenen Hypotheken 
zugrunde liegen 3259 

Das polniſche Aktiengeſetz. Poln. Schrift⸗ 
tum 2944 

81 AusliefGG. Ausländereigenſchaft des 
Verfolgten als Vorausſetzung der Aus⸗ 
lieferung. Deutſch⸗poln. Abkommen über 
Staatsangehörigkeits⸗ u. Optionsfragen 
28737 

Polizei 

vgl. auch Baup., Geſundheits P., Kraft- 
fahrzeug, Wegerecht 

88 10 II, 17 ALR. Auf einem durch Pol⸗ 
BD. geregelten Lebensgebiete darf die 
P. nur dann eine über dieſe Regelung 
hinausgreifende polizeiliche Verfügung 
treffen, wenn konkrete polizeiliche Ge⸗ 
fahr ihr Eingreifen erfordert 3401 5 

Rechtsbegriff der PolVO., des Vorbehalts 
der Landesgeſetzgebung. Über die Zu⸗ 
läſſigkeit der ſog. Subdelegation, ins⸗ 
bef. nach dem KraftfG. 3382 10 

Haben Regcräſ. u. Landrat, dieſer in 
ſeiner Eigenſchaft als Inhaber der 
Kreis., durch Erlaß einer unberech⸗ 
tigten Pol VO. nicht vorſätzlich, ſondern 
nur fahrläſſig einen Schaden zugefügt, 
ſo haftet für dieſen Schaden neben dem 


— Sachregiſter 


Staat der Kreis auch dann nicht, wenn 
er einen Teil der ſchädigenden Maß⸗ 
nahmen verwirklicht hat 2564 5 

8823 BGB. Verſchulden des Betriebs- 
unternehmers wird nicht ſchon dadurch 
allein ausgeſchloſſen, daß die ſchädi⸗ 
gende Handlung von der P. nicht ver⸗ 
boten oder geſtattet oder geduldet war, 
vielmehr iſt es ſeine Sache, die erforder⸗ 
lichen Maßregeln zu treffen 3444 12 

Die Ortsp. ift befugt, in einer Pol VO. 
über das Droſchkengewerbe die Erlaub⸗ 
nis des Droſchkenunternehmers auf 
Friſt zu erteilen und vorzuſchreiben, 
daß ſie mit dem Tode ihres Inhabers 
erliſcht. Dagegen hat ſie nicht das 
Recht, eine ſolche Erlaubnis auf Wider⸗ 
ruf zu erteilen oder ihr Erlöſchen beim 
Eintritt beſtimmter Vorausſetzungen 
anzuordnen. Verluſt einer unbefriſteten 
Erlaubnis kann nur im Verfahren nach 
88 20, 21 GewO. erfolgen. Der Orts⸗ 
P. ſteht es frei, die Vorausſetzungen 
des Verluſtes in der PolVO. zu regeln 
3399 4 

PırPol®. v. 1850. Befugnis der P. zur 
Feſtnahme v. Perſonen im polizeilichen 
Intereſſe und Grenzen des polizeilichen 
Ermeſſens 2856 25 

88 53, 113 StGB. Der Polizeibeamte, der 
Straßenpaſſanten feſtnimmt, weil er 
dieſen im Verdacht hat, an einer ver⸗ 
botenen Verſammlung teilgenommen zu 
haben, befindet ſich in rechtmäßiger 
Amtsausübung. Dem Feſtgenommenen 
ſteht daher Notwehrrecht auch dann 
nicht zu, wenn der Verdacht unbegrün⸗ 
det war, wohl aber dann, wenn der 
P.beamte ihm bei der Feſtnahme ohne 
Anlaß Schläge verſetzt 27899 

8 222 JI StGB. Zu den beſonderen Be- 
rufspflichten eines polizeilichen Voll⸗ 
ſtreckungsbeamten gehört es, auch 
außerhalb des Dienſtes im Gebrauch 
von Schußwaffen Vorſicht und Zurück⸗ 
haltung zu üben 36688 

88 185, 193 StGB. Zuruf an P.beamten: 
„Das grenzt bald an Vaterlandsverrat, 
man könnte ſie faſt als Vaterlandsver⸗ 
räter bezeichnen!“ 2846 8 


Polizeiliche Strafverfügung 


§ 413 III StPO. Die St. wird weder da⸗ 
durch unwirkſam, daß die Urſchrift nur 
mit einem Handzeichen unterzeichnet iſt, 
noch dadurch, daß die zugeſtellte Aus⸗ 
fertigung eine unleſerliche Unterſchrift 
aufweiſt 3581 89 

§ 413 IV StPO. P. St. unterbricht nicht 
ſchon mit ihrer Unterzeichnung die Ver⸗ 
jährung der Strafverfolgung, wenn 
nicht ſchon bei der Unterzeichnung die 
Abſicht beſteht, ſie wirkſam werden zu 
laſſen 2860 84 


Porto 


§ 519 VI BPO. Hat das BG. außer der 
Prozeßgebühr Poſtgebühren vom Ber⸗ 
Kl. erfordert, ſo wird die Berufung 
durch Unterlaſſung der Zahlung der 
Poſtgebühren nicht unzuläſſig 3575 21 

überſendung von Notfriſtatteſten hat 
portofrei zu erfolgen 3574 20 

Koſtenvorſchüſſe ſind dem Zeugen porto⸗ 
frei zu überſenden 357727 


Poſt 


vgl. auch Porto 

8 831 II BGB. Organiſationsfehler liegt 
vor, wenn nicht dafür geſorgt iſt, daß 
beim eiligen Schieben eines hochbela⸗ 
denen Poſtkarrens auf einem verkehrs⸗ 
reichen, ſtellenweiſe beengten Bahnſteig 
ein zweiter vor dem Karren hergehen⸗ 
der Begleiter jeden im Wege ſtehenden 
Reiſenden auf die Gefahr hinweiſen 
kann 35422 

88 350, 354 StGB. Der Inhaber einer 
P.hilfsſtelle ift nach der „Allgemeinen 


53 


Dienſtanweiſung für P. u. Telegraphie“ 
Beamter. Werden dem Inhaber der 
P.hilfsſtelle ſeitens des Publikums 
Geldbeträge zum Zweck der Erledigung 
von Zahlungen übergeben, ſo ſind dieſe 
Beträge ihm jedenfalls dann amtlich 
anvertraut, wenn ſie ihm von dem 
Einzahler in dem Glauben, er ſei der 
für die Annahme zuſtändige Beamte, 
gezahlt und von ihm auch in dieſem 
Sinne angenommen wurden 2814 33 
8 359 StGB. P.aushelfer, der im Beſtell⸗ 
dienſt beſchäftigt iſt und Briefe auszu⸗ 
tragen hat, iſt als Beamter im ſtraf⸗ 
rechtlichen Sinne berufen und ange⸗ 
ſtellt, ohne daß ſeine Einſtellung un⸗ 
mittelbar durch die zuſtändige P.be⸗ 
hörde ſelbſt erfolgen muß. Vielmehr 
genügt in dieſer Hinſicht, daß die Be⸗ 
hörde der Piſtelle die nötigen Geld- 
mittel für die Annahme des P.aushel- 
fers zur Verfügung geſtellt und damit 
dieſe ſelbſt genehmigt, wenn ſie auch 
die Auswahl der geeigneten Perſon der 
P.ſtelle überlaſſen hatte 36711 
Poſtſcheck 
Durch den P.vertrag wird ein rein pri- 
vatrechtliches Verhältnis zwiſchen dem 
Reich und dem Pekunden gegründet, es 
entſtehen keine dienſtlichen Hoheitsrechte, 
daher keine Haftung des Reichs auf 
Grund des RHaftpflGG. u. der Verf. 
für amtliche Verſehen der Pibeamten 
3116 24 
Präſidium des Landgerichts 
vgl. unter L 
Preisbildung 
vgl. unter Kartell, NotVo. v. 8. Dez. 
1931, UnlWettb. 
Preistreiberei 
vgl. unter Mietwucher 
Preſſe 
886, 19 Nr. 1 P.geſetz. Die Verletzung 
der preßgeſetzlichen Pflicht zur Angabe 
des Druckers, Verlegers uſw. trifft mit 
einem durch den Inhalt der Drud- 
ſchriften begründeten Vergehen tatein⸗ 
heitlich zuſammen 2502 28 
Preußen d 
Vgl. auch unter Koſtenweſen bei den Auf- 
wertungsſtellen im AufwReg., ferner 
unter Allgem. preuß. LR., Auflöſung, 
Fin Ausgl., Fiſchereirecht, Hauſierſteuer, 
Jagdſteuer, Kataſterdirektor, Koſten⸗ 
abrechnung, Landkreiſe, Notar, Pacht, 
Verwaltung, Waſſerrecht, Wegerecht 
Wegweiſer durch die preuß. Geſetzgebung. 
Schrifttum 2560 
Die Rechtsantragsſtellen bei den preuß. 
Juflizbehörden. Schrifttum 3537 
Erhöhung der Zinſen der eingetragenen 
Hyp. iſt Anderung einer Nebenleiſtung. 
Wo dieſe Anderung einzutragen iſt, be⸗ 
ſtimmt das landesrechtliche Grundbuch⸗ 
recht. Bedeutung der Veränderungs⸗ 
ſpalte im preuß. u. hamburg. Grund⸗ 
huchrecht 2727 28 
Vorausſetzungen für die Ermächtigung 
eines in Grundbuchſachen beſchäftigten 
Juſtizſekretär zur Entgegennahme der 
Auflaſſung in P. 3273 12 
Notariats⸗ u. Gerichtsgebühren bei Ra- 
pitalherabſetzung in erleichterter Form 
nach der NotVO. v. 6. Okt. 1931 in 
P. 3600 
Im Verfahren nach dem RBewG. hat 
das Reich dafür, daß ein preußiſcher 
Staatsoberförſter ein Gutachten über 
den Wert einer Privatwaldung erſtattet 
hat, dem Lande P. keine Gebühren od. 
Auslagen zu erſtatten 34764 
87 Nr. 1 u. 2 Rcewo. 8 4 Nr. 2 Pr⸗ 
GewO. Preuß. Geſetze betr. Abdeckerei⸗ 
gerechtigkeit v. 31. Mai 1885, 17. März 
1868, 17. Dez. 1872. Alle dieſe Ge⸗ 
ſetzesbeſtimmungen treffen nur jeder⸗ 
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zeit frei widerrufl. Rechte. Ein ſolches 
liegt nicht vor, wenn ein Abdeckerei⸗ 
privileg mit dem Verſprechen „alles 
getreulich u. ohne Gefährde“ verliehen 
war 2564 5 

Prima-facie-Beweis 

vgl. unter Beweislaſt 

Privatklage 

§ 268 III StPO. Unwendbarkeit auf den 
Privatkläger 3582 42 

Aus § 83 III ŒG. kann hinſichtlich des 
von dem Privatkläger veranlaßten Be⸗ 
rufungsverfahrens die Zuläſſigkeit einer 
Friſtſetzung nach § 391 StPO. nicht ab- 
geleitet werden 25121 

8 388 II StPO. Sit Widerklage durch 
unanfechtbaren Beſchluß abgewieſen 
worden, ſo kann das BG. nicht darüber 
befinden, ob die Widerklage zu Unrecht 
zurückgewieſen wurde 3581 38 

Für die Verteilung der Koſten unter 
die Parteien bildet § 471 III StPO. 
die Regel. Werden davon abweichend 
dem Angekl. Koſten auferlegt, ſo be⸗ 
darf derartige Entſch, einer näheren 
Begründung 3608 4 

Gilt die durch die NotVO. v. 6. Okt. 1931 
eingeführte Beſchränkung der Reviſion 
in P.ſachen auch für bereits eingelegte 
Reviſionen? 36777 3582 41 45 3533 

Das Piverfahren und Teil 6 Kap. I 8 7 
3. Not VO. v. 6. Okt. 1931 3534 

Die durch die NotBO. v. 6. Okt. 1931 
eingeführte Beſchränkung der Rechts- 
mittel in P.ſachen bezieht ſich nicht auf 
bereits vor Inkrafttreten der NotVO. 
erlaſſene Urteile 3578 33 

Teil 6 § 7 I Not O. v. 6. Okt. 1931 ift 
auf an das LG. zurückverwieſene P. 
verfahren anwendbar 3582 4 

Teil 6 § 7 NotVoO. v. 6. Okt. 1931. 
Kann der Einſtellungsbeſchluß wegen 
der Koſtenentſcheidung allein angefoch⸗ 
ten werden? 3582 44 3608 4 3678 2 

Teil 6 $ 71 NotVO. v. 6. Okt. 1931. 
Unzuläſſigkeit der Einſtellung bei feſt⸗ 
geſtellter Unſchuld des Angekl. 3678 9 

Teil 6 87 NotVO. v. 6. Okt. 1931. 
Unzuläſſig iſt, die geſamten Auslagen 
dem Privatkl. aufzuerlegen. § 471 III 
StPO. erſcheint neben § 7 NotVO., 
der als ausſchließliche Regelung bei 
Einſtellung gem. § 7 I anzuſehen iſt, 
nicht anwendbar 36781 

Prokura } 

Prokuriſten einer OHG. können das Er- 
löſchen einer P. auch nicht beim Fehlen 
vertretungsberechtigter Geſellſchafter 
anmelden 29955 

Proſtitution 

§ 361 Ziff. 6 StB. Zum Begriffe des 
Aufforderns u. Sichanbietens zur Un⸗ 
zucht. Beläſtigung u. Argerniserregung 
2841 6 


Protokoll 

vgl. auch SitzungsP. 

An der in RG. 99, 65 ausgeſprochenen 
Anſicht, daß die Aufnahme eines P. 
durch das GBA. zur Wirkſamkeit der 
Auflaſſungserklärung nicht erforderlich 
fei, wird feſtgehalten 3273 12 

Das Gericht kann P. über die Einnahme 
des richterl. Augenſcheins auch dann als 
beweiskräftig anſehen u. in der Haupt⸗ 
verhandlung verleſen, wenn es nicht 
der Vorſchrift des § 188 III StPO. 
entſprechend von den anweſenden Pro⸗ 
zeßbetei igten genehmigt u. unterzeichnet 
war 2504 31 

Ein von Urkundsbeamten der zuſtänd. 
Geſchäftsſtelle aufgenommenes P. der 
Reviſionsanträge u. deren Begründung 
iſt dann keine den geſetzlichen Erfor⸗ 
derniſſen entſprechende RevBegrün⸗ 
dung, wenn der Angekl. ſeine an ſich 
nicht erforderliche Unterſchrift deshalb 
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verweigert hat, weil er das vom Ur- 
kundsbeamten entworfene P. nicht ge⸗ 
nehmigt, deſſen Inhalt nicht als ſeinem 
Willen entſprechend anerkennen wolle 
(StR.) 3562 27 
Proviſion 
vgl. unter Agent, Makler 
Proviſion⸗Doktrin 
vgl. unter Wechſel 
Prozeßbericht 
Bericht, der objektive Wiedergabe einer 
Prozeßverhandlung enthält, u. der Ab⸗ 
druck eines in öffentlicher Gerichts⸗ 
verhandlung verleſenen Zeitungsauf⸗ 
ſatzes kann den Tatbeſtand einer Be⸗ 
leidigung erfüllen, wenn der Täter im 
Bewußtſein des beleidigenden Charak⸗ 
ters der von ihm verbreiteten Vorwürfe 
fich diefe zu eigen gemacht hat 249723 
Prozeßhindernde Einrede 
58 295, 274 BPO. Durch Unterlaſſung 
der Rüge des nicht rechtzeitigen Bor- 
bringens der Einrede der ſachlichen 
Unzuſtändigkeit wird die Verſpätung 
geheilt, nicht dagegen die in der Unter⸗ 
laſſung der Einrede der ſachlichen Un⸗ 
zuſtändigkeit liegende Vereinbarung üb. 
die Zuſtändigkeit wieder beſeitigt 2581 6 
8 538 ZPO. iſt zwingendes Recht. Die 
Zurückverweiſung in die 1. Inſtanz 
kann weder durch Vereinbarung der 
Parteien ausgeſchloſſen werden noch 
unterliegt fie der Vorſchr. des § 2951 
BVO. Verpflichtung des BG. die ſämt⸗ 
lichen p. E. zu erledigen 25698 
Prozeſſuales Rechtsgeſchäft 
Prozeſſuale Willenserklärungen vgl. auch 
unter Klagbegründung 
Für Willenserklärungen im gerichtlichen 
Verfahren wird die im bürgerl. Recht 
für ſolche R. vorgeſchriebene Form 
durch Abgabe im Rahmen des Pro- 
zeſſes nur dann erſetzt, wenn ſie Be⸗ 
ſtandteile eines p. R. ſind u. deſſen im 
Verfahrensrecht vorgeſchriebene Form 
wahren 35498 
Rabatt 
Da der Gerichtsvollzieher kraft des durch 
den Vollſtreckungsauftrag begründeten 
Treuverhältnis u. der in ihm beruhen⸗ 
den tatſächlichen Vertretungsmacht ver⸗ 
pflichtet iſt, wirtſchaftlich berechtigte u. 
übliche Vorteile im Intereſſe der Auf⸗ 
tragspartei auszunutzen, ſo enthält die 
bloße Annahme von R. durch den Ge⸗ 
richtsvollzieher weder Verletzung ſeiner 
Dienſtpflicht i. S. des 8332 StGB., 
noch erfüllt ſie für ſich allein den Tat⸗ 
beſtand des § 331. Dagegen kann der 
Gerichtsvollzieher, der die R. nicht für 
ſich in Anſpruch nehmen darf, ſie viel⸗ 
mehr an die Partei auszukehren hat, 
ſchon durch ihr Verſchweigen gegenüber 
der Partei, um fich gegen deren be- 
rechtigtes Herausgabeverlangen zu 
ſchützen, ſich des Betrugs ſchuldig 
machen. Für den Fall einer Vereite⸗ 
lung des Individualanſpruchs der Par⸗ 
tei auf Herausgabe des R. durch eigen⸗ 
mächtige Verfügung des Gerichtsvoll⸗ 
ziehers über die erſparten Beträge, 
kommt auch Untreue in Betracht 3559 22 
Radfahrer 
§ 222 StGB. Keine Fahrläſſigkeit fällt 
dem Kraftwagenführer zur Laſt, der 
ſich darauf verläßt, daß der auf offe⸗ 
ner Landſtraße am linken Gehſteig in 
gleicher Richtung wie er vor ihm fah⸗ 
rende R. feine Fahrtrichtung beibehal- 
ten u. nicht trotz ſeiner infolge Schwer⸗ 
hörigkeit überhörter Hupenſignale plötz⸗ 
lich kurz vor ihm abſchwenken werde, 
um die rechte Straßenſeite zu gewinnen 
u. nun, da der Wagen weder durch 
Bremſen ſchnell genug zum Stehen ge⸗ 
bracht werden konnte, noch ein Rechts⸗ 


ausbiegen in Frage kam, um den R. 
nicht zu überfahren, nach links aus⸗ 
zubiegen ſuchte 3361 30 

Wenn Kraftfahrer ſieht, daß er auf einem 
verengten Straßenteil mit einem R. 
zuſammentrifft, muß er ſeine Fahr⸗ 
geſchwindigkeit entſprechend ermäßigen, 
ſo auch, wenn er ſieht, daß der R. ſich 
an einem die Fahrbahn verengenden 
Wagen haltend anhält, um den Kraft⸗ 
wagen vorbeifahren zu laſſen 3324 14 


Rangvorbehalt 
vgl. auch im AufwReg. unter AufwG. 8 7 
Der R. des § 88L BGB. wirkt gegenüber 
demjenigen Recht, welches im Range 
zurücktreten ſoll, nur, wenn er bei 
dieſem Rechte eingetragen iſt. Der 
Eigentümer kann ſich im Falle des 
§ 881 BGB. die Befugnis vorbehalten, 
eine Reichsmarkhyp. von beſtimmtem 
Nennbetrag oder eine Goldmarkhyp. 
von gleichem Nennbetrag mit dem Rang 
vor einem andern Recht eintragen zu 
laſſen 27403 
Raub 
§ 251 StGB. Wegnahme von dem Er- 
mordeten gehörigen Gegenſtänden — 
R. in Idealkonkurrenz oder Unterſchla⸗ 
gung in Realkonkurrenz? 280724 
Tötung beim R. Die gleichzeitige Anwen⸗ 
dung der 88 214 u. 251 StGB. neben- 
einander iſt rechtlich unmöglich 2808 28 
Räumungsurteil 
8 99 I BPO. Räumt der durch vorliegen- 
des vollſtreckbares Urteil zur Räu⸗ 
mung verurteilte Bekl. vor Einlegung 
der Berufung nicht in Anerkennung 
des Urteils, ſondern um die Bivangs- 
vollſtreckung zu vermeiden, ſo iſt ſeine 
Berufung mit dem Antrag, die Haupt- 
ſache für erledigt zu erklären u. dem 
Kl. die Koſten des Rechtsſtreits zur 
Laſt zu legen, eine Berufung zur Haupt⸗ 
fahe u. ſonach zuläſſig 24749 
Realkonkurrenz 
vgl. auch Geſamtſtrafe 
§ 153 StGB. Fortſetzungszuſammenhang 
oder Tatmehrheit bei Meineid 2795 16 
Wegnahme von dem Ermordeten gehöri⸗ 
gen Gegenſtänden — Raub in Ideal⸗ 
konkurrenz oder Unterſchlagung in R.? 
2807 24 
R. d. Nichtmitſichführens der Zulaſſungs⸗ 
beſcheinigung mit fahrläſſiger Körper⸗ 
verletzung 3386 12 
Das Nichtabführen von Krankenverſiche⸗ 
rung- u. Erwerbsloſen⸗ Beiträgen ſtellt 
zwei ſelbſtändige Handl. dar 323110 
Rechnung 
Rechtswirkſamkeit d. Eigentumsvorbehalt 
auf der R. 25803 
Rechtsantragsſtellen 
Die R. bei den preuß. Juſtizbehörden. 
Schrifttum 3537 
Rechtsfälle 
Kurzes Lehrbuch des Handelsrechts an 
Hand von praktiſchen R. für Studium, 
Examen u. Praxis. Schrifttum 3064 
Rechtsgeſchäft, prozeſſuales 
vgl. unter P. 
Rechtsgeſchichte 5 1 
Einführung in die Geſchichte des Liegen⸗ 
ſchaftsrechts der Freien u. Hanſeſtadt 
Hamburg. Schrifttum 3421 è 
Rechtshilfe 
Deutſch⸗litauiſches Rabk. Nach deutſchem 
Prozeßrecht kann nur um Vornahme 
ſolcher Rechtshandlungen im Ausland 
erſucht werden, die an ſich das deutſche 
Prozeßgericht nach ſeinen Prozeßgeſetzen 
vorzunehmen in der Lage wäre. In 
Deutſchland iſt es dem Gericht verboten, 
das ausländiſche Gericht um prozeſſua⸗ 
len Rechtsſchutz für den deutſchen Gläu⸗ 
biger zu erſuchen 25199 


3827, 41 Auslief$. Begriff der R. in 
Strafſachen 28712 

89 41, 42 DAuStief®. R. durch Vornahme 
einer Beſchlagnahme 2880 24 

$ 41 DAusliefch. i. Verb. m. Art. 4 u. 17 
deutſch⸗tſchech. AusliefVertrags. Ungu- 
läſſigkeit der R. mangels Verbürgung 
der Gegenſeitigkeit im deutſch⸗tſchech. 
Verkehr 2880 238 

Rechtskraft 

Teilurteil u. R.wirkung 2452 

Anſpruch u. R. im deutſchen Zivilprozeß⸗ 
recht. Schrifttum 2454 

Rechtsmittel u. R. bei notwendiger Streit⸗ 
genoſſenſchaft 35411 

§ 322 BPO. Umfang der R.wirkung. 
Gegenſtand der Bindung des zweiten 
Richters bildet die ältere Entſcheidung, 
daß ein beſtimmter Tatbeſtand die im 
Vorprozeßurteil bejahte oder verneinte 
Rechtsfolge habe oder nicht. Die R. 
kommt nur bei Tatbeſtand in Frage, 
der hinſichtlich aller für die Vorentſchei⸗ 
dung maßgeblichen Geſichtspunkte mit 
d. früheren Tatbeſtand übereinſtimmt. 
Der Umſtand, daß über einen Anſpruch 
rechtskräftig entſchieden iſt, bedeutet 
nicht, daß auch hinſichtlich der Mehr⸗ 
ſorderung Gleiches zu gelten hat, es 
jei denn, daß der Kl. fon vor Be⸗ 
endigung des Vorprozeſſes von der 
Möglichkeit eines weitergehenden Klage⸗ 
begehrens u. Klaggrundes Kenntnis 
hatte 35851 

8 322 BPD. Die in den Gründen eines 
Urteils enthaltene Feſtſtellung, die Par⸗ 
teien hätten den nichtigen Vertrag be⸗ 
ſtäligt, ſchafft nicht für einen andern 
R.ſtreit R. in Anſehung der Frage, ob 
wirkſamer Vertrag vorliegt 35498 

Wenn in der Urteilsbegründung ein An⸗ 
ſh 8 580 Ri ۹ 

ek ا‎ Va ) 8 580 Ziff. 3 
erletzung der zivilprozefluafen Wahr- 
heitspflicht gemäß $ 138 BPO. als Bei. 

hilfe zum g meineid + 2382 5 

8 EE Kein Zeugnisverwei⸗ 

gsre er i T 
Angel 0 ber unehelichen Tochter des 
§ 53 Ziff. 2 StPO. Grundſätzlich ift der 
Verteidiger nach ſeiner Vernehmung als 
Z. von der Fortführung der Verteidi⸗ 
gung ausgeſchloſſen 2423 105 

Keine Begründung der Reviſion mit Ver⸗ 
letzung der Orduungsvorſchrift des § 57 
StPO. n. F. 2423 10 

§ 60 811,8 StPO. Entfernter Verdacht 
der Beteiligung 2706 2“ 

Kein Unterbleiben der Z.vereidigung der 
verkuppelten Perſon wegen Beteiligung 
an der ſtrafbaren Handlung i. S. des 
8 60 Ziff. 2 610. 4> 

Keine Vereidigung des an der Tat Betei⸗ 
ligten i. S. des § 60 Ziff. 3 StPO., auch 
wenn das Verfahren gegen ihn auf 
Grund des Straffreih G. v. 7. Aug. 1934 

eingeſtellt worden 3024 ° 

$ 61 Ziff. 2 StPO. Abſehen von der Ber- 
eidigung des Z. als des durch die Tat 
Verletzten 3024 7 

8 61 Ziff. 3 StPO. Rechtliche Bedeutungs⸗ 
loſigkeit des von verheirateter Perſon ab- 
gegebenen Eheverſprechens 3302 9 

Keine Anwendung des § 157 J Ziff. 2 
StGB. auf Jüdin, die ſich vor Erlaß des 
Blutſchutz g. mit deutſchblütigem Staats- 
angehörigen verlobt hat 2445 1 

8 251 StPO. Verleſung der Ausſage eines 
auf Veranlaſſung des deutſchen General 
konſulats vor einer ausländiſchen Ve- 
hörde eidlich vernommenen Z. 2647 10 


Sachregiſter 


Erfordernis der Würdigung der überein⸗ 
ſtimmenden Ausſagen von in förmlichem 
Beweisverfahren vernommenen Z., die 
in weſentlichem Punkt von den im Verw⸗ 
GeruUrteil getroffenen tatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellungen abweichen, in den Gründen 
des Berw®erlirteils 8 57 

Zeugengebühren 

Der Entſchädigungsanſpruch des Zeugen 
bei ſchriftlicher Beantwortung der Be⸗ 
weisfrage 2437 f 3326 58 

§ 2 ZeugcgebO. Entſchädigung für Ausfall 
den der Zeuge mittelbar dadurch erleidet, 
daß einem anderen durch die Beugen- 
ſchaft Erwerbsverluſt entſteht 3251 50 

88 3, 20 ZeugGebd. Erſatz für erhebliche 
Abnutzung benutzter Werkzeuge 2478 41 

Zuſtändigkeit des LG., nicht des Erbgeſ⸗ 
Obcher., zur Entſcheidung über Koſten⸗ 
beſchwerden von Zeugen und Sachver⸗ 
ſtändigen gegen Beſchlüſſe des Erbgeſ⸗ 
Ger. Entſchadigung für Vernehmung des 
behandelnden Arztes des Unfruchtbarzu⸗ 
ae als ſachverſtändiger Zeuge 

8 848 61918. Feſtgeſtellte und angewi 

e d gewieſene 
0,٣ der Geſchäfts 
für Zeugen und Sachverſtändige 
als offentliche Urkunden 2396 دہ‎ 
Zeugnis 
Dienſt Z. 2708 30 + 3105 5 
Wet e ten (SächſVerunſtaltG.) 
Ne 

Frage des Pfändungsſchutzes gemäß 8 811 

Ziff. 5 BPO. für Z. 3050 
Zinſen 

Die Pfändung einer Forderung „auf Höhe“ 
eines beſtimmten Betrags zuzüglich Z. 
3204 

Auslegung des ſchweigenden Willens der 
Parteien bei einem auf beſtimmte Zeit 
gewährten Darlehn dahin, daß der Gläu⸗ 
biger im Fall des Verzugs des Schuld⸗ 
ners mit der Zinszahlung ſofortige Dar⸗ 
lehnsrückzahlung verlangen kann 2765 

Zinsſenkung 

Z. ohne geſetzliche Anordnung? 3202 

Unzuläſſigkeit der Vollſtreckung von über⸗ 
höhten Zinsanſprüchen auf Grund alter 
Schuldtitel nach dem 70 
v. 13. Dez. 1934 3331 4% 

$ 7 Hypgingfent®. Kein Rechtsmittel ges 
gen Entſcheidung des LG., durch die 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
abgelehnt wird 2605 * 

Zivilprozeß 

Verhandlungs⸗ und Unterſuchungsgrund⸗ 
ſatz im geltenden und künftigen Zrrecht 
2745 

Ablehnung der Gleichſtellung der Gmb. 
mit ihren Geſellſchaftern im Z. 2254 

Zivilprozeßordnung 

ZPO. mit GVG. Schrifttum 2641 

Ausfüllung von Lücken des BadVerwR⸗ 
PİG. durch die Vorſchriften der Z. über 
die Prozeß bevollmächtigten 2327 51 

Zivilprozeßvoll macht 
Z. und Urkundenſteuer 2890 2930 41 
Zollhehlerei 

Verneinung der Strafbarkeit bei gutgläu⸗ 
bigem Erwerb geſchmuggelter Ware und 
Behalten derſelben nach Kenntnis ihrer 
Schmuggeleigenſchaft 2403 76 

Zollhinterziehung 


Umpacken von Doſenkaviar unmittelbar vor 


dem Verbringen ins Zollinland in Fäſſer 
und Einführung zu dem geringeren 
Zollſatz für Faßkaviar 2406 50 


ZA 


§ 6 1 Ziff. Holter, Inanſpruchnahme 
der Zollfreiheit für Umzugsgut eines 
„anziehenden“ Ausländers 3099 27 

Einfuhr von Kraftwagen auf „Carnets“. 
Unterſchied zwiſchen Paſſierſchein⸗ und 
Zollvermerkverfahren (§ 114 983011.) 
Bei Anſpruch des Fiskus auf ſofortige 
Zollzahlung Steuerverkürzung gegeben 
ohne Rückſicht darauf, ob eventuell auf 
Stellung beſtimmter Anträge Zollſtun⸗ 
dung oder -freiftellung erfolgt wäre 
+ 2407 81 


Zubehör à $ 
7 e des Mieters nicht Z. eines 
Wohnhauſes 3305“ A 
Vieh gilt regelmäßig als 3. landwirtſchaft⸗ 
lichen Grundbeſitzes 2969 0 x ; 

Anerbengerichtliche Genehmigung für das 
Ausnehmen von Hausratsgegenſtänden, 
die Erbhof. find, von der Hofübergabe 
3255 55 

Straßen Z. i. S. des Gef. über Neurege⸗ 
lung des Straßenweſens vim. v. 26. März 
1934 8237 55 


Zugabe l Er 
Rechtſprechung zun Z.verbot 2719 
S$ 1, 3 Zugabe O. Offener Koppelungs⸗ 
kauf. — Beurteilung der Geringwertig⸗ 
keit der Z., wenn für eine Reihe aus 
Einzelpackungen geſammelter Gutſcheine 
ein Gegenſtand unentgeltlich zugewendet 
wird t 2513 

Zuſammenhang zwiſchen Haupt- und Ne⸗ 
benleiſtung auch gegeben bei Gewährung 
der Z. in der Erwartung, daß die Be⸗ 
ſtellung und die Lieferung einer Haupt⸗ 
leiſtung folgen werde 12702 4 5 

Verbrauchergenoſſenſchaft veranſtaltet jähr⸗ 
lich Mitgliederverſammlung mit nachfol⸗ 
gendem Unterhaltungsteil. ۹ 
1. Zuſammenhang zwiſchen Haupt- und 

Nebenleiſtung? 7840 
2. Zugänglichkeit gegen Eintrittsgeld 
auch für Nichtmitglieder F 7+4 

Zur Frage, ob Preisausſchreiben als ver⸗ 
botene Z. anzuſehen ift F 3034 24 

Verkauf von Sekurit⸗Glas mit der Ber- 
pflichtung, im Falle eines Zubruch⸗ 
geheng koſtenlos Erſatz zu leiſten. Ublich⸗ 
keit des Inhalts von Kaufverträgen. Un⸗ 
bequemlichleit für den Wettbewerber 
＋ 2773 * 

Ermäßigung der pauſchalen Koſten für An- 
ſchluß an Rohrnetz eines Gaswerkes als 
zuläſſige Preisherabſetzung 2۹ 


Zuhälterei 


8 181 a StGB. Vorausſetzung der 3. 


Merkmale des „Ausbeutens“ 2389 4% 


Zurechnungsfähigkeit en 

8 42 b StGB. Zur Frage, ob die offent⸗ 
liche Sicherheit gefährdet iſt 
1. bei falſcher Anſchuldigung 2378 7 
2. bei Beleidigung 6 

8 42 b StGB. Bei Prüfung der Frage, ob 
die öffentliche Sicherheit gefährdet, Be- 
rückſichtigung der Tatbeſtände aller dem 
Angekl. zur Laſt gelegten Vergehen ohne 
Rückſicht darauf, ob die erforderlichen 
Strafanträge geſtellt und die ſonſtigen 
Prozeßvorausſetzungen erfüllt ſind 
23735 

§ 42 b StGB. Erfordernis des Strafan⸗ 
trags auch für Anordnung einer bloßen 
Sicherungsmaßregel ۰7 s 

Bei gefährlichem Gewohnheitsverbrecher 
mit erheblich geminderter Z. Prüfung, 
ob auf Zuchthausſtrafe mit Sicherungs⸗ 
verwahrung zu erkennen oder Unterbrin⸗ 
gung in Heil- oder Pflegeanſtalt anzu⸗ 
ordnen 2509 2 


K 


62 


Freies richterliches Ermeſſen und Wahr- 
heitserforſchungspflicht des Gerichts ge- 
genüber Antrag auf Sachverſtändigen— 
vernehmung und Unterbrigung des An 
gekl. zur Beobachtung ſeines Geiſteszu 
ſtandes F 3101 30 

Verzicht des Angekl. auf Nachprüfung des 
Schuldſpruchs und Beſchränkung der 
Reviſion auf Anordnung einer Side- 
rungsmaßregel nur im Fall des 8 51 11, 
nicht des § 51 I StGB. zuläſſig 77 


Zurückbehaltungs recht 

BGB. Z. des Erſatzpflichtigen we⸗‏ 255 و 
gen auf dem Eigentum an der Sache,‏ 
für die Schadenserſatz verlangt wird, be⸗‏ 
ruhenden Bereicherungsanſprüchen des‏ 
Erſatzberechtigten F 2776 1‏ 


Zurücknahme 

Z. der Beſchwerde vgl. unter Beſchwerde, 
Z. der Reviſion vgl. unter Reviſton 

Aufhebung des Haftbefehls bei Z. des An⸗ 
trags des Gläubigers auf Leiſtung des 
Offenbarungseids und Erlaß des Haft— 
befehls 0 % 

Z. des Antrags auf Feſtſtellung der 
Bauernfähigkeit gemäß § 18 REG. durch 
den Landesbauernführer und noch im 
dritten Rechtszug 74 

Zurückverweiſung 

8 538 Ziff. 2 ZPO. Das BG. muß zurück⸗ 
verweiſen, wenn das angefochtene Ur- 
teil nur über prozeßhindernde Einreden 
entſchieden hat. Reviſion ausuahmsweiſe 
zuläſſig gegen über den Grund vorab⸗ 
entſcheidendes Zwiſchenurteil des LArbch., 
das zur Verhandlung über den Betrag 
au das Arb®. zurückverweiſt t 2312 85 

Nicht Zurückweiſung der Reviſion gemäß 
$ 563 APO., fonden Z., wenn das 
Rev. eine Klage, die das BG. irrtüm⸗ 
lich aus Verfahrensgründen abgewieſen 
hat, für ſachlich unbegründet hält 3328 4 

§ 565 JI ZPO. Bei Aufhebung durch das 

fen und Z. an das BG. Bindung 
desſelben wur an die der Aufhebung des 

Urteils durch das Rev. zugrunde lie- 

gende rechtliche Beurteilung 2467 26 

25 EHVfO. Nach Z. der Sache an das 

EHG. zur erneuten Prüfung und Ent- 

ſcheidung hat das EHG. nicht an das 

ACO. zurückzuverweiſen 6 1 


Zuſchlagsbeſchwerde 

Gegenſtandswert 7 202 0 

Zuſtändigkeit 

Gerichtsſtand des § 32 RPO. gegeben für 
Rückgriffsanſpruch des Fiskus gegen Be- 
amten wegen unerlaubter Handlung 
2780 10 

Z. des AG. für Klage auf Duldung der 
Vornahme der Blutunterſuchung im Fall 
unehelicher Erzeugung 3183 8 

Z. des AG. oder LG. für Vaterſchaftsfeſt⸗ 
ſtellungsklagen, die die Feſtſtellung der 
Abſtammung des Kindes mit umfaſſen⸗ 
der Wirkung für familien rechtliche und 
ſonſtige Beziehungen bezwecken? 2610 75 
3041 s 

Anfechtung eines LOUrteits gemäß § 10 
BO. unzuläſſig ſowohl bei Z. des AG. 
wegen niedrigen Streitwerts (8 23 Ziff. 1 
GHG.) als auch ohne Rückſicht auf den 
Streitwert ($ 23 Ziff. 2 GVG.) 3041 85 

Z. des LO., nicht des ErbgefObGer., zur 
Entſcheidung über Koſterheſchwerden von 
Zeugen und Sachverſtändigen gegen Be⸗ 
ſchlüſſe des ErbgeſGer. F 3326 55 

Armendung des § 606 II 1 BPO. auf 
Scheidung der Ehe eines jetzt im Aus 
land wohnenden früher in Kongreß⸗ 


0 


Sachregiſter 


Polen anſäſſigen Angehörigen des zari: 
ſtiſchen Rußlands, der vor dem 13. Nov. 
1926 in Deutſchland geheiratet hat 
5252 

Z.frage bei Scheidung engliſcher Staatsan- 
gehöriger. Begriff des „domieile“ 
＋ 2530 24 

Keine Z. der deutſchen Gerichte für die 

Scheidung von Iraniern 3240 40 

Z. der OLG. für Entſcheidung bei Ableh 
nung des Rechtshilfeerſuchens eines Ver 
ſicherungsträgers durch AG. 3168 =! 

Z. zur Entſcheidung eines Abgabeſtreits 
zwiſchen AG., die im berei verſchie— 
dener „großer OLG.” i. S. des § 1 Zuſt 
BO. liegen 3180 4 

Zuſtändige Geſchäftsſtelle für Erteilung 

vollſtreckbarer Ausfertigungen von Ver 

gleichen 2468 29 

82 11 GRG. Z. zur Eutſcheidung über 

Juanſpruchnahme des Zweitſchulduers 

allein bei Urkundsbeamten derjenigen 

Inſtanz, um deren Koſten es ſich handelt 

2473 38 

Welche Stelle ift zur Feſtſetzung der Arie 
densmiete berufen, wenn der Antrag⸗ 
ſteller eine Eutſcheidung darüber herbei— 
führen will, ob die Mietwohnung als 
ſogenannte teure Wohnung frei kündbar 
iſt? 2565 

Z. des MEI. für Eutſcheidung, ob Miete 
gegenüber dem Stande vom 18. Okt. 1936 
erhöht iſt; Z. des ordentlichen Gerichts 
zur Entſcheidung, ob neuer Mietvertrag 
vorliegt 3033 22 

Sachliche Z. des EHG. zur Entſcheidung 

über die Beſchwerde gegen Orduungs 

ſtrafbeſchluß des AEG. 2590 >! 

348 StGB. Aufnehmen einer Urkunde 

durch Beamten „innerhalb ſeiner 3.“ 

2395 03 

3. zur Entſcheidung über die dem Augell. 
zu erſetzenden Auslagen der Reviſions⸗ 
einlegung gemäß § 473 1 StPO. nach 
Reviſionseinlegung der StA. gegen frei- 
ſprechendes Urteil des VO. und Zurück 
nahme der Reviſion 3024 10 

PrBDStrd. Z. zur Entſcheidung über An- 
trag auf Wiederaufnahme eines form⸗ 
lichen Dienſtſtrafverfahrens 2679 4 

Z. der Polizeibehörden zur Entſcheidung 
über Geſuche um Genehmigung zur Er- 
richtung von Tankſtellen 2808 61 

Abgrenzung der Z. der Polizei und des 
Werberats der deutſchen Wirtſchaft. Im 
Verwaltungsſtreitverfahren Nachprüfung 
der von der Polizei gemäß § 40 II Pol 
Verw. getroffenen Maßnahmen dahin, 
ob die erſuchende Behörde zum Erlaß der 
Anordnungen zuſtändig war, um deren 
Durchführung fie erſucht hat 2677 3 


مر 


or 


Zuſtellung 


Kein Inlaufſetzen der Berufungsfriſt durch 
nicht ordnungsmäßig erfolgte Z. von 
Anwalt zu Anwalt 2782 2% 

Friſtverlängerungsbeſchluſſe bedürfen nicht 
der förmkichen Z. (3R.) t 8045 9e 

„Denmächſt erfolgte 3.“ des Zahlungsbe⸗ 
fehls i. S. des § 693 II 3PO. 2467 7 

§ 283 ZPO. Sorgfaltspflicht des Rechts. 
anwalts, der Z. annimmt in Kenntnis 
davon, daß dadurch für ſeine Partei Friſt 
in Lauf geſetzt wird 2782 21 

/ Prozeßgebühr für Prozeßtätigkeit des 
Rechtsanwalts nur bei der Urteils. 
2800 48 

Der Ladung des Bauern zum Offenba⸗ 
rungseid muß nicht Z. an den Kreis⸗ 
bauernführer vorausgehen f 2589 2 


Zuſtellungsvertreter 


Keine Befugnis des gemäß SS 6, 7 Aw- 
Bert. oder § 11 3uwVollſtrMaßn VO. 
v. 26. Mal 1933 für deu Schuldner be⸗ 
ſtellten Z. zur Abgabe von Erklärungen 
für den Schuldner bei Anhörung über 
die Einſtellung der Zwangsverſteigerung 
nach § 6 II VO. 2612 88 


Zwaugsgeld 


Wann ift Androhung von Z. nach $ 33 JI 
date mit den gegen polizeiliche 
Verfügungen gegebenen Rechtsmitteln 
anfechtbar? p 3271. 52 


Zwangsſtrafe 


Keine Vollſtreckung gemäß § 888 ZPO. für 
zur Beendigung eines Räumungsprozeſ⸗ 
ies geſchloſſenen Vergleich, wonach Kl. 
ſich verpflichtet, dem nicht genannten 
Käufer des Geſchäfts Miewertrag über 
fünf Jahre zu geben 72477 


Zwangsverſteigerung 


Z. von Entſchuldungsbetrieben und Ver 
äußVO. v. 6. Jan. 1937 2564 

Urkundenſtener für Vollmachten im der 
fahren 2892 

Unzuläſſigkeit der Z.zwecks Aufhebung einer 
Gemeinſchaft an Grundſtücken, die zum 
Betriebsvermögen der im landwirtſchaft⸗ 
lichen Entſchuldungsverfahren beſind⸗ 
lichen Gemeinſchafter gehören F 2922 9 

Wahlrecht des Hypothekengläubigers, der 
bevorrechtigte Steuerforderungen zur 
Abwendung der Zwangsvollſtreckung ab- 
gelöſt hat, auf bevorrechtigte Befriedi— 
gung im Konkurs oder in der Z. 
+ 318100 

Prüfung der Vorausſetzungen der $E 5, 7 
VollſtrMaßn O. v. 26. Mai 1933 nicht 
nur gegenüber dem eingetragenen Grund— 
ſtückseigentümer, ſondern auch gegenüber 
Beſitzer und wirtſchaftlichem Eigentümer. 
— Keine Befugnis des gemäß 8 6, 7 
قد لاوق‎ oder $ 11 Zw VollſtrMaßn⸗ 
VO. für den Schuldner beſtellten Zu⸗ 
ſtellungsvertreters zur Abgabe von Er⸗ 
klärungen für den Schuldner bei An⸗ 
hörung über die Einſtellung der Zwangs⸗ 
verſteigerung nach § 6 II VO. 2612 58 

Verhaltnis zwiſchen VollſtrSchV O. vom 
26. Mai 1933 und dem VollſtrMißbreh. 
v. 13. Dez. 1934. Verſagung des Schutzes 
nach dem VollſtrMißbröh. bei Betreiben 
der 2. durch den Steigpreisgläubiger ges 
gen Schuldner, der auch mit Steuern er⸗ 
heblich im Rückſtand ift 758 

Berufung auf das VollſtrMißbrG. nur bis 
zur Zuſchlagserteilung 3328 4 

Keine Haftung des Erwerbers der kadu⸗ 
zierten Geſchäftsanteile einer Gmbh. 
für den bei dieſen durch Zuſchlag in der 
Z. entſtandenen Ausfall, dagegen Haf⸗ 
tung des Erwerbers eines bereits mit 
Haftung für Ausfall eines anderen ka⸗ 
duzierten Geſchäftsanteils belaſteten Ge⸗ 
ſchäftsanteils in der Z. für dieſen Aus⸗ 
fall T 2284 14 

Verhältnis der Gebührenſtaffel des Arm⸗ 
Anwegebcg. zu der der PrGebO. bei Tä⸗ 
tigwerden des ArmAnw. im Ztperfah⸗ 
ren, wenn das Armenrecht nur für Teil- 
betrag bewilligt F 2792 7 

Gegenſtandswert der Zuſchlagsbeſchwerde 
+ 2802 50 

Kein Anfallen der Gebühr aus § 129 I 
Ziff. 1 RKoſtO. für Erſuchen des Boll- 
ſtreckungsgerichts an das GBA. um 
Eintragung des Z.vermerks + 3329 4 

88 5, 6 Gite, 1934. Anſchaffungskoſten 
eines in Z. erworbenen Grundſtücks 
＋ 2001 0 


Alphabeliſches Verzeichnis der im Geſetzesregiſter angefiihrten Geſetze und Verordnungen 


Keine Anwendung der Vorſchrift einer 
Steuerordnung, daß die vertraglich durch 
den Erwerber übernommene Wertzu⸗ 
wachsſteuer dem für die Steuerberech— 
nung maßgebenden Veräußerungspreis 
hinzuzurechnen ſei, wenn an Stelle von 
vereinbartem Preis das in der Z. abge⸗ 
gebene Meiſtgebot tritt 2550 41 

Zwangsverwaltung 

Anwendung des VollſtrMißbrcö. in der 
3. 2800 40 

Sequeſtration über nicht im Eigentum des 
Schuldners ſtehenden Betrieb der Z. nicht 
gleichzuſtellen 2611.50 

Zwangsvollſtreckung 

Mitteilung von Klagen und Z. maßnahmen 
gegen Rechtsanwälte, Notare und Aſſeſ— 
foren 2688 

Zur Frage des Schutzes gegen mißbräuch— 
liche Z. aus rechtskräftigen Schuldtiteln 
2432 

Vollſtreckbarkeit von Urteilen und Schieds⸗ 
ſprüchen im deutſch-italieniſchen Rechts⸗ 
verkehr. Schrifttum 2694 

Sittenwidriges Handeln i. S. des § 826 
BGR., wenn jemand, in der Abſicht, 
die Gläubiger eines anderen an der 3. 
zu verhindern, 

4. bei der Gewährung einer Vergütung 
au den anderen für Dienſtleiſtungen 


mitwirkt, ohne das dem 
Rechtsanſpruch auf die 
zuſteht, 

2. nahen Angehörigen, der ſich ſelbſt 
unterhalten konnte, unterſtützt, um 
dem anderen Arbeit zu ſparen, deren 

Erträgniſſe die Glänbiger angreifen 
könnten 2828 1% 

Nur bei ausdrücklicher Einſchränkung um⸗ 
faſſen Armenrechtsbewilligung und An 
waltsbeiordnung für die erſte Inſtanz 
die Z. nicht mit 2465 7 

Beiordnung des Arm Anw. für das Aner 
fahren und insbe. für das Beſchwerde⸗ 
verfahren der 3. 3248 42 

Armenrechtsbewilligung auch im Aner 
fahren für jeden Rechtszug geſondert 
2700 43 

Zweckſparunternehmungen 

Unzuläſſigkeit der Geltendmachung der 
Nichtigkeit oder Anfechtbarkeit von 
weckſparverträgen 2450 7 8; außer bei 
I, die fih nicht im Zuſtand der per- 
einfachten Abwicklung befinden F 2447 6 

Verfügung „zum Nachteil der Sparer“ i. 
S. des § 20 ZweckſparG. bei Abſchluß 
von Sparverträgen mit Vereinbarung 


eines feſten Auszahlungstermins 
1 2907 1 ار ہی‎ 


anderen 
Vergütung 


II. 


Alphabetiſches verzeichnis 


3ن ٭ 


Wirkungen des Unterlaſſens von Wider- 
ſpruch gegen von Z. überſandten Konto⸗ 
auszug 0 16 

Untreue durch Verbrauch von Sparver⸗ 
mögen für Verwaltungsausgaben einer 
ar al 2698 8 

weigniederlaſſung 

a Eintragungsverfahren bei Z. nach der zum 
1. Okt. 1937 in Kraft tretenden Neurege⸗ 
lung: We 
اور اس‎ der 3. 2425 
Aufhebung der Z. 2427 
Beſtehende Z. 2427 ۰٠ 
Z. ausländiſcher Unternehmungen 2428 
Ergänzung 2632 } جو‎ — 

Umwandlung von Kapitalgeſellſchaft in 
neu errichtete Perſonalgeſellſchaft d 
vom Organ der Kapitalgeſellſchaft zur 
Eintragung in das Handelsregiſter an⸗ 
zumelden, die Perſonalgeſellſchaft, auch 
im Regiſter der J., von Anits ſpegen 

4 einzutragen ‘F کے‎ 

Zwiſchenfeſtſtellungswiderklage 

i deer, 5 das bedingte Rechte 
verhältnis anderes iſt als das der Haupt⸗ 
klage zugrunde liegende und über dieſes 
al 3308 17 

Zwiſchenurtei 1, 1 

05 unter Grund des Anipruchs, Urteil 
über den (§ 304 JPO.) 


der im Geſetzesregiſter (III) angeführten Geſetze und Verordnungen 


Ablöſung mündelſicherer Rechte im Schulden- 
regelungs- und Oſthilfeverfahren 191 

Abzahlungsgeſetz 22 

Adoptionsgeſetz, tſchech. 254 

Aktiengeſetz 55, Einf®. 56, DurchfVO. 57 

Allgemeine Verſicherungsbedingungen 85 

Allgomeines Preußiſches Landrecht 216 

Amtsgerichtsanwälte, Zulaſſung beim iber- 
geordneten LG. 113 

Anfechtungsgeſetz 119 

Angeſtelltengeſetz, öſterr. 242, ital. 248, 
ungar. 249, poln. 251, griech. 252, tſchech. 
255, belg. 257, luxemb. 258 

Anhalt. Staatshaftungsgeſetz 237 

Anleiheſtockgeſetz 287, DurchfVO. 
Andi. 1 

Anpaſſung des GRG. an die RKoſtO., BO. 
über 125 

Arbeiterentlaſſungsgeſetz, griech. 253 

Arbeitsbuch, Geſ. über Einführung des 139 

Arbeitseinſatz, Geſ. zur Regelung des 138 

Arbeitsgerichtsgeſetz 141 

Arbeitsordnungsgeſetz 134, 14. DurchfVO. 
180 ADS. für die öffentlichen Betriebe 


288 ff., 


D 
Argentin. Recht 260 ff. 
Armenanwaltsgebührengeſetz 13 
Arzueimittelverkehrsverordnung 375 
Auflöſung und Löſchung von Geſellſchaften 
und Genoſſenſchaften, Gef. über 65 
Aufwertungsfälligkeitsverordnung 7 
Aufwertungsgeſetz 5 
Ausgleich bürgerlich⸗ rechtlicher 
Geſ. über 20, 1. DurchfVO. 21 
Ausländerpolizelverordnung 381 


Auſprüche, 


Bad. Verwaltungsrechtspflegegeſetz 430 

Baugeſetz, ſächſ. 427 

Bayr. Recht 235 ff., 270, 424 f. 

Beamtenbeſoldungsgeſetz, hamb. 432 

Beamtendienſtſtrafordnung, preuß. 416 

Beamtengeſetz, Reichs⸗ 329, Deutſches 331, 
DurchfVO. 332, bayr. 425 

Beamtenhaftungsgeſetz, Reihs- 23, preuß. 
219, anhalt. 237 

Beamtenrechtsänderungsgeſetz 330 

Beamtenunfallfürſorgegeſetz, Reichs⸗ 
preuß. 410f. 

Belg. Angeſtelltengeſetz 257 ۱ 

Bergbauberechtigte, BO. über Zuſammen⸗ 
ſchluß der 173 

Berggeſetz, allg. preuß. 228 

Berliner Kanaliſationsgebührenordnung 433 

Berliner Wertzuwachsſteuerordnung 319 

Berufsbeamtentum, Gef. zur Wiederherſtel⸗ 
lung 333, DurchfVO. 334 ff. 

Vinnenſchiffahrtsgeſetz 54 

Blutſchutzgeſetz 25, 1. Ausf VO. 26 

Börſengeſetz 37 

Brauwirtſchaft, VO. 
der 201 

Brem. Löſchgeſetz 241 

Brennſtoffverkehrsverordnung 367 

Brotgeſetz 369 

Brückengelder für Kraftfahrzeuge, preuß. Gej. 
über Aufhebung von 419 ۱ 

Buchführungspflicht der freien Berufe, Richt⸗ 
linien für die 310 

BGB. 1, (ëmm 2, 
argentin. BGB. 260 


337, 


über Zuſammenſchluß 


preuß. AusfG. 217, 


Carta di Lavoro 247 
Code civil 245 


Danz. Erbkrankennachwuchsverordnung 434 

Defektenverordnung, preuß. 409 

DAT., Ehren- und Diſziplinarordnung der 
140 ۱ 

Depotgeſetz 38 1 

Deviſenbewirtſchaftung, Richtlinien 1931: 41; 
1932: 43; K EA 0 

Deviſengeſetz 47, 2:0080 49 ff. FE: 

;53 ماما سج ,52 Deviſenſtraffreiheitsgeſetz‏ 

Deviſenverorduung 1931: 41; 1932: 45; 
21111385. 45 f. 

Dienſtſtrafordnung, Reichs⸗ 340, DurchfVO. 
341, PrBeamt DStrO. 416 A 
Doppelbeſteuerungsabkommen mit Oſterreich 
435, mit Tſchechoflowakei 436, mit Schweiz 

437 


Ehegeſetz, poln. 250, argent. 262 , 
Ghenehmidheitänefek, 1. DurchfVO. zum 27 
Eheliches Güterrecht, hanb. Gef. betr. 239 
Ehrengerichtsordnung der DAF. 140, — der 
gewerblichen Wirtſchaft 161 
Ehrengerichtsverfahren der 
Erg BO. 114 
Einbürgerungen, Gef. zum Widerruf der — 
326, DurchfVO. 327 ba 
Einkommenſtenergeſetz 1925: 275; 1984: 276; 


Rechtsanwalte, 


mögens, RGeſ. über 352 


r 


Et Alphabetiſches Verzeichnis der im Geſetzesregiſter angeführten Geſetze und Verordnungen 


Eiſenbahngeſetz, preuß. 221 
Eiſenbahnverkehrsverordnung 88 
Energiewirtſchaftsgeſetz 150 
Engl. Sale of Goods Act 244 
Enteignungsbeſtimmungen der 4. Not VO. 165 
Enteignungsgeſetz, preuß. 227, bayr. 235, 
hamb. 238 
Entſchuldungsveräußerungsverordnung 188, 
Durchf VO. 189 ff. 
Erbhofgeſetz, Reihs- 177, DurchfVO. 178 f. 
Erbhofrechtsverordnung 179 
Erbhofverfahrensverordnung 180 
Erbkrankennachwuchsgeſetz 386, Mus VO. 387 
Erbkrankennachwuchsverordnung, Danz. 434 
Erbrechtliche Beſchränkungen wegen gemein- 
ſchaftswidrigen Verhaltens, Geſ. über 33 
Erbſchaftſteuergeſetz 292 
Erſtattungsgeſetz 339 


Familiennamen, preuß. VO. über Anderung 
der 220 

Familienunterſtützungsgeſetz 346 

Fernmeldeanlagengeſetz 360 

Fernſprechordnung 359 

Fleiſchbeſchaugeſetz 368 

Fluchtliniengeſetz, preuß. 420 

Franz. Code civil 245 

FGG., Reihs- 107, preuß. 224 

Fremdwährungsſchulden, VO. über 18 

Fremdwährungsſchuldverſchreibungen, Geſ. 
über 17 

Fürſorgekoſten, Geſ. über Befreiung von der 
Pflicht zum Erſatz der 385 

Fürſorgepflichtverordnung 383, Reichsgrund⸗ 
ſätze 384 


Gartenbauwirtſchaft, VO. über Zuſammen⸗ 
ſchluß der 199 

Gaſtſtättengeſetz 364 

Gebrauchsmuſterſchutzgeſetz 69 

Vi beim Kleinwohnungsbau 

Geheime Staatspolizei, preuß. Gef. über 402 

Gemeindefinanzgeſetz, preuß. 408 

Gemeindefinanzverordnung, preuß. 407 

Gemeindeordnung, Deutſche 355, DurchfVO. 
356, bayr. 424 

Gemeindevorſteher und Schöffen, RGeſ. über 
Rechtswirkſamkeit der Beſtellung von 338, 
preuß. Geſ. 412 

Gemeinnützigkeitsverordnung 281, Durdi VO. 
281 a 

Genoſſenſchaftsgeſetz 59 

Gerichtskoſtengeſetz, Reichs⸗ 127, preuß. 225 

Gerichtsordnung, allg. preuß. 32 

Gerichtsverfaſſungsgeſetz 103, preuß. Ausf. 
223 

Geſchmacksmuſterſchutzgeſetz 70 

Gmbh .⸗Geſetz 58 

Getreidewirtſchaft, VO. zur Ordnung der 
197 

Gewerbeordnung, Reihs- 361 

Gewerbeſteuergeſetz, Reihs- 302, DurchfVO. 
303, ſächſ. 318 

Gewerbeſteuerverordnung, preuß. 314 f. 

Gewerbliche Wirtſchaft, Ehrengerichtsordnung 
der 161 

Goldklauſeln bei Hypotheken 8, Aufhebung 
der G. in Vereinigte Staaten von Nord» 
amerika 259 

Griech. Recht 252 f. 

Grundbuchbereinigungsgeſetz 6 

Grundbuchordnung 3, preuß. AusfG. 218 

Grundbuchverfügung 4 

Grunderwerbſteuergeſetz 293 

Grundſteuergeſetz, Reihs- 304 

Grundſtückverkehrsbekanntmäcchung 162 ff. 

Grundvermögenſteuergeſetz, preuß. 313 

Gutsangeſtelltengeſetz, ott. 243 

Gutsbezirke, preuß. Gel. betr. Auflöſung der 
406 


Haager Seefrachtregeln 438 

Haftpflichtgeſetz, Reichs⸗ 87 

Hamburg, Gerichtsgliederung in Groß. uſw. 
106 

Hamburg, Gef. über Groß. und andere Ge- 
bietsbereinigungen 321, DurchfVO. 322 

Hamb. Recht 238 ff., 432 

Handelsbeſchränkungen, VO. über 372 

Handelsgeſetzbuch 34, Einf®. 35, 
Ausb. 240, ital. HB. 246 

Handelsniederlaſſungen, Gef. über Eintra- 
gung von 66 

Handelsregiſterverfügung 67 

Handwerk, vorläufiger Aufbau des 208 f. 

Heilweſen, preuß. Pol VO. über Werbung im 
422 

Heimſtättengeſetz 167 

Heſſ. Hochſchullehrerruhegehaltsgeſetz 431 

Hiuterlegungsordnung, Reichs» 109 

201 heſſ. Gef. betr. 


hamb. 


Hypothekenzinſengeſetz 14 


Jagdgeſetz, Reichs: 175 f., preuß. 229 

Impfgeſetz 382 

Ital. Recht 246 ff. 

Jugendwohlfahrtsgeſetz, Reichs⸗ 28, EinfG. 29 

Juſtizbeamte, VO. über Haftung des Reichs 
für die 24 

Juſtizbeitreibungsordnung 129 

Juſtizkaſſenordnung 128 


Kanaliſationsgebührenordnung, Berliner 433 

Kapitalverkehrſteuergeſetz 1922: 294; 1934: 
295 

Kartellgeſetz 152 

Kartellverordnung 151 

Kartoffelwirtſchaft, Zuſammenſchluß der 198 

Kaſſenzahnärzte und Kaſſendentiſten, Ver 
tragsordnung für 349 

Kathol. Kirchenvermögen, preuß. Geſ. über 
die Verwaltung des 417 

Gebührenbefreiung beim‏ ہت پا 


Kommunalabgabengeſetz, preuß. 317 
Kommunalbeamtengeſetz, preuß. 413 
Kompetenzkonfliktsverordnung, preuß. 400 
Konkursordnung 118, bayr. AusfG. 236 
Körperſchaftſteuergeſetz 1925: 278; 1934: 279; 
DurchfVO. 280 x 
Koſtenpauſchſatz, preuß. VO. über 6 
Kraftfahrzeuge und Fahrräder, VO. gegen 
unbefugten Gebrauch von 265 
Kraftfahrzeuggeſetz 90, Andch. 91 
Kraftfahrzeugführer, VO. über Ausbildung 
von 92 
Kraftfahrzeugverkehrsverordnung 89 
Kreisordnung für die öſtlichen Provinzen 403, 
für Weſtfalen 404 
Kündigungsſchutzgeſetz 133 
Kunſtſchutzgeſetz 73 


Landbewirtſchaftung, VO. zur Sicherung der 
171 


Landesgebührenordnung für Rechtsanwälte, 
preuß. 226 

Landesverwaltungsgeſetz, preuß., 395 

Landgemeindeordnung, preuß. 405 

Landwirtſchaftliche Grundſtücke, VO. über 
Verkehr mit 162 ff. y 

Landwirtſchaftliche Schuldverhältniſſe, Geſ. 
zur Regelung der 184, DurchfVO. 185 ff. 

Lebensmittelgeſetz 371 

Lichtſpielgeſetz 212 f. 

Literatururheberrechtsgeſetz 72 

Lockerung der Zwangswirtſchaft, preuß. VO. 
über 232 

Lohnzahlung am nationalen Feiertag, Gef. 
über 137 

Löſchgeſetz, brem. 241 

Luftverkehrsgeſetz 98 

Luxemb. Angeſtelltengeſetz 


Margarinefabriken und Olmühlen, VO. über 
gewerbsmäßige Herſtellung von Erzeug⸗ 
niſſen der 202 

Maß⸗ und Gewichtsgeſetz 365 

TE preuß. Gef. betr. 
415 

Mieterſchutzgeſetz 211, preuß. سفق‎ 234 

Mietzinsbildungsverordnung, preuß. 231 

Milchwirtſchaft, VO. über Zuſammenſchluß 
der 203 f. 

Militärſtrafgeſetzbuch 264 

Militärſtrafgerichtsordnung 269 

Montevideo, Vertrag von 439 

Münzgeſetz, 2. DurchfVO. zum 40 


Nachbarrechte, Geſ. über Beſchränkung der 19 
Nationale Symbole, Gef, zum Schutz der 328 
Naturſchutzgeſetz, Reichs- 174 

Notarordnung, Reichs- 116 

Notverordnung v. 5. Juni 1931: 165 

— v. 6. Okt. 1931: 102 

— v. 8. Dez. 1931: 13 


11430 Doppelbeſteuerungsabkommen mit 
430 

Oſterr. Recht 242 f., 271 
Oſthilfeabwicklungsverordnung 183 
Oſthilfeverordnung 181, DurchfVO. 182 


Pächterentſchuldungsverordnung 193 

Patentgeſetz 68 

Perſonenſtandsgeſetz 1899: 30; 1937: 31 

Polizeibeamtengeſetz 342 

Polizeiſtrafgeſetzbuch, bayr. 270 

Polizeiverwaltungsgeſetz, preuß. 401 

Poln. Recht 250 f. 

Portug. Verordnung 256 

Preisſchildervorſchriften, VO. über Ord⸗ 
nungsſtrafen bei Zuwiderhandlungen gegen 

Preisſtopverordnung 146, DurchfVO. 147 f. 

Preistreibereiverordnung 142 

Preſſe⸗Berufsgerichte, Verfahrensordnung für 
die 215 

Preßgeſetz 214 

Preuß. Recht 216 ff., 312 ff., 393 ff. 

Privatangeſtelltengeſetz, öſterr. 242, poln. 251, 
tſchech. 255 


Rabattgeſetz 77, DurchfVO. 78 
Rechtsanwaltsgebührenordnung 130, preuß. 
Debt" 226 
Rechtsanwaltsordnung 112 
Rechtsberatung, Verhütung von Mißbräuchen 
auf dem Gebiet der 115 
Rechtswegerweiterungsverordnung, preuß. 399 
Reichsabgabenordnung 308 
Reichsbeamtengeſetz 329 
Reichsbewertungsgeſetz 273, DurchfBeſt. 274 
Reichsbürgergeſetz, 1. VO. zum 325 
Reichsdienſtſtrafordnung 340, DurchfVO. 341 
Reichserbhofgeſetz 177, DurchfBO. 178 f. 
Reichsgewerbeſteuergeſetz 302, DurchſB O. 303 
Reichsgrundſteuergeſetz 304 
Reichshaushaltsordnung 353, Einführung der 
R. in der Reichsjuſtizverwaltung 354 
Reichsjagdgeſetz 175, AusfVO. 176 
Reichskoſtenordnung 124k, Anpaſſung des 
GKG. an die 125 
Reichsmietengeſetz 210, preuß. AusfG. 233 
Reichsnährſtand, vorläufiger Aufbau des 196 
Reichsnährſtandsgeſetz 195 
Reichsſtedlungsgeſetz 168 
Reichsſtraßenverkehrsordnung 93, AusfAnw. 
94, StraßVerkO. 1937: 95 
Reichstierärzteordnung 373, DurchfVO. 374 
Reichs⸗ und Staatsaugehörigkeitsgeſetz 4 
Reichsverſicherungsordnung 347 
Reichswehr, Gef. über Bildung der 7ط‎ 
figen 343, AusfVO. 344 
Reichszuſchüſſe für Gebäudeinſtandſetzung 351 


Rheinſchifſahrtsgerichte, Geſ. über die 104 f. 
Richter und Staatsanwälte, BO. über die 

Laufbahn der 110, DurchfVorſchr. 111 
Roggenſchuldengeſetz 12 


Sächſ. Recht 318, 426 ff. 

Satſonſchlußverkäufe, Anordnung über 379 

Sale of Goods Act, engl. 244 

enge in Kartellverträgen, Gef. über 
5 


Schlachthausgeſetz, preuß. 423 

Schlachtviehverkehrsverordnung 206 

Schulpflichtgeſetz 380 

Schweiz, Doppelbeſteuerungsabkommen mit 
der 437 

Seefrachtrecht, Anderung der Vorſchriften des 
HGB. über das 36 

Sigmi der Einheit von Partet und Staat 


Siedlungsweſen, Gef. über einſtweilige Drd- 
nung des 169 
7 VO. über Zulaſſung der 


Sonderveranſtaltungen, VO. über 378 
ene e 12. VO. zum Aufbau der 


Sparkaſſenverordnung, preuß. 421 
Staatsbeamtengeſetz, thür. 429 
Staatshaftungsgeſetz, preuß. 219, anhalt. 237 
Standesamtliche Hinweiſe, VO. über 32 
Stempelſteuergeſetz, preuß. 312 
Steueranpaſſungsgeſetz 272 
Straffreiheitsgeſetz 267 f. 
Strafgeſetzbuch 263, öſterr. 271 
Strafprozeßordnung 266 
Straßenverkehrsordnung, Reichs⸗ 93 ff. 
Straßenverkehrsregelung, VO. über die 96 
و وت‎ prend 97 

raßenweſen, Gef. zur Neuregelun 357 
RE e gelung des 357, 

üßwarenwirtſchaft, VO. über Zuia a 

ſchluß der 200 GER 


Tabakſteuergeſetz 305 
nenne, BD. über Beſchränkung des 
9 


Thür. Staatsbeamtengeſetz 429 


A. Jivilrecht 
I. Reichsrecht 
a) Bürgerliches Necht 
1. BGB. v. 18. Aug. 1896: 2442 3148 
8 12: 2725 28211 
829: 318747 
830: 322115 3244 40 
881: 23512 2734 322116 3244 10 3291 
8 39 JI: 3236 32 
843, 44: 2872 67 
8 60: 3180 88 
867: 318747 
871: 318035 
889: 23512 322115 3244 19 
88 93 ff.: 3305 1% 
895: 22651 
8397: 10 
§ 114: 32349 
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Tierarzteordnung, Reichs⸗ 373, DurchfVO. 

Tiere und tieriſche Erzeugniſſe, Geſ. über 
Verkehr mit 205 

Tſchech. Recht 254 f. 

Tſchechoſlowakei, Doppelbeſteuerungsabkom⸗ 
men mit der 436 


Umſatzſteuergeſetz 1932: 
DurchfBeſt. 301 ۱ 4 

Umwandlung von Kapitalgeſellſchaften, Gef. 
über 60, DurchfVO. 61 ff., Steuererleichte⸗ 
rungen 282 ff. 

Ungar. Angeſtelltengeſetz 249 

Unlauteres Wettbewerbsgeſetz 74 

Unterwerfungsverordnung 309 

Urkundenſteuergeſetz 298 


299; 1934: 300; 


Valutahypotheken, VO. über Eintragung 
von 11 KO 
Vereinigte Staaten von Nordamerika, Gej. 
betr. Aufhebung der Goldklauſeln in 259 
Vereinszollgeſetz 306 
Vergleichsordnung 1927: 120; 1935: 121 
Berſicherungsaufſichtsgeſetz 86 
Verſicherungsſteuergeſetz 296 
Verſicherungsvertragsgeſetz 84 
Verſteigerergewerbe, Geſ. über das 302 
Verſteigerervorſchriften 363 
Verunſtaltungsgeſetz, ſächſ. 428 
Verwaltungsgebührengeſetz, preuß. 397 
Berwaltungsgebührenordnung, preuß. 398 
Derwaltungsrechtspflegenejet, ſächſ. 426, bad. 
Viehhandelsverordnung 207 
Vierjahresplan, DurchfGeſ. 143 ff. g 
ا سی اس اس‎ preuß. 


Volksverratsgeſetz 311 
Vollſtreckungsmißbrauchsgeſetz 12 
Vollſtreckungsſchuzz im landwirtſchaftlichen 
Entſchuldungsverfahren 192 
Vollſtreckungsſchutzverordnung 122 


Warenverkehrsverordnung 154 
Warenzeichengeſetz 71 
Waſſergeſetz, preuß. 230 
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8119: 3306 15 

8119 JI: 2250 

88 119 ff.: 2707 27 

8122: 3231 27 

$ 123: 3306 15 

8 124: 2250 

8 130: 3007 

8 133: 259124 3025 11 

8134: 2343 2665 28 3005 

g 138: 24476 245078 24519 251510 
264811 2950 302915 3202 3221 10 
3306 15 

8 31536 

8 144: 265112 

$ 151: 3306 15 

§ 154: 28518 31535 3209 

8157: 2591 2, 2668 2 2848 21 3025 11 
3026 12 310432 3222 27 

8166: 2515 10 

$ 177: 54 

$ 181: 2891 330616 


*65 


Wechſelordnung 39 

Wechſelſteuergeſetz 297 

Wegere nige ggeſek, preuß. 418 

Wehrgeſetz 345 

Weimarer 800 320 

Weingeſetz 

5 ٹڈ‎ En BO. betr. 58 
der 160 ۱ 

Werberat der Deutſchen Wirtſchaft, Bekannt⸗ 
machungen des 157 ff. 

Wertbeftänbige _Sypothefen, Gef. 
Durhf®d. 

Wertzunachsſteuermuſterordnung, preuß. 316 

Wertzuwachsſteuerordnung, Berliner 319 

Weſtfalen, Kreisordnung für Ale 7 

Wirtihaftswerbung, Gel. über 155, Durchf⸗ 
VO. 156 L 3 

Wohnſiedlungsgebiete, Geſ. über Aufſchlie⸗ 
ßung von 166 


über 9, 


Zahnärzte, Vertragsordnung für Kaſſenzahn⸗ 
ärzte 349, Zulaſſungsordnung für Zahn⸗ 
GC bil ordnung 132 

engebühren g 132 ۱ 
ean für 8 landwirtſchaftlichen Realkredit 
194 > > 

Zinsermäßigung bei öffentlichen Anleihen 16, 
bei Kreditanftalten 15 

Zinsſenkungsnotverordnung 13 2 

Zivilehe, argent. Gef. über die 262 e 

Zivilprozeßordnung 99, Einf®. 100, bayr. 
Ausf. 236 

Zolltarifgeſetz 307 

Auanbegeleg Ta 3 

Zugabeverordnung 75 e 

Zuständigkeit der OLG. in Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit und der 
RKoſtO. 108 k 

Zuſtändigkeitenübertragung, preuß. Gef. über 
die 394 

Zuſtändigkeitsgeſetz, preuß. 393 

Zwangskartelle, Geſ. über die 152 

Zwangsverſteigerungsgeſetz 117 

Zweckfparauflöſungsgeſetz 82, Durchf⸗ und 
Erg VO. 83 

NETT 79, DurchfVO. 
80 f. 
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: 3007 
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: 2257 2685 28232 
8196 Ziff. 1 2590 23 

8 197: 3160 15 

5 198: 2877 

8202: 247538 

8 205: 229924 

88 208 f.: 2877 

8242: 22662 22673 4 2299 24 235418 


251511 265113 265214 2659 25 
27631 302612 31042 31557 
3169 2, 330817 1 
8249: 23491 2815 28278 2879 


298126 316519 3223 15 

§ 252: 316519 

§ 254: 2258 235810 236619 2536 51 
264811 2654 2763» 28278 
302613 3029 1 31043? 322519 
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8255: 277614 

8257: 2879 

8268: 318136 

8275: 3226 20 

8 276: 2788 9 

8 278: 265315 265416 285134 3026 13 

8279: 2825 5 
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8306: 2653 15 

8313: 251612 31538 
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8324: 302914 

8325: 22685 297012 302914 
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8339: 265315 
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8391: 3012 
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8400: 23579 2939 
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8549: 3073 
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8553: 2990 35 
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8581: 297113 2990 35 
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2861 3187 48 
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88 652, 653: 291624 

8 667: 251613 316519 

8670: 267031 

88 677, 679: 3050 46 

8 687: 316519 

88 705 ff.: 2955 

8 718: 2955 

8723: 297012 31558 

8730: 3195 

8732: 31558 

8 733: 297012 

88 765 ff.: 310432 

§ 774: 297214 

8779: 3308 17 

8 782: 229115 

8812: 241485 3005 310433 322621 

88 812 ff.: 251916 

8817: 2843 2414 35 

8 31043 

8823: 23512 23523 235345 23548 
23557 23568 235810 267031 
270831 2729 2827 8 28289 2851 34 
291828 310584 31104 311241 
311342 3291 330818 

8 823 II: 2343 2592 285235 3291 

88 823 f.: 322115 3244 40 

8 824: 2723 2787 28 

8 826: 2433 259227 265417 2708 81 
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2708 28 29 


Geſetzesregiſter 


8831: 2257 23557 23611 2370 22 
2734 3291 

8833: 264811 310738 

Š 839: 230620 2370 22 251614 2536 21 
2627 265416 27654 2766 5 2873 
291625 29172827 302917 303018 
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8852: 2257 22992 236114 2433 
2654 7 2737 2876 291721 

8 853: 2433 

8858: 2918 28 

8 862: 2918 28 

8878: 31579 

8 875: 3158 10 

8 883: 2465 21 2918 20 

8 892: 2252 2972 16 

$ 894: 2465 21 

8899: 2465 21 2918% 

8 903: 2594 29 

8 905: 25942 

8906: 259429 2815 2918283 

$ 907: 2594 25 

8 909: 259420 3228 25 

8925: 3230 24 

8929: 3306 15 

$ 930: 330616 

8 932: 310837 

8950: 2943 

8 952: 6 

89 985, 986: 253735 
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88 994 ff.: 251916 

8 1004: 259429 264811 297317 1 34 

81006: 330819 

§ 1091: 2606 50 

8 1105: 2947 

81113: 2945 

31115: 2945 297318 3138 

81118: 3159 12 

8 1131: 3175 75 

91150: 31819 

8 1154: 251917 

§ 1163: 259022 310938 

8 1177: 2590 2° 

8 1182: 2918 25 

3 1192: 315912 

8 1197: 2254 

8 1200: 3159 12 

8 1204: 3205 

8 1274: 251917 2939 

81291: 251977 

8 1300: 2748 

8 1314: 2595 30 

8 1317: 2526 22 

81324: 2526 23 

8 1333: 2503 323125 

8 1337: 3231 25 

8 1339: 323125 

8 1343: 3231 25 

88 1345—1347: 323135 

81346: 323127 

8 1353: 2829 12 

8 1356: 3251 50 

8 1357: 2919 20 

8 1360: 2519 18 

8 1361: 2829 11 

88 1374, 1375: 255143 

81379: 297419 

88 1387, 1388: 247235 2478 

8 1416: 247839 

88 1437 ff.: 2955 303827 

81438: 2955 

81443: 2551 43 

8 1456: 245110 

88 1482, 1483: 252019 

81487: 315913 

81511: 259019 

& 1516: 2590 19 

81519: 2481100 27 

8 1521: 245110 


81525: 2551 43 
§ 1540: 245110 
X8 1565 ff.: 3309 20 
81567: 2768 7 
8 1568: 3309 21 
& 1570: 2829 12 
8 1578: 3231 27 
8 0 
§ 1589: 2526 22 
81591: 2596 31 
8 1593: 3159 14 
3 1593 f.: 2558 
1594: 2749 
5 1600: 2557 
e 1601 ff.: 2496 
1603: 2498 251918 283013 3233 28 
Š 1607: 3160 15 
8 1609: 3233 28 
8 1610: 315913 
8 1617: 2498 293350 318849 3255 55 
8 1635: 2596 52 
8 1636: 259738 
91641: 259734 
81643: 2597 31 
5 1666: 260953 
$ 1669: 2595 30 
$ 1676: 323429 
8 1699: 2526 22 
8 1706: 3289 
$ 1707: 25262? 
$ 1708: 2497 3330 46 
88 1708 ff.: 2610 55 
81717: 2499 261055 2748 291931 
292132 
88 1719 ff.: 2554 
89 1723 ff.: 2554 
88 1741 ff.: 2555 
8 1754: 2975 20 
8 1755: 303119 
8 1773: 2526 2? 
81793: 245111 
8 1804: 259754 
8 1821 Ziff. 1: 2252 
8 1822 8411.8: 2252 
81822 Ziff. 12: 2975 21 
81822 Ziff. 13: 259784 
8 1828: 2975 21 
8 1829: 259735 2975 21 
8 1836: 283114 315913 
8 1837: 245111 
§ 1886: 3241 37 
8 1913: 259836 
8 1931: 252019 
8 1936: 3145 
8 1938; 259837 
88 1967 ff.: 2573 
88 2032 ff.: 2955 
88 2040, 2041: 2955 
8 2079: 2976 22 
8 2100: 252019 
82113: 297216 
8 2136: 297216 
89 2206, 2207: 2599 98 
89 2209, 2210: 318339 3249 45 
82217: 259938 
8.2227: 260039 
82231 Ziff. 2: 277089 283115 316018 
92 2265 ff.: 2832 16 
2269: 0 
82270: 252019 
82271: 2520 19 2976 22 
8 2281: 2976 22 3153 5 
82301: 3145 
8 2344: 3145 
88 2348, 2349: 25798 
8 2368: 323430 
8 2369: 2529 28 


2. EGBGB. v. 18. Aug. 1896: 


Art. 11: 2522 20 

Art. 13: 2523 21 2526 22 
Art. 17: 2530 24 

Art. 18—20: 2526 22 
Art. 22 II: 2975 20 


Art. 25: 2527 28 
Art. 27: 252723 
Art. 29: 2523 21 2526 22 
Art. 30: 2526 22 
Art. 55: 2848 81 
Art. 64: 2848 81 
Art. 80: 253632 
Art. 86: 2817 
Art. 113: 2955 
3. GBD. i. d. Faſſ. der Bek. v. 5. Aug. 1935: 
91 III: 31579 
8 a. F.: 303018 
814: 2603 45 
818: 258818 
8 19: 315810 
8 310938 
828: 2945 2947 
829: 258818 259734 
838: 317630 
88 48, 49: 2606 50 
853: 2564 
8 62: 323938 
8 71: 253026 303728 6۹٥ 
8 3038 27 
4. Grundbuchverfügung v. 8. Aug. 1935: 
88 4ff.: 31579 
5. 98:15. v. 16. Juli 1925: 
88 20, 22: 2252 
6. GBBerein®. v. 18. Juli 1930: 
85: 2946 3240 58 
8 15: 2946 
7. VO. zur Regelung der Aufwertungsfällig⸗ 
keiten v. 21. Dez. 1936: 
Art. 11, II, 7: 2605 48 
8. VO. v. 28. Sept. 1914 betr. Goldklauſeln 
bei Hypotheken: 2947 
9. Gef. über wertbeſtändige Hypotheken vom 
23. Juni 1923: 2947 
10. 5. DurchfVO. v. 17. April 1924 zum Geſ. 
über wertbeſtändige Hypotheken: 2944 
11. BD. v. 13. Febr. 1920 über die Eintra⸗ 
gung von Hypotheken in ausländiſcher 
Währung: 2947 
12. Roggenſchuldengeſetz v. 16. Mai 1934: 
2947 3282 
13. 4. Not O. des RPräſ. v. 8. Dez. 1931: 
1 Teil 1 Kap. III Abſchu. 1: 88 1, 2: 3203 
Gef. über Hypothekenzinſen v. 2. Juli 
1936: 3203 0 à 
87: 260549 
15. Gef. über die Durchführung einer Zins⸗ 
ermäßigung bei Kreditanſtalten v. 24. Jan. 
1935: 3203 
16. Gef. über Zinsermäßigung bei öffentlichen 
Anleihen v. 27. Febr. 1935: 3203 
17. Geſ. über Fremdwährungsſchuldverſchrei⸗ 
bungen v. 26. Juni 1936: 2948 3282 
18. BD. über Fremdwährungsſchulden v. 5. Dez. 
1936: 3282 
19. Gef. über die Beſchränkung von Nach⸗ 
barrechten v. 13. Dez. 1933: 
8, 2814 
20. Geſ. über den Ausgleich bürgerlich⸗recht⸗ 
licher Anſprüche v. 13. Dez. 1934: 2923 84 
21.1. DurchfV O. zum AusglG. v. 22. Febr. 
1935: 2923 34 
22.4636. v. 16. Mai 1894: 
85: 229117 
86: 229117 
23. Gef. über die Haftung des Reiches für 
ſeine Beamten v. 22. Mai 1910: 
81: 2875 
82: 2873 
24. VO. über die Haftung des Reiches für die 
Juſtizbeamten v. 3. Mai 1935: 
82: 2873 
25. Gef. zum Schutze des deutſchen Blutes 
und der deutſchen Ehre v. 15. Sept. 1935: 
2691 
81: 24451 
82: 237123 237225 29656 3077 


Geſetzesregiſter 


83: 2691 30831 32179 
55: 237123 25091 2965 6 3077 3083? 
3083 2 t 
8 511: 23712% 290513 
26. 1. AusfVO. zum Blutfhug®. v. 14. Nov. 
70 


811: 3077f. 
812: 32189 
§ 15: 3077 
27. 1. DurchfVO. zum ChegefundHS. v. 29. Nov. 
1935: 


8 2502 
28. RJug Wohlfch. v. 9. Juni 1922; 
841: 2536 22 
8 56: 299136 
863: 299136 
865 V: 3234 2 
8 65 VI: 299187 
8.66: 299138 
8 67: 299137 
8 73: 2992 56 
29. 50114. zum RJugWohlfch. i. d. Faji. der 
VO. v. 14. Febr. 1924: 
Art. 8 Nr. 4: 2536 32 


30. Perſ StG. v. 15. März 1899; 
8 11 III: 3284 
826: 2499 261055 3289 
865: 3284 
866: 303928 3287 
31. PerfSt®. v. 3. Nov. 1937: 3212 
88 12, 13: 3289 
8 15: 3288 
829: 3289 
830: 3289 
831: 3288. 
840: 3289 
8 45: 3284 
8 47: 3284 3287 
8 49: 3284 
32. VO. des RMdz. über ſtandesamtliche 
Hinweiſe v. 14. Febr. 1935: 3287 
33. Geſ. über erbrechtliche Beſchränkungen 
wegen gemeinſchaftswidrigen Verhaltens 
v. 5. Nov. 1937: 3018 3145 


p) Handelsrecht, gewerbliches Urheberrecht 
und Privatverſicherungsrecht 


34. HGB. v. 10. Mai 1871: 2573 
82: 2628 3557 5? 
84: 2628 
85: 3057 57 
8 2634 
812: 22697 2429 
813: 2425 245413 
8 13a: 2427 2632 
818: 2712 331022 
822: 2629 29762 
824: 2629 
825: 22708 259938 
827: 22708 2599 38 
830: 2426 2725 
833: 2425 2628 2631 2632 
835: 2426 
836: 2628 
837; 2712 2725 
840: 316117 
88 50, 51: 2426 
854: 283519 
859: 270823 
89 60, 61: 265417 
863: 3332 60 
8 70: 305758 
884: 2708 25 
892 II: 285033 
8105: 3194 
8131: 3195 
8145: 3193 
8 146: 3195 
8 149: 3193 
88 152, 155: 3195 
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8 158: 3195 
8161: 3195 
8186: 316118 
§ 195 II Ziff. 6: 2635 
8 211: 2252 316118 
58 213, 215: 3069 
8221: 316118 
8221 V: 2251 
8226 IV: 2251 
8 252: 2431 
8260: 22729 3069 
8261: 22729 
8262 Nr. 1: 3070 
8271: 22729 227310 
8275 III: 2835 20 
8 316118 
§ 294: 3193 
8 302: 2289 15 
§ 308: 227310 
8 327: 283923 
8 3306 16 
8 459: 227811 3007 
8 3007 
88 606, 607: 3006 
8 608: 3007 
8 3007 
88 645, 646: 3008 
8 650: 3008 
8 656: 3008 
8 662: 3007 
8 754 Biff. 7: 3007 
88 804 ff.: 2623 
35. EG HGB.: 
Art. 2: 2599 88 
Art. 5: 2425 
Art. 19: 3007 ۱ 
36. Gef. zur Anderung von Vorſchriften des 
HGB. über das Seefrachtrecht v. 10. Aug. 
1937: 3006 
37. Börſengeſetz v. 21. Mai 1908: 
8 52: 2659 22 
853: 2455 14 
857: 245514 2659 22 
38. Geſ. über die Verwahrung und Anſchaffung 
von Wertpapieren (Depot®.) v. 4. Febr. 
1937: 2260 2640 
39. WechſelO. v. 3. Juni 1908: 
Art. 74: 2515 10 


40. 2. DurchfVO. zum RMünzG. v. 12. Dez. 
1924: 


911: 2817 
41. DVO. v. 1. Aug. 1931: 
8 6 Ziff. 3: 3032 20 
42. Richtlinien für die Deviſenbewirtſchaftung 
i. d. Faſſ. v. 29. Dez. 1931: 
Nr. II 23 b: 3032 20 
43. 9:0188 v. 23. Mai 1932: 
8 32971 
818 Nr. 6: 3094 20 
8361 Ziff. 7 2912 22 32971 
44. Richtlinien für die Deviſenbewirtſchaftung 
v. 23. Juni 1932: 
Nr. II 38 b: 3032 0 


45. 8. DurchfVO. zur Zepp, v. 15. April 
1934: 


88 6, 9 JI: 2912 25 
46. 10. DurchfVO. zur eut, v. 22. Dez. 
1934: 
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152. Gef. über Errichtung von Zwangskartellen 
v. 15. Juli 1933: 2730 2808 81 
88 1, 2, 3: 265923 3235 81 
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§ 1: 3191 54 
88 1 ff.: 2953 
$10: 2953 
§ 12; 2954 
88 13, 14: 2953 
88 15, 16, 17: 2954 
822 III: 2955 
829 II: 2954 
851: 2954 
88 54,57: 2954 
88 60, 62: 3279 
274. RBewdurchfBeſt. 1935: 
88 75, 76: 2954 
275. EinkStG. v. 10. Aug. 1925: 
8 II Ziff. 2: 267184 
§ 7 I Ziff. 1: 267154 
§ 12: 2673 36 
-8 13: 2671 84 2678 36 3061 63 64 
8 16 JI: 2317 40 
§ 18 II: 3061 63 
819: 2317 40 3061 64 
§ 29: 267184 3061 63 
276. EinkStG. v. 16. Okt. 1934: 
8 2 IV: 2671 34 
8 2 
5: 2320 42 3061 63 64 
6 Ziff. 1 S. 1,2: 2317 40 306164 
6 Ziff. 1 S. 3: 3143 
6 Ziff. 1 S. 4: 3067 
6 Ziff. 2 S. 4: 3059 61 3061 % 
71: 2317 40 2320 48 
9: 2997 50 
8 11: 267235 3143 
8 12: 2807 58 299750 306062 
813: 2807 58 
815 Ziff. 1: 2315 89 
815 Ziff. 2: 267134 2931 43 3061 63 
8 26: 3060 62 
8 30 IV; 2316 39 
834: 3068 
8 49 Ziff. 2: 267134 
5 49 Ziff. 6: 2672 55 
277. 1. DurchfVO. zum EinkStG. v. 6. Febr. 
1935: 


3 
3 
$ 
$ 
8 
§ 
8 


278. KörpStG. von 1925: 
831 Ziff. 1: 2318 41 
§ 10 II: 2318 4- 
813: 2673 86 306163 
8 17 Ziff. 4: 2318 1 
279. 85:01. v. 16. Okt. 1934: 
5 41 Ziff. 6: 312755 319052 3334 54 55 
3335 56 
86: 2320 42 43 s4 2321 45 306163 
§ 9: 3280 
812 Ziff. 4: 2864 55 
8 17: 2318 1 248649 3068 
825: 2323 47 
280. 1. KörpSt DurchfVO. 1934: 
88 9, 10: 3334 54 56 3335 N 
8 20: 2320 44 
8 25. 2321 2322 46 
8 28 IV: 2486 49 
281. GemeinnützigkeitsVO. v. 1. Dez. 1930: 
88 1, 28: 3055 56 


Geſetzesregiſter 


281 a. Ausf®D. zur Gemeinnützigkeits VO. v. 
20. März 1931: 
Art. 9: 3268 69 
282. Geſ. über Steuererleichterungen bei Um⸗ 
wandlung und Auflöfung von Kapital⸗ 
geſellſchaften v. 8. März 1935: 2348 3065 
283. 2. DurchfVO. zum UmivandlStErleicht®. 
v. 8. März 1935: 3065 
8 41: 2865 88 2866 57 
8 41,11 3066 
85: 2636 
87: 3067 
8 3066 
284. 3. DurchfVoO. v. 7. Juni 1935: 3065 
285. 4. DurchfVO. v. 2. Dez. 1936: 3065 3067 
286. 5. DurchfVO. v. 24. Juni 1937: 2636 3065 
287. AnlStod®, v. 4. Dez. 1934: 
88 1,2; 3273 
83 S. 2, 3: 2326 49 
84: 3273 3280 
86: 3274 
87: 3273 
§ 10 b: 3274 
8 3275 
288. 1 ا‎ z. AnlStod®. v. 27. Febr. 
Art. 2 12 3273 ff. 
Art. 3: 3278 
Art. 4: 3273 ff. 
Art. 6: 3275 
Art. 71 S. 2: 2326 49 
Art. 8: 3273 
Art. 19: 3274 
289. 2. DurchfVO. z. AnlStodG. v. 18. April 
1935: 3273 
290. SEH z. Anl Stock. v. 9. Dez. 
1937: 


Art. 2: 3276 f. 

Art. 2—10: 3274 
Art. 3: 3277 

Art. 4, 5, 6, 7: 3277 
Art. 8 3278 f. 

Art. 12: 3279 

Arb 12 ff.: 32 75 
Art. 13—15: 3280 
Art. 16: 3276 3280 


291. Gef. zur Anderung des AnlStod®. vom 
9. Dez. 1937: 3273 3275 
292. Erbi’St®. von 1925: 2616 62 
831 Ziff. 2: 29314 
831 Ziff. 5: 3192 55 
822: 2931 4 2952 
293. GrErwStGG. v. 12. Sept. 1919 i. d. Fafi. 
der Bek. v. 11. März 1927: 
832 2867 58 312654 
88 Ziff. 4: 2867 68 
88 Ziff. 8: 2868 50 
88 9: 3268 8 
88 Ziff. 10: 2673 97 267438 
811: 3268 70 
§ 12: 3268 70 
8151: 2867 58 
294. KapVerkStG. von 1922: 
86 2323 48 
8 17 :مو‎ 9 
295. KapVerkStG. v. 16. Okt. 1934: 
82 Ziff. 2: 2323 45 
871 Ziff. 1: 3269 71 
296. VerfSt®. v. 8. April 1922: 2959 
81: 312452 3125 53 
821: 3124 52 
851: 312553 
8 3124 52 
88 Ziff. 8: 3125 53 
297. WehfStG. v. 2. Sept. 1935: 
88 1 Ziff. 3, 1 3123 51 
298. UrkStGG. v. 5. Mai 1936: 
821 Ziff. 2b: 3191 85 
e ۶۷۷ eee 


812: 3201 3266 63 

§ 13: 3271 81 

8 15 IV: 3266 65 

8 20: 2892 2930 41 319153 3266 64 66 

§ 21: 2870 60 

826: 3191 54 

527 VI Ziff. 1: 2930 41 42 

836: 3198 3266 86 67 

838: 3199 

840: 3123 50 

§ 45: 3062 66 

88 45—47: 3267 68 
299, UmſStG. 1932: 

81 Nr. 1: 248446 2932 45 

82 Ziff. 13: 2808 60 

83 Ziff. 5: 2486 48 
300. UmſStG. 1934: 

81 Nr. 1: 248446 248547 

2931 45 2932 46 47 
821: 2484 46 2485 7 2870 61 8 48 
2932 46 aT 

8 21011: 6 

84 78 
4 Ziff. 4: 768 
4 Ziff. 10; 2808 59 
4 Ziff. 11: 2808 60 
4 Ziff. 13: 2486 46 
5 III: 28718 
7 
1 


2870 61 


III: 3270 75 76 27 78 79 
01: 2806 57 
819 816.1: 2601 41 
301. UmſStDurchfBeſt. 1934: 
871 S. 3: 248446 2485 47 
89: 3270 72 
812: 3270 12 78 74 75 76 77 76 79 
821: 3270 18 74 
822: 3270 73 14 
8 49: 3270 75 76 9 
8 79: 3143 
8 80; 2098 51 
302. 1140۷10 v. 1. Dez. 1936: 2694 2819 
3082 
85: 2809 3069 
88: 2678 42 
303. 1. DurchfVO. zum 7400100 v. 26. Febr. 
1937: 2694 2819 
304. R GrStG. v. 1. Dez. 1936: 
8711: 2829 
305. TabStG. v. 12. Sept. 1919 i. d. Sot, 
v. 6. Okt. 1931: 
88 1, 2, 10: 2408 82 
306. Voll G. v. 1. Juli 1869: 
5114: 2407 81 
307. Zoll Tar. v. 25, Dez. 1902: 
861 Ziff. 4: 309927 
Tarif Nr. 118: 2406 80 


8 
8 
8 
8 
3 
8 
8 


2. Verfahren 


308. RUbgD. v. 13. Dez. 1909 i. d. Seit 

v. 22. Mai 1931: 
84: 2810 
846: 2811 
8113: 2809 
81611 Ziff. 1: 3143 
& 162 VIII: 2762 
§ 171 3100 28 
8175: 3270 80 
8 189 b, d: 3005 
8 201: 3270 80 
8 205: 3100 28 
88 211 ff.: 2903 11 
8 225 a: 3069 
88 228—230: 2811 
8235 Ziff. 4: 2811 
8237: 2812 
8242; 2306 29 
8 246 III: 267539 
8 267; 2481 45 
8288: 2933 48 
8 303: 2811 


8 325: 3100 28 
§ 396: 240174 240276 240781 29678 
3094 20 
8399: 2401 74 
8 401: 3094 20 
§ 403: 2403 76 
8404: 2403 77 
§ 413: 3100 28 
8 416: 2404 78 
88 420—477: 2259 
59 421 ff.: 2903 11 
8 445: 2405 79 
8 448: 2405 79 
8450: 2405 79 
8468: 2403 77 
309. VO. über die Unterwerfung im Strafver- 
Wa gemäß 8 445 NUbgDO. v. 1. Nov. 


88 2, 3: 2405 79 
310. Erlaß des RF M. v. 22. Juni 1932 betr. 
vorläuſige Richtlinien für die Buchfüh⸗ 
rungspflicht der freien Berufe: 3001 3143 
311. Volksverratscc. v. 12. Juni 1933: 
88: 3094 20 à 


II. Landesrecht 


a) Preußen 
312. StempStGG. v. 27. Okt. 1924: 
TarSt. 10 11 Abſ. Le: 327181 
313. GrVermStch. v. 14. Febr. 1923 und 
28. Febr. 1924: 
81511: 2424 110 
314. GewStVO. v. 23. Nov. 1923; 
818: 2809 
315. GewSt. i. d. Faſſ. v. 8. Mai 1929: 
85 Nr. 1: 2550 45 i 
316. WertzumStMuftDd. i. d. Faſſ. v. 12. Mai 
1931 und 10. März Kë Ki 
885,6: 2635 
88: 2636 
88 14, 15: 2637 
317. KommAbg®. v. 14. Juli 1893: 
8 24160: 110 


b) Sachſen 
318. GewStß.: 
8 2936 58 


c) Berlin 
319. WertzumStD. v. 28. März 1928 i. d. Faſſ. 
v. 10. Juni 1931: 
88 8, 20: 2550 41 


D. Sonſtige Gebiete des 
öffentlichen Rechts 
I. Reichsrecht 
a) Verfaſſungsrecht 
320. Weimarer Verfaſſung v. 11. Aug. 1919: 
Art. 88: 3036 25 
Art. 129: 2301 25 2303 26 
Art. 131: 2516 14 2916 25 311443 
321. Gef. über Groß⸗Hamburg und andere Ge⸗ 
bietsbereinigungen v. 26. Jan. 1937: 
3043 7 
8 10: 2535 30 
322. 4. DurchfVO. v. 22. März 1937: 3043 37 
323. Geſ. zur Sicherung der Einheit von Partei 
und Staat v. 1. Dez. 1933: 2310 93 
8111: 2479 42 
89 3,4: 82178 
324. Reichs⸗ und Staats AngehGG. v. 22. Juli 


1913: 
815: 2419 91 


Geſetzesregiſter 


325. 1. VO. z. NBürger®. v. 14. Sept. 1935: 
8 2 Ibs 3076 
851: 3076 
8511: 237225 3077 
326. RGeſ. über den Widerruf von Einbürge⸗ 
rungen und die Aberkennung der deutſchen 
Staatsangehörigkeit v. 14. Juli 1933: 
2530 25 2531 26 
9 2 IV: 3145 
327. DurchfVO. v. 
2531 26 
328. Gef. zum Schutze der nationalen Symbole 
v. 19. Mai 1933: 3166 20 


26. Juli 1933: 2530 25 


b) Beamtenrecht 


329. RBeamtcg. v. 31. Mai 1873: 
88 134 fl.: 2489 
8 150: 2295 21 2917 26 
8155: 3118 47 
330. BeamtRecht3find®. v. 30. Juni 1933: 
84 2613 60 
331. Deutihes "Beom v. 
2507 2820 2897 3020 
8 2873 
832: 2490 
839; 2878 
88 97 ff.: 7 
8 142: 0 7 
8182: 2877 
8183: 2876 
8184: 2490 
332. DurchfVO. zum Deutſchen Beamt®. vom 
29. Juni 1937: 2507 
Zu 823112: 2876 
333. Geſ. zur Wiederherſtellung des Berufs⸗ 
beamtentums v. 7. April 1933: 2926 36 
84: 2310 33 28 
Sp: 2293 20 2924 35 
87: 2533 28 2924 35 
334. 2. DurchfVO. zum BerBeamt J. v. 4. Mat 
1933: 


26. Jan. 1937: 


Nr. 41: 2310 33 
Nr. 5 V: 2 
335. 3. DurchfVO. zum Ber Beamtch. v. 6. Mai 
1933: 


Nr. 3 zu 86: 229320 292455 
Nr. 7 zu 87: 2924 35 
Nr. 9 zu 87: 2533 28 
336. 4. DurchfVO. z. Ber BeamtG. v. 18. Juli 
1933: 
Nr. 3 zu 86: 229320 2924 95 
337. BeamtUnfallFürſcß. v. 18. Juni 1901: 
81: 2295 21 229622 2533 28 
89: 2533 28 
338. Gef. über die Rechtswirkſamkeit der Be⸗ 
ſtellung hauptamtlicher Gemeindevorſteher 
und Schöffen in Preußen v. 24. Okt. 1934: 
2298 23 
339. Gef. über das Verfahren für die Erftat- 
tung von Fehlbeſtänden am öffentlichen 
Vermögen (Erftatt®.) v. 18. April 1937: 
2489 2878 
8 1: 2491 
82: 2491 
85: 2494 
88 6,7: 2493 
88 8,10: 2494 
814: 2491 
340. RDienſtStO. v. 26. Jan. 1937: 2505 
2957 3146 
341. DurchfVO. zur RDienſtStO. v. 29. Juni 
1937: 2507 
342. Pol BeamtG. v. 24. Juni 1936: 2897 3296 


o) Wehrrecht 


343. Get, über die Vildung einer vorläufigen 
Reichswehr v. 12. März 1919: 
8212 241991 


*75 


344. AusfBD.: 
89: : 91 
345. Wehr G. v. 21. Mai 1935: 2692 
835: 2692 
346. ef. über die Unterſtützung der Angehöri⸗ 
gen der einberufenen Wehrpflichtigen und 
Arbeitsdienſtpflichtigen v. 30. März 1936: 
2693 


d) Öffentliches Verſicherungsrecht 


347. RVO. v. 19. Juli 1911 i. d. Faſſ. der 
+2 v. Si Juli 1930 und 1. Dez. 
1930: 2960 
8 25 III: 44 
8119 Ziff. 2: 0 34 
8 160: 2933 51 
8544: 2254 
8 547: 2366 18 
8 898: 2366 16 26703! 
8 901: 2670 81 
8 1497; 2394 61 
8 1542: 2360 12 2366 15 2369 20 2370 21 
2828278 302613 3116 $5 
8 1552: 2852 35 
8 1571: 3168 23 
88 1636 ff.: 237022 
348.12, VO. zum Aufbau der Sozial verſiche⸗ 
rung v. 24. Dez. 1935: 2933 49 
349. Vertragsd. für Kaſſenzahnärzte u. Kaſſen⸗ 
dentiſten v. 27. Aug. 1935: 
88 23, 24: 2592 27 
350. ZulaſſungsO. für Zahnärzte u. Dentiſten 
i. d. F. v. 9. Mai 1935: 
88 31 fl.: 2592 27 


e) Arbeits beſchaffungsrecht 


351. Beſt. des RArbMin. über Gewährung 
eines Reichszuſchuſſes für Inſtandſetzung 
von Gebäuden uſw. v. 17. Sept. 1932: 
2415 86 


1) Verwaltungsrecht 


352. RGeſ. über die Einziehung volks⸗ und 
ſtaatsfeindlichen Vermögens v. 14. Juli 
1933: 2531 26 

353. ReichshaushaltsO. i. 
v. 17. Juni 1936: 

854: 2874 
8 79: 3145 

354. VO. über die Einführung der Reichshaus⸗ 
halts. in der Juſtizverwaltung vom 
20. März 1935: 3145 

355. Deutſche GemO. v. 30. Jan. 1935: 2508 

8 2310 88 
8 78: 2836 21 2927 8e 
8 79: 2927 38 
8 2537 32 


356. 1. DurchfVO. zur GemO. v. 22. März 
Habe 


825: 2927 38 
357. Gef. über die einſtweilige Neuregelung 
des Straßenweſens und der Straßenver⸗ 
waltung v. 26. März 1934: 
93: 3237 88 


d. Faſſ. des Gef. 


: 3237 33 
359. Fernſprechd. v. 15. Febr. 1927: 3036 SE 
360. Gef. über Fernmeldeanlagen v. 14. Jan. 
1928: 


81: 3036 25 
361. RGewO. v. 26. Juni 1900 i. d. 
v. 3. Juli 1934: 
8 14: 2415 86 
§ 15 a: 241783 2906 17 
88 16 ff.: 2884 
8 22: 2884 


358. DurchfVO. v. 7. Dez. 1934: 
821 


Faſſ. 


10% 


8 2973 17 

8 34 a: 2884 

835: 2327 61 2418 89 2884 3000 53 

8 35 b: 2884 

837: 2884 

838: 2418 89 

840: 3000 58 

8 44a: 2933 52 

§ 571 Ziff. 2a: 2933 52 

§ 81 a Ziff. 3: 28614? 

88 115, 117: 2860 48 

88 126 a, 128: 2884 

88 133 a, c: 305767 

81481 Ziff. 4a: 2418 89 

8 148 J Ziff. 14: 241788 2906 17 
362. Geſ. über das Verſteigerergewerbe vom 

16. Okt. 1934: 2883 


363. Verſteigerervorſchriften v. 30. Okt. 1934: 
2883 


364. Gaftftätt®. v. 28. April 1930 i. d. Faſſ. 
des Geſ. v. 3. Juli 1934: 
88 4, 6: 2883 
88 11, 12, 13, 17, 22: 2883 
825: 2862 50 
365. Mah- u. Gewichts. v. 13. Dez. 1935 i. d. 
Faſſ. v. 18. Mai 1936: 
98: 2719 
366. VO. über die Beſchränkung des Tank⸗ 
ſtellennetzes v. 24. Juli 1934: 2808 61 
367. BrennſtoffverkehrsVO. v. 10. u. 14. Nov. 
1934: 2733 
368. Fleiſchbeſchaucß. v. 3. Juni 1900: 
88 1, 2, 27 Ziff. 2: 24919 
88 21,26: 2421 101 
369. Brot G. v. 9. Juni 1931 u. 3. Mai 1935: 
2733 Ziff. 434 
370. WeinG. v. 25. Juli 1930: 
84: 2421 102 
88 3097 26 
88 9, 13, 20, 26: 2421 102 
89 26, 28, 31: 3097 28 
371. Leb Mitt ß. v. 5. Juli 1927 u. 17. Jan. 
1936: 3148 
8 4 Ziff. 1, 2: 2421101 2712 3097 26 
§ 12: 2421 101 
372. BD. über Handelsbeſchränkungen v. 13. Juli 
1923: 2733 
373. NTierärzted. v. 3. April 1936: 
8 1: 2872 64 
374. DurchfVO. zur RTierärzted. v. 25. Juli 
1936: 
8 5: 2872 64 
375. VO. über den Verkehr mit Arzneimitleln 
v. 22. Okt. 1901: 
81: 330418 
Anl. A Nr. 10: 3304 13 
376. Einzelhandel Sch. v. 12. Mai 1933: 2732 
81: 2633 
82: 2255 2675 ٥ 
$3 Ziff. 5,6: 2254 
89: 2256 
811: 2255 
377. DurchfVO. zum Einzelhandel Sch. vom 
23. Juli 1934: 2254 
Ziff. III: 2633 
378. VO. über Sonderveranſtaltungen v. 4. Juli 
1935: 2718 
379. Anordnung des RWM. 
ſchlußverkäufe: 2718 
380. Schulpflicht. v. 15. Dez. 1927: 
87. 2419 % 
381. AuslPol VO. v. 27. April 1932: 2419 2 
89 10,47: 7 9 
382. ImpfGG. v. 8. April 1874: 
8 2419 85 
82: 24199 
84; 2419 95 96 
$ 12; 2419 8 
814: 241995 96 


über Saiſon⸗ 


Geſetzesregiſter 


383. FürſpflVO. v. 13. Febr. 1924: 
88 6,7: 2519 15 
821 a: 2366 19 310433 3140 
88 23 ff.: 2816 
384. Reichsgrundſätze über die Vorausſetzungen, 
Art und Maß der öffentlichen Fürſorge 
v. 1. Aug. 1931: 
816: 2519 18 
385. Geſ. über die Befreiung von der Pflicht 
zum Erſatze der Fürſorgekoſten v. 22. Dez. 
1936: 
81: 3104 28 3140 
84: 3141 
386. ErbkrNachwGeſ. v. 14. Juli 1933: 3332 50 
81: 2503 
811: 2993 40 
§ 111 Ziff. 1: 2993 1 299442 
811 Ziff. 8: 299443 2995 4% 


387. 1. AusfVO. zum ErbkrNachweſ. vom 
5" 8 7 
Art. 4: 299448 299545 332638 


II. Landesrecht 


a) Preußen 
393. Zuft®. v. 1. Aug. 1883: 
856 an 5,7: 2545 38 
8109: 2884 
88 116, 119: 2884 
394. Gej. über die Übertragung der Zuſtändig⸗ 
keiten v. 17. Juli 1933: 
Art. I 811 S. 1: 2545 28 
395. OVG. v. 30. Juli 1883: 
870: 2539 34 
8 71: 3127 55 
879: 3128 57 
881: 8 67 
894: 587 
8103: 2539 3+ 254035 0 
88 104, 105: 2881 
§ 106: 2880 
$ 108: 2540 35 2881 
8112: 8 36 


396. BD. über den Koſtenpauſchſatz v. 24. Dez. 
1936: 2880 
397. VerwGebGG. v. 29. Sept. 1923: 2880 
398. VerwGebO. i. d. Faſſ. v. 19. Mai 1934 
u. 24. März 1936: 
812: 2882 
814 a: 2880 
399. Gef. betr. die Erweiterung des Rechts⸗ 
weges v. 24. Mai 1861: 
82: 292737 
400. VO. betr. die Kompetenzkonflikte zwiſchen 
den Gerichten und den Verwaltungsbehör⸗ 
den v. 1. Aug. 1879 i. d. Sat, des Gej. 
v. 22. Mai 1902: 
8ے‎ 1, 4, 6: 3186 15 
401. Pol Verw. v. 1. Juni 1931: 2262 
$14: 2677 41 3063 66 3335 57 
821: 2423 109 
$ 33: 3271 85 
840: 2486 50 254497 267711 
8 41: 3335 57 
§ 49: 2486 50 
850: 2486 50 
855: 3063 6s 
857: 3971 82 
859: 2544 3° 
402. Gef. über die Geheime Staatspolizei vom 
10. Febr. 1936: 2262 2933 5° 
403. Kreis O. für die öſtlichen Provinzen vom 
13. Dez. 1872: 
8 28: 2537 33 
8127: 2536 3? 
404. Kreisd. für Weſtfalen v. 31. Juli 1886: 
88 61 ff., 68, 79: 2545 8 
405. LGem O. v. 3. Juli 1891: 
886: 2537 33 
) 2 


406. Gef. betr. Auflöſung der Gutsbezirke vom 
27. Dez. 1927: 3253 53 
407. Gem Fin VO. v. 2. Nov. 1932: 
51117 20 
408. Genen, v. 15. Dez. 1933: 
839: 2537 32 
409. BD. über die Feſtſetzung und den 8 
der bei Kaſſen und anderen Verwal⸗ 
tungen vorkommenden Defekte v. 24. Jan. 
1844: 2489 
410. BeamtlUnfallFürſch. v. 2. Juni 1902; 
81: 2296 22 
411. VO. zum PrBeamtUnfFürſch. v. 24. Jan. 
1919: 2296 22 
412. Geſ. über die Rechtswirkſamkeit der Be⸗ 
ſtellung hauptamtlicher Gemeindevorſteher 
und Schöffen v. 13. Dez. 1929: 2298 23 
413. KonımBeant®. v. 30. Juni 1899: 
97: 2027 87 3116 46 
414. Volks SchLehrerdienſteinlG. v. 
1920: 
9 51: 3029 17 
415. Gef. betr. die Gebühren der Medizinal⸗ 
beamten v. 14. Juli 1909: 3326 38 
416. Beamt DStO. v. 27. Jan. 1932 i. d. Faſſ. 
v. 18. Aug. 1934: 
812 a: 267943 
849: 2679 43 
860 Ziff. 1: 2679 13 
$ 66: 2679 2 
417. Gef. über die Verwaltung des katholiſchen 
Kirchenvermögeus v. 24. Juli 1924: 
E, St 
418. Geſ. über die Reinigung öffentlicher Wege 
v. 1. Juli 1912: 
81: 23512 3290 
85: 3290 
8 3291 


419. Get, über Aufhebung der Brülckengelder 
für Kraftſahrzeuge v. 29. Dez. 1927: 
Art. 1 8 1: 2420 97 7 
420. ٢٥٣٥01٣۹. v. 2. Juli 1875: 
810: 2549 4 293453 293554 
421. Sparkaffen®D. v. 20. Juli u. 
1932: 
88 1, 9, 28: 2613 70 
422. Pol VO. über die Werbung auf dem Ge- 
biete des Heilweſens v. 5. Mai 1936: 
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kartei der Reichsſteuergeſetze. 1. Teil. 55. 
bis 57. Erſatz⸗ und Ergkich. 2960 K 
— Schnellkartei des Reichsrechts. Band 2: 
Handelsrecht. 20. und 21. Erſatz⸗ und 
ErgsLief. 3148 
Schmiedecke vgl. unter Kaemmel : 
Schneider, Dr. jur. Hans, Berlin: Gerichts⸗ 
herr und Spruchgericht 2507 ` 
Schneider, Dr. Richard, Max Eggerdinger, 
Dr. Kurt Hanke: Kommentar zum Deut⸗ 
ſchen Beamten. v. 26. Jan. 2937 2897 
Scholz, RA. Dr. jur. Eberhard, Berlin: Das 
Recht der Hinterlegung 3295 
Schönfelder, AGR. Dr. Heinrich: Deutſche 
Reichsgeſetze, 8. Aufl. 2574 : 
Schönwandt, Wirtſchaftsprüfer Dipl.⸗Kauf, 
mann Max: Neues und altes Aktienrecht 
2444 ] 
Schoetenſack, Prof. Dr. jur, und QGDir. 
a.D. W. Töwe, beide Mitglieder der Mta- 
demie für Deutſches Recht: Grundfragen 
des neuen Strafverfahrensrechts; Denk⸗ 
ſchrift des Ausſchuſſes für Strafprozeß⸗ 
recht der Strafrechtsabteilung der Aka⸗ 
demie für Deutſches Recht 2692 
Schroer, RA. Hermann, Wuppertal, Her⸗ 
ausgeber von: Blut und Geld im Juden⸗ 
tum. Von Heinrich Georg F. Loewe sen. 
2. Band: Zivil⸗ und Strafrecht 4 
Schutte, AGR. Dr. Eberhard: Der Rechts⸗ 
charakter des Architektenvertrags und die 
Verjährung der Honorarforderung des 
Architekten im Spiegel europäiſcher Rechts⸗ 
auſchauungen 2694 
Schwartz, Mitglied der Akademie für Deut- 
ſches Recht Dr. G.: Wirtſchaftsaufbau 2444 
Seel, Min Dirig. im R.⸗ u. PrMd J. Hanns: 
Das deutſche Beamtengeſetz 2897 
Seybold, Notar Dr., Sulzbach⸗Roſenberg, 
und AGR. im RIM. Hornig, Berlin: 
019010807 v. 13. Febr. 1937 2444 
Siber, Prof., Mitglied der Akademie für 
Deutſches Recht Dr. H.: Haftung für 
Nachlaßſchulden nach geltendem und künf⸗ 
tigem Recht. Gruppe XI Nr. 2 der Schrif⸗ 
ten der Akademie für Deutſches Recht 
2573 
Simon, Mitglied der Akademie für Deut⸗ 
ſches Recht Dr. jur. H. A.: Neues Depot- 
geſetz 2640 ٠ 
Soergel, Bayr. Hofrat Dr. H. Th.: 85 
Rechtſprechung, 37. Jahrgang 2348 
— BGB. nebſt EinfG. Bearbeitet von Gen- 
Präſ. Dr. Ehard, München, OLGR. Dr. 
Gerold, Dresden, RGR. Dr. Günther, 
Leipzig, SenPräſ. Hafner, Düſſeldorf, 
SenpPräſ. Hahne, Köln, LGDir. Dr. کات‎ 
ling, Leipzig, SenPräf. Dr. Scherling, 
Hamm. 6. Aufl. Bd. I: Allg. Teil u. Recht 
der Schuldverhältn., allg. Teil. Bd. II: 
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Recht der Schuldverhältn., beſonderer Teil. 
Bd. III: Sachenrecht, Familien⸗ und Erb⸗ 
recht, Einf®. 2442 

Spohr, Dr. Werner: Praxis des Steuer⸗ 
rechts 2694 

Staud vgl. unter Schlegelberger 

Stolzenburg vgl. unter Krug 


Teichmann, RGR. i. R. Dr. Robert, und 
RA. in Mannheim Dr. Walter Koehler: 
4. Aufl. des HGB. von Koenige. 2. Liefe⸗ 
rung 2573 

Dieſelben: Aktiengeſetz 2640 

Töwe vgl. unter Schoetenſack 


von Wedelſtädt, Landeshauptmann in Kö⸗ 
nigäberg i. Pr. Helmut: Deutſches Be⸗ 
amtengeſetz v. 26. Jan. 1937. Nachtrag: 
BD. zur Durchf. des Deutſchen Beamten⸗ 
geſetzes v. 29. Juni 1937 2507 
Weidemann pol, unter Kerrl 


Alphabetiſches Schrifttumverzeichnis 


Weimar, RA. Dr. Wilh., Köln: Die Drei⸗ 


wochenarbeit in der Referendarprüfung 


2262 

— Das Recht des Staates und der öffent⸗ 
lichen Verwaltung 2506 

Wenz vgl. unter Rittmann 

Wilhelmi vgl. unter v. Godin 

Wilke, RA. Otto, Köln: Die notwendigen 
Gmbc.⸗Formulare 2573 

Wittland, Mint. im RIM. Dr. Herrmann: 
Reichsdienſtſtrafordnung 2957 

— Dot, auch unter Nadler 

Wohlhaupt, OLGR. Fritz, RegR. Dr. Wil- 
helm Rentrop und Ger Aſſ. Martin Ber- 
telsmann, ſämtlich beim Reichskommiſſar 
für Preisbildung: Die geſamten Preiz- 
bildungvorſchriften 2261 3148 

Wolfſtieg, Oberſtleutnant und Kommandeur 
der Schutzpolizei in Gleiwitz, Mitglied der 
Akademie für Deutſches Recht Dr. jur. 
Friedrich: Deutſches Polizeibeamtengeſetz 
v. 24. Juni 1937 3296 


Wunſchel, ORegR. Dr. Max, und Amtsrat 
Richard Koſtboth, beide im RF M.: Ver- 
ſicherungsſteuergeſetz 2959 

Würdinger, o. Prof. der Rechte in Breslau, 
۵84671. Mitglied der Akademie für Deut- 
ſches Recht Dr. Hans: Geſellſchaften, 
LEE, Recht der Perſonalgeſellſchaften 


Zimmer, RA. und Notar Dr.: Die Rechts⸗ 
geſchäfte des Erbhofrechts 2693 

Zimmerle, ORegR. im R.⸗ u. 77۰ 
Dr. Ludwig: BOB. Textausg. 3148 

Zimmermann, GerAſſ. Max: Die VO. zur 
Sicherung der Landbewirtſchaftung vom 
23. März 1937 nebſt Durchf VO. v. 22. April 
1937 3020 

Zwick, Dr. jur. Otto K.: Buchführungs⸗ 
pflicht und Buchhaltung des Rechtsan⸗ 
walts 3019 


B. Nach den Namen der Beſprecher geordnet 


Armſtroff, RØR., Berlin: 2693 3020 


Bach, RA. Dr. P., Freiburg i. Br.: 2642 

SE RA. Dr. Carl Hans, Frankfurt a. M.: 
2441 

von Bohlen, RA. Dr., Berlin: 2442 2506 
2507 2508 2897 3296 

Buwert, Dr. H., Berlin: 2573 


Culemann, RA. Dr., Düſſeldorf: 2260 


Danielcik, RA. Dr., Berlin: 2260 

Dietrich, RA. und Notar Dr. jur. et rer. 
pol. Hugo, Berlin: 2348 2441 2640 

Domke, RA. Dr. Wolf, Berlin: 2573 

Droege, Reichsgruppenwalter Rechtsanwälte 
Dr.: 3293 


Eplinius, RA. Dr. Bruno, Berlin: 2694 
Frans, AG R., Sulzbach⸗Roſenberg: 2693 


Gaedeke, KGR. Dr., Berlin: 2641 3295 
Groſchuff, OAN, Berlin: 2260 2442 2573 
2820 3296 


Hercher, RA. und Notar Wolfgang, Ber- 
lin: 3294 

Heydtmann, OVGR., Berlin: 2819 3082 

Hoffmann, RA. Dr. Willy, Leipzig: 2959 


Holthöfer, OL GPräſ. i. R. Dr., Berlin: 
3148 


Kerſting, SenPräj., Berlin: 2262 

Kirchmann, Dr. Hanns, Sulzbach-Roſen⸗ 
berg: 2261 

Koenig, AGR. Dr., Berlin: 3082 3148 

Kubiſch, RA., Lübben (Spreewald): 2443 


Langen, RA. Dr. Eugen, Berlin: 2260 
Leppin, Aſſeſſor Rudolf, Berlin: 2507 2574 
9219 2690 2691 2693 3082 3147 3148 
12 
Lindemann, Min ddr. i. R., Berlin: 2640 
Liſt, Prof. Dr. Friedrich, Darmſtadt: 2690 


Maßfeller, OVGR., Berlin: 0 

1 RA. Dr. Dr., Küſtrin: 2259 2694 
1 

Meilicke, RA. Dr. Heinz, Berlin: 2691 

Meinhof, AGR. C. G, Hamburg: 2263 

Moſt, RA. Dr. jur. Auguſt, Berlin: 2261 


Noack, RA. Prof. Dr., Halle: 2345 2818 


Oppermann, RA. Dr. W., Dresden: 2641 
2818 2897 3019 


Pagenſtecher, Prof., Mitglied der Akademie 
für Deutſches Recht Dr, Hamburg: 2262 


Kä Dr. jur. Werner, Magdeburg: 
D 
Prölß, RA. Dr. Erich R., Hamburg: 2959 


Reuß, RA., Berlin: 2263 2505 2506 2820 
2897 2957 2958 3020 3146 

Richter, StA. Dr., Berlin: 2346 

Rilk, RA. Dr., Berlin: 2262 2692 3212 

Roquette, RA. und Notar Dr., Königsberg 
i. Pr.: 2571 

Roth, RA. Dr., Berlin: 2261 

Ruth, Prof. Dr., Frankfurt a. M.: 2260 
2262 3147 


Schieck, Notar, München: 2444 2571 2572 

Schulz, Reg Aſſ. Dr. H. F., Berlin: 2898 

Sehbold, Notar Dr., Sulzbach⸗Roſenberg: 
2693 3295 

Siebert, Prof. Dr. Wolfgang, Kiel: 2569 

Stock, RͤriegscherR. Dr. Dr., Berlin: 2507 

Stomps, RA. Dr. Günther, Krefeld: 2572 


Volkmann, RA. Dr. K., Düſſeldorf: 2690 
2692 


Wagner, Geh. Kriegsrat Dr. M., Berlin: 
2348 2692 

Weh, AGR. Dr. Albert, Berlin: 2347 

Wolpers, Notar, Lennep: 2444 


Zeller, Dr. Otto, Berlin: 3146 
Zilkens, RA. Dr. Hugo, Köln: 3294 


Ohne Datum: aus „Parteirichter“ v. 20. Okt. 
1937, Entſch. Nr. 5 u. 6: 3213 1 


H 


d. DI 


Verzeichnis der 
Öberftes parteigericht 


1937 


A. Reichsgericht 
a) Zivilſachen 
1936 
III 56/37: 2306 20 
VI 145/36: 2366 10 


1937 


„ I 155/36: 2273 10 
III 45/6: 2366 18 


TI 122/36: 2284 10 


VI 313/36: 2518 15 


1233/36: 2455 14 
III 102/36: 2301 281 
III 125/36: 2301 25 II 
TII 130/36: 2303 20 
IV 309/36: 2447 6 
II 240/36: 3327 39 
VI 876/36: 2360 12 
II 257/36: 2654 17 
III 143/36: 2604 47 
TIT 172/36: 2295 21 
VI 398/36: 3223 18 
1211/36: 2292 18 
IV 298/86: 2451 10 
VI 387/86: 2361 14 
TI 304/36: 2268 5 
VII 305/36: 2267 3 
TI 233/86: 2270 8 

II 276/36: 2683 27 
III 206/36: 2293 20 
V 279/86: 2999 24 
VII 296/36: 2362 15 
1179/36; 2457 10 
VI 395/36: 2349 1 
III 190/86: 2296 22 
III 197/36: 2533 28 
VII 276/36: 2364 10 
III 222/36: 2298 23 
VII 326/36: 2534 29 
V 211/36: 2305 28 
VII 304/86: 2269 0 
1135/36: 2457 15 
V 193/36: 2537 33 
III 201/36: 2592 20 
1251/36: 2267 4 
155/37: 2309 30 

V 57/85: 2469 32 
VI 379/36: 2352 3 
III 218/36: 2531 27 
VII 289/36: 2365 17 
VII 301/36: 2463 20 
1190/36: 2608 52 

V 288/36: 2305 27 
VII 331/36: 2281 13 
I 267/36; 2657 20 
II 270/36: 2662 26 2843 e 
VII 290/86: 2323 + 
VII 313/36: 2652 14 2823 3 
1236/36: 2278 11 
1243/36: 2458 17 
15/37: 2459 18 

IV 51/37: 2601 a 
III 289/85: 3221 15 3244 % 
VU 15/37: 2665 8 
TI 181/36: 2272 ° 


+4, Juni: 
5: 


7 


VII. 
abgeoͤruckten 


VII 321/36: 2266 2 
1168/36: 60 2 
IV 62/37: 2265 1 
JTH 163/36: 2768 20 
TII 223/36: 2516 13 
111 228/36: 2765 
V 270/36: 2519 16 
V 17/37: 2466 25 
1250/36: 2461 19 
V 298/36: 2519 17 
II 291/36: 2515 10 
1111/37: 2821 1 
III 225/36: 2897 7 
III 226/36: 2763 2 
III 229/36: 2785 25 
IV 4/37: 2765 3 

V 241/36: 2594 29 
V 294/86: 2535 31 
V 21/37: 2515 u 
TV 336/36: 2788 ہہ‎ 
VI 335/36; 2648 11 
V121/37: 23512 
II 34/37: 3045 3 
1242/36: 2467 27 
V 10/37: 2606 61 
111 233/36: 2825 e 
111 237/36: 26512 
13/37: 2659 22 

IV 46/37: 2659 23 
V 30/37: 2591 %4 
VI 61/37: 2592 27 
11 239/36: 2786 27 
TI 263/36: 2787 28 
VII 38/37: 2467 2° 
V 26/37: 2603 + 
III 182/36: 2516 14 
HI 205/36: 3313 24 
III 236/36: 2536 32 
124/37: 2841 24 
IV B 18/37: 2610 55 
VI 26/37: 2776 14 
II 23/27: 2665 27 
II 25/37: 2836 21 
121/37: 266125 
1142/37: 2846 7 
IV/VII 10/27: 2803 52 
VI 47/37: 265118 
VII 1/37: 2535 30 
II B 3/37: 2838 22 
11 8/37: 2983 28 

II 26/37: 2844 26 
III 234/36: 6 25 
V 35/37: 2766 5 

V 44/37: 2654 18 
IV 99/37: 2609 64 
IV 117/37: 2596 31 
VII 45/37: 2668 ?® 
IV B 21/37: 2783 2 
IV B 25/37: 2465 2˙ 
III 209/36: 2917 26 
TI 261/37: 3053 51 
V 58/37: 2780 17 
IVB 24/37: 2598 37 
IV 89/37: 2832 16 
VI 102/37: 2784 23 
III 18/37: 0 
III 4/37: 3118 ® 
111 30/37: 2929 40 
III 471/37: 2926 8° 
VII B 6/37: 2782 21 
1143/37: 2981 ٥ 
III 8/37: 3116 % 
III 35/37: 2924 5 


Verzeichnis der Entſcheidungen nach dem Datum geordnet 


83 


Entſcheidungen 


III 75/87: 2927 875 
123/37: 2992 39 

V 41/37: 2972 Uu 
VI 100/37: 3308 !9 
VII 28/37: 2828 1° 
VII 25/37: : 4 
134/87: 2970 °2 

V 74/37: 2973 17 
IV 118/37: 2829 12 
VI 55/37: 3172 3 
JI 62/87: 3161 7 
III 2/37: 3050 4 
111 9/37: 3036 ® 
111 52/37; 3118 * 
V 21/37: 3030 15 
VI 82/37; 3105 4 
VII B 7/37: 3043 38 
VII 30/37: 2969 11 
III 216/86: 2923 34 
III 24/37: 3043 57 
III 49/37; 3114 * 
168/37: 3166 ?° 

V 82/37: 3032 2° 
IV 58/37: 2990 3 
IV 112/37: 3026 ا٤‎ 
VII 68/37: 3025 1 
VII 74/37: 3306 1% 
III 26/37: 3104 ® 
III 31/37: 3029 ?7 
16/37: 3155 8 

VI 23/37: 83105 55 
VII 24/37: 3241 8 
1245/36: 3325 37 
V B 7/37: 757 
V 28/37: 3029 14 
IV 93/37: 3187 4% 
IV 119/37: 3184 % 
VII 35/37: 3186 * 
VII 62/87: 3222 17 
V 262/36: 3253 53 
IV 325/86: 3183 3 3249 45 
IV 114/37: 3121 19 
IV A 241/37 u. IV 201/37: 20811 
II 284/36: 3166 21 
1117/37: 3168 ° 
V 77/37; 3158 u 
IV 217/36: 3226 21 
IV 120/37: 3153 ® 
IV 124/37: 3029 15 
VII 94/37: 3252 52 
V 54/37: 3048 4 
V 55/37: 31557 
IV 30/37: 3173 26 
1151/37: 316118 
1262/36: 3165 !? 
V 64/37: 3228 9 
IV 94/87: 3041 3 
IV 115/37: 318511 
1254/36: 3328 41 

I A 37/37 u. 1344/35: 3042 % 
V 56/87: 3237 38 
V 87/37: 3221 10 
IV 145/37: 3159 14 
IB 9/37: 331022 
VII 69/37: 3243 ® 
V 47/37: 3226 20 
IV 123/37: 3308 17 
IV 138/37: 3324 36 
IV 155/37: 3328 #0 
VII 85/37: 3308 15 
III B 5/37: 3324 34 
VII 120/37: 3235 31 
II 131/37: 3323 58 
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b) Strafſachen #12, Juli: 5 D 339/37: 59 15. Okt.: 4D 709/37: 3024 ° 
er 2 d ا‎ 9911 g 15 „ 25 571/37: 3092 0 
N ۱ ER, 434/37: 5 . „ 2 D 583/97: 3084 4 
#10. Nov.: 1D 954/35: 2421 1% 105 1 D 457/37: 2509 1 0090 3 D 498/37: 31502 
19. „ 35 438/37: 2698® 18. „ 35 698/37: 3087 10 
1937 19. „ 5450/7: 2510 18. „ 55 661/37: 3087 1 
*19. Jan.: 10 961/36: 2371 4 299, „ 290 213/37: 2696 19. „ 45 741/37: 3098 10 
+26. „ 45 991/36: 2397 00 22. „ 25 438/37: 2510 21. „ 55 558/7: 3083 1 
1. Febr.: 3 D 812/36: 2404 78 23. „ 15 220/37: 2703 = 22. „ 15 7914/7: 32177 
15. „ 55 686/36: 2403 7 23. „ 45 405/87: 2647 70 22. „ 4 691/37: 3100 ® 
ein „ u. 18. Marz: 5D 760/36: 288959 28. „ 3 396/87: 2700 u * 25. „ 25 492/87: 3215 5 
23. 15 819/86: 2410 ® +28. „ 35 495/37: 2699 10 25. 295 528/37: 3302 10 
a). März: 2 D 210/36: 2408 5 * 30. „ 15 710/86: 2644 25. „ 20 550/81: 3219 1 
*11. „ 20 572/86. 2393 5 30. „ 45 513/37: 2445 +25. „ 50 734/37: 3085 
16. „ 15 1028/36: 24017 2. Aug.: 20 396/37: 7 26. „ 15 539/37: 3302 
18. 35 965/36: 2406 ® 2. „ 55 514/87: 2643 26. „ 45 546/37: 3095 25 
19. „ 15 19/37: 3087 6د‎ 5. „ 25 878/87: 2695 ° 26. „ 45 695/37: 3086 
s22. 55 996/36: 23803 7. „ 15 148/86: 2698 e 28. „ 25 582/37: 3215 4 
45. April: 3 D 93/37: 2396 54 7. „ 15 494/37: 2707 20 228. „ 35 21/37: 32971 
*12, „ 35 970/36: 2402 v5 11. „ 354677: 25097 29. „ 40 264/37: 3304 12 
119. 35 759/36: 2961 12. „ 25 284/37: 7 2. Nov. 4 D 582/37: 3218 10 
+19. „ 35 1091/86: 2415 ® 13. „ 7 2643? 4. „ 25 658/37: 3302» 
+20. „ 15 864/36: 2900 ? 13. „ 15 477/867: 2509 4. „ 35 794/37: 3301 
26. „ 30 1054/86: 2702 16. „ 25 426/37: 3021: 4. „ 47 
195 0 16. „ 50 545/97: 2706 ° A „ "7 
* 29. „ 25 21/37: 2961 2 17. „ 771: 7۳" 4. „ 55 749/37: 3214 
29. „ 25 191/37: 2373 5 217. „ 151777: 3097 ® 
229. „ 3 D 289 57 =: 5 518. „ 183 yh 2697 © 
2 5 D 23 3 520. „ 1 D 685/36: 2701 12 i 
13. Mai: 2 D 795/35: 2407 61 20. „ 10 362/37: 2644 > B. Reichserbhofgericht 
#7, „ 1D 19187: 2423 108 98 d = 181051 9900 4 17 
رہہ ® 2967 :243/37 „ ھ‎ : 2899 2 26. Jan.: 2 l 
24. „ 55 219/37: 2391 5 24. „ 4 D 533/87: 2706 *® véi d. 1 5 140086. 9258 57 
24. „ 55 813/37: 2873 * 126. „ 290 142/37: 2903 ٤ *3, Mai: 2 RB 148/35: 2579 8 
25. „ 7869 +30. „ 50 338/37: 2912 ۶ *13. „ 2 RB 1507/35: 2582 ® 
* 28. „ 10 357/37: 2375 °° 31. „ 4408/7: 2706 1 * +13, „ 2 R 2200/5: 25762 
„ ف9‎ *. Sept.: 2 D 448/37: 2902 ° d 25. „ IRB 1845/85: 3259 ss 
2, 5 D 274/37: 2386 44 ap „ ͤ 30 590/37: 28991 26. p 8 RB 531/35: 3265 % 
31. „ 50 88/7 28803 13. „ 25 0500/181: 2695 26. „ 3B 1142/35: 2586 15 
1. Juni: 1D 174/36: 2380 %7 1 2 D 507/37: 3021! * 26. „ 3 RB 1219/35: 2578 
e 2 D 302/37: 2422 103 و 8لا‎ 3 D 382/87: 29027 x, „ 3 RB 1238/35: 25829 
4 7 1 D 1063/36: 25107 a, کن‎ 5 D 578/37: 2901 4 A96, „ 3 RB 1413/35: 2585 18 
GE e 5 D 106/87: 2413 4 14. „ 4 D 375/37: 2910 4% 227. „ 2 RB 1741/35: 2583 70 
7. „ 50 210/97: 23918 *15. „ 3302/7: 2903 1 #11. Juni: 1 RB 2250/35: 2577 * 
*7, „ 5302/7: 2372 258 15. „ 35 481/37: 2902 ° 11. „ I IB 2384/35: 2580 © 
*10. „ 20 258/37: 2374 16. „ 2465/87; 2961 2 ai. ` 1 RB 848/36: 3263 01 
*10. „ 30 311/37: 2396 55 70 M ۵ at 1RB 228/37: 2586 1 
*10, „ 30 391/37: 2395 00 1 „ 157 309227 295. ” 2RB 457/86: 3257 50 
ad „ 25 17797: 2912 25 20. „ 235 581/57. 2901 وہ‎ „  2RB 632/36: 2583 1 
ad, „ 20 234/37: 2378 5 * 20. „ 50 524/37: 32211 së. Juli: 1 RB 900/36: 25817 
Me رو‎ 2 D 286/37: 2381 %8 SDK 5 D 616/37: 2905 13 213, „ 2 RB 1243/35; 2575 1 
14. „ 5D 367/37: 2380 21. „ 4D 495/37; 2905 15 #18, Aug.: 1 RB 1391/35: 3260 50 
15. „ 15 824/86: 2309 50 #24. „ 15 812/86: 3102% 18. „ I RB 62/36: 9956 % 
1p 2429 1. ٭‎ 4. „ 10 1035/36: 2904 i 18. „ 1 RB 161/36: 3204 0 
e e * 24. „ 10 6/7: 3022 % 18. „ I RBB 260/36: 3261 o 
11. „ 35 328/87: 2423 1% 24. „ 45 438/37: 2901 
18. > 10 201 2873 29 EN 4 D 511/37: 2905 14 
18. „  4D820/37: 2512 24. „ 45 657/37: 3101 20 
221. 25 871/36. 2907 5 27. „ 25 1 29611 C. Erbhofgerichte 
21. „ 30 100/37: 2390 v en 3 D 680/37: 3024 ° 1937 
„ 7 27. „ 55 619/37: 2965 v wt = ABER 
22. 45 859/87: 2395 a 28. „ 1 1029/36: 30997 11. Juni: Wo 11/87 Braunſchweig: 2534 
24. „ 25 273/37: 2400 a 228. „ 1D 1100/36: 3083 3 3299 € 
24. 20 353/37: 0 28. „  4D675/37: 8024° : h 
25. 1714/36: 2385 1. Oft: 1 D 57/37: 3301 D. Erbgeſundheitsobergerichte 
25. „ 10 201/37: Sr Ge 77ھ‎ e 5 1917 
ag : 28844 7. 2D 320/37 7 i 
a S 1557055 2390 53 777 5558757 3149 1 30. Juni: Wg 489/37 Jena: 2993 4 
28. 25327/7: 2428 107 7. „ 59 364/37: 3087 u 30. „ Wg 495/37 Jena: 0 
28. „ 35 330/37: 2384 70 ٭*‎ „ 45 348/37: 3217 4. Aug.: W 537/37 Jena: 2994 
428. 35 410/87: 2389 55 11. „ 25 589/37: 3095 25 18. „ Wg 807/37 Jena: 2994 
428. 55 910/86: 2403 56 211. „ 35 425/87: 3085 21. Sept.: Wg 207/37 Jena: 2998 . 
29. „ 10 280/37: 2400 °° 11. „ 30 625/37: 30845 4. Oft: Wg 252/37 Frankfurt a. ک7‎ 
29. „ 15 346/37: 2386 12. „ 10 458/36: GH 28 
29. „ 15 8ھ‎ ٤4 12. „ 450 699/37: 3083 ® : 
29. „ 45 389/37: 2374 » 14. „ 25 328/37: 3218 u E. Erbgeſundheitsobergericht Danzig 
4. Juli: 3 D 289/37: 2386 5 14. „ 25 468/87: 3303 1 e 
5. „ 35 409/37: 2390 55 14. „ 7 3301 1937 
5 „ 5 aL sii „ 55 556/37: 3084 7٤5 10. Aug.: Wg 103/37: 2996 % 
8. „ 25 364/37: 2373 25 15. „ 10 1002/6: 3094 2% 11. „ Wg 85/37: 2995 0 
9. „ 15 3855/7: 2386 © 15. „ 1p 642/37: 3092 1 1. Sept.: Wg 16/37: 2996 + 
+12. „ 2552/37: 26987 15, % i 07 1. „ Wg 98/7: 2096 „% 


Verzeichnis der Entſcheidungen nach dem Datum geordnet 


F. Oberlandesgerichte 


a) Zivilſachen 
1932 


5. Marz: 20 W 2234/32 KG.: 3331 48 


۱ Abril: 


H 


1936 
3 U 149/86 Stuttgart: 2794 50 


1937 


r.: 7 W 5079/36 KG.: 2357 ° 


W 7/37 Stuttgart: 2806 57 


cz: 13 U 3658/36 KG.: 2519 18 


4 W 34/37 Frankfurt a. M.: 2922% 
2 W 40/37 Kiel: 2802 50 
1a Wx 380/37 KG.: 2656 10 
1 W 78/37 Hamburg: 2293 10 
8 U 292/36 Dresden: 2291 17 
6 U 25/37 Celle: 7 
Reg Wx 39/37 München: 2602 43 
2 U 40/37 Hamburg: 4 
20 Wa 54/37 KG.: 2473 0 
2 W 17/37 Celle: 2834 18 
31 U 7057, 7675/86 KG.: 2773 © 
7 U 19/37 Naumburg: 2593 28 
2 U 246/36 Kaſſel: 2370 21 
31 U 595/87 KG.: 2653 15 
13 W 1948/37 KG.: 2523 21 
1 WX 150/37 KG.: 2280 12 
20 W 1082/37 KG.: 2474 9 
20 W 2205/37 KG.: 2478 u 
7 U 30/37 Naumburg: 2359 11 
1 WX 120/37 KG.: 2520 10 
1 WX 162/37 KG.: 2530 :5 
2 U 7431/36 KG.: 2828 ° 
20 W 2510/87 KG.: 2795 o 
1 WX 171/37 KG.: 2289 15 
Wx 194/37 KG.: 2452 12 
U 125/37 Jena: 2772 u 
9 Wx 693/37 KG.: 2451 u 
0 Wa 2031/37 KG.: 2475 38 


3 W 2571/37 KG.: 2522 20 
U 366/36 Düffeldorf: 2358 10 
U 88/87 Duſſeldorf: 2961 13 
U 97/37 Kiel: 2354 o 
1 Aw 1118/87 KG.: 2605 48 
1 Wx 213/37 KG.: 2606 50 
1 Wx 214/37 KG.: 2454 13 
1b Wx 94/37 KG.: 260242 
20 Wa 116/37 KG.: 2470 
8 U 49/37 Duſſeldorf: 2369 20 
U 88/87 Stuttgart: 2853 4 
2 U 1011/87 KG.: 2928 90 
1 Wx 229/37 RG.: 2588 ı8 
1 Wx 238/37 KG.: 2589 10 
20 Wa 118/87 KG.: 2808 ma 
17 U 2181/37 KG.: 2451 
1 WX 60/37 KG.: 2527 > 
20 Wa 126/37 KG.: 2472 3 
20 Wa 131/37 KG.: 2465 4 
1 WX 255/37 KG.: 2590 22 
1 WX 269/37 KG.: 2603 45 
1 Wx 281/37 KG.: 2599 38 
3 U 102/86 Naumburg: 2468 9 
83/37 Naumburg: 2685 29 
g Wx 261/37 Munchen: 2593% 
7x 260/37 KG.: 2604 % 
76/37 Kaſſel: 2768 7 
Wx 563/37 KG.: 2526 2˙ 
WX 909/37 KG.: 2597 29 ` 
WX 911/37 KG.: 2605 4 
45/36 Kaſſel: 3026 13 
109/37 Koln: 2784 4 
3 W 96/37 Koln: 2613 59 
17 U 1831/37 KG.: 2971 1 
17 U 3076/87 KG.: 2601 40 
6 W 121/37 Hamburg: 2609 * 
214/87 Stettin: 2770 10 
1 Wx 292/37 KG.: 2600 3° 
1a Wx 824, 977/87 RO.: 2598 55 


1 
3 
1 
2 
15 1905 202/37 RO.: 2588 1 
1 
8 
4 


نے 


sc‏ پر نے وع bh‏ بر ہر بر ون 
E‏ ہد ہے ہوا رت بے 


16. Juli: 
2 


Hi 


2 U 208/37 Jena: 2590 23 
14 W 266/37 Dresden: 2796 44 
13 U 1708/37 KG.: 3104 38 
1 Wx 305/37 KG.: 2516 12 
1 WX 314/37 KG.: 2927 38 
1 WX 325/37 KG.: 2597 84 
1 WX 401/37 KG.: 27708 
1b Wx 114/37 KG.: 2468 28 
7 U 84/37 Dresden: 2768 6 
7 U 680/37 Breslau: 2763 1 
2 W 3177/37 KG.: 2788 31 
17 UH 1178/37 KG.: 2592 25 
1 Wx 381/37 KG.: 253120 
6 U 6061/36 KG.: 3181 38 
1b Wx 139/37 KG.: 2848 20 
3 W 115 / 37 Koln: 2800 46 
6 U 55/37 Duſſeldorf: 2669 30 
20 W 37, 34/37 KG.: 2478 30 
1 U 660/37 Breslau: 3034 24 
2 U 99/37 Kaſſel: 2984 20 
8 W 8114/37 KG.: 2589 20 
8 W 3919/37 KG.: 2790 35 
6 W 143/37 Hamm: 2793 38 
20 W 3936/37 KG.: 2465 22 
20 W 3985/37 KG.: 2805 54 
4 U 104/37 Breslau: 3113 42 
12 W 2667/37 KG.: 2612 58 
20 Wa 160/37 KG.: 2806 5 
9 U 134/37 Köln: 3112 41 
1 Wx 335/37 KG.: 2658 21 
5 KG.: 2655 18 
4 کا ہج کے‎ Gr 

GE 8 Königsberg i. Pr.: 
Reg Wx 338/37 München: 303928 
1b WX 142/37 KG.: 2590 21 
20 W 4075/37 KG.: 2799 45 
1 U 817/37 Breslau: 2782 20 
5 W 179/37 Naumburg: 2793 3 
2 U 2799/37 KG.: 2972 15 
6 W 169/37 Naumburg: 2792 57 
12 W 2692/37 KG.: 2800 4 
1 WX 366/37 KG.: 2587 16 
13 W 4113/37 KG.: 3231 26 
3 U 171/37 Hamm: 2775 © 
4 W 203/37 Köln: 3160 دا‎ 
1 Wx 331/37 KG.: 2831 15 
1 Wx 364/37 KG.: 2986 51 
20 Wa 172/37 KG.: 2802 51 
20 Wa 175/37 KG.: 2805 55 
6 U 1398/37 KG.: 2823 * 
1a WX 1010/1011/37 KG.: 9 
7 W 200/37 Köln: 2800 4 
22 W 4184/37 KG.: 2469 0 
20 W 4225/7 KG.: 2791 55 
6 U 6364/36 KG.: 3039 °? 
7 W 206/37 Köln: 2790 34 
1 Wx 401/37 KG.: 2770 ° 
1a Wx 964/37 KG.: 2992 38 
12 W 3898/37 KG.: 2789 °° 
6 W 230/37 Naumburg: 3055 5 
6 W 264/37 Naumburg: 2825 5 
1 Wx 388/37 KG.: 2976 = 
1 Wx 400/37 KG.: 2980 25 
1 Wx 408/37 KG.: 3037 2 
8 U 239/36 Düffeldorf: 2827 8 
1a Gen IV 1, 37/151 KG.: 3180% 
1b Wx 157/37 KG.: 2848 0 
i b Wx 158/37 KG.: 2597 3 
8 W 4064/37 KG.: 3050 44 
Reg Wx 324/37 München: 31797 
8 W 266/27 Naumburg: 2785 ° 
20 Wa 182/37 KG.: 2779 5 
20 Wa 184/37 KG.: 2781 18 
4 W 39/37 Darmſtadt: 3168 ° 
11 W 236/87 Dresden: 2829 1 
17 U 3510/7 KG.: 3033 21 
1 Wx 415/37 KG.: 2979% 
4 W 103/37 Dresden: 2847 58 
7 W 212/37 Koln: 2800 48 
20 W 4540/37 KG.: 2782 1% 
17 U 3332/37 KG.: 3029 16 
17 Y 3/37 KG.: 2832 7 


22. Sept.: 


10 50 g ح|‎ g a 


— 


25. Nov.: 


29. Jan.: 


26. Febr.: 
5. Marz: 


95 rr 
12. „ 


85 


5 U 95/37 Hamburg: 3169 ٤ 

1 WX 429/37 KG.: 2987 ® 

1 Wx 502/37 KG.: 2918 25 

2 U 138/37 Stuttgart: 3108 37 
1a Wx 1099/37 KG.: 2991 3° 
1a Wx 1172/37 KG.: 2975 21 
1b Wx 164/37 KG.: 291950 

9 U 174/37 Hamm: 3114 43 

1 Wx 427/37 KG.: 2976 = 

1 Wx 444/37 KG.: 2972 10 

1 Wx 454/87 KG.: 2973 18 

1 Wx 457/37 KG.: 2988 3 

7 U 121/37 Celle: 2989 55 

1 a Wx 1110/37 KG.: 3234 = 
1a Wx 1116/37 KG.: 2991 
1 b Wx 164/37 89. 84 

1 W 815/37 489 

7 U 114/37 Naumburg: 3238 % 
17 U 3882/37 KG.: 3033 = 

a U 198/86 Zweibrücken: 2969 
1 Wx 456/37 KG.: 3173 7 

1 Wx 467/37 KG.: 3109.33 

1b Wx 161/37 KG.: 2975 0 
17 W 4841/37 KG.: 3250 0 
3 W 124/37 Stuttgart: 8053 2 
8 W 3921/37 KG.: 3248 4۹ 

1 W 833/37 Jena: 
1 Wx 406/37 KG.: ? 
1 Wx 495/37 KG.: 3178 * 

Wx 501/37 KG.: 3157 

W 209/37 Kaſſel: 3330 ® 

a Wx 1290/37 KG.: 3251 51 
W 4496/37 KG.: 3159 1 

W 4979/37 KG.: 3051 * 

W 4996/37 KG.: 304051 

0 W 5025/37 KG.: 3050 K 

U 95/37 Düffeldorf: 3110 u 
U 300/37 Jena: 3039 ® 

0 W 5055/37 KG.: 30425 2 
W 243/37 Zweibrücken: 7 
WX 363/37 KG.: 3176 ° 

Wx 399/37 KG.: 3177 8“ 

WX GE 0 8250 

Wx 506/37 KG.: 

U 53/37 Frankfurt a. M.: 3116 
U 274/37 Koln: 3053 5 

b Wx 178/37 KG.: 3050 a 
W 862/37 Jena: 3323 5 

W 242/37 Koln: 3054 "7 

7 W 249/37 Köln: 3052 43. 

20 Wa 215/37 KG.: 3054 ®* 

6 U 193/37 Celle: 3225 * 

13 UH 383/37 KG.: 3249 % 

3 W 4806/37: 3160 1° R 

6 W 501/37 Dresden: 3328 4 

1 Wx 479/37 KG.: 3239 55 

1 Wx 498/37 KG.: 3240 0 

1 Wx 528/37 KG.: 3234%° 

1b Wx 184/37 KG.: 3159 16 

8 W 4968/37 KG.: 3183 38 

20 W 5148/37 KG.: 3185 45 

20 W 5182/37 KG.: 3251 80 

2 U 108/35 Darmſtadt: 3248 4 
20 W 5009/37 KG.: 3247 ک4‎ 

1a WX 1351/37 KG.: 3241 57 
20 Wa 223/37 KG.: 332177 

20 W 5285/37 KG.: 3330 4 

20 W 5319/37 KG.: 3050 4 

2 W 4880/37 KG.: 3322 9 

S UH 1684/37 KG.: 332455 


tie eres‏ - وم 
Oo‏ 


bitt‏ غر تر تے ک ہر وع جہ 


b) Strafſachen 
1936 
Ss 137/86 Naumburg: 2397 67 


1937 
1 Ss 341/36 KG.: 2421% 
1 Ss 32/37 KG.: 2419 5% 
1 Ss 6/37 KG.: 2419 52 
1 Ss 35/37 KG.: 2419 9 
1 Ss 45/37 KG.: 2418 9 


* 86 


12. März: 
il: 188 240/36 KG.: 2420 %7 


26. Mai: 


30. Juni: 


12. Nov.: 


22. Febr.: 
17. Marz: 


: 118 48/37 Köln: 2370 E 


Verzeichnis der Entſcheidungen nach dem Datum geordnet 


1 Ss 48/37 KG.: 2421 19 
1 Ss 60/37 KG.: 2419 5 


1 Ss 63/37 KG.: 2421 0 

1 Ss 75/37 KG.: 2647 °? 

2 Ss 26/37 München: 241687 
Ss 18/37 HanſOsG.: 2405 ” 
2 Ss 41/37 München: 2417 88 
1 Ss 109/37 KG.: 2419 9 

1 Ss 114/37 KG.: 2419 ® 

1 Ss 120/37 KG.: 2401 7 


i: 18/4 Ss 80/37 Breslau: 2398 55 


Ss 31/37 Hamburg: 2704 7 
Ss 34/37 Hamburg: 2705 1? 
Ss 53/37 Düſſeldorf: 2513 2? 
Ss 57/37 Hamburg: 270416 

1 Ss 155/37 KG.: 99 

1 Ss 202/37 München: 3219 15 
Ss 44/37 Hamburg: 2705 t8» 
6 Ss 168/37 Dresden: 2646 £ 
1 Ss 149/37 München: 2906 1 
Ss 62/37 Hamburg: 2705 185 
2 Ss 78/37 München: 2705 9 
Ss 64/37 Hamburg: 7 

1 Ss 169/37 KG.: 2701 5 

Ws 258/37 Hamburg: 3152 


: 2 Ss 123/37 München: 3092 18 


Ss 99/37 Jena: 3304 15 

Ss 86/37 Hamburg: 3095 21 

2 Ws 314/37 München: 3151 * 
2 Ss 107/37 München: 3095 7 


G. Kartellgericht 


1937 
K 76/37: 3236 52 


H. Landgerichte 


a) Zivilſachen 
1936 


18 11/36 Stuttgart: 2450 
3 S 299/36 Bonn: 2353 5 


1937 
1R 71/36 Rudolſtadt: 3231 = 
2 T 98/36 Mannheim: 2290 1 
2827/37 Zwickau: 2356 8 


20 Wa 77/7 Berlin: 2478 3 
2 T 34/37 Güſtrow: 2611 5° 


i: 209 T 5293/37 Berlin: 2469 9 


408 T 5182/37 Berlin: 22697 
241 R 88/37 Berlin: 3044 35 
2849/37 Lüdenſcheid: 2918 8 
209 T 1605/37 Berlin: 2796 4 
227 T 5765/37 Berlin: 2465 21 
227 T 6078/37 Berlin: 2470 2 
209 T 6766/37 Berlin: 2830 13 
227 T 5568/37 Berlin: 3326 58 
11 21/37 Aachen: 2794 4 


: 257 T 7428/37 Berlin: 3185 4 


3 T 48/37 Lübeck: 2611 57 
209 T 8285/37 Berlin: 3050 45 


: 209 T 6130/37 Berlin: 3053 5 


5b T 473/37 Münſter i. W.: 318035 
11 S 137/36 Hamburg: 2919 31 
3850/37 Bonn: 2921 °? 

408 T 8537/37 Berlin: 2839 25 
408 T 7877/37 Berlin: 2835 1 
7 T 992/37 Effen: 3040 37 
1853/37 Lübeck: 3231 77 

3 T 126/37 Lübeck: 3056 ٤ 

248 S 3522/37: 3093 23 

2 O 100/37 Mannheim: 3305 14 
408 T 8652/87 Berlin: 2835 2 
227 T 8892/37 Berlin: 3322 30 
209 T 8376/37 Berlin: 3250 48 
227 T 9577/37 Berlin: 4 
227 T 10120/37 Berlin: 3322 2° 


2. 


22. 


0 


28. April: 


Dez.: 


14. Sept.: 
15. 


Hi 


28. Okt.: 


April: 
28. Juni: 


Juli: 
5. Aug.: 


259 T 9865/37 Berlin: 4 

T 299/37 Aurich: 3250 + 

1 R 64/37 Rudolſtadt: 3309 21 

2/7 R 166/37 Frankfurt a. M.: 
3309 20 

227 T 9848/37 Berlin: 3321 28 

227 T 10605/37 Berlin: 3329 4 

5 J 591/37 Zwickau: 3318 25 


b) Straſſachen 
1937 


.: 1 St K Ms 37/36 Berlin: 2414 85 
: 3 Ms 170/86 Köln: 2420 58 


7 Pls 2522/36 a Hamburg: 2706 4 
8 Qs 20, 21/37 Freiburg: 2967 ° 
3 Ms 70/37 Hanau: 2915 59 


: 2 Ns 34/37 Meiningen: 2697 3 
: 504 Qs 57/37 Berlin: 291729 


Ns 194/37 Nürnberg Fürth: 


2024 10 


: Ns 496/87 Nürnberg⸗Fürth: 


3151? 


J. Amtsgerichte 
a) +87 
1936 
59 0 559/36 Köln: 2450 


1937 
309 M 1134/37 Berlin: 2790 88 
11 6: 09/37 Berlin-Lichterfelde: 
3107 38 à 
III G 41/33 Saalfeld: ۶ 
11 H 181/37 Berlin⸗Lichterfelde: 
3110 50 
9 a C 232/37 Jena: 3206 1 
2016/37 Egeln: 31827 
2113/37 Patzſchkau: 31745 
39 C 1292/37 Schöneberg: 3312% 


: 309 M 3213/37 Berlin: 3233 28 


K 3/37 Ebern: 3329 44 


b) Strafſachen 
1937 


5 Cs 91/37 Iſerlohn: 3097 25 
Cs 401/37 Algenau i. Ufr.: : 727 


K. Schöffengerichte 


1937 


16. März: 2 Ss 5/37 Lübeck: 3216 ° 


۹7ء 


5 Ms 21/37 Cottbus: 2387 48 


L. Luftwaffengericht 


1937 


15. Juni: St PLI12 a—c/37 Kiel: 2391 5° 


* 20. Febr.: 
*20. März: 


27 


*20 


*14. April: 


M. Arbeitsgerichte 


a) Reichsarbeitsgericht 
1937 
RAG 250/36: 23145 
RAG 230/36: 2613 60 
RAG 295/36: 2310 ® 
RAG 37/37: 2314 
RAG 259/36: 4 
RAG 284/86: 2310 50 
RAG 286/36: 2480 45 
RAG 279/36: 2314 7 
RAG 180/36: 2614 61 2709 33 
RAG 302/36: 231255 
RAG 14/87: 2854 48 
RAG 232/36: 2670 32 
RAG 278/36 u. 25/37: 2863 68 
RAG 305/36: 2708 28 


29. Juni: RAG 41/37: 2670 %1 
2. E ee 27 
— 5 RAG 57/37: 2670 33 
ہوا‎ y RAG 51/37: 2849 32 3187 48 
TOR wt RAG 60/87: 2707 27 
l. RAG ۴ 
„ RAG 7/37: 2481 4 
N RAG 8/37: 2860 48 
02007 RAG 12/37: 2856 41 
3. Juli: RAG 27/87: 2862 2 
& a RAG 34/37: 285944 
Ba RAG 49/37: 2551 4 
EE h, RAG 54/37: 45 
14, „ RAG 64/37: 2861 28 
IL o RAG 68/37: 2708 3° 
l 7ك‎ RAG 62/37: 2710 34 
Läb 7 RAG 69/37: 2862 50 
ale 5 RAG 76/37: 2708 °° 
K "2 RAG 80/37: 2854 50 
4. Aug.: RAG 263/86: 3059 ۳۵ 
4 RAG 11/37: 2860 * 
4. 1 RAG 65/37: 2859 % 
4. RAG 86/37: 2859 4 
e ro RAG 88/37: 2858 43 
DIR RAG 47/37: 2852 5 
ان‎ RAG 72/37: 2848 61 
8 ۱۳ RAG 73/37: 00 
u RAG 90/37: 3057 58 
Sa RAG 97/37: 2864 54 
#4, Sept. RAG 78/37: 3059 55 
A, RAG 111/37: 3057 7 
21 RAG 83/37: 3190 51 
al کم‎ RAG 84/37: ٤7 
15 A RAG 85/37: 3188 4e 
15 RAG 91/37: 3188 5% 


EE, y RAG 89/37: 29973 


<۵ Oft: RAG 137/37: 3333 52 
#20, „ ۸0 70 
20. „ RAG 112/37: 0 


b) 00 7٤ 
17 


13. Juli: Ta 12/37 München: 2479 1 
2. Aug.: 24 Ta 18/7 Leipzig: 2862 "t 
18. „ 7728/37 Wuppertal: 2709 2 


c) Arbeitsgerichte 
1937 


16. Juni: 6 Ca 169/37 Berlin: 2309 3 
30. Juli: Ca 90/7 Rheine i. W.: 2708 81 
13. Aug.: Ca 128/37 Saalfeld: 2850 58 


N. verwaltungsgerichte und 
Derwaltungsbehörden 


a) 81 
Reichsfinanzhof 
1937 


*22. Jan.: V A 142/36 8: 2484 !8 
*19. Febr.: V A 380/36 8: 28716 
26. NAU: 2932 47 
2. Marz u. 15. Juni: IA 183/36: 2864 53 


Eder u. 11. Mai: IA 135/86: 2673 38 
12 ا‎ V A 77/36: 2808 50 
19. „ VA344/36: 2486 46 

28 1A 295/36: 23260 


VI A 495/36: 2315 9° 
II A 89/36 S: 2323 ° 


58 II A 164/36 S: 2673 5˙ 
Ale To I A 107/37: 2322 68 
aloe, TA 112/37: 0 ® 
elle 2 I A 278/36: 2321 45 
2 o 1A 74/37: 2328 4 
Se TI A 202/86 S: 2868 56 
on V A 195/87 8: 2485 7 
12 T A 132/37; 2320 4 
ERR VI A 142/37: 2317 * 


Fundſtellenverzeſchnis der Entſcheidungen des Reichsgerichts in Zivilſachen 


* 5. Mai: VI A 303/37: 2327 50 
lle, VIA 440/36: 2671 84 
G IV A 111/37: 2672 3 

A I A 30/36: 2318 4 
425. 75 I A 347/36: 2486 19 

26. „ Me A 24/37: 2616 62 
E VIA 138/87: 2675 3° 


1580 D TI A 323/36 S: 2674 38 
28 IIA 27/87 S: 2870 © 
S : V A 389/868: 2808 a 
„4 o V A 496/36 S; 2951 45 
er I A 378/36: 2320 4 
18 2 V A 598/36 S: 2870 01 
18 7 Gr SD 2/37: 2481 4 

0 II A 329/36 8: 2867 68 
PER — VI A 400/37: 2807 68 
24. „ IV A 20/36: 2997 30 
*25 V A 461/37: 3270 75 


+8, Juli: III e A 14/37 S: 2931 a 
Be II A 74/37 S: 2865 a 
1 11 A 93/37: 2866 57 
200 A V A 567/36 S: 2932 4 
e IIA 176/37 S: 3268 60 
52 VI aA 1/37 8: 3334 64 
e VIA 432/37: 3061 63 
Aalen, TI A 319/36 S: 3126 84 
30 „ V A 26/37: 3270 72 
SE V A 40/37 S: 2998 51 
+4. Aug.: VIA 261/37: 8059 61 
#11. „ VIA 481/37: 2931 a 
A y II A 802/86 8: 8 51 
207 VI A 888/86: 8 48 


*31 I A 242/37; 3061 ® 
1 : IV A 45/37: 3060 02 
وا‎ II A 328/36 S: 3125 53 


*10. „ V A 103/87: 3270 70 
#17. „ IIA 350/36 S: 306285 
*17. „ IIA 356/36 S: 3268370 
117. „ IIA 21/37 S: 8124 ٥ 


525. „ III e A 18/01 S: 3192 a5 
224. „ II A 118/37 S: 3267 65 
124. „ VAL: 3270 25 
VI a 28/37: 3127 os 
#4. „ VIa A 89/878: 32697 
24 VI a 42/37: 3190 3 
IIA 2/37 S: 3191 ٭‎ 


1. Okt. II A 60/37: 2930 4 
1. „ IIA 267/37 S8: 2680 « 
89 1 II A 79/37 S: 3123 *٭‎ 
8. „ VASST: 3270 22 

*15. „ IIA 353/36 8: 3271 61 

155 DEE 7 


ale ` II A 9/37 S: 3266 ٥4 


”3270 ئ0 :ا 
VA 525/37: 3270 74‏ 5 
K Gr SD 3/37: 3270 80‏ .16 
II A 67/37 S: 3266 65‏ 522 
VI a 25/368: 3335 56‏ * 28 
E VI a 70/37 S: 3334 55‏ 33 
YV 230/37: 3270 78‏ .28 


#29 II 103/37 S: 3266 66 


19. Nov.: II 125/37: 3266 v 
Reichsverſicherungsamt 
1937 
12. Mai: II K 88/6 BS: 2939 س‎ 


27. Juli: II a 5220/68: 2933 so 
2975 IIa K 169/36 1: 2933 49 


Reichspatentamt 


1937 


12. Aug.: 13 B 358/36: 2871 e 


b) Landesbehörden 


Preußiſches Oberverwaltungsgericht 


1936 
VII D 74/4: 2424 110 


1937 
IVO 43/34: 2545 58 
„ IVO 40/86: 2546 50 
S IV C 41/36: 2543 36 
IV C 175/36: 2487 5! 
„ VII O 34/35: 2550% 
Kee nene 2 
Febr.: VIII GSt 16/35: 2678 42 
„ IVO 153/86: 8128 67 
III O 272/86: 2423 10. 


6. Nov.: 


VIII. 


16. März: II C 84/6: 2998 5? 


1877 IV 0180/86: 2487 82 
23. „ VIII GSt 188/35: 2550 45 
25. „ IV ER 8/37: 2539 44 
5. April: IV ER 14/37: 2540 3 
6. „ IIC 85/86: 2549 © 
8. „ III C 227/36: 3063 05 
15. „ IV 056/36: 3271 82 
i IV C 190/36: 2486 5⁰ 
29. „ IV C 50/37: 2544 %7 
26. Mai: VIDW 5/37: 2679 % 
1. Juni: II C 2/37: 2935 54 
w s, III C 35/86: 2677 ٤۰ 
15: II C 16/37; 2984 5 


IT; JII C 38/37: 0 

IV C51/36: 3127 5%‏ ؟ 
ITI © 58/37: 3000 5‏ 
55 2933 :71170160181 „ .12 


Sächſiſches Oberverwaltungsgericht 


1937 
29. April: 103 II 36: 3000 55 
7. Mai: 116 186: 2808 65 
22. „ 146186: 2808 50 
22 146 137: 2551 
27. Mai: 25 II 37: 2936 5% 
3. Juni: 46 1137: 2936 € 
43 یں‎ 204 186: 2936 56 
e EE 
A , 0ا‎ e 
1. 36 11 37: 2872 4 
DR — 70 II 37: 2808 ° 
25 en 57137: 2872 67 
251,۰ 0600907 2022 
305 „ 73 1137: 2872 °5 2936 55 
9. Juli: 19137: 588 
Badiſcher Verwaltungsgerichtshof 
1937 
13. Mai: 29/37: 2327 51 
Oberverwaltungsgericht Hamburg 
1937 
19. Nov.: 32/37: 3335 5 


Fund ſtellenverzeichnis der Entſcheidungen des Reichsgerichts in Fivilſachen 


2314883. 155, 1: o Febr. 1937, III 362/35, 
Staatshaftung. Reichswaſſerſtraßen: JW. 
1937, 15431 

916083. 155, 20: 4. März 1937, VI 313/36, 
Reichshaftpflichtgeſetz. Unterhaltsrente: 
JW. 1937, 2518 106 

men 155, 21: 12. März 1937, II 190/86, 
Vertreterverſammlung der Genoſſenſchaft: 
JW. 1937, 1997 2° (m. Anm. Ruth) 

Rg. 155, 26: 6. April 1937, II 238/86, 
Verlängerter Eigentumsvorbehalt: JW. 
1937, 19612 (m. Anm. Titze) 

93168. 155, 33: 14. April 1937, I 165/36, 
Schulliederbücher: JW. 1937, 1915 50 


Band 155 


gen 155, 37: 26. April 1937, VI 395/36, 
Unfallfolgen. Sachverſtändigenbeweis: JW. 
1937, 2349 1 (m. Anm. Lehmann) 

9108. 155, 42: 27. April 1937, VII 331/36, 
Anfechtung. Vollſtreckbarer Schuldtitel: 
ZW. 1937, 2281 (m. Anm. Groſchuff) 

RGR. 155, 50: 30. April 1937, VII 276/36, 
Sicherungsabtretung. Fahrzeugſchädenver⸗ 
ſicherung: JW. 1937, 23641 (m. Anm. 
Prölß) 

231008. 155, 55: 3. Mai 1937, VI 333/36, 
Sittenwidrige Ausnützung der Rechtskraft: 
JW. 1937, 2223 4 (m. Anm. Lehmann) 


RZ. 155, 61: 4. Mai 1937, VII 326/36, 
Enteignung Don Grunddienſtbarkeiten: 
JW. 1937, 2534 ® 

RG. 155, 65: 4. Mai 1937, III 222/36, 
Preußiſche Gemeindevorſteher: JW. 1937, 
2298 25 

RG. 155, 72: 5. Mai 1937, V 206/36, Hy⸗ 
pothekenbrief, Aufgebot: JW. 1937, 2235 65 

NEL. 155, 75: 11. Mai 1937, II B 5/86, 
Offene Handelsgeſellſchaft: IW. 1937, 
1982 14 (m. Anm. Groſchuff) 

RGR. 155, 87: 12. Mai 1937, V 193/36, 
Schulzenland: JW. 1937, 2537 3 


88 


ROGZ. 155, 92: 24. Mai 1937, VI 379/36, 
Unterlaſſungsklage: JW. 1937, 2352 


RGZ. 155, 95: 25. Mai 1937, VII 301/36, 
Vergleichsverfahren. Beteiligung abſonde⸗ 
rungsberechtigter Gläubiger: JW. 1937, 
2463 20 (m. Anm. Prof. Bley) 


91408. 155, 103: 25. Mai 1937, VII 289/36, 
Haftpflichtverſicherung. Beweislaſt. Arg⸗ 
liſteinwand: JW. 1937, 2365 17 


RGR. 155, 108: 28. Mai 1937, II 270/36, 
Warenzeichenrecht. Ausſtattungsſchutz: JW. 
1937, 2662 % (Anm. Stroinsky: JW. 1937, 
2843 =) 


1107.۰155, 129: 24. Mai 1997, I B 27, 
Koſtenzahlung nach einem Teile des Streit⸗ 
werts: JW. 1937, 1899 + 


11083. 155, 133: 28. Mai 1937, VII 313/36, 
Auslegung. Pfundentwertung: JW. 1937, 
2652 14 (Anm. Breithaupt: JW. 1937, 
2823 8) 


RGR. 155, 138: 1. Juni 1937, VII 15/37, 
Privatverſicherung. Nichtige Rechtsge⸗ 
schäfte: JW. 1937, 2665% (m. Anm. Prölß) 


NGZ. 155, 148: 4. Juni 1937, VII 321/36, 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung. Ver⸗ 
wirkung: JW. 1937, 2266 2 (Anm. f. Aufl. 
Siebert: JW. 1937, 2495) 


21908. 155, 154: 16. Juni 1937, V 241/36, 
Einwirkung auf Nachbargrundſtücke: JW. 
1937, 2594 ? 


RGA. 155, 161: 17. Juni 1937, VI 21/37, 
Wegereinigung. Geſchloſſene Ortslage: 
SW. 1937, 2351 


RG. 155, 167: 19. Juni 1937, V 10/37, 
Teilung von Grubenfeldern: JW. 1937, 
2606 51 


98103, 155, 172: 26. Juni 1937, V 26/37, 
Vorkaufsrecht. Notarielle Urkunde: JW. 
1937, 2603 


RG. 155, 180: 26. Mai 1937, I 190/36, 
Reufracht: JW. 1937, 2608 55 


RG. 155, 186: 29. Juni 1937, III 182/36, 
Staatshaftung. Landespolizeibeamter. Le⸗ 
bensverſicherung: JW. 1937, 2516 14 

91408. 155, 193: 29. Mai 1937, I 236/26, 
Eiſenbahnfrachtrecht. Brandgefahr. Ver⸗ 
ſchulden: JW. 1937, 2278 * 

RGI. 155, 199: 12. Juni 1937, ر6‎ 
Kunſtwerk oder Geſchmacksmuſter: JW. 
1937, 2461 (m. Anm. Hoffmann) 


N 


RG. 155, 208: 24. Juni 1937, IV 46/37, 
Kündigungsrecht freiwilliger Kartellmit⸗ 
glieder: JW. 1937, 2659 ka 


RG. 155, 211: 20. Juli 1937, II B 3/57, 
Weitere Beſchwerde. Sacheinlagen bei der 
GmbH.: JW. 1937, 283822 (m. Aum. Gro⸗ 
ſchuff) 


2108. 155, 218: 21. Juli 1987, V 35/7, 
Armenrecht. Amtspflichtverletzung: JW. 
1937, 27665 


RGR. 155, 224: 29. Juli 1937, IV B 21/37, 
Unterbrechung des Verfahrens: JW. 1937, 
2783 = 


ROR. 155, 227: 22. Juni 1937, III 233/36, 
Klageänderung. Offentlich⸗ rechtliche Fir 
ſorgepflicht: JW. 1937, 2825 


110083. 155, 234: 24. Juni 1937, VI 61/37, 
Kaſſenzahnärzte. Schutzgeſetze: JW. 1937, 
2592 27 


aen 155, 239: 4. Aug. 1937, V 53/37, 
Einrede der mangelnden Sicherheit für die 
Prozeßkoſten: JW. 1937, 2780 17 


mua. 155, 243: 17. Aug. 1997, III 75/37, 
Offentlich⸗rechtliches Dienſtverhältnis. Auf- 
rechnung. Vorbeſcheid: JW. 1937, 29277 


RG. 155, 246: 17. Ang. 1937, III 35/87, 
Univerſitätsprofeſſoren. Ruhegehalt: JW. 
1937, 2924 35 


RGZ. 155, 253: 1. Sept. 1937, V 2/37, 
Grundbuchrichter. Staatshaftung: JW. 
1937, 3030 18 


men 155, 257: 1. Juni 1937, III 289/35, 
Vertretung des Fiskus. Staatshaftung. Boy⸗ 
tott. Abkehr: JW. 1937, 3221 und 1937, 
3244 1 


RGR. 155, 292: 26. Aug. 1937, IV 118/37, 
Herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft. 
Rechtsmißbranch: JW. 1937, 2829 17 


RGZ. 155, 296: 7. Sept. 1937, III 216/36, 
Ausgleichsentſcheidung: JW. 1937, 2923 25 


RGZ. 155, 300: 9. Sept. 1937, IV 58/37, 
Pächterentſchuldung. Pachtkündigung: JW. 
1937, 2990 33 


RG. 155, 306: 18. Aug. 1937, I 23/7, 
Lizenzgebühren im Vergleichsverfahren: 
JW. 1937, 2992 9 


RG. 155, 316: 25. Aug. 1937, V 74/37, 
Zu $ 26 GewO: JW. 1937. 2973 1° 


Fundſtellenverzeichnis der Entſcheidungen des Reichsgerichts in Zivilſochen 


RGR. 155, 321: 30. Juni 1937, I 24/37, 
Gebrauchsmuster: JW. 1937, 2841% (m. 
Anm. Harmſen) 


RG. 155, 327: 20. Aug. 1937, VII 28/87, 
Verſtoß gegen die guten Sitten: JW. 1937, 
2828 10 8 


RGZ. 155, 333: 31. Aug. 1937, III 9/37, 
Fernſprechbedingungen: JW. 1937, 3036 ® 


NGZ. 155, 338: 31. Aug. 1937, III 52/37, 
Tötung wildernder Jagdhunde. Jagdnot⸗ 
ſtand: JW. 1937, 3118 % (m. Anm. 
Schäfer) 


RGR. 155, 344: 18. Sept. 1937, V B 7/87, 
Prüfungsrecht des Grundbuchrichters: JW. 
1937, 3038 %7 

RGR. 155, 348: 30. Sept. 1937, IV A 241/37, 
Kindesannahme. Anfechtung: JW. 1937, 
3031 1? 

men 155, 350: 30. Sept. 1937, IV 325/36, 
Teſtamentsvollſtreckung: IW. 1937, 3183% 
(Anm. Jonas: JW. 1937, 3249 46) 


21058. 155, 355: 29. Juni 1937, III 236/36, 
Landrat. Außerplanmäßige Ausgaben: 
JW. 1937, 2536 52 


man 155, 362: 20. Juli 1937, III 234/36, 
Reichshaftung. Unfall durch eine Dienſt⸗ 
waffe: JW. 1937, 2916 50 


914018. 155, 370: 29. Sept. 1937, V 262/36, 
Selbſtändiger Gutsbeſitz: JW. 1937, 
3253 53 


NGZ. 155, 373: 30. Sept. 1937, IV 114/37, 
Neſtitutionsklage: JW. 1937, 3121 (m. 
Anm. Siegert) 


RG. 155, 374: 1. Okt. 1937, II 284/36, 
Warenzeichenrecht: JW. 1937, 3166 ° 


RG. 155, 382: 9. Okt. 1937, V 54/7, 
Streitwert bei Urteil auf Rechtsmittelver— 
luſt: JW. 1937, 3048 47 (m. Anm. Gaedeke) 


men 155, 385: 2. Okt. 1۰ 
Offenbarung beim Gebrauchsmuſter: JW. 
1937, 3168 2 


RGR. 155, 387: 11. Okt. 1937, IV 30/7, 
Pflichtteil. Erbhof: JW. 1937, 3173 26 (m. 
Anm. Vogels) 

RG. 155, 389: 13. Okt. 1937, V 64/37, 


Nachbarrecht. Grundwaſſerentnahme: JW. 
1937, 3228 22 (m. Anm. Eplinius) 


Ach Z. 155, 394: 16. Okt. 1937, V 56/ö87, 
Straßenzubehör: JW. 1937, 32378 


Jundſtellenverzeichnis der Emſcheidungen des preuß. Oberverwaltungsgerichts 
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Lund ſtellenverzeichnis der Entſcheidungen des preuß. Oberverwaltungsgerichts 


1930 


7. Jan., VI D 157/28 = JW. 1930, 3262 ! 
10. Jan., DU 47/29 = FW. 1930, 1257 
14. Jan., VID 528/28 = ZW. 1930, 2479 s 


17. Jan., VII C 222/29 JW. 1931, 390 6 
21. Jan., VIII Gët 217/29 = JW. 1931, 
1997 2? 


23. Jan., VW 202/29 JW. 1931, 34902 
24. Jan., VII C 159/28 = JW. 1931, 3882 
28. Jan., VIII GSt 267/29 JW. 1930, 38132 
11. Febr., VID 55/28 = JW. 1930, 3263 ٤ 
11. Febr., VIII GSt 224/29 JW. 1931, 3024? 
14. Febr., DU 33/28 = JW. 1930, ٤۶ 
14. Febr., DU 33/28 JW. 1931, 1730 t 
14. Febr., DU 33/28 = JW. 1981, 7٦+ 
18. Febr., VID 168/28 JW. 1930, 2247 ٤ 
18. Febr., XIII Ger 107/29 = JW. 1931, 
3023 1 
20. Febr., IV B 34/29 = JM. 1931, 174451 
20. Febr., IX A 11/29 = JW. 1930, 2000: 
25. Febr., IIC 141/29 = JW. 1930, 1775 1 
27. Febr., IV C 59/28 = JW. 1930, 7 
4. März, 2 0124/29 = JW. 1930, 2475 1 
4. März, II C 136/29 = JW. 1930, 2246 1 
4. März, VIIIGSt13/29 = JW. 1930, 36681 
11. März, VIII A 43/29 = JW. 1931, 680 ٤8 
18. März, II CG 13/30 = JW. 1931, 17387 
20. März, III C 57/29 = JW. 1930, ۶۳ 
25. März, VIII GSt 286/29 = JW. 1930, 388? 
27. März, IV A 159/29 = JW. 1930, 7٤ 
1. April, II O 85/29 = JW. 1932, 543 u 
3. April, III B 1/30 JW. 1930, 3170 
3. April, IV A 153/29 JW. 1932, 539 2 
8. April, TI C 135/29 JW. 1931, 2328 
8. April, VI D 16/29 = JW. 1932, 3030 2? 
8 


„April, VIII GSt 289/29 = JW. 1931, 
1740 15 

8. April, VIII GSt 381/28 = JW. 1930, 
2329 5 


10. April, III ER 124/29 JW. 1930, 28201 
11. April, VII O 55/29 = IW. 1931, 388 4 
14. April, IV A 167/29 = JW. 1930, 2178 5 
17. April, III C 5/30 = ZW. 1930, 2602 

24. April, III A 1/30 = JW. 1931, 1996 1 
24. April, III A 4/30 = JW. 1981, 9701 
24. April, III B 2/20 = SW. 1931, 1416 ! 
25. April, II B 2/30 JW. 1931, 759° 


29. April, VIII GSt 168/29 = JW. 1932, 
3031 
29. April, VIII GSt 186/29 = $W. 1930, 


2739 ! 

1. Mai, IV C 6/80 = IM. 1930, 2418+ 5 
6. Mai, II A 2/30 = JW. 1931, 1732 0 

6. Mai, VID 368/28 = JW. 1932, 2897 + 
6. Mai, VIH GSt 16/29 = JW. 1931, 3895 
6. Mai, VIII GSt 416/29 = IW. 1930, 

3669? 

8. Mai, III B 10/30 = JW. 1931, 7۰ 

9. Mai, VII C 136/29 = JW. 1981, 3491? 
12. Mai, VIII B 8/29 = JB. 1931, 6784- 
15. Mai, III A 14/80 = ID. 1931, 7582 


22. Mai, IV A 145/28 JW. 1932, 543 10 
28. Mai, VIII GSt 363/29 = JW. 1920, 
3812 ! 


3. Juni, II C 6/30 = JW. 1931, 827 2 

J. Juni, VIII B 5/29 JW. 1931, 6T7? 

5. Juni, IIIA 15/30 JW. 1931, 34015 
12. Juni, III B 40/30 = IW. 1930, 3668 2 
12. Juni, III B 40/80 = JW. 1931, 619° 
17. Juni, II C 15/30 JW. 1931, 390 7 
17. Juni, VIII GSt 276/29 = JW. 1930, 

35138 
24. Juni, VIII GSt 581/29 = JW. 1931, 971 
24. Juni, VIII GSt 595/29 = JW. 1931, 
4952 
24. Juni, II B 8/30 = JW. 1931, 1742 18 
24. Juni, VIII C 80/27 = ZW. 1931, ۰+ 
27. Juni, II A 5/30 = SW. 1931, 1736 10 
Juli, III C 4/30 = JW. 1931, 4941 
18. Sept., III B 27/30 JW. 1931, 908? 
19. Sept., VII C 189/29 JW. 1931, 2330? 
23. Sept., VID 339/29 = JW. 1931, 3293 1 
25. Sept., III B 62/30 JW. 1931, 1743 2° 
25. Sept., IV C 29/29 JW. 1931, 7581 
30. Sept., VIII C 8/30 = JW. 1931, 2330 ® 
30. Sept., VIII GSt 261/29 = JW. 1931, 
24111 
2. Okt., III C 16/30 JW. 1931, 1310 
7. Okt., VI D 135/29 JW. 1931, 6807 
7. Okt., VI D 574/28 JW. 1932, 214 
7. Okt., 2 C 88/30 JW. 1931, 2660 3 
7. Okt., VIII B 12/28 JW. 1931, 675 ! 
0. Okt., VIII GSt 417/25 = IM. 1931, 
1052 1 
14. Okt., II A 17/30 JW. 1931, 17314 
14. Okt., VI D 240/29 = JW. 1931, 3161. 
16. Okt., III C 25/30 JW. 1931, 1646 ! 
17. Okt., VII C 236/29 = JW. 1931, 25311 
21. Okt., II 0710/30 = JW. 1932, 902 ? 
23. Okt., 1V C 24/30 = I. 1931, 3591 3 
28. Okt., II C 77/80 JW. 1931, 17325 
28. Okt., II C 90/30 = JW. 1931, 1731 
31. Okt., VII C 229/29 JW. 1932, 1522 ® 

6. Nov., III A 40/30 = JW. 1932, 6131 
11. Nov., II B 6/30 JW. 1931, 676 ° 
11. Nov., II B 17/30 = JW. 1931, 17335 
14. Nov., VII C 23/30 JW. 1932, 1609 6 
21. Nov., VII C 81/30 JW. 1931, 2198 2 
25. Nov., II B 20/30 = JW. 1932, 540 
27. Nov., IV A 123/29 = JW. 1931, 1209 

2. Dez., VIII GSt 706/29 = JW. 1931, 

2657 ! 

9. Dez., II A 31/30 JW. 1931, 2257 1 

9. Dez., kein Aktenzeichen JW. 1932, 5381 
11. Dez., II CG 113/29 JW. 1932, 294 6 
11. Dez., III A 21/30 JW. 1931, 2660 
16. Dez., II B 34/30 JW. 1931, 1738 11 
16. Dez., II B 35/30 JW. 1931, 1734 9 
19. Dez., II C 159/30 = JW. 1922, 5427 


0 
0 
3. Juni, II 4/80 JW. 1931, 17312 
5 
5 


1931 


Jan., III A 85/30 = 3%. 1931, 17411 
Jan., IV B 33/30 JW. 1931, 1859 1 
9. Jan., VII C 57/30 JW. 1932, 290 
3. Jan., II A 28/30 = JW. 1932, 1423 2 
5 
7 


90 9 


5. Jan., IV B 55/30 = JW. 1931, ٤ 
„Jan., VIII GSt 69/31 JW. 
1739 12 
20. Jan., II 0 41/30 JW. 1932, 2947 
Jon, IV A 200/30 JW. 1931, 3398 
Jan., II O 136/36 JW. 1982, 1518 22 
29. Jan., III A 89/30 = JW. 1932 1991 1 
„Febr., III B 101/30 JW. 1931, 1741 1 
10. Febr., II 079/30 = SW. 1931, 19481 
12. Febr., III C 34/80 = JW. 1932, 7661 
13. Febr., VIIC 56/30 JW. 1932, 291 2 
19. Febr., IV A 33/30 = JW. 1932, 1085 2 
20. Febr., VII D 10/30 = JW. 1931, 2658: 
20. Febr., VII C 175/30 = JW. 1932, 15217 
20. Febr., VII C 176/30 = JW. 1932, 16107 
24. Febr., II B 38/30 = JW. 1931, 1742 19 


بر ka‏ بر 


1931, 


24. Febr., VIII GSt 101/31 = اق‎ 1932, 
2329 2 
24. Febr., VIII GSt 390/30 = JW. 1931, 


1740 10 

7. Febr., VII C 28/30 = ZW. 1981, 23303 
5. März, III B 82/80 JW. 1931, 1530 
9. März, III B 3/31 JW. 1932, 1326 ı 
13. März, VII CO 169/30 JW. 1931, 3499 + 
17. März, II C 173/30 = JW. 1932, 5426 
20. März, VIIC 172/30 = JW. 1931, 2603 ı 
24. März, VI D 319/30 = JW. 1931, 35901 
24. März, VI D 460/28 = JW. 1932, 2486 


2 


März, VIII GSt 213/30 = JW. 1931,‏ ید 
?2412 
März, VII GSt 236/30 = JW. 1932,‏ .24 


3544 3 
26. März, III C 6/31 = JW. 1932, 3403 5 
26. März, III C 33/30 = JW. 1931, 3490 
27. März, VII C 13/30 = JW. 1932, 15171 
27. März, VII C 167/30 = JW. 1932, 137 1 
31. März, II B 41/80 = JW. 1932, 2836 3 
31. März, VI D 433/29 = ZW. 1932, 30303 
2. April, IIC 5/81 = JW. 1932, 3403 6 
2. April, III B 9/81 JW. 1931, 3399 a 
14. April, VIII Gët 265/31 JW. 1931, 
1740 3 
16. April, III CO 2/31 JW. 1932, 3404 7 
28. April, VIII C 16/30 = JW. 1931, 3161 1 
1. Mai, VIIC 178/30 = JW. 1932, 7673 
5. Mai, II O 83/81 = ZW. 1931, 2603 2 


5. Mai, VIII GSt 164/30 = SW. 1932, 
1424 3 

5. Mai, VIII GSt 689/30 = SW. 1932 
293 5 i 


12. Mai, II B 4/31 = JW. 1932, 782 

15. Mai, VII C 183/30 JW. 1932, 767: 
19. Mai, VID 406/29 = JW. 1932, 16108 
19. Mai, VIII GSt 9/31 = JW. 1931, 20531 
21. Mai, III B 15/31 = JW. 1932, 34024 
29. Mai, VIIC 148/30 = JW. 1932, 10864 


12 
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1. Juni, IV B 41/29 JW. 1932, 293 
2. Juni, II A 53/30 = JW. 1932, 54° 
5. Juni, VID 405/29 = JW. 1932, 1607 ? 
19, Juni, VII 019/80 = IW. 1932, 544 * 
23. Juni, II B 5/31 = JW. 1932, ٤4 
23. Juni, II C 22/1 = JW. 1932, 2330 
25. Juni, IV A 57/30 = JW. 1932, 359 ' 
26. Juni, VII CO 85/30 = JW. 1932, 2198 
90. Juni, II C 47/31 = JW. 1932, 542 
30. Juni, II 0181/80 = JW. 1931, 1٤ 
2. Juli, VW 42/30 = JW. 1932, 1083 1 
a Juli, II O 11/1 = JW. 1932, 903° 
9. Juli, III 018/81 = JW. 1932, 781 
9. Juli, VW 42/30 = JW. 1932, 2486 * 
10. Juli, II A 7/31 JW. 1932, 1991 
10. Juli, VIII GSt 192/30 JW. 1932, 
1492 1 
17. Sept., III A 90/30 = JW. 1932, 1۰ 
18. Sept., VII C 209/30 = JW. 1932, 292° 
21. Sept., IV C 44/30 = JW. 1932, 971 
22. Sept., II O 35/31 = JW. 1932, 3223 
22. Sept., VIII GSt 497/30 = JW. 1932, 
1086 3 
24. Sept., 303/31 = JW. 1932, 1611 
1. Okt, IV B 23/30 = JW. 1932, 823 
6. Ott, VIII GSt 100/390 = 3%. 1932, 
1518 4 
9. Oft, VILO 5/31 = JW. 1932, 2488 
9. Okt., VIIC 27/31 = JW. 1932, 2486 * 
13. Okt., 2 0 81/31 = IM. 1932, 2576 1 
15. Okt., III C 35/1 JW. 1932, ۰ 
16. Okt., VII C 77/31 = JW. 1933, 1496 
20. Okt., II O 68/1 = JW. 1932, 2834 
29. Okt., III B 28/31 = JW. 1932, 1611 10 
3. Nov., II O 56/31 = JW. 1932, 2330 5 
g. Nov., VIII Gët 372/30 = JW. 1982, 
1518? 
4. Nov., IIC 69/30 = JW. 1932, 1518? 
10. Nov., II O 94/31 Beſchl. = JW. 1932, 
902 
13. Nov., VII 118/31 = JW. 1932, 2329° 
17. Nov., II C 40/31 = JW. 1932, 2488 7 
19. Nov., ITE A 65/31 = JW. 1932, 2328 ! 
19. Nov., IV 019/81 Beſchl. = JW. 1932, 
543° 
19. Nov., IV C 38/31 Beſchl. = JW. 1932, 
1032 1 
19. Nov., V ER 310/31 Beſchl. = JW. 1932, 
138? 
20. Nov., VII C 96/30 = JW. 1932, 2487 © 
24. Nov., IIC 112/31 = XW. 1932, 3286 ? 
3. Dez., III A 34/31 JW. 1932, 1787 
3. Dez., IV C 33/31 = JW. 1933, ۰ 
11. Dez., VII O 109/30 = JW. 1932, 1520 ° 
11. Dez, VII C 218/30 = JW. 1932, 2663 
11. Dez., VII C 235/30 = JW. 1932, 2489 10 
17. Dez. III C 26/31 = JW. 1933, 738 
22. Dez., VID 125/30 = JW. 1932, ٤4 
22. Dez., VIII C 25/31 = JV. 1932, 2056? 
22. Dez., VIII Gët 773/91 = JW. 1932, 
2664 


1932 
5. Jan., VI D 262/31 = JW. 1932, 1609 5 
8. Jan., I DU 52/30 = JB. 1932, 2755 


12. Jan., VIII GSt 68/31 = JW. 1933, 392 7 
12. Jan., VIII GSt 655/81 = JW. 1932, 
15205 
14. Jan., III C 60/81 = JW. 1932, 3736 € 
19. Jan., VIII GSt 179/32 = JW. 1932, 
2663 2 
21. Jan., III O 55/31 = JW. 1932, 2483 1 
21. Jan., III 055/81 JW. 1932, ٤ 
26. Jan., TI A 15/31 = JW. 1932, 3402 ° 
28. Jan., IV C 26/31 = JW. 1933, 7 
5. Febr., VII C 72/31 = JW. 1933, 656° 
16. Febr., VIII GSt 234/30 = JW. 1932, 
1692 1 
18. Febr., III A 104/31 = JW. 1932, 7+ 
18. Febr., III 01/82 = JW. 1932, 3735 ! 
18. Febr., V W 264/31 Beſchl. JW. 1932, 
36713 
23. Febr., IIC 159/31 = JW. 1932, 1608 
23. Febr., VIII GSt 353/31 = JW. 1932, 
26644 
1. März, VIII GSt 962/31 = JW. 1932, 
1607 
3. März, IV C 45/31 = JW. 1932, 3287 ® 
3. März, VO 8/81 = JW. 1932, 2483 2 
4. März, J 7/31 = JW. 1932, 3285 1 
8. März, VIII GSt 62/31 = JW. 1932, 
3029 * 
10. März, III A 102/31 = JW. 1932, 5 
10. März, IIIC 66/31 = JW. 1933, 737° 
10. März, IX O 22/31 = JW. 1932, 7 
15. März, II C 166/31 = JW. 1933, 394 ° 
15. März, VIII GSt 151/32 JW. 1932, 
3402 ° 
22. März, VIII GSt 728/30 = FW. 1933, 
393 4 
31. März, III C 10/32 = ZW. 1932, 3543 ? 
5. April, VIII GSt 325, 326/31 = JW. 1932, 
2197 1 
5. April, VIII GSt 325, 326/31 = JW. 1933, 
574? 
5. April, VIII GSt 435, 436/31 = 3%. 1932, 
2113! 


5. April, VIII GSt 501/31 = JW. 1932, 
2931 7 

5. April, VIII GSt 812/31 = JW. 1932, 
2930 


12. April, VID 71/29 = JW. 1933, 2001 
19. April, II C 184/31 = JW. 1933, 1621 
19. April, II C 232/31 = JW. 1932, 3286 2 
28. April, IV C 8/32 = JW. 1932, 3142? 
3. Mai, II A 106/31 = JW. 1933, 7 
10. Mai, II C 195/31 JW. 1932, 3286 ' 
26. Mai, III C 22/32 JW. 1933, 1556 ® 
31. Mai, II 0199/81 JW. 1932, 2832 1 
31. Mai, VIII A 77/30 JW. 1932, 29291 
und 3671“ 
31. Mai, VIII C 20/30 JW. 1933, 392 
7. Juni, II B 3/32 JW. 1932, 3400 1 
7. Juni, VIII GSt 332/30 = JW. 1933, 
142 * 
14. Juni, II B 10/32 = JW. 1932, 3736 ? 
14. Juni, I C 223/31 JW. 1933 ۳ے‎ 
14. Juni, VIII GSt 402/31 = JW. 1932, 
3286 5 
28. Juni, II C 45/32 = JW. 1933, 1215 ٥ 


28. Juni, VI D 185/31 = JW. 1933, 1285 1 
1. Juli, II B 21/32 JW. 1933, 75 
1. Juli, II O 38/31 JW. 1983, 1556 
3. Juli, VII C 151/31 JW. 1933, 1215 
5. Juli, II B 29/31 JW. 1932, 3545 
5. Juli, VIII Gët 457/32 = JW. 1932, 
2930 2 
5. Juli, VIII GSt 991/31 JW. 1932, 
3670 1 
7. Juli, III A 4/32 = JW. 1932, 3784 
7. Juli, III C 43/32 = JW. 1933, 495 
8. Juli, ID 11/32 = JW. 1933, 8081 
11. Juli, V A 35/31 JW. 1932, 3671? 
11. Juli, IV D 34/32 = JW. 1933, 1095 ı 
16. Sept., VII C 140/31 = JW. 1933, 936 
19. Sept., III A 9/32 = ZW. 1933, 494 1 
19. Sept., III C 61/32 JW. 1933, 495° 
20. Sept., IEB 8/32 = XW. 1933, 79 
20. Sept., II C 58/32 = JW. 1938, 573! 
20. Sept., II O 74/32 = JW. 1933, 935 ° 
27. Sept., VI D 237/31 = JW. 1933, 1048 1 
30. Sept., VII O 222/31 = $W. 1933, 656° 
4. Okt., ID 60/30 = JW. 1933, 1620 
4. Okt., VID 214/31 JW. 1933, 15565 
4. Okt., VIII GSt 350-—854/32 = 8103.1838, 
143? 
11. Okt., II C 76/32 = JW. 1933, 1365 * 
11. Okt., VI D 310/31 JW. 1933, 936° 
18. Okt., ID 25/31 JW. 1932, 3542 ! 
18. Ott., II ER 463/32 JW. 1933, 1096 ® 
18, Okt., II C 57/32 JW. 1938, 7۶× 
21. Okt., VII O 224/31 JW. 1933, 20314 
21. Okt., VII C 232/31 JW. 1933, 1363 
25. Okt., II C 129/32 JW. 1933, 391! 
25. Okt., VIII A 29/30 JW. 1933, 1621 9 
25. Okt., VIII GSt 122/32 = JW. 1988, 
575 
27. Okt., III C 27/32 JW. 1983, 9781 
27. Okt., III C 91/32 = JW. 1933, 15552 
27. Okt., IV C 71/32 JW. 1933, 1212 
28. Okt., VII O 236/31 = JW. 1933, 1363? 
3. Nov., III ER 204/31 Beſchl. = JW. 1933, 
574 2 
7. Nov., 1 D 12/31 JW. 1933, 1211? 
15. Nov., VIII GSt 658, 659/32 = JW. 1933, 
11581 
18. Nov., VII C 190/31 JW. 1933, ٤9 
22. Nov., ID 36/81 = JW. 1933, 1210 
22. Nov., VIII 0 38/31 = IW. 1933, 2415 ? 
24. Nov., IV B 42/31 = JW. 1938, 8721 
24. Nov., V W 41/32 = JW. 1933, 1366 
29, Nov., II B 13/2 = JW. 1933, 12147 
29. Nov., II C 115/32 = JW. 1933, 1214 ® 
1. Dez., III A 17/32 = JW. 1933, 1686 ° 
1. Dez., III C 71/82 JW. 1933, 1555 
„8. Dez., III C 80/32 = JW. 1983, 1212 4 
8. Dez, III C 84/2 = JW. 1933, 1213 
13. Dez., VIII 68: 427/30 = JW. 1933, 
1742 1 
15. Dez., III C 90/32 = JW. 1993, ٤9 
16. Dez., VII C 176/31 = JW. 1933, 20319 
20. Dez., II A 62/82 = JW. 1938, 654 
20. Dez., II A 62/82 = JW. 1933, 1217 * 
20. Dez., VIII GSt 514/31 = JW. 1938, 
1495 
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20. Dez., VIII GSt 725/32 = 
1856 ? 
29. Dez., III C 29/32 = JW. 1933, 2182 ! 


JW. 8, 


1933 


10. Jan., II C 90/32 = JW. 1933, 1623 o 
10. Jan., VIII GSt 809/31 = JW. 1983, 
2359 ı 
10. Jan., VIII 68+ 814, 815/31 = IM. 1933, 
1365 5 
2. Jan, IV 093/32 = JW. 1933, 1432 ! 
4. Jan., VIIC 32/32 = ZW. 1933, 2030 
7. Febr., II C 142/32 = JW. 1933, 1685 
7. Febr., VIII 68٤: 572/32 = JW. 
2088 
9. Febr., III B 2/33 = JW. 1933, 2304 
14. Febr., II B 20/32 = JW. 1933, 2360 
14. Febr., VIII GSt 992/31 = JW. 1933, 
24151 
7. März, VI D 173/32 JW. 1933, 1975 5 
9. März, IV C 36/31 = JW. 1933, 19121 
10. März, VII D 30/32 = JW. 1933, 2030 ? 
14. März, II O 173/82 = JW. 1933, 2360 
14. März, VIII GSt 700/32 = JW. 1933, 
2032 5 
16. März, IV B 23/32 = JW. 1933, 1622 
23. März, III C 122/32 = JW. 1933, ۰ 
24. März, II C 152/32 = JW. 1933, 16225 
24. März, II O 181/32 = JW. 1933, ۰ 
30. März, III B 9/33 = JW. 1933, 2183 2 
2 Au IV C 125/32 JW. 1933, 2901 1 
„April, VIII Ost 779/32 = 300 
7و‎ 32 JW. 1933, 
25. April, ID 1/33 JW. 1933, 1800 1 
28. April, VII O 141/82 JW. 1933, 2240 
1. Mai, VIII O 2/1 = JW. 1933, 2303 5 
4. Mai, III O 26/2 = JW. 1933, 2669 ı 
4. Mai, III C 43/33 = JW. 1933, 2670: 
4. Mai, IV B 39/31 JW. 1933, 1855 1 
5. Mat, VII C 166/32 = JW. 1933, 23022 
11. Mai, IV 0143/32 = ZW, 1933, 1975 
16. Mai, I ER 58/32 JW. 1933, 2302 
und 2543 
18. Mai, III C 35/32 = JW. 1938, 2608 
28. Mai, II O 211/32 = JW. 1933, 2302 
30. Mai, VIII GSt 155/33 = om. 1938, 
2240 1 
1. Juni, II C 15/33 = JW. 1933, 2540 
1. Juni, IV 0134/32 = mm. 1933, 1973 1 
1. Juni, V W 170/82 = JW. 1933, 2542 : 
30. Juni, IV C 31/32 = JW. 1933, 19743 
6. Juli, III 044/38 = SW. 1933, 2792 ı 
19. Sept., TI O 30/33 = JW. 1933, 2607 ı 
19. Sept., II C 177/32 = JW. 1934, ۰+ 
21. Sept., III A 1/33 = JW. 1934, 125 
22. Sept., VII C 199/32 = JW. 1933, 2855 
26. Sept., II C 62/33 JW. 1933, 27281 
26. Sept., VIII GSt 764/32 JW. 1934, 
1913 
28. Sept., III B 1/33 = JW. 1934, 191? 
28. Sept., III C 35/33 = SW. 1934, 1901 
28. Sept., III C 84/33 JW. 1934, 448 
5. Okt. III O 12/33 = JW. 1933, 2855 
5. Okt., III ER 45/33 JW. 1934, 512! 
6. Okt., VIIC 33/33 = JW. 1934, 254° 


1933, 


10. Okt., II C 51/33 = JW. 1933, 2936 1 

17. Okt., II B 34/32 JW. 1934, 383 ° 

19. Okt., III C 19/3 = JW. 1934, 382° 

24. Okt., II C 72/33 = JW. 1934, 319 1 

26. Okt., III ER 26/33 = JW. 1934, 125 
9. Nov., III C 109/33 = JW. 1934, 631 
9. Nov., IV C 113/33 = JW. 1934, 3811 

14. Nov., II B 29/32 = JW. 1934, 576 2 

14. Nov., II C 82/33 = JW. 1934, 4481 

14. Nov., VIII GSt 922/32 = JW. 1934, 

862 1 

16. Nov., III C 50/33 = JW. 1934, 1072 ı 

23. Nov., III C 118/32 = JW. 1934, 928 1 
J. Dez., VII C 220/32 = ZW. 1934, 1268 
5. Dez., II O 61/33 JW. 1934, 1000 ı 
5. Dez., VIII GSt 20/32 = JW. 1934, 

1208 2 

14. Dez., VC 15/32 = ZW, 1934, 1136 

15. Dez., 110 91/33 = JW. 1934, 2189 2 

18. Dez., IV C 119/33 JW. 1934, 575 

19. Dez., ID 44/33 = JW. 1934, 1303 1 

19. Dez., II C 100/33 = ZW. 1934, 789 ! 

19. Dez., I C 150/83 = JW. 1933, 790° 

21. Dez., III C 126/33 = JW. 1934, 647 

21. Dez., III C 126/33 JW. «1934, 1136 2 


1934 


4. Jan., III C 143/33 = ZW. 1934, 12715 
5. Jan., ID 14/33 = JW. 1934, 1692: 
9. Jan., II C 101/33 = JW. 1934, 1207 
16. Jan., VIII GSt 757/32 = JW. 1934, 
12704 
18. Jan., III C 119/32 = JW. 1934, 1270° 
18. Jan., III ER 50/33 = JW. 1934, 2191 * 
1. Febr., V W 91/31 JW. 1934, 1942 
8. Febr., III C 148/33 = JW. 1934, 7۰+ 
9. Febr., II C 124/33 = JW. 1934, 7 
13. Febr., ID 51/83 = JW. 1934, 1760? 
15. Febr., III C 158/33 JW. 1934, 7 
15. Febr., III O 161/33 = JW. 1934, 7 
22. Febr., III C 116/33 = JW. 1934, 1814 
23. Febr., VIII C 37/31 = JW. 1934, 21902 
27. Febr., II G 81/33 = JW. 1934, 2285 
1. März, III C 170/33 = JW. 1934, 2188 ' 
8. März, III O 2/34 = JW. 1934, 1878 
8. März, IV C 10/4 JW. 1934, ۰ 
13. März, VID 86/33 = JW. 1934, 1693 
13. März, VIII GSt 843/32 = JW. 1934, 
1759 1 
15. März, IV C 101/33 = JW. 1934, 1606 ° 
16. März, VIII Gst 183—190/ = JW. 1934, 
1814 
20. März, VIII 049/80 = JW. 1934, 2815 * 
22. März, VC 28/33 = JW. 1934, ۰7 
29. März, III C 53/33 JW. 1934, 2431 1 
10. April, VIII A 43/31 = JW. 1934, 1880 
10. April, VIII Gët 92/34 = IW. 1934, 
1879 2 
19. April, IV C 47/33 = JW. 1934, 2511 
19. April, IX D 10/34 JW. 1934, 2095 ? 
24. April, II C 157/33 = JW. 1934, 1816 ° 
2. Mai, XL 17/34 Beſchl. = JW. 1935, 
12714 
4. Mai, IIC 122/383 JW. 1934, 2587 5 


اق 


4. Mat, II C 130/33 = JW. 1934, 1880 
8. Mai, VIIIC 34/32 = JW. 1934, 26551 
13. Mai, VIII C 22/2 = ZW. 1934, 3327 ° 
15. Mai, VIII Gët 414/32 JW. 1934, 
2095 
17. Mai, IX DW 12/33 JW. 1934, 2367! 
24. Mai, III O 121/32 JW. 1934, 2584 
24. Mai, IX D 12/4 = JW. 1934, 2095 1 
ود‎ Mai, II C 88/33 = JW. 1934, 2285 * 
29. Mai, VI D 149/30 = JW. 1934, 2096 + 
31. Mai, III C 11/34 = JW. 1934, 28147 
31. Mai, IV C 27/34 = JW. 1934, 2585? 
5. Juni, II O 4/34 = ZW. 1934, 7 
5. Juni, VIIIC 46/83 = JW. 1934, 3167“ 
7. Juni, IV C 127/33 = JW. 1934, 8322 
7. Juni, IV C 139/33 = JW. 1934, 2586 * 
12. Juni, II C 16/34 = JW. 1934, 2879? 
12. Juni, VIII 0 8/32 = JW. 1934, 7٦ 
14. Juni, III C 31/33 = JW. 1934, 1۰4 
14. Juni, IV C 121/33 = JW. 1934, 2944 ! 
14. Juni, IX D 19/34 = JW. 1934, 7 
18. Juni, IX DW 5/34 = JW. 1934, 2512 
19. Juni, II C 164/33 = JW. 1934, 2589 
21. Juni, IV C 138/33 = JW. 1934, 3326 4 
21. Juni, IX D 3/34 = JW. 1934, 3168" 
22. Juni, I D 67/33 JW. 1934, 2813 
22. Juni, VIIC 93/33 = JW. 1934, 30885 
26. Juni, VIII GSt 19/33 = JW. 1935, 
3181 
26. Juni, VIII GSt 34/33 = JW. 1934, 
3232. 
28. Juni, III C 8/34 = JW. 1934, 3166: 
28. Juni, IJI C 163/33 = JW. 1934, 2733 
2. Juli, IV O 77/3 = JW. 1934, 3167 
3. Juli, VIII C 72/32 = JW. 1934, 3165 
6. Juli, VII C 127/33 = JW. 1934, 3087 
10. Juli, II A 13/33 = JW. 1934, 3324 
12. Juli, III C 26/84 = JW. 1934, 3024 
12. Juli, III C 47/4 = JW. 1934, 32311 
12. Juli, III C 52/34 = JW. 1934, 3326 5 
12. Juli, XL 7/34 Beſchl. = JW. 1935, 656 
20. Sept., IV C 60/30 = JW. 1985, 158 
21. Sept., VII C 36/34 JW. 1935, 7 
21. Sept., VIII O 30/32 = JW. 1935, 1274 
25. Sept., II O 41/4 = IW. 1935, 1605 
25. Sept., VIII C 79/32 = JW. 1935, 1266 
25. Sept., VIII 019/82 = $W. 1935, 165155 
27. Sept., III C 57/34 = IW. 1935, 71 
2. Okt., VIII CO 16/33 JW. 1935, 2099 10 
4. Okt., III O 64/34 = JW. 1935, 159 
4. Okt., III C 126/34 JW. 1935, 2094 1° 
4. Okt., IV O 11/34 JW. 1935, 383 
4. Ott., V W 7/33 Beſchl. = ZW. 1935, 734! 
9. Okt., II C 20/34 JW. 1935, 384° 
9. Okt., VII C 3/32 = JW. 1935, 828 
9. Okt., VIII 6 8/34 JW. 1935, 735° 
11. Okt., III O 93/4 = JW. 1934, 3325 
11. Okt., IV 047/34 = JW. 1935, 158° 
11. Okt., IV C 64/33 = JW. 1935, 884 
16. Okt., II C 38/34 JW. 1935, 237! 
16. Ott, VIII GSt 68, 69/34 JW. 1935, 
9737 
18. Okt., III C 56/34 JW. 1935, 1652 ® 
23. Okt., II O 40/34 = JW. 1935, 319? 
23. Okt., VIII C 31/33 = JW. 1935, 1268 
12 


EX 
Ne} 
1 


CR. III C 85/34 JW. 1935, 969! 

Okt., III CG 87/34 JW. 1935, 12725 

3. Okt., III C 114/34 JW. 1935, 471° 

„Okt., IV ER 15/34 JW. 1935, 159° 

„Okt., VIII Gët 150/34 = JW. 1935, 
559! 

1. Nov., III C 67/34 = JW. 1935, 383° 

1. Nov., III C 107/34 = JW. 1935, 470° 

1. Nov., IV 025/34 = JW. 1935, 1368 * 

6. Nov., II O 48/34 = JW. 1935, 971 < 

6. Nov., VIII 0 48/30 = JW. 1935, 7 

8. Nov., III 0 53/34 = JW. 1935, 8852 

8. Nov., IV C 45/84 = JW. 1935, 970°: 

8. Nov., IV C 56/34 = JW. 1935, 2092 1 
22. Nov., III C 75/34 = JW. 1935, 2092 118 
22. Nov., IV C 70/34 JW. 1935, 971° 
29 

3 


c I9 212 کا‎ 
oO Ou ven 


Nov., III ER 106/34 = JW. 1935, 970° 
„Nov., III C 141/34 = JW. 1935, 1956 ® 
29. Nov., V 032/34 = JW. 1935, 2101 1° 
13. Dez., IV C 44/34 = JW. 1935, 1952 © 
13. Dez., IV C 44/34 JW. 1935, 2675 ® 
17. Dez., IV O 37/4 JW. 1935, 16527 
17. Dez., V W 15/33 JW. 1935, 1954 “ 
20. Dez., III C 139/34 = JW. 1935, 2098 19 


1935 


g. Jan., III C 116/34 = IB. 1935, 
3. Jan., III C 144/34 = JW. 1935, 1956 ** 
4. Jan., VIII C 13/33 JW. 1935, 1955 + 
8. Jan., II C 66/34 JW. 1935, 972° 
10. Jan., III C 161/34 JW. 1935, 2095 #7 
10. Jan., V W 101/32 JW. 1935, 2456 55 
15. Jan., II C 54/34 = JW. 1935, 1270° 
16. Jan., I D 59, 60/34 = JW. 1935, 1653 % 
16. Jan., VI D 14/34 = JW. 1935, 2100 =! 
17. Jan., IX D 90/34 = JW. 1935, 2461 8 
22. Jan., II 013/35 = JW. 1935, 1367 u 
24. Jan., III C 94/34 = JW. 1985, 2097 us 
24. Jan., IV 074/34 = JW. 1935, 2312 w 
31. Jan., III C 174/34 = JW. 1935, 2460 ® 
31. Jan., IV 0141/33 = JW. 1935, 2457 ۶ 
1. Febr., VII C 80/34 = IM. 1935, 2674 v5 
5. Febr., VIII CO 78/32 = $W. 1935, 2458 "° 
7. Febr., IV C 147/33 = XW. 1935, 2767 ® 
21. Febr., III ER 89/34 = JW. 1935, 2675 67 
21. Febr., III 0158/84 = JW. 1935, 2461 ® 
28. Febr., IV C 73/34 = JW. 1935, 2455 5 
5. März, ID 92/4 = JW. 1935, 2462% 
5. März, ID 119/34 = ZW. 1935, 2462 ° 
7. März, III C 11/4 = IM. 1935, 2671 % 
7. März, V W 38/34 = JW. 1935, 29991" 
12. März, ID 106/34 = JW. 1935, 2769% 
12. März, TI C 3/35 = $W. 1935, 2023 ٠ 
21. März, V C 41/34 = JW. 1935, 3683 84 
28. März, III C 34/35 = JW. 1935, 2455 51 
28. März, IX D 96/34 = IW. 1985, 2999 1 
2. April, VIII C 9/3 = JW. 1935, 3679 s0 
2. April, VIII GSt 215/33 N JW. 1935, 
2024 80 
4. April, III C 172/34 = 398. 1935, 2671 81 
4. April, IV O 64/34 JW. 1935, 2999 10 
11. April, IV C 23/4 JW. 1935, 3254 ® 
16. April, VIII 681 210/33 = IM. 1935, 
2672% 


17. April, VI ER 57/35 = JW. 1935, 2676 =° 


1367 42 


18. April, III C 37/35 = JW. 1935, 2673 ة8‎ 
18. April, IV 03/85 = JW. 1935, 2768% 
29. April, V C 6/35 = JW. 1935, 3682 ® 
30. April, II C 7/35 = JW. 1935, 3413 00 
2. Mai, III C 49/35 = JW. 1935, 2398% 
2. Mai, IV C 20/84 = JW. 1935, 3408 5° 
2. Mai, IV O 90/34 JW. 1935, 3254 0 
3. Mai, VII O 24/4 JW. 1935, 3413 v 
9. Mai, IV C 16/34 = ZW. 1935, 3411 8 
9. Mai, IX D 94/4 = JW. 1935, 2167” 
6. Mai, IV 0119/34 JW. 1935, 3410 v5 
3. Mai, III C 194/34 = JW. 1935, 2670 © 
3. Mai, IV ER 9/85 = ZW. 1935, 2996 100 
Mai, IV C 17/35 = JW. 1935, 32557 
‚Mai, V C 12/85 = JW. 1935, 3676 75 
1. Mai, II C 89/34 = JW. 1935, 2998 10 
3. Juni, IV C 37/35 = IM. 1935, 2997 17 
3. Juni, IV 047/35 = JW. 1936, 64" 
6. Juni, III ER 72/35 = JW. 1935, 29981% 
6. Juni, IV C 103/34 = $W. 1935, 3677 5 
13. Juni, III C 127/34 = JW. 1935, 2671% 
13. Juni, IV C 44/35 = JW. 1935, 36797 
18. Juni, VIII C 47/33 = JW. 1935, 3414© 
20. Juni, III C 84/35 = JW. 1935, 3416 6. 
20. Juni, III C 164/34 = JW. 1936, 538% 
20. Juni, IV C 69/34 = JW. 1935, 3412 * 
27. Juni, IV C 66/34 = JW. 1935, 36808: 
27. Juni, IV 106/34 = JW. 1935, 3681 * 
4. Juli, IV C 97/34 = JW. 1935, 3191 
8. Aug., III C 125/35 = JW. 1936, 539 9° 
8. Aug., III O 155/34 = JW. 1935, 3678 v5 


13. Aug., VIII A 23/32 = FW. 1936, 2192 5 
16. Aug., VII D 174/33 JW. 1936, 542 70 


10. Sept., II O 92/34 JW. 1935, 77 


12. Sept., III C 153/35 JW. 1935, 3408 55 


12. Sept., III C 186/34 = JW. 1936, 415 % 


17. Sept., VIII St 254/34 JW. 1936, 048 
24. Sept., VII C 36/31 JW. 1936, 1625 % 


26. Sept., IV CO 98/34 = JW. 1936, 539 9 
27. Sept., ID 41/35 JW. 1936, 1403 50 
30. Sept., V W 21/34 JW. 1936, 1404 "° 
3. Okt., III C 75/35 JW. 1936, 538 9 
3. Okt., III C 121/35 JW. 1936, 5697 
8. Okt., VIII GSt 248/33 = 
3415 65 
10. Okt., III C 183/35 JW. 1936, 757 5° 
10. Okt., III C 139/35 JW. 1936, 757 51 
10. Okt., IV C 63/35 JW. 1936, 478 4 
15. Okt., VIII Gët 329/33 = IB. 
223 94 


18. Okt., VII C 182/33 = IR. 1936, 7 


22. Okt., VIII GSt 4851/34 = JW. 1936, 


7615 
22. Okt., VIT GSt 159/34 = IM. 1936, 

763 59 
22. Okt., VIII GSt 324/33 = IB. 1936, 

221% 


29. Okt., II C 51/35 JW. 1936, 765% 


29. Okt., VIII Gët 18/34 JW. 1936, 


2 
31. Okt., IV 0716/855 = JW. 1936, ٤ 
31. Okt., IV C 108/35 = ZW. 1936, 479° 


5. Nov., VIII GSt 283—285/34 = JW. 1936, 


ez DA 


7. Nov., III C 73/35 JW. 1936, 760 5 


gt 


12. 
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Nov., IV 0102/84 = JW. 1936, 1405 65 
Nov., VIII GSt 477/33 = JW. 1936, 
760 55 


Nov., IV C 80/35 = IR. 1936, 7 
Nov., IV C 99/84 = IW. 1936, 1404 971 
5. Nov., VII D 191/35 JW. 1936, 1650 ® 
Nov., VIII GSt 358/34 = 


JW. 6 
762 57 


21. Nob., III O 158/35 JW. 1936, 1622 ® 
21. Nov., IV B 48/31 = JW. 1936, 1619 55 
26. Nov., VIII C 7/34 = JW. 1936, 1620 
21. Nov., VIII 0141/35 = JW. 1936, 759 8 
Nov., III C 64/35 = JW. 1936, 1630 © 

28. Nov., IV C 95/35 JW. 1936, 1403 
Dez., II O 92/85 = JW. 1936, 1618 
„Dez., VIII C 28/85 = JW. 1936, 2192% 
5. Dez., III 0118/85 = JW. 1936, 1624" 


5. Dez., III C 198/35 = SW. 1936, 08 


2 

0. Dez., VIII C 25/34 = ZW. 1936, 1628 9 
2. Dez., III C 260/35 = FW. 1936, ۴۶ 
2 
2 


12. Dez., IV C 110/85 = JW. 1936, 1488 70 


„Dez., VIII GSt 428/33 = JW. 1936, 
768 78 


JW. 1935, 


1936, 


17. Dez., VIII Gët 434/33 = FW. 1936, 
1627 7 
19. Dez., III 0911/05 = JW. 1936, 1623 * 
1936 
7. Jan., VIII ast 24/33 = JW. 1986, 
2192 9 
7. Jan., VIII Gët 116/34 JW. 1936, 
2191 5 
9. Jan., III O 194/35 = JW. 1936, 2187"! 
10. Jan., ID 19/85 = JW. 1936, 2192% 
10. Jan., VILD 47/34 = JW. 1936, 5+7 
16. Jan., III C 135/35 = $W. 1936, 2191 
20. Jau., IX D 52/35 = JW. 1936, 2192% 
6. Febr., III C 201/85 = JW. 1936, 2283 ۹ 
6. Febr., TV C 147/35 = JW. 1936, 7 
11. Febr., ITC 131/35 JW. 1936, 2190 ® 
13. Febr., III C 243/35 = JW. 1936, 2281 1 
13. Febr., III C 244/35 = JW. 1936, 1713 % 
27. Febr., III C 279/33 = JW. 1986, 2190% 
6. März, VII D 6/34 = JW. 1936, 2592% 
12. März, III ER 30/86 = JW. 1936, 2187 ® 
12. März, III O 255/35 = JW. 1936, 2285 10 
12. März, IV 03/85 JW. 1936, 3018 5 
16. März, IV C 109/35 = JW. 1936, 3275 © 
17. März, ID 113/35 = JW. 1936, 3280 v. 
17. März, 11 0 121/35 = JW. 1936, 3501% 
19. März, HI O 273/85 = JW. 1936, 2189 85 
19. März, 1V 087/85 = IM. 1936, 74 
26. März, III C 261/35 = JW. 1936, 2984 115 
2. April, III C 11/36 = JW. 1936, 3278 1 
3. April, VIII GSt 211-2085 = JW. 
1936, 2592 9 
6. April, IV C 107/81 = JW. 1936, 3277 ° 
16. April, III O 22/36 = JW. 1936, 3276 „ 


3. Mai, VII D 28/34 = IV. 1936, 3023 70 
Mai, IV 06/36 JW. 1936, 2832 75 
‚Mai, II C 105/35 JW. 1956, 32 02 
Mai, II 0114/835 JW. 1936, 3278 0 
‚Mai, IVO 18/36 = IW. 1936, 2832 5% 
Mai, IV O 197/85 JW. 1936, 32757 
„Mai, 


VI ER 55/6 JW. 1936, 2277 11 
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28. Mai, IV C 78/34 JW. 1937, 425 ٥ 
9 Juni, III C 52/35 JW. 1936, 3421 9 
9. Juni, II O 2/86 = JW. 1936, 3023 75 

9. Juni, VIII C 26/34 = JW. 1936, 3503 9 
11. Juni, III C 19/36 JW. 1936, 9215 mg 
11. Juni, IVO 23/35 JW. 1936, 3419 30 
11. Juni, IV C 153/85 = ZU. 1936, 3417 = 
11. Juni, IV C 156/35 JW. 1936, 3016 
16. Juni, VIII C 27/34 JW. 1936, 704 
19. Juni, VIII C 7/86 JW. 1936, 3413 1 
23. Juni, II CO 11/6 = JW. 1936, 80247 

2. Juli, III 0719/85 = YW. 1936, 3415 ® 
16. Juli, III O 30/36 = JW. 1937, 428 55 
17. Juli, VII D 69/34 JW. 1937, 44 
17. Juli, VII D 80/34 = JW. 1937, ۰۷ 
90. Juli, III C 62/36 JW. 1997, 422% 

4. Aug., VIII Gët 567/34 = JW. 1936, 

3359 70 

8. Sept., II C 1/36 = JW. 1937, 127 51 

8. Sept., VIII A 27/33 JW. 1937, 430“ 
22. Sept., VIII O 13/35 = JW. 1937, 430. 
8. Okt., III C 26/6 = JW. 1937, 1031 00 

8. Okt., III O 184/36 = JW. 1937, 431 % 
22. Okt., IV C 48/6 JW. 1937, 42037 
22. Okt., IV C 151/36 JW. 1937, 419 50 
29. Okt., IV b 188/85 = JW, 1937, 1845 1 
6. Nov., VII D 74/4 JW. 1937, 2424 110 

(Rechtsſatz) 


23. März, VIII GSt 188/35 


17. Nov., II CG 96/35 = JW. 1937, 711 28 
19. Nov., IV C 166/36 JW. 1937, 421 28 
26. Nov., IV b 132/35 JW. 1937, 1589 6 
3. Dez., kein Akten Z. JW. 1937, 1592 47 
17. Dez., IV C 85/85 JW. 1937, 2163 os 
17. Dez., IV C 107/86 = JW. 1937, 1366 50 
21. Dez., IV C 12/36 = JW. 1937, 1587 46 


1937 


„Jan., IV C 40/36 JW. 1937, 2546 3 
„Jan., IV C 41/36 JW. 1937, ۵٥ 
7. Jan., IV C 48/34 = JW. 1937, 2545 8 
14. Jan., IV C 175/36 JW. 1937, 2487 51 
21. Jan., IV C 27/36 JW. 1988, 270% 
28. Jan., IV C 131/36 JW. 1937, 2168 70 
29. Jan., VII C 8/36 = JW. 1937, 2550 4٤ 
29. Jan., VII C 84/35 JW. 1905 2550 #1 
2. Febr., VIII GSt 16/35 = JW. 1937, 
2678 1 
11. Febr., III C 241/36 JW. 1937, 2166 o 
18. Febr., IV C 153/36 JW. 1937, 3128 97 
25. Febr., III O 272/36 = JW. 1937, 2423 105 
16. März, II OG 84/36 = JW. 1937, 2999 دہ‎ 
18. März, IV C 180/36 = JW. 1937, 2487 52 


JW. 1937, 


22 


2550 45 
5. März, IV ER 8/37 JW. 1937, 2539 % 
5. April, IV ER 14/37 JW. 1937, 2540 % 


le 
6. April, II C 85/86 = ZW. 1937, 2549 % 
8. April, III 227/36 JW. 1937, ٥ 


15. April, 
22. April, 


IV C 56/36 JW. 1937, ٭8‎ 
IV C 30/37 = ZW. 1937, 1839 186 
29. April, IV C 50/37 = JW. 1997, 7 
29. April, 1۷ C 137/35 JW. 1938, 7878 
29. April, IV C 190/36 = JW. 1937, 2486 50 
26. Mai, VI DW 5/37 = ZW. 1937, 2679 % 
1. Juni, 1102/87 = SW. 1937, 2935 5 
10. Juni, III O 35/36 JW. 1937, E 41 
10. Juni, IV C 111/36 = 3. 7 
15. Juni, DC 16/37 JW. 1937, 9934 = 
17. Juni, 1110 38/37 JW. 1937, 2675 10 
1. Juli, IV C 34/35 JW. 1958, 79% 


1. Juli, IV C 145/35 JW. 1938, 141% 
5. Juli, IV C 17/37 = JW. 1938, 79 80 

5. Juli, IV C 51/386 JW. 1937, 3127 58 
5. Aug., III C 58/37 JW. 1937, 3000 63 


12. Aug. III C 60/37 = JW. 1937, 2933 = 
13. Sept., IV C 84/37 = JW. 1938, 206 73 
23. Sept., IV CO 45/37 = JW. 1938, 7+ 
24. Sept., IV C 51/34 = JW. 1938, 
30. Sept., IV O 70/37 = JW. 1938, 79 55 
30. Sept., IV O 75/37 = JW. 1938, 207 ٤ 
14. Okt., III C 9/7 JW. 1938, 267 9 
28. Okt., IV C 96/37 = JW. 1938, 208 50 
11. Nov., IV C 107/37 = JW. 1988, 208 75 
11. Nov., III C 169/97 = JW. 1938, 8 


IX. 
Richtlinien für die Mitarbeit 


1. Die Aufgabe der „JW.“ ift die Darftellung und Erörterung des geltenden Rechts, wobei die Berufs- 
fragen der Anwaltſchaft beſondere Berückſichtigung erfahren. 

Beiträge, die die künftige Rechtsgeſtaltung behandeln, ſind für die „JW.“ grundſätzlich nicht geeignet. 

Die „JW.“ kann nur Allein- bzw. Erſtdrucke bringen. Aufſätze, Buchbeſprechungen und Anmerkungen zu 
Entſcheidungen, die bereits an anderen Stellen abgedruckt ſind oder gleichzeitig an anderer Stelle zur 
Veröffentlichung kommen ſollen, müſſen ausgeſchloſſen bleiben. 

2. Mit der Annahme eines Beitrages durch die Schriftleitung erhält der Verlag das ausſchließliche Recht zur 
Vervielfältigung und Verbreitung. Der Verfaſſer darf gemäß 8 42 Abſ. 2 des Verlagsgeſetzes über den 
Beitrag erſt anderweit verfügen, wenn ſeit dem Ablauf des Kalenderjahres, in dem der Beitrag abgedruckt 
wurde, ein Jahr verſtrichen iſt. Sofern für den Verfaſſer ein berechtigtes Intereſſe beſteht, die Friſt nicht 
abzuwarten, wird anheimgeſtellt, die Zuſtimmung des Verlages einzuholen. 

3. Der Aufſatzteil fol zuverläſſige Erläuterungen neuer Geſetze und Abhandlungen über praktiſch⸗bedeutſame 
Fragen der Rechtsentwicklung bringen. Theoretische Aufſätze ohne praktiſchen Wert ſind nicht erwünſcht. 
4. Es wird gebeten, die Einſendung nicht angeforderter Buchbeſprechungen zu unterlaſſen. Wünſche der 
Verfaſſer oder Verleger von eingeſandten Büchern bezüglich der Auswahl der Beſprecher können nicht 
berückſichtigt werden. Arbeiten zur Erlangung der Doktorwürde (Diſſertationen) können grundſätzlich nicht 

zur Beſprechung gelangen. 

5. Die Schriftleitung iſt beſtrebt, den Teil „Rechtſprechung“ ſo zu geſtalten, daß wichtige Entſcheidungen 
möglichſt beſchleunigt zum Abdruck kommen. Für einzelne Gerichte, jo Reichsgericht, Zivil- und Strafſachen, 
Kammergericht, Reichsarbeitsgericht, Reichserbhofgericht, Landeserbhofgericht Celle und die bayeriſchen Erb⸗ 
hofgerichte, Reichsfinanzhof, Reichsverſicherungsamt, Reichsverſorgungsgericht, Reichspatentamt, ſowie die 
Oberverwaltungsgerichte, find ſtändige Mitarbeiter beſtellt, die die Aufgabe haben, die wichtigſten Ent⸗ 
ſcheidungen auszuwählen und der Schriftleitung zu überſenden. Alle anderen Mitarbeiter werden deshalb 
gebeten, davon abzusehen, Entſcheidungen dieſer Gerichte an die Schriftleitung zu liefern. 

Für die übrigen Gerichte und alle wichtigen Verwaltungsbehörden ruft die Schriftleitung alle Rechts⸗ 
wahrer zur Mitarbeit durch Einſendung von Entſcheidungen auf. 

Es können aber nur ſolche Entſcheidungen zum Abdruck angenommen werden, die über den Einzelfall 
hinaus grundſätzliche Bedeutung haben. Es iſt dringend erforderlich, daß jeder Einſender einer Cnt- 
ſcheidung vorher gerade diefe Frage genau prüft. Vor allem können Entſcheidungen, die eine bereits 
wiederholt erörterte Rechtsfrage im Sinne der herrſchenden Meinung behandeln, ohne Neues zu bringen, 
nicht zur Veröffentlichung kommen. Bei der Einſendung von Entſcheidungen iſt erwünſcht, daß eine voll⸗ 
ſtändige Abſchrift des fraglichen Urteils oder Beſchluſſes beigefügt und gleichzeitig ein möglichſt kurzer 
Auszug übermittelt wird, der eine zur Veröffentlichung geeignete Form darſtellt, d. h. mit einem Rechtsſatz 
unter Voranſetzung der betreffenden Geſetzesſtellen verſehen iſt. Die Einſender werden noch gebeten, die 
Gerichte, den Tag der Verkündung und das Aktenzeichen genau anzugeben. Die Schriftleitung der „JW.“ 
kann auch nach einem ſtreng durchgeführten Grundſatz nur rechtskräftige Entſcheidungen zum Abdruck 
annehmen. : 

6. Die Schriftleitung behält fih in jedem Einzelfall die Entſchließung darüber vor, ob eine Entſcheidung 
beſprochen werden ſoll oder nicht. Die Einſendung nicht erbetener Anmerkungen zu Entſcheidungen iſt 
unerwünſcht. 

Grundſätzlich werden niemals Beſprechungen aus der Feder von Perſonen veröffentlicht, die an dem 
Verfahren in irgendeiner Weiſe, z. B. als Partei, Prozeßbevollmächtigter, Richter oder Gutachter beteiligt 
geweſen ſind. 

7. Die Vergütung der Beiträge ift fo gehalten, wie es die wirtſchaftliche Lage der „IW.“ ermöglicht. Für 
Aufſätze, Buchbeſprechungen und Anmerkungen beträgt der Satz 12 AM je Druckſpalte, für Bearbeitung 
von Eutſcheidungen 6 AM je Druckſpalte, höchſtens 15 AA je Entſcheidung. Eine beſondere Vergütung 


10. 


„Alle Angelegenheiten, die Anzeigen betreffen oder die Verſendung der 


für Schreibauslagen, Poſtgebühren u. dergl. wird nicht gezahlt. Der Bearbeiter iſt verpflichtet, die Korrektur 
zu leſen und dieſe poſtwendend auf ſeine Koſten an den Verlag zurückzuſenden. 

Für die Überſendung von einfachen Entſcheidungsabſchriften ohne eigene für die Zeitſchrift geleiſtete 
Bearbeitung kann ein Honorar nicht gezahlt werden. 

Der Verlag leiſtet die Zahlung etwa zwei bis drei Wochen nach Erſcheinen des Heftes, in dem der 
Beitrag veröffentlicht iſt. Die Mitarbeiter, die Zahlung im Wege des bargeldloſen Verkehrs wünſchen, 
werden gebeten, dies unter Angabe der Poſtſchecknummer oder des Bankkontos auf der Korrektur zu ver⸗ 
merken, ſofern das Konto nicht ſchon angegeben worden iſt. 

Jedem Verfaſſer eines Aufſatzes, einer Buchbeſprechung oder Anmerkung wird auch ohne beſondere Auf⸗ 
forderung ein Belegſtück des vollſtändigen Heftes vom Verlag zugeſtellt. 


Wünſche um Sonderdrucke ſind ſpäteſtens bei Rückſendung der Korrekturfahnen unmittelbar an den Ver⸗ 
lag zu richten. 


„Der geſamte Schriftwechſel, der den Textteil betrifft, ift nur mit der Schriftleitung (Hauptichriftleiter 


Rechtsanwalt Rudolf Henſen), Berlin W 35, Lützowufer 18/11 (Fernſprecher 213718), zu führen. Die 
Einſendung von Handſchriften an den Verlag verurſacht Zeitverſäumnis, Mehrarbeit und Koſten. 

Bücher, deren Beſprechung gewünſcht wird, find zweckmäßig unmittelbar an die Schriftleitung zu ſenden. 
„SW.", Beſtellungen und Mb- 
beſtellungen, Beſchwerden über unterbliebene und verſpätete Lieferung der Hefte, Beſtellungen auf 
Einzelhefte oder Jahrgänge, ebenſo Einbanddecken ſind nur an den Verlag W. Moeſer Buchhandlung, 
Leipzig C 1, Dresdner Straße 11—13, Fernſprecher 72 566, zu richten. 


Nicht zum Arbeitsbereich der „JW.“ gehört die Erteilung von Rechtsbelehrungen, Erſtattung 


von Rechtsgutachten, Namhaftmachung von Schrifttum oder Entſcheidungen, die ſich auf eine beftimmte 
Frage beziehen, oder dgl. 


Berlin und Leipzig, den 31. Oktober 1936. 


Rechtsanwalt Rudolf Henſen, W. Moeſer Buchhandlung, 
Hauptſchriftleiter. Verlag der „Juriſtiſchen Wochenſchrift“. 


Druck von Oscar Brandstetter 


